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    Vorwort


    Deutschlands Wirtschaft hat in den vergangenen 25 Jahren eine wahre Achterbahnfahrt erlebt. Auf Phasen des Wachstums folgten anhaltende Schwächeperioden, und viele deutsche Unternehmen mussten sich aufgrund schwerer wirtschaftlicher Krisen neu erfinden. Die wirtschaftspolitische Debatte in Deutschland war phasenweise gekennzeichnet von ausgeprägten Zukunftsängsten, während seit einigen Jahren wieder ein wachsendes Selbstbewusstsein zu beobachten ist.


    Auf den wirtschaftlichen Aufschwung und die allseitige Zuversicht der späten 1980er Jahre folgte in den 1990er Jahren eine schwere Krise, in der einige heute so erfolgreiche Unternehmen wie Volkswagen, Lufthansa und Porsche Sanierungsfälle waren und vor dem wirtschaftlichen Aus standen. Auch zu Beginn des 21.Jahrhunderts galt Deutschland nicht als erfolgreiche Ökonomie. Angelsächsische Beobachterinnen und Beobachter spotteten über die deutsche Wirtschaft, die noch immer von einem vermeintlich zu hohen Anteil an verarbeitender Industrie geprägt war. Deutschland galt als Paradebeispiel einer »old economy«, die die Zeichen der Zeit verschlafen hatte. Der englische Journalist David Marsh bemerkte im Jahr 2002, die deutsche Wirtschaft sei wie ein langsam alternder Mercedes, der dringend zur Überholung in die Werkstatt gehöre.1 Heute ist dies ganz anders. Deutschland gilt Beobachtern im In- und Ausland als Vorbild, und gerade in anderen europäischen Ländern orientieren sich Bürgerinnen und Bürger, Politik und Wissenschaft an Deutschland. Doch sollten sie das tun? Ist das deutsche Modell krisenfest und zukunftsfähig? Haben Politik und Wirtschaft die richtigen Weichen gestellt, um Deutschland weiterhin erfolgreich in die Weltwirtschaft zu integrieren und um Arbeitsplätze und Wohlstand in diesem Land zu sichern?


    Eine Debatte zu den Vor- und Nachteilen der deutschen Außenwirtschaftspolitik ist überfällig, und dieses Buch leistet dazu einen Beitrag. Die Menschen in Deutschland haben in den letzten Jahren enorme wirtschaftliche Herausforderungen bewältigt, dennoch verbleibt der Eindruck, dass es dem Land an wirtschaftspolitischen Leitlinien fehlt. Besonders deutlich wird dies in der Außenwirtschaft: Die »Exportweltmeisterschaft« hat den Charakter eines Fetisch angenommen. Jahr um Jahr erwirtschaftet Deutschland enorme Überschüsse in der Leistungsbilanz, aber kaum jemand diskutiert, was die Folgen dieser Entwicklung sind. Hartnäckig hält sich die Einschätzung, hohe Überschüsse im Export seien Ausdruck wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit und deshalb anzustreben. Dies ist ein Irrtum: Exporte sind Mittel zum Zweck, aber nicht das Ziel wirtschaftlicher Aktivitäten. Die durch den Export erzielten Überschüsse müssen wieder im Ausland investiert werden.


    Deutschlands Unternehmen waren in den vergangenen Jahren sehr erfolgreich in der Erschließung von Märkten im Ausland, aber die aus dem Handel stammenden Überschüsse wurden wenig gewinnbringend angelegt. Je nach Berechnungsmethode musste Deutschland Forderungen an das Ausland zwischen 270 und 650 Milliarden Euro abschreiben. Deutschland musste also Auslandsinvestitionen im Wert berichtigen und Verluste hinnehmen, ohne dass dies in der deutschen Öffentlichkeit diskutiert worden wäre. Wohlbemerkt: Die Lasten aus der Rettung anderer Mitgliedsländer der Eurozone sind hierin nicht enthalten. Man könnte auch sagen, dass ein Teil der deutschen Exporte verschenkt wurde. Dies ist gewiss kein Modell, das Zukunft haben sollte.


    Bei der Untersuchung von Deutschlands Position in der Weltwirtschaft spielt Europa natürlich eine zentrale Rolle. Welchen Nutzen hat Deutschland aus der Mitgliedschaft in der Europäischen Union und insbesondere aus der Währungsunion? Diese Debatte ist zentral für die Zukunft Deutschlands: Sind die Weichen in der Währungsunion richtig gestellt? Insbesondere junge Menschen fragen sich, welchen der in anderen europäischen Ländern erhobenen Forderungen Deutschland gerecht werden kann. Kann Deutschland Rettungsprogramme auch für große Volkswirtschaften wie Italien finanzieren? Ist es angemessen, Fehlentwicklungen in anderen europäischen Ländern mit Rettungsmaßnahmen zu beantworten? Oder wäre es nicht sinnvoller, den Mitgliedsstaaten der Währungsunion wieder mehr Eigenverantwortung einzuräumen?


    Dieses Buch richtet sich an Leserinnen und Leser, die sich mit Deutschlands wirtschaftlicher Zukunft und insbesondere der Außenwirtschaftspolitik beschäftigen wollen. Dieses Thema umfasst natürlich eine sehr große Zahl von Aspekten, die in einer Monografie nicht alle erschöpfend untersucht werden können. Gleichwohl war es mir wichtig, nicht nur Teilaspekte der deutschen Außenwirtschaft zu betrachten, sondern einen Überblick zu liefern und die deutsche wirtschaftliche Entwicklung in einen globalen Kontext einzuordnen.


    Das Ergebnis der Untersuchung von Deutschlands Position in der Weltwirtschaft stimmt vorsichtig optimistisch: Viele Herausforderungen sind schon bewältigt worden, aber nicht alle Entscheidungen der letzten Jahre waren klug und stärkten die Zukunftsfähigkeit des Landes. Deutschland hat gewiss keine makellose Bilanz aufzuweisen, aber es gibt auch keinen Anlass, verzagt auf die wirtschaftspolitischen Herausforderungen der Zukunft zu schauen. Allerdings zeigt dieses Buch, dass außenwirtschaftliche Erfolge keineswegs nur eine betriebswirtschaftliche Dimension haben, sondern wesentlich von politischen Entscheidungen geprägt werden. Hier gilt es umzusteuern: Die Außenwirtschaftspolitik Deutschlands ist verbesserungsbedürftig.


    In der Finanz-, aber auch in der Handelspolitik bedarf es großer Anstrengungen, um die Risiken für künftige Generationen zu reduzieren. Das gilt selbstverständlich zunächst für die Finanzpolitik. Die vom Finanzsektor ausgehenden Gefahren sind keineswegs beseitigt, und die fiskalpolitischen Krisen europäischer Staaten haben im Ergebnis auch dazu geführt, dass Reformen der Finanzmärkte aufgeschoben wurden. Heute sind die deutschen und europäischen Finanzmärkte nur wenig krisenfester als 2008. Auch in der Handelspolitik wurde in den vergangenen Jahren kaum etwas erreicht. Die multilaterale Handelsordnung ist stark geschwächt und wird zunehmend von diskriminierenden Präferenzabkommen abgelöst. Es ist eindeutig, dass diese Zersplitterung der Welthandelsordnung nicht im Interesse Deutschlands liegt. Das geplante transatlantische Freihandelsabkommen TTIP wird, sofern die EU und die USA sich verständigen können, ebenfalls einen Beitrag zur Fragmentierung der Welthandelsordnung leisten. Bemerkenswert ist, dass die Debatte in Deutschland vor allem über Themen wie Verbraucherschutz oder Schiedsgerichte geführt wird. Die schwerwiegenden Folgen für den Welthandel und dessen Regulierung kommen in der politischen Diskussion deutlich zu kurz.


    Dieses Buch beschäftigt sich aber nicht nur mit der Außenwirtschaftspolitik, sondern betrachtet auch eine Reihe von einzelnen Unternehmen und deren Produktions- und Strandortstrategien in einem globalisierten Umfeld. Die Bilanz fällt hier sehr unterschiedlich aus. Einige Unternehmen, besonders der Automobilindustrie, waren in den letzten Jahren sehr erfolgreich bei der Bewältigung der Herausforderungen der Globalisierung. Der traditionsreiche Stahlkonzern Thyssen-Krupp hingegen ist mit seiner Internationalisierungsstrategie gescheitert und hat es nicht geschafft, sich zu einem global aufgestellten Unternehmen weiterzuentwickeln. Die Globalisierung ist, so banal dies klingt, kein Selbstläufer. Unternehmen können daran zerbrechen.


    Bei der Entstehung dieses Buches erhielt ich tatkräftige Unterstützung. Danken möchte ich zunächst Benjamin Dresen für Lektorat und Redaktion und Hildegard Bremer, meiner Ansprechpartnerin in der Bundeszentrale für politische Bildung. Meinen Kolleginnen Isabelle Faulhaber, Marianne Rückwart, Maria Krummenacher und Luise Köcher danke ich für die Unterstützung bei den Recherchen zu diesem Buch. Ebenfalls danke ich den Studierenden meiner Lehrveranstaltungen an der Zeppelin Universität in Friedrichshafen und an der Universität Potsdam. Aus den Seminaren habe ich zahlreiche Anregungen und Hinweise für dieses Buch bekommen. Ganz besonders möchte ich mich bei Hans-Georg Golz von der Bundeszentrale für politische Bildung bedanken. Er hat mich ermutigt, dieses Buch zu schreiben und hat das Projekt maßgeblich gefördert. Schließlich möchte ich meinen Gesprächspartnern im In- und Ausland danken, ohne deren kritische Kommentierung meiner wissenschaftlichen Positionen dieses Buch nicht hätte entstehen können.


    Berlin, im November 2015


    Heribert Dieter


    Anmerkungen


    
      1 David Marsh, The German Engine is Spluttering, Daily Mail, 9.9.2002.

    

  


  
    1 Einleitung


    Deutschland hat nach den erfolgreich umgesetzten Reformen in der ersten Dekade des 21.Jahrhunderts wieder zu wirtschaftlichem Erfolg zurückgefunden. Die Auftragsbücher der Wirtschaft sind gut gefüllt, die Arbeitslosigkeit ist niedrig und der wirtschaftliche Ausblick ist– zumindest für die nächsten Jahre– positiv. Allerdings belasten die Veränderungen und Krisen der letzten Jahre Bürgerinnen und Bürger in Deutschland. Viele Menschen fragen sich, ob das gegenwärtige Wohlstandsniveau in der Zukunft noch zu halten sein wird. Wird Deutschland im 21.Jahrhundert wirtschaftlich absteigen? Kann sich das Land weiterhin in der Weltwirtschaft behaupten?


    Die vergangenen sieben Jahre– geprägt von der schweren Wirtschafts- und Finanzkrise in den USA und den anhaltenden Turbulenzen einiger Mitgliedsländer der Eurozone– haben die Menschen in Deutschland verunsichert. Viele Glaubenssätze der Vergangenheit werden infrage gestellt. In Deutschland, aber noch stärker in anderen OECD-Ländern, wächst die Angst vor den Schwellenländern. Viele Menschen betrachten die weitere Integration in die Weltwirtschaft mit Sorge. Auch die Zukunft Europas wird zunehmend kritisch betrachtet. Die europäische Integration, die in der Vergangenheit eine Säule der deutschen Außen- und Außenwirtschaftspolitik war, wird nicht mehr so uneingeschränkt begrüßt wie vor den Turbulenzen der letzten Jahre. Dennoch wäre es falsch, die zahlreichen Vorteile der Globalisierung und der europäischen Integration auszublenden. Die Analyse des erheblichen Nutzens der internationalen Arbeitsteilung stellt einen Schwerpunkt des Buches dar: Wie und warum profitieren einige Unternehmen vom weltweiten Wettbewerb? Was bedeutet dies für Beschäftigung und Wohlstand in Deutschland?


    Der Prozess der Globalisierung hat anhaltenden Einfluss sowohl auf politische Entscheidungen von Regierungen als auch auf unternehmerische Strategien von transnational operierenden Firmen. Dies betrifft selbstredend Deutschland in besonderem Maß. Die deutsche Volkswirtschaft gehört zu den führenden der Welt und ist sehr stark in die internationale Arbeitsteilung eingebunden. Deutschland betreibt intensiven Außenhandel, wobei in der öffentlichen Diskussion besonders die Exportseite thematisiert wird. Der Titel des »Exportweltmeisters« hat einen hohen Stellenwert in der öffentlichen Diskussion, ohne dass der Nutzen dieser Meisterschaft ausreichend untersucht wird.


    Unterschieden werden muss allerdings zwischen den Vorteilen der Globalisierung in Hinblick auf die Produktion und den Handel von Gütern einerseits und den eher negativ zu bewertenden Folgen der Internationalisierung der Finanzmärkte. Insbesondere deutsche Investoren haben lange blauäugig vermeintlich lukrative ausländische Wertpapiere gekauft, die sich später als wenig werthaltig entpuppten. Der Nutzen aus der Liberalisierung des Warenhandels ist– so eine These dieses Buches– nicht nur für Deutschland erheblich größer als der Nutzen internationalisierter Finanzmärkte.


    Wir sprechen heute sehr viel über Globalisierung, aber der Begriff ist ebenso überbeansprucht wie unklar abgegrenzt und erfordert eine präzisere Definition: In diesem Buch wird »Globalisierung« als die fortdauernde grenzüberschreitende Vertiefung wirtschaftlicher Aktivitäten verstanden, die sowohl durch politisch ausgelöste Liberalisierung von Handel und Kapitalverkehr als auch durch die Transaktionskosten senkenden Auswirkungen des technologischen Fortschritts, etwa durch die Effizienzgewinne in der Logistik, befördert wird. Regierungen sind an diesem Prozess aktiv beteiligt, indem sie beispielsweise ihre Handelspolitik liberalisieren; gleichzeitig sind sie von den Entscheidungen anderer Regierungen und Akteure, vor allem transnationaler Unternehmen, betroffen. Regierungen gestalten Globalisierung, können aber nicht alle wirtschaftlichen Entwicklungen kontrollieren. Diese wechselseitige Beeinflussung trifft auch auf die Aktivitäten der transnationalen Unternehmen zu: Zum einen beeinflussen diese die Weltwirtschaft, insbesondere durch ihre Investitionsentscheidungen; zum anderen sind sie dabei an die von Regierungen vorgegebenen Rahmenbedingungen gebunden.


    Die Interaktion zwischen Regierungen und Unternehmen liegt auf der Hand: Die Regierungen souveräner Staaten beeinflussen durch ihre Wirtschaftspolitik die Formulierung unternehmerischer Strategien, während privatwirtschaftliche Akteure gleichzeitig danach streben, Einfluss im politischen Bereich auszuüben. Zwischenstaatliche Abkommen sind ein weiterer Einflussfaktor, der sich auf die Formulierung und Neuausrichtung unternehmerischer Strategien auswirkt.


    Regierungen reagieren auf weltwirtschaftliche Veränderungen mit unterschiedlichen Maßnahmen, unter anderem mit dem Abschluss bilateraler Handelsabkommen, die derzeit wie Pilze aus dem Boden sprießen. Transnationale Unternehmen wiederum beantworten veränderte Rahmenbedingungen mit der Anpassung ihrer Produktions- und Standortstrategien. Steigen etwa die Energiekosten an einem Standort deutlich, während sie an einem anderen sinken, kann dies zur Verlagerung von Produktion führen. Diese Veränderungen im Unternehmenssektor führten in den letzten Jahren zu einer lebhaften Diskussion über die Vor- und Nachteile der Globalisierung. In vielen OECD-Ländern, auch in Deutschland, wurde und wird darüber diskutiert, ob die betroffene Volkswirtschaft von der anhaltenden Ausweitung der internationalen Arbeitsteilung eher profitieren wird oder ob eine Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation zu befürchten ist.


    Gegenwärtig profitiert das Image der deutschen Wirtschaft von der weltweiten Renaissance der verarbeitenden Industrie. Das war zeitweise völlig anders. Die Herstellung von Waren galt als Auslaufmodell; der neuen Wirtschaft– der »New Economy«– sollte die Zukunft gehören. Ein postindustrielles Zeitalter schien angebrochen. Doch heute gelten gerade die Länder und Unternehmen als Gewinner der Globalisierung, die– wie Deutschland– Industrieprodukte anzubieten haben.2


    Dieses Buch leistet einen Beitrag zur Vertiefung der Debatte über die wirtschaftliche Zukunft Deutschlands. Welchen Nutzen hat Deutschland aus der Globalisierung, und welchen Risiken sind das Land und seine Menschen durch die Globalisierung ausgesetzt? Ist die Sorge vor einem Erstarken des Südens– vor allem der Schwellenländer Brasilien, China und Indien– gerechtfertigt? Oder gelingt es Deutschland und seinen Unternehmen besser als noch vor einigen Jahren erwartet, mit den Herausforderungen der Globalisierung fertig zu werden? Ist Deutschlands Wirtschaft auf einem nachhaltigen Kurs?


    Im zweiten Kapitel werde ich mich deshalb mit der Frage auseinandersetzen, ob die OECD-Länder künftig nicht mehr in gleichem Maße wie bisher von der Globalisierung profitieren werden, sondern in Zukunft eher zu den »Globalisierungsverlierern« zählen. Dabei sollen nicht allein die Effekte betrachtet werden, die sich in Zahlen ausdrücken lassen, sondern auch öffentliche Wahrnehmungen untersucht werden. Wie schätzen Bürgerinnen und Bürger die Effekte der Globalisierung ein? Diese Wahrnehmungen sind nicht zuletzt deshalb wichtig, weil die Politik darauf reagieren muss. Trotz unübersehbarer Erfolge der Schwellenländer wurden die Schwächen dieser Länder lange zu wenig erörtert. Beispielsweise hat China in den kommenden Jahren gravierende demografische Probleme zu meistern und ist weit davon entfernt, eine nachhaltige Wirtschaft zu sein. Die Kommunistische Partei Chinas hat noch keinen Weg gefunden, der den zunehmend wohlhabenden Schichten eine Partizipation an politischen Entscheidungen ermöglicht. Auch ein Blick auf die instabilen chinesischen Finanzmärkte und die völlig überhitzten Immobilienmärkte legt nahe, bei der Bewertung Chinas die Risiken nicht aus dem Auge zu verlieren.


    Im anschließenden dritten Kapitel werden der Außenhandel Deutschlands sowie der Kapitalverkehr betrachtet. Deutschland ist zwar sehr erfolgreich beim Export von Waren, aber die Investitionsentscheidungen in Deutschland ansässiger Unternehmen waren selten glücklich. Der deutsche Kapitalexport war häufig von hohen Verlusten geprägt. Gerade in den USA und den dortigen riskanten Immobiliengeschäften verloren deutsche Investoren– oft staatliche oder halbstaatliche Banken– sehr viel Geld. Auch in den europäischen Krisenstaaten, etwa in Irland, haben deutsche Investoren hohe Verluste erlitten. Mit anderen Worten: Während viele deutsche Industrieunternehmen das Exportgeschäft gut verstehen, hapert es in der Finanzwirtschaft erkennbar an Expertise. Dies ist problematisch, weil die Internationalisierung der Finanzmärkte jedes OECD-Land betrifft. Deutschland wäre aber mehr als jedes andere OECD-Land auf kompetente Bankmanagerinnen und -manager angewiesen, weil die anhaltenden Exportüberschüsse im Ausland angelegt werden müssen. Deutschland exportiert nicht nur Waren, sondern auch große Summen an Kapital, und bei den Investitionsentscheidungen gibt es deutliche Verbesserungsmöglichkeiten. Die hohen Verluste deutscher Banken im Auslandsgeschäft haben ihre Ursache in der Unfähigkeit des Bankensektors, die dortigen Risiken zu erkennen und zu meiden.


    Im vierten Kapitel untersuche ich die Entwicklungen der Handelsverflechtungen Deutschlands. Dabei geht es in erster Linie um den Warenhandel: Mit welchen Ländern betreibt Deutschland intensiven Handel, mit welchen ist der Austausch weniger ausgeprägt? Wie sich herausstellen wird, ist die deutsche Wirtschaft insbesondere im Maschinenbau, bei chemischen Erzeugnissen und Kraftfahrzeugen erfolgreich. Allerdings zeigt sich im Vergleich mit den 1990er Jahren ein deutlicher Wandel. Damals waren es nur einige wenige Großunternehmen, die sich als global operierend verstanden. Zu Beginn des 21.Jahrhunderts sind es die mittelständischen Unternehmen, die oft sehr erfolgreich auf den Weltmärkten operieren. Gerade im Bereich hoch spezialisierter Unternehmen gibt es in Deutschland eine überraschend große Zahl von Weltmarktführern, etwa im Maschinenbau.


    Die Schwäche Deutschlands war bislang der Finanzsektor, der mit Ausnahme der Deutschen Bank nicht erfolgreich im Ausland investierte. Die Krisen der letzten Jahre und die staatlichen Stützungsmaßnahmen für die Finanzwirtschaft brachten den Staat an den Rand seiner Leistungsfähigkeit. Angesichts der bereits hohen Verschuldung des deutschen Staates erscheint es unabdingbar, eine Wiederholung der Schieflagen von Banken auszuschließen. Wie soll sichergestellt werden, dass der Finanzsektor in Zukunft ohne große, staatlich finanzierte Rettungsmaßnahmen auskommt?


    Veränderungsbedarf besteht auch bei der außenwirtschaftspolitischen Strategie Deutschlands. Seit dem Jahr 2000 hat die deutsche Volkswirtschaft große Überschüsse beim Warenexport erzielt, aber diese Forderungen ans Ausland wurden schlecht angelegt. Deutschland hat in den vergangenen Jahren 300 Milliarden Euro Verluste erlitten, ohne dass dies in der Öffentlichkeit intensiv diskutiert worden wäre. Die bisherige Strategie, die Investition der durch den Export angefallenen Überschüsse Landesbanken und schlecht gerüsteten Geschäftsbanken zu überlassen, ist gescheitert. Deutschland sollte entweder mehr im Inland investieren oder die Investitionen im Ausland Profis anvertrauen.


    In den vergangenen Jahren wurden die Risiken ausländischer Investitionen in Deutschland immer wieder diskutiert. Dabei zeigte sich, dass sich ein Teil der Bevölkerung davon bedroht fühlt. Constantin Schreiber warnte 2010 vor dem »Ausverkauf Deutschlands«. Die Sorge vor einem Verlust des hierzulande entwickelten Know-hows und eine anschließende Verlagerung der Produktion in Niedriglohnländer stehen dabei im Mittelpunkt. Aber sind diese Ängste begründet? Gibt es Belege für die Verlagerung von Produktionsstätten nach einer Direktinvestition? Zugleich wird untersucht, welche Entwicklung bei deutschen Investitionen im Ausland zu beobachten war. In welchem Umfang haben deutsche Unternehmen im Ausland investiert? In welchen Ländern wurde besonders viel investiert?


    Für die Zukunft Deutschlands ist die weitere Entwicklung in der Europäischen Union und der Eurozone von zentraler Bedeutung. Die nun schon seit mehreren Jahren anhaltende Finanzkrise hat bei vielen Menschen in Deutschland für große Ernüchterung gesorgt. Während die Vertiefung der weiteren politischen und wirtschaftlichen Integration vor der Griechenland-Krise sehr deutliche Unterstützung erfuhr, werden heute von Menschen der unterschiedlichsten weltanschaulichen Gruppen Zweifel geäußert. Die Unterstützung eines wohlhabenden, aber schlecht regierten Landes wie etwa Italien wird zunehmend kritisch gesehen. Schon kleinere Unterstützungszahlungen stoßen im Bundestag, aber noch stärker in der Bevölkerung auf Skepsis und Widerstand. Die anhaltende Debatte der Bundesregierung und anderer Geberländer mit der Regierung von Alexis Tsipras im ersten Halbjahr 2015 hat zu einer weiteren Desillusionierung der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland beigetragen. Fast schon fatalistisch akzeptieren die Deutschen anhaltende Transfers nach Griechenland: Nach der Einigung mit der griechischen Regierung am 13.Juli 2015 nannten in einer Umfrage 52Prozent der Befragten die neue Unterstützung für Griechenland als angemessen; zugleich glaubten 78Prozent der Befragten nicht, dass die vereinbarten Reformen auch umgesetzt werden würden.3


    Die Politik in Deutschland hat es bislang noch nicht geschafft, den Bürgerinnen und Bürgern plausibel zu erklären, welchen Weg Deutschland in Europa nehmen soll. Die Charakterisierung des eingeschlagenen Weges als »alternativlos«– Bundeskanzlerin Angela Merkel verwendete den Begriff zur Verteidigung der Griechenland-Hilfen im Sommer 2010– hat dazu beigetragen, Bürgerinnen und Bürger eher vom europäischen Integrationsprozess zu entfremden und schwächt die Begeisterung für die Europäische Idee. In den kommenden Jahren muss eine Entscheidung fallen über den weiteren Weg Europas: Soll am Ende ein europäischer Bundesstaat stehen, oder ist nicht ein eher loser, die Integration auf bestimmte Bereiche beschränkender Staatenbund die nachhaltigere und demokratisch besser legitimierte Lösung? Das britische Referendum über die weitere Mitgliedschaft des Vereinigten Königreiches in der EU wird dieser Debatte auch in Deutschland eine neue Dynamik verleihen.


    Im achten Kapitel wird die These von der Entstehung einer »Basar-Ökonomie« untersucht, die vom Münchener Ökonomen Hans-Werner Sinn aufgestellt wurde und die seit einigen Jahren für heftige Debatten sorgt. Gefragt wird, inwieweit den Exporterfolgen der deutschen Industrie ein solides wirtschaftliches Fundament fehlt, der Exportboom also eine wirtschaftliche Scheinblüte vorspiegelt. Da dieses Thema für die Frage nach der Zukunftsfähigkeit der deutschen Wirtschaft große Bedeutung hat, schließen sich im neunten Kapitel Fallbeispiele an. Dort betrachte ich die Position einer der für Deutschland ökonomisch wichtigsten Branchen, der Automobilindustrie.


    Die deutschen Hersteller haben, auf unterschiedliche Art und Weise, in den letzten Jahren die Netzwerke ihrer Produktionsstandorte internationalisiert und damit, so die These, den Grundstein für eine weitere zukünftige Expansion geschaffen. Damit lässt sich zeigen, dass die Positionierung Deutschlands in der fortschreitenden internationalen Arbeitsteilung sehr gut ist. Allerdings kommen auf deutsche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer– wie das Beispiel Daimler zeigt– auch erhebliche Veränderungen und ein vermutlich weiter wachsender Wettbewerbsdruck zu. Daimler produziert schon heute das gleiche Modell an zwei Standorten, aber die Produktionsstätte in Ungarn weist sehr viel niedrigere Kosten als die deutsche Fabrik auf. Daneben zeigt die Untersuchung der ebenso kostspieligen wie gescheiterten Internationalisierungsstrategie des Stahlherstellers Thyssen-Krupp sehr deutlich, welche Risiken mit der Globalisierung verbunden sind. Weder niedrige Lohnkosten noch die Nähe zu Rohstoffvorkommen garantieren wirtschaftlichen Erfolg.


    Anmerkungen


    
      2 Joel Kotkin, The Real Winners Of The Global Economy: The Material Boys, New Geography, 6.3.2013, im Internet unter http://www.newgeography.com/content/003545-the-real-winners-of-the-global-economy-the-material-boys (eingesehen am 13.3.2013).


      
        3 Umfrage von Infratest dimap vom 13.7.2015, im Internet unter http://www.infratest-dimap.de/umfragen-analysen/bundesweit/ard-deutschlandtrend/2015/juli-extra (eingesehen am 18.7.2015).

      

    

  


  2 Der Süden steigt auf, der Norden ab– Sitzen die Verlierer der Globalisierung in den OECD-Ländern?


  Betrachtet man die politische Debatte zu den Folgen der Globalisierung in mehreren Ländern, so zeigt sich ein bemerkenswertes Paradoxon. Während nach wie vor viele Regierungen durch Liberalisierungsmaßnahmen die weitere Integration ihrer Ökonomien in die Weltwirtschaft befördern, ist in der öffentlichen Diskussion eine Abnahme der Unterstützung für eine Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung zu beobachten. Globalisierung bedeutet vor allem dies: eine Zunahme der internationalen Arbeitsteilung durch Liberalisierungsmaßnahmen, etwa den Abbau von Zöllen und anderer Handelshemmnisse. Besorgnisse hinsichtlich sinkender Reallöhne und Arbeitsplatzverlagerung, die Ungewissheit über die Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes, die Zunahme der Ungleichheit der Einkommensverteilung und, nicht zuletzt, die Angst vor der Zerstörung der Umwelt bestimmen in vielen Industrieländern die Diskussion.


  Dabei wird die Globalisierung in vielen Fällen als Verursacher dieser Sorgen identifiziert. Moisés Naim, Chefredakteur der Zeitschrift »Foreign Policy«, hat diesen Trend schon vor einigen Jahren ausgemacht. In vielen Ländern werde die Liberalisierung des Handels sehr kritisch gesehen und für Arbeitsplatzverlust, sinkende Reallöhne und wachsende Ungleichheit verantwortlich gemacht. Auch Lebensmittelskandale und giftiges Kinderspielzeug hätten dazu beigetragen, dass die liberale Handelsordnung in der öffentlichen Debatte zunehmend kritisch betrachtet werde, so Naim.4


  2.1 Der Aufstieg der Schwellenländer


  Auffällig ist, dass die Unterstützung für Globalisierungsprozesse in den OECD-Ländern, also den etablierten Industrieländern, just in dem Moment zu sinken beginnt, als weite Teile der sogenannten Dritten Welt die Vorteile der Globalisierung erkennen. Der Aufstieg Chinas und Indiens, um zunächst die beiden bevölkerungsreichsten und ökonomisch wichtigsten Länder zu nennen, wäre ohne die Liberalisierungspolitik der Vergangenheit nicht möglich gewesen.


  Abb.1: Brasilien, Russland, Indien und China– Anteile an der Weltwirtschaftsleistung in Prozent (zu jeweiligen Preisen in US-Dollar)


  [image: 1707.png]


  Quelle: International Monetary Fund, World Economic Outlook Database, April2015, im Internet unter https://www.imf.org/external/pubs/ft/weo/2015/01/weodata/index.aspx (eingesehen am 21.5.2015).


  Betrachtet man die Veränderung des Gewichts der großen Schwellenländer– Brasilien, China, Indien und Russland– in der Weltwirtschaft von 1990 bis 2014, wird rasch deutlich, dass nur ein Land einen wirklich steilen Aufstieg erlebt hat: China hat seinen Anteil an der Weltwirtschaftsleistung in gut zwei Jahrzehnten mehr als versiebenfacht. Sehr viel bescheidener fallen die Zuwächse der anderen BRIC-Staaten aus. Rechnet man in US-Dollar, verzeichnet allein Russland einen vergleichsweise deutlichen Anstieg des Anteils an der Weltwirtschaftsleistung von weniger als einem auf 2,4Prozent. Ein wesentlicher Faktor dabei ist aber die niedrige Ausgangsbasis. Russland lag im Jahr 2000 nach der Präsidentschaft Boris Jelzins wirtschaftlich wie politisch am Boden. Der zur Jahrtausendwende sehr niedrige Preis von weniger als 20 Dollar pro Fass Rohöl hatte Russland wirtschaftlich zusätzlich geschwächt.


  Auf den ersten Blick haben sich die OECD-Länder gut behauptet und erbringen noch immer zwei Drittel der Weltwirtschaftsleistung. Allerdings beruht diese vermeintliche Stärke auf der Schwäche der Währungen der Schwellenländer. Rechnet man in Kaufkraftparitäten, dann ist der Anteil der Schwellenländer höher. Denn die Wechselkurse geben nicht die tatsächliche Kaufkraft in den Schwellenländern wieder. Dies liegt unter anderem daran, dass Anleger aus Schwellenländern ihr Vermögen gerne in vermeintlich krisenfesten Währungen anlegen und dieser Export von Kapital Druck auf den Wechselkurs ausübt. Im Falle Chinas wird eine Aufwertung der Währung durch die vom Staat verordneten Beschränkungen des Kapitalverkehrs verhindert.


  Abb.2: Brasilien, Russland, Indien und China– Anteile an der Weltwirtschaftsleistung in Prozent (unter Berücksichtigung von Kaufkraftparitäten)


  [image: 1698.png]


  Quelle: International Monetary Fund, World Economic Outlook Database, April2015, im Internet unter https://www.imf.org/external/pubs/ft/weo/2015/01/weodata/index.aspx (eingesehen am 21.5.2015).


  Berücksichtigt man die unterschiedliche Kaufkraft– beseitigt also verzerrende Wechselkurseffekte– wächst das Gewicht der BRIC-Staaten deutlich an, während die Bedeutung der OECD-Staaten abnimmt. Mit dieser Methode kommen die BRIC-Staaten im Jahr 2014 schon fast auf einen Anteil von einem Drittel an der Weltwirtschaftsleistung. Zugleich ging der Anteil der OECD-Staaten von 1990 bis 2014 um mehr als 20Prozent zurück.


  Allerdings ist der Aufstieg der Entwicklungs- und Schwellenländer keineswegs auf China, Indien und Brasilien beschränkt. Ein bemerkenswertes Beispiel ist Südkorea. Von 1910 bis 1945 war Korea eine japanische Kolonie, deren Wirtschaft primär auf die Interessen der Kolonialmacht ausgerichtet war. Das Land begann die Integration in die Weltwirtschaft nach dem Zweiten Weltkrieg und einem brutalen Bürgerkrieg (»Koreakrieg«), der im Jahr 1953 endete. Unmittelbar nach dem Koreakrieg hing Südkorea von amerikanischer Unterstützung ab, entwickelte sich jedoch sehr rasch. Obwohl die Ausgangsbedingungen in den 1950er Jahren schlechter waren als in einigen afrikanischen Ländern, nutzte Südkorea die Globalisierung zu seinen Gunsten. Verglichen etwa mit dem westafrikanischen Ghana, das zum Zeitpunkt der Unabhängigkeit im Jahr 1957 keine Auslandsschulden, sondern Guthaben hatte und über ein gutes Bildungssystem und eine leistungsfähige Infrastruktur verfügte, ist der Aufstieg Südkoreas umso bemerkenswerter.


  Südkoreas Volkswirtschaft lag im Jahr 2014 mit einer jährlichen Wirtschaftsleistung von über 1410 Milliarden Dollar auf Rang 15 der Liste der Volkswirtschaften. Gemessen nach Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung liegt Südkorea mit gut 27100 Dollar (2014) auf Rang 30, vor den EU-Ländern Portugal und Tschechien sowie dem Ölexporteur Saudi-Arabien. Südkoreanische Unternehmen haben den Weltmarkt erobert: Der Elektronikriese Samsung war in den späten 1960er Jahren als Zulieferer für japanische Unternehmen gestartet und hat sich längst von diesen gelöst. Samsung erwirtschaftete im Jahr 2014 einen Umsatz von 305 Milliarden Dollar und wies einen Gewinn von 22Milliarden Dollar aus. Ohne die Globalisierung und die Teilnahme an der internationalen Arbeitsteilung wäre dieser Aufstieg nicht möglich gewesen.


  Südkorea ist keineswegs das einzige Land, das sich in den letzten Dekaden von einem armen Land zu einem Industrieland entwickelt hat. Vor allem in Ostasien sind solche Erfolgsgeschichten zu finden. Singapur, Malaysia, Vietnam und Thailand, aber eben auch China und Indien gehören dazu. Diese Länder haben die Globalisierung zu ihren Gunsten genutzt. Freilich ist keines der hier genannten Länder einer simplifizierten Liberalisierungsstrategie gefolgt. Das Erfolgsrezept sah zum einen die Orientierung zum Weltmarkt, zum anderen die nur allmähliche Öffnung des eigenen Marktes vor. China reguliert noch heute seinen internationalen Kapitalverkehr, Südkorea schützt seine Landwirtschaft sehr umfassend, und Thailand fördert den Aufbau der Automobilindustrie mit handelspolitischen Schutzmaßnahmen.


  China ist bei der Analyse der Handelspolitik und ihrer Wirkungen auf den Entwicklungsprozess natürlich besonders bedeutend. Eine Zäsur für China war das Jahr 2001, als das Land der Welthandelsorganisation (WTO) beitrat. China musste im Vorfeld komplexe Verhandlungen mit einer Reihe von Mitgliedsstaaten absolvieren und den Beitritt zu sogenannten »commercial terms« akzeptieren. Dies bedeutet, dass China nicht als Entwicklungsland mit den dazu gehörenden Schutzrechten in die Welthandelsorganisation aufgenommen wurde, sondern sehr umfassend liberalisieren musste.5 Bis zum Jahr 2007 wurden die Einfuhrzölle Chinas auf ein durchschnittliches Niveau von 6,8Prozent gesenkt. Im Jahr 1992 betrug das Niveau noch 40,6Prozent.6 China belegt eindrucksvoll, dass Liberalisierung und die Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung für arme, wenig entwickelte Länder signifikante Vorteile haben können. Keineswegs soll mit dieser Feststellung die Bedeutung von nationaler Regulierung geschmälert werden. Aber ohne die Integration in die Weltwirtschaft wäre es China vermutlich nicht möglich gewesen, innerhalb von drei Dekaden mehr als 400 Millionen Menschen aus absoluter Armut zu befreien. Dies ist eine gewaltige Leistung, die einerseits Anerkennung verdient, andererseits aber auch zeigt, welche Potenziale der grenzüberschreitende Handel freisetzen kann.


  Der Aufstieg einiger Länder des Südens hat also zu einer Revision der alten Interpretation von Globalisierung beigetragen. Während noch vor wenigen Jahren die Einschätzung verbreitet war, die Globalisierung würde dazu dienen, die Länder des Südens auszubeuten, setzt sich heute bei einigen Beobachterinnen und Beobachtern die Erkenntnis durch, dass viele Gewinnerinnen und Gewinner der Globalisierung nicht in Detroit oder Duisburg, sondern in Schanghai oder Hanoi wohnen. Zu fragen ist also, in welchem Maß sich der Nutzen aus Globalisierungsprozessen verlagert hat. Verliert der Norden, gewinnt der Süden?


  2.2 Die Zukunft von Arbeitsplätzen in OECD-Ländern


  Eine solche Verkürzung der Argumentation ist im Grunde unzulässig, denn eine klare Zuordnung von Nutznießern und Verlierern entlang von Ländergrenzen ist nicht möglich und sinnvoll. Innerhalb von Volkswirtschaften können auch dann Einzelne von Globalisierungsprozessen negativ betroffen sein, wenn die Volkswirtschaft insgesamt von diesen profitiert. Auch in den Industrie- und Entwicklungsländern, die heute großen Nutzen aus der Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung ziehen, haben nicht alle Anteil am steigenden Wohlstand. Selbst vehemente Verfechter von Freihandel bestreiten dies nicht. Allerdings wurde von klassisch und neoklassisch argumentierenden Ökonomen bislang angenommen, dass eine Volkswirtschaft per Saldo stets von Liberalisierungsmaßnahmen profitieren würde. Der Nutzen des Freihandels sei sowohl für einzelne Ökonomien als auch für die ganze Welt immer größer als die Kosten. Genau diese von vielen Ökonomen geteilte Theorie der Volkswirtschaftslehre wurde aber vor einigen Jahren von amerikanischen Ökonomen infrage gestellt.


  2.2.1 Die Verlagerung von Arbeitsplätzen: Was erscheint möglich?


  Dabei geht es nicht um die Stellungnahmen von Wissenschaftlern, die den Nutzen von internationaler Arbeitsteilung seit langem infrage stellen, sondern die Kritik stammt von etablierten, traditionell die Liberalisierung der Außenwirtschaftspolitik befürwortenden Ökonomen. Beispielsweise fragte im Jahr 2004 der Ökonomie-Nobelpreisträger Paul Samuelson, ob die Annahme, Globalisierung nutze allen Ökonomien, noch zu halten sei. Unter bestimmten Umständen könnten Produktivitätssprünge in einem Entwicklungsland dazu führen, dass der Nutzen aus der Arbeitsteilung nur in einem, nicht in allen beteiligten Ländern anfalle. Handelsökonomen, so Samuelson, hätten zu lange die negativen Konsequenzen der Globalisierung auf die Einkommen in den USA ignoriert.7 Bisher vertraten Verfechter von Freihandel die Position, dass die Verlagerung von Industrieproduktion schlimmstenfalls kurzfristig Nachteile mit sich bringen würde. Diese Nachteile seien aber, so wurde angenommen, weniger ausgeprägt als die längerfristigen, gesamtwirtschaftlichen Gewinne aus der Globalisierung.


  Alan Blinder, Ökonom an der renommierten amerikanischen Universität Princeton, hat die von Samuelson begonnene Debatte fortgesetzt. Obwohl Blinder den prinzipiellen Nutzen von Freihandel anerkennt, erwartet er für die amerikanische Volkswirtschaft erhebliche Risiken. Blinder konstatierte, dass zwischen 22 und 29Prozent aller Arbeitsplätze von den USA ins Ausland verlagert werden könnten.8 Blinder stellte fest, dass die Verlagerung von Jobs nicht mehr nur niedrig qualifizierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer betrifft, sondern dass heute selbst Hochqualifizierte nicht mehr sicher sein können vor einer Verlagerung ihres Arbeitsplatzes. Selbst die Arbeitsleistungen von Radiologen, Architekten oder Ingenieuren sind heute, vor allem wegen der technischen Innovationen im Datenaustausch, international handelbare Dienstleistungen geworden.


  Blinder sieht die Möglichkeit einer neuen industriellen Revolution, ausgelöst durch die enormen Innovationen im Bereich der Telekommunikation und Automatisierung. Er unterscheidet in direkt gelieferte und nicht direkt gelieferte Dienstleistungen.9 Erstere sind im Kern nicht-handelbare Dienstleistungen, die auch nicht von Verlagerung bedroht sind, zum Beispiel die Dienste einer Friseurin bzw. eines Friseurs oder einer Chirurgin bzw. eines Chirurgen. Beides sind Berufe, die nicht ins Ausland verlagert werden können. Anders verhält es sich in der zweiten Kategorie, zu der handelbare Dienstleistungen gehören, etwa die Dienste einer Telefonzentrale oder auch die Auswertung einer Röntgenaufnahme durch eine Radiologin oder einen Radiologen.


  Diese Unterscheidung ist in vielen Fällen schwierig. Dienstleistungen im Bildungsbereich, etwa die Vorlesung einer Hochschullehrerin oder eines Hochschullehrers, können elektronisch übermittelt werden, aber gemeinhin unterstellen wir, dass damit die Qualität dieser Dienstleistungen verschlechtert wird. Dennoch führt die stetige Verbesserung von Kommunikationstechnologie dazu, dass Dienstleistungen, die noch vor wenigen Jahren als ortsgebunden galten, heute durchaus in anderen Teilen der Welt bereitgestellt und per Datenleitung exportiert werden können. Um ein Beispiel aus der Medizin zu wählen: Noch vor wenigen Jahren war es üblich, Röntgenaufnahmen in analoger Form zu erstellen, während dies heute digitalisiert geschieht. Die Folge ist, dass diese digitalen Aufnahmen versendbar geworden sind und die Radiologin bzw. der Radiologe nicht mehr in räumlicher Nähe zur Patientin oder zum Patienten sein muss.


  Blinder räumt ein, dass seine Schätzungen nur grobe Anhaltspunkte für die Zahl verlagerbarer Arbeitsplätze geben. Für die USA veranschlagt er, dass 28 bis 42 Millionen Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor verlagerbar sein könnten, was auf 20 bis 30Prozent der Arbeitsplätze in diesem Bereich hinausliefe.10 Allerdings ist zu berücksichtigen, dass diese Schätzung nicht mit der tatsächlich stattfindenden Verlagerung gleichzusetzen ist. In der Realität wird die Zahl der verlagerten Arbeitsplätze deutlich niedriger ausfallen.


  Tab.1: Anteil der verlagerbaren Arbeitsplätze an den gesamten Arbeitsplätzen ausgewählter Branchen (inProzent)


  
    
      
        	
          Einzelhandel

        

        	
          3

        
      


      
        	
          Gesundheitswesen

        

        	
          8

        
      


      
        	
          Automobilnahe Dienstleistungen

        

        	
          11

        
      


      
        	
          Pharmazeutische Dienstleistungen

        

        	
          13

        
      


      
        	
          Versicherungen

        

        	
          19

        
      


      
        	
          Banken

        

        	
          25

        
      


      
        	
          IT-Dienstleistungen

        

        	
          44

        
      


      
        	
          Standardsoftware (verpackt)

        

        	
          49

        
      

    
  


  Quelle: McKinsey, The Emerging Global Labour market: Part I– The Demand for Offshore Talent in Services, Juni 2005, S.6, im Internet unter http://www.mckinsey.com/insights/mgi/research/labor_ markets/the_emerging_global_labor_market_demand_for_offshore_talent (eingesehen am 20.2.2013).


  Die Unternehmensberatung McKinsey hat im Jahr 2005 in einer groß angelegten Studie die Verlagerbarkeit von Arbeitsplätzen in acht Sektoren weltweit untersucht. Deutlich wird, dass die Möglichkeiten der Verlagerung von Dienstleistungen je nach Branche sehr stark schwanken.


  Im nach Beschäftigungshöhe gewichteten Mittel errechnete McKinsey eine Zahl von maximal 11Prozent aller Dienstleistungsarbeitsplätze, die weltweit verlagert werden könnten. In absoluten Zahlen ausgedrückt heißt dies, dass von weltweit insgesamt 1460 Millionen Arbeitsplätzen im Dienstleistungssektor 160 Millionen in andere Länder verlagert werden könnten.11


  Tab.2: Ausgewählte Berufe und ihre Verlagerbarkeit


  
    
      
        	
          Beruf

        

        	
          Rang

        

        	
          Verlagerbarkeitsindex

        
      


      
        	
          Computerprogrammiererin/

          Computerprogrammierer

        

        	
          1

        

        	
          100

        
      


      
        	
          Datenerfassungskraft

        

        	
          1

        

        	
          100

        
      


      
        	
          Mathematikerin/

          Mathematiker

        

        	
          5

        

        	
          96

        
      


      
        	
          Statistikerin/

          Statistiker

        

        	
          5

        

        	
          96

        
      


      
        	
          Telefonistin/

          Telefonist

        

        	
          9

        

        	
          95

        
      


      
        	
          Lektorin/

          Lektor

        

        	
          9

        

        	
          95

        
      


      
        	
          Verkaufskraft für

          Ticketbuchungen

        

        	
          16

        

        	
          94

        
      


      
        	
          Schreibkraft

        

        	
          16

        

        	
          94

        
      


      
        	
          Redakteurin/

          Redakteur

        

        	
          21

        

        	
          93

        
      


      
        	
          Übersetzerin/

          Übersetzer

        

        	
          21

        

        	
          93

        
      


      
        	
          Schadenssachbearbeiterin/

          Schadenssachbearbeiter

          Versicherung

        

        	
          21

        

        	
          93

        
      


      
        	
          Technische Zeichnerin/

          Technischer Zeichner

        

        	
          30

        

        	
          90

        
      


      
        	
          Schriftstellerin/

          Schriftsteller

        

        	
          30

        

        	
          90

        
      


      
        	
          Ökonomin/

          Ökonom

        

        	
          37

        

        	
          89

        
      


      
        	
          Bildende Künstlerin/

          Bildender Künstler

        

        	
          37

        

        	
          89

        
      


      
        	
          Grafikerin/

          Grafiker

        

        	
          40

        

        	
          86

        
      


      
        	
          Buchhalterin/

          Buchhalter

        

        	
          46

        

        	
          84

        
      


      
        	
          Biochemikerin/

          Biochemiker und

          Biophysikerin/

          Biophysiker

        

        	
          47

        

        	
          83

        
      


      
        	
          Mikrobiologin/

          Mikrobiologe

        

        	
          47

        

        	
          83

        
      


      
        	
          Ingenieurin/

          Ingenieur für

          Datenverarbeitung

          (Hardware)

        

        	
          76

        

        	
          73

        
      


      
        	
          Modedesignerin/

          Modedesigner

        

        	
          76

        

        	
          73

        
      


      
        	
          Ingenieurin/

          Ingenieur Maschinenbau

        

        	
          78

        

        	
          72

        
      


      
        	
          Buchbinderin/

          Buchbinder

        

        	
          173

        

        	
          59

        
      


      
        	
          Sattlerin/

          Sattler

        

        	
          180

        

        	
          57

        
      


      
        	
          Rechtsanwältin/

          Rechtsanwalt

        

        	
          206

        

        	
          51

        
      


      
        	
          Reisekaufleute

        

        	
          211

        

        	
          50

        
      


      
        	
          Personalmanagerin/

          Personalmanager

        

        	
          218

        

        	
          49

        
      


      
        	
          Schauspielerin/

          Schauspieler

        

        	
          224

        

        	
          48

        
      


      
        	
          Raumfahrtingenieurin/

          Raumfahrtingenieur

        

        	
          240

        

        	
          37

        
      


      
        	
          Technikerin/

          Techniker in

          Kernkraftwerken

        

        	
          260

        

        	
          34

        
      


      
        	
          Uhrmacherin/

          Uhrmacher

        

        	
          281

        

        	
          26

        
      


      
        	
          Architektin/

          Architekt

        

        	
          285

        

        	
          25

        
      


      
        	
          Fotografin/

          Fotograf

        

        	
          285

        

        	
          25

        
      

    
  


  Quelle: Alan S. Blinder, How Many U.S. Jobs Might Be Offshoreable?, CEPS Working Paper No.142, March 2007, S.38–43.


  Alan Blinder hat einen Index von 291 Berufen erstellt, die in unterschiedlicher Weise von einer Verlagerung betroffen sein könnten. Ganz oben auf dieser Liste stehen erwartungsgemäß Computerprogrammiererinnen und -programmierer, gefolgt von Datenerfassungskräften und Mathematikerinnen und Mathematikern. Am Ende der Liste finden sich etwa Fotografinnen und Fotografen, Uhrmacherinnen und Uhrmacher sowie Architektinnen und Architekten.


  Die in Tabelle 2 aufgeführten Beispiele zeigen, dass es keinen erkennbaren Zusammenhang zwischen Bildungsniveau und Verlagerbarkeit von Dienstleistungsjobs gibt. So liegen zwei Tätigkeiten auf dem ersten Rang, die ein sehr unterschiedliches Ausbildungsniveau verlangen: Hoch im Fall von Programmiererinnen und Programmierern, niedrig im Falle von Arbeitskräften, die Daten erfassen. Die Arbeitsleistung von Mathematikerinnen und Mathematikern, gewiss eine Gruppe von Hochqualifizierten, ist leicht zu verlagern, während die Arbeitsplätze von Raumfahrtingenieurinnen und -ingenieuren sehr viel schwerer zu verlagern sind, vor allem deshalb, weil nur eine Handvoll Länder Raumfahrt betreiben.


  Diese Zahlen sollten indes mit Augenmaß interpretiert werden. Eine Verlagerung von Dienstleistungsarbeitsplätzen heißt nicht, dass die Arbeitsplätze vernichtet werden, sondern sie gehen in einer Volkswirtschaft verloren und werden in einer anderen, in der Regel weniger entwickelten, aufgebaut.


  2.2.2 Wie ist die Verlagerung von Arbeitsplätzen politisch zu bewerten?


  Wie die Verlagerung von Arbeitsplätzen zu bewerten ist, ist sicherlich eine der wichtigsten wirtschaftspolitischen Fragen unserer Zeit. Allerdings ist anzumerken, dass die Diskussion darüber häufig mit populistischen Untertönen geführt wird. Insbesondere wenn transnational tätige Großunternehmen– etwa Nokia, das im Jahr 2008 ein Werk in Bochum schloss und nach Rumänien verlagerte– auf betriebswirtschaftlicher Grundlage entscheiden, Arbeitsplätze von Deutschland in andere Länder zu verlagern, ist die öffentliche, medial inszenierte Empörung groß.


  Diese moralisch begründete Empörung führt indes in eine gefährliche Richtung. Dabei wird nämlich unterschlagen, wie häufig der Standort Deutschland bei vergleichbaren Entscheidungen zu den Profiteuren zählt. Gerade weil der Industriestandort Deutschland so erfolgreich ist, erscheint ein Wehklagen über den Export von Arbeitsplätzen in andere Länder unangemessen. Natürlich könnte sich aus dieser Frage eine grundsätzliche moralische Kritik am Prinzip der internationalen Arbeitsteilung entwickeln. Aber solange Deutschland– wie noch gezeigt werden wird– ein Nutznießer der Globalisierung und der internationalen Arbeitsteilung ist, kann die Kritik an Arbeitsplatzverlagerungen nicht ethisch plausibel begründet werden. Schon gar nicht kann eine Einzelfallanalyse die Basis für die zukünftige Ausgestaltung der Außenwirtschaftspolitik Deutschlands sein.


  Die aus der Analyse von Einzelfällen abgeleiteten Risiken für die Wirtschaftspolitik in Deutschland sind erheblich. Auch in Deutschland zeigen sich heute Sorgen vor dem Erstarken Chinas, Indiens und anderer Schwellenländer. Zwar überdeckt die aktuelle wirtschaftliche Stärke Deutschlands– insbesondere im Vergleich mit einigen europäischen Nachbarn– die Bedenken der Bevölkerung. Aber bei einer Verschlechterung der wirtschaftlichen Entwicklung ist die Rückkehr alter Feindbilder durchaus möglich. Die Gefahr wächst, dass sich die deutsche Politik und Gesellschaft auf einen Pfad begeben, der den Nutzen der Globalisierung kaum betrachtet, die Risiken hingegen in den Vordergrund stellt.


  So warnte der Präsident des Münchener Ifo-Instituts, Hans-Werner Sinn, im Jahr 2006, »deutsche Arbeiter« seien die »Verlierer der Globalisierung«.12 Sinn, dessen Kritik an den Rettungsmaßnahmen für europäische Krisenländer breiten Raum in der öffentlichen Debatte in Deutschland seit dem Jahr 2010 einnahm, hat mit seiner These, Deutschland verkomme zu einer Basar-Ökonomie, eine unheilvolle Debatte angestoßen. Schon die Sprache macht deutlich, dass sich politisch problematische Strömungen der Diskussion bemächtigen könnten: Wenn »deutsche Arbeiter« leiden, dann ist der Ruf nach diskriminierender Abschottung nicht weit. Nikolaus Piper, Leiter der Wirtschaftsredaktion der Süddeutschen Zeitung, warnte vor überzogener Panikmache:


  »Generell fürchte ich, dass die Basar-These bei den Menschen Angst vor den falschen Dingen auslöst: vor dem Außenhandel, der internationalen Arbeitsteilung. Mehr noch: Sie legt unter Umständen auch falsche Ziele nahe.«13


  Beobachter wie Sinn sollten– und dies ist gewiss kein Plädoyer für »business as usual«– bei der Bestandsaufnahme der Situation der deutschen Wirtschaft keine unangemessene Panik schüren. Der Arbeitsmarkt in Deutschland wies um das Jahr 2005 fraglos eine Reihe von Problemen auf– nur waren diese Probleme hausgemacht und nicht die Folge der Globalisierung. Zutreffend war und ist vielmehr, dass die Exporterfolge deutscher Unternehmen es lange ermöglichten, die Augen vor dem Reformbedarf etwa in den sozialen Sicherungssystemen zu verschließen.


  Im Jahr 2008 erreichte die Diskussion aus Anlass der Schließung des Nokia-Werkes in Bochum einen neuen Höhepunkt. Die Wut der Arbeiterinnen und Arbeiter über den Verlust des Arbeitsplatzes wurde begleitet von einem Sturm der Entrüstung auf Seiten der deutschen Politik. Insbesondere der damalige nordrhein-westfälische Ministerpräsident Jürgen Rüttgers und der damalige Verbraucherschutzminister Horst Seehofer fielen mit ihrer Kritik auf. Seehofer beließ es nicht bei öffentlicher Kritik, sondern forderte einen Boykott von Nokia-Produkten und ließ sich ein neues Diensthandy beschaffen.14 Der damalige Bundesfinanzminister und ehemalige Ministerpräsident Nordrhein-Westfalens, Peer Steinbrück, geißelte die Verlagerung von Arbeitsplätzen als »Karawanen-Kapitalismus« und appellierte an die moralische Verantwortung der Nokia-Managerinnen und -Manager.15


  Diese Kampagne war– bei allem Verständnis für die betroffenen Menschen– politisch gefährlich und obendrein scheinheilig. Sie war politisch gefährlich, weil diese Boykottaufrufe einem ausländischen Unternehmen galten, das keine Gesetze und Verordnungen dieses Landes gebrochen hat.16 Die Diskriminierung eines einzelnen ausländischen Herstellers, der seine Geschäftspolitik an einer in dieser Gesellschaft generell nicht infrage gestellten kapitalistischen Logik ausgerichtet hat, war ein wenig überzeugendes Manöver und hat nicht zur Stärkung des Verständnisses wirtschaftlicher Zusammenhänge beigetragen.


  Schließlich hat Deutschland jahrzehntelang von der Bereitschaft anderer Volkswirtschaften profitiert, hierzulande hergestellte Produkte zu kaufen, und tut dies nach wie vor. Deutsche Güter, die im Ausland verkauft wurden, mehrten die Beschäftigung und den Wohlstand hierzulande. Da Deutschland in den letzten Jahrzehnten stets mehr exportierte als importierte, hat das Ausland– beschäftigungspolitisch gesehen– Nachteile in Kauf genommen. Die kumulierten Exportüberschüsse Deutschlands beliefen sich zwischen 2002 und 2014 auf 2283 Milliarden Dollar.17 Das heißt: Um diesen Betrag überstiegen die deutschen Ausfuhren die Importe des Landes im Zeitraum von 13 Jahren. Angesichts dessen erscheint die Aufregung über die Verlagerung des Nokia-Werkes absolut fehl am Platz.


  Zudem galt die Anti-Nokia-Kampagne einem Vorgang, den man bei genauer Betrachtung nicht mit nationaler, deutscher Brille bewerten sollte. Ein europäischer Hersteller, Nokia, der sich in einem scharfen Wettbewerb mit der asiatischen und amerikanischen Konkurrenz befindet und zwischenzeitlich in seiner Existenz bedroht war, verlagerte einen Produktionsstandort aus einem reichen Land der EU in ein anderes, armes EU-Land. In Rumänien wurden 3500 Arbeitsplätze geschaffen. Ein Aufschwung in Rumänien liegt im gesamteuropäischen Interesse, ebenso wie die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des damals letzten verbliebenen europäischen Herstellers von Mobilfunkgeräten. Inzwischen hat Nokia seine Endgerätesparte an Microsoft verkauft und europäische Konsumenten haben nur noch die Wahl zwischen asiatischen und amerikanischen Anbietern von Mobiltelefonen. Anders gesagt: Europa verfügt in dieser Schlüsseltechnologie über keinen Anbieter mehr und ist auf den Import angewiesen.


  Die Kampagne gegen Nokia war aber auch scheinheilig, weil vergleichbare Maßnahmen im Falle von deutschen Unternehmen bislang noch nicht vorgeschlagen wurden. Von Seiten deutscher Gewerkschaften hat man keine Proteste vernommen, als deutsche Unternehmen Fabriken im Ausland schlossen. Der Verkauf von Rover durch BMW im Jahr 2000 läutete die Schlussrunde für den britischen Hersteller ein. Als im gleichen Jahr bei Daimler-Chrysler– unter der Ägide des jetzigen Daimler-Chefs Dieter Zetsche– bei der amerikanischen Tochtergesellschaft 30000 Arbeitsplätze abgebaut wurden, war von Seiten der deutschen Politik und Gewerkschaften keine Kritik zu vernehmen. Vermutlich wäre die Entrüstung groß gewesen, hätten amerikanische Politiker seinerzeit zum Boykott der Produkte von Daimler-Chrysler aufgerufen.


  Selbstverständlich hätte man am Beispiel Nokia diskutieren können, welchen Prinzipien und welcher Logik der Kapitalismus in Deutschland künftig folgen sollte. Die meisten Kritiker der Werksschließung hatten aber keineswegs die Absicht, über eine radikale Neuordnung zu diskutieren. Selbst auf Seiten der Gewerkschaften wurde eine grundsätzliche Abkehr von der kapitalistischen Ordnung weder in diesem noch in anderen Fällen gefordert. Wenn also das Privateigentum an Produktionsmitteln nicht abgeschafft oder wesentliche Entscheidungsspielräume nicht aufgegeben werden sollen, ist zu fragen, welche wirtschaftspolitischen Forderungen eigentlich erhoben wurden.18


  Auch im Gewerkschaftslager selbst gab es– vor dem geschilderten Hintergrund verständlich– eine lebhafte Diskussion. Bei einem Treffen der europäischen Arbeitnehmervertreter von Nokia Ende Januar 2008 in Brüssel kam es zum Eklat, weil finnische Gewerkschafter die Geschäftspolitik des Konzerns verteidigten. Die Betriebsratsvorsitzende des Werkes Bochum, Gisela Achenbach, sprach von persönlicher Beleidigung und tiefer Enttäuschung, weshalb sie das Treffen verlassen habe.19


  Am Beispiel Nokia zeigen sich aber die Dilemmata sehr deutlich, vor denen Deutschland und die Europäische Union stehen. Im 21.Jahrhundert wird sich die alte Trennung in Entwicklungs- und Schwellenländer nicht mehr fortsetzen. Es spricht sehr viel für die Erwartung, dass ein erheblicher Teil der Menschheit einen anhaltenden Prozess der Wohlstandssteigerung erleben wird. Der britische Ökonom Paul Collier erwartet einen dramatischen Wandel: Im Jahr 2050 werde es nicht mehr eine Milliarde reicher Menschen und 5 Milliarden Arme geben, sondern 5 Milliarden mehr oder weniger wohlhabenden Menschen wird die von Collier als »bottom billion« bezeichnete Gruppe gegenüber stehen.20 Auch wenn die Weltbevölkerung möglicherweise rascher als von Collier prognostiziert wachsen wird, ist seine Kernaussage davon unabhängig: Mitte des Jahrhunderts wird nur noch ein Sechstel der Menschheit in extremer Armut leben. Dieser Prozess, heute erkennbar am Aufstieg Chinas und Indiens, untermauert die Dringlichkeit der politischen Akzeptanz einer arbeitsteiligen Weltwirtschaft. Zwar werden Abermillionen von Menschen von dieser Entwicklung profitieren. Aber die alten Macht- und Wohlstandszentren bekommen Konkurrenz, und der Fall Nokia verdeutlicht die Widersprüchlichkeit des Prozesses: Für die Armen bedeutet er Aufstieg, für die alte Welt kann er als Bedrohung des Wohlstands empfunden werden.


  Diese Thematik ist deshalb über den Fall Nokia hinaus so brisant, weil sie den Kern unserer Wirtschafts- und Außenwirtschaftspolitik im 21.Jahrhundert berührt: Wie gehen wir mit der neuen Konkurrenz um? Entscheiden wir uns für eine offene Politik und versuchen, Globalisierung als Herausforderung und Chance zu begreifen? Oder setzen wir auf eine Politik der Abschottung, auf Protektionismus, auf Selbstversorgung? Für beide Pfade lassen sich Argumente finden, und es wäre blauäugig, die Schattenseiten der internationalen Arbeitsteilung zu verharmlosen. Dazu gehört etwa der Verlust des Arbeitsplatzes wegen ausländischer Konkurrenz. Vermutlich wäre es aber noch gefährlicher, die Schattenseiten einer auf Einschränkung des internationalen Handels setzenden Politik zu ignorieren.


  2.2.3 Die Bedrohung von Arbeitsplätzen durch Computer und Roboter


  In den letzten Jahren hat aber eine neue Sorge an Bedeutung gewonnen: Viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fragen sich, ob ihr Arbeitsplatz durch moderne Technik gefährdet sein könnte. Immer leistungsfähigere Roboter können heute nicht nur den Rasen mähen, sondern dringen in Bereiche vor, die noch vor wenigen Jahren wegen der Komplexität der zu leistenden Arbeit als nicht automatisierbar galten. Ein Beispiel sind Flugkapitäninnen und Flugkapitäne, die schon heute weitgehend unbeschäftigt im Flugzeugcockpit sitzen und dem bordeigenen Rechner das Fliegen überlassen (müssen).


  Die Kritik an den möglichen Arbeitsplatzverlusten durch den Einsatz von Technik ist selbstverständlich ein Phänomen, das sich seit Beginn der industriellen Revolution beobachten lässt. Königin Elisabeth I. verweigerte 1589 dem Erfinder der Strickmaschine, William Lee, ein Patent auf seine Maschine mit der Begründung, diese würde die Untertanen ihrer Majestät der Arbeitsplätze berauben und in die Bettelei treiben.21 Im frühen 19.Jahrhundert kämpften die Ludditen gegen die Mechanisierung der Wollverarbeitung. Seit Beginn der Einführung des Fließbandes im Jahr 1913 durch Henry Ford hat es immer wieder Kritik an der Arbeitsplatzvernichtung durch Automatisierung gegeben.


  Die damaligen Innovationen unterscheiden sich indes erheblich von der Computerisierung im 21.Jahrhundert. Ford zerlegte die Produktion eines Automobils in kleine Schritte, die von ungelernten Arbeiterinnen und Arbeitern mit Hilfe von Maschinen erledigt werden konnten. Bei der heutigen Computerisierung geht es um nicht-standardisierte Prozesse, die Lernfähigkeit erfordern. Von leistungsfähigen Computern gesteuert, haben neue Roboter kognitive Fähigkeiten, sind also lernfähig, und können Probleme selbstständig lösen. Der Einsatz von Robotern wiederum wird erst durch die weiter drastisch fallenden Preise für Rechenleistung zunehmend attraktiv. Ein Industrieroboter, der maschinell Sehen kann und über hohe (maschinelle) Fingerfertigkeit verfügt, kostet heute noch zwischen 100000 und 150000 Dollar. Es wird damit gerechnet, dass derartige Industrieroboter in der kommenden Dekade nur noch die Hälfte kosten werden– bei weiter gesteigerter Leistungsfähigkeit.22


  Zwei Beispiele machen deutlich, welches Potenzial in der Computerisierung steckt. Der Bergbauriese Rio Tinto arbeitet an der Reduzierung des Einsatzes von Arbeitskräften in seinen Minen durch den Ersatz der Lastwagenfahrerinnen und -fahrer durch Computer. Die riesigen, über 200Tonnen schweren Fahrzeuge wurden vom japanischen Hersteller Komatsu produziert. Rio Tinto setzt heute 57 dieser führerlosen Laster ein, die 13Prozent billiger zu betreiben sind als konventionelle Fahrzeuge. Im nächsten Schritt will Rio Tinto die Lokführerinnen und Lokführer der Eisenerzzüge durch Computersteuerung ersetzen.23 Aber auch chinesischen Fließbandarbeiterinnen und -arbeitern droht die Automatisierung. Der chinesische Auftragsfertiger Foxconn, der etwa das Apple iPhone herstellt, will einen Teil seiner 1,2 Millionen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch Fertigungsroboter ersetzen.24


  Tab.3: Wahrscheinlichkeit des Ersatzes menschlicher Arbeitskraft durch Maschinen (inProzent)
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  Quelle: Carl Benedict Frey/Michael A. Osborne, The Future of Employment: How Susceptible are Jobs to Computerization? Oxford Martin School, Working Paper, 2013, im Internet unter http://www.oxfordmartin.ox.ac.uk/downloads/academic/The_Future_ of_Employment.pdf (eingesehen am 17.8.2015), S. 57-72.


  Die Ökonomen Carl Frey und Michael Osborne haben untersucht, welche Beschäftigungen künftig von Robotern übernommen werden können. Es handelt sich um eine Untersuchung für die USA. Bemerkenswert sind die Unterschiede zwischen miteinander verwandten Berufen: Zahntechnikerinnen und Zahntechniker etwa können durch Automatisierung ersetzt werden, Zahnärztinnen und Zahnärzte hingegen so gut wie nicht.


  Während es nicht überrascht, dass Kassiererinnen und Kassierer durch weitere Automatisierung ihren Job verlieren könnten, ist dies bei Models schon anders. Allerdings stellt sich auch hierbei die Frage, ob Automatisierbarkeit letztlich umgesetzt werden wird. Kann ein Roboter den Auftritt Gisele Bündchens oder Gabriel Aubrys ersetzen?


  Die Automatisierbarkeit folgt keinem einheitlichen Muster. Gering qualifizierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Kurierinnen/Kuriere, Telefonverkäuferinnen/Telefonverkäufer) sind ebenso betroffen wie hoch qualifizierte (Wirtschaftsprüferinnen/Wirtschaftsprüfer, Nukleartechnikerinnen/Nukleartechniker). Auch akademisch Gebildete wie Richterinnen und Richter, Historikerinnen und Historiker und Ökonominnen und Ökonomen könnten zumindest teilweise durch Automatisierung ersetzt werden.


  Das Potenzial der neuen Maschinen kann heute noch nicht abschließend beurteilt werden. Recht klar ist, dass der künftige Bedarf an gering Qualifizierten niedriger sein wird als heute. Zu bedenken ist dies auch bei der Frage nach der Notwendigkeit von Zuwanderung nach Deutschland: Welche langfristigen Risiken sind mit der Einwanderung einer großen Zahl gering qualifizierter Menschen verbunden? Es stellt sich aber zugleich die Frage nach der Zukunft von Industriearbeitsplätzen.


  Sehr deutlich macht dies der ehemalige Personalvorstand von Volkswagen, Horst Neumann. Sein Ziel ist der Ersatz von zahlreichen Arbeitsplätzen in der Fertigung durch leistungsfähige Roboter. Die Motive sind der drohende Mangel an Arbeitskräften, vor allem aber die hohen Arbeitskosten in Deutschland. In der deutschen Automobilindustrie liegen die Arbeitskosten bei über 40 Euro pro Stunde, in Osteuropa bei 11 Euro und in China noch bei unter 10 Euro. Ein Roboter kann dies sehr viel billiger: Inklusive der Energie- und Instandhaltungskosten kalkuliert VW mit Kosten pro Stunde von 3 bis 6 Euro– ein gewaltiger Kostenvorteil. Volkswagen plant, das Ausscheiden von 32000 älteren Beschäftigten zwischen 2015 und 2030 zu einem massiven Automatisierungsschub zu nutzen (vgl. hierzu Kapitel9).25


  2.3 Die politische Dimension: Internationale Arbeitsteilung und Gerechtigkeit


  Bei der heutigen Diskussion um die Folgen der Globalisierung sollte nicht vergessen werden, dass die Weltwirtschaftskrise der 1930er Jahre viele Länder der Welt zu einer das Ausland diskriminierenden Handelspolitik verleitete, die im Ergebnis dem Abbau politischer Spannungen zwischen den Staaten nicht förderlich war. Anders gesagt: Die auf Nicht-Diskriminierung basierende Wirtschaftsordnung nach dem Zweiten Weltkrieg, insbesondere das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen GATT von 1947 und die 1994 gegründete Nachfolgeorganisation WTO, hat die Entstehung politischer Spannungen zwischen den großen Akteuren der Welt erfolgreich verhindert. Selbst eine vorwiegend ökonomische Betrachtung der internationalen Beziehungen sollte die friedenssichernde Dimension des internationalen Handels unter keinen Umständen ausblenden.


  2.3.1 Globalisierung und soziale Sicherung


  In den ersten vier Dekaden nach dem Zweiten Weltkrieg spielten Sorgen vor der Konkurrenz aus Billiglohnländern keine große Rolle. Arbeitnehmer in den Industrieländern profitierten sowohl von einem Anstieg der Beschäftigung und steigenden Reallöhnen als auch von billigen Importen und deren den ökonomischen Nutzen steigernden Effekten. Während der Nutzen billiger Importe fortbesteht, bleiben Zuwächse der Realeinkommen heute vielfach aus. Besonders deutlich wird dies in den USA: Zwischen 2000 und 2006 verzeichneten über 96Prozent der Beschäftigten stagnierende oder sinkende Realeinkommen. Auch Hochqualifizierte mussten Einkommensverluste hinnehmen. Zuwächse bei den Realeinkommen hatten lediglich 3,4Prozent der Beschäftigten in den USA zu verzeichnen. Selbstredend gehören hierzu die Spitzenverdienerinnen und -verdiener der amerikanischen Privatwirtschaft.26 In Deutschland stiegen die Reallöhne zwischen 2000 und 2014 nach Berechnungen der gewerkschaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung um gerade einmal 1,4Prozent.27


  Allerdings war die gesellschaftliche Akzeptanz für Liberalisierungsprozesse in den Nachkriegsjahrzehnten, vor allem für den Abbau von Handelshemmnissen, keineswegs nur die Folge der Zustimmung zu abstrakten Theorien. Umfassende sozialpolitische Maßnahmen schützten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Industrieländern vor den negativen Folgen des Strukturwandels. Die Verlagerung von Produktionsprozessen aus alten Industrieländern– etwa die drastische Schrumpfung der Textil- und Bekleidungsindustrie in Deutschland– wurde sozialpolitisch abgefedert. Dieses Arrangement wurde von John Ruggie 1982 als »eingebetteter Liberalismus« (embedded liberalism) bezeichnet.28 Gegen Ende des 20. und zu Beginn des 21.Jahrhunderts ist dieses Konzept aber von der Politik in den OECD-Ländern mehr und mehr infrage gestellt worden. Die Kürzung von Sozialleistungen in vielen Industrieländern führte zu einem Abbau des Schutzes von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Sie sind heute sehr viel mehr dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt und genießen weniger soziale Absicherung; zugleich hat es den Anschein, als ob der Nutzen aus den Globalisierungsprozessen immer ungleicher verteilt würde.


  Symptomatisch für die Wahrnehmung wachsender Ungleichheit ist das Auseinanderklaffen zwischen den Gehältern von Managerinnen und Managern und denen der anderen Beschäftigten. Dabei spielen einzelne, spektakuläre Fälle eine zentrale Rolle. So wurde in Deutschland das Gehalt des damaligen VW-Chefs Martin Winterkorn, der im Jahr 2011 17 Millionen Euro verdiente, als überzogen betrachtet. Winterkorn selbst war dies offenbar unangenehm und er drängte auf eine Reduzierung auf immer noch beachtliche 14 Millionen Euro im Jahr 2012. Im Jahr 2014 kletterte das Gehalt Winterkorns erneut auf knapp 16 Millionen Euro.


  Bemerkenswert ist, dass es sich hier nicht um klassische Verteilungskonflikte zwischen Kapital und Arbeit handelt. Vielmehr wird die Entlohnung formal abhängig Beschäftigter kritisiert. Die überzogenen Gehälter von Managerinnen und Managern werden gerade deshalb als problematisch wahrgenommen, weil in Deutschland stagnierende Reallöhne lange die Norm waren. Allerdings wirken die hohen Gehälter deutscher Managerinnen und Manager vergleichsweise bescheiden, wenn man sie mit den in den USA gezahlten Beträgen vergleicht. Richard Fuld, Vorstandsvorsitzender der im September 2008 zusammengebrochenen Investmentbank Lehman Brothers, bezog vom Jahr 2000 bis zum Kollaps der Bank insgesamt 484 Millionen Dollar, also etwa 54 Millionen Dollar pro Jahr.29 Noch besser versorgte sich Angelo Mozilo, der Vorstandsvorsitzende der größten amerikanischen Hypothekenbank Countrywide Financial. Von 2001 bis 2006 bezog er rund 471 Millionen Dollar, also etwa 78,5 Millionen Dollar pro Jahr.30 Wirtschaftliche Erfolge hatten beide Spitzenmanager– anders als der VW-Chef– allerdings nicht vorzuweisen.


  Es ist indes nicht überzeugend, in erster Linie die Globalisierung für wachsende Ungleichheit innerhalb von Gesellschaften und die sinkende soziale Absicherung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ursächlich verantwortlich zu machen. Zwar sind die skizzierten Exzesse der Wall Street und möglicherweise auch Monatsgehälter deutscher Managerinnen und Manager im Millionenbereich nicht akzeptabel, aber mit der Globalisierung haben sie wenig zu tun. Gerade die nicht gerechtfertigten Vergütungen im Finanzsektor können nicht auf die Globalisierung und ihre Wirkungen zurückgeführt werden, sondern sind das Ergebnis fehlgeleiteter Finanzpolitik und mangelnder Regulierung des Finanzsektors.


  Die Schwächung des Systems sozialer Sicherung ist zumindest zu einem erheblichen Maß genauso sehr auf demografische Faktoren zurückzuführen. Aber vor allem in den USA hat die Fiskalpolitik dazu beigetragen, dass die Reichen Einkommenszuwächse bei gleichzeitig stagnierenden Realeinkommen der meisten Amerikanerinnen und Amerikaner genossen. Im Jahr 1960 betrug der Spitzensteuersatz in den USA 91Prozent, vermutlich einer der höchsten in der Wirtschaftsgeschichte. Bis 2005 ist dieser Satz drastisch, auf 35Prozent, gesenkt worden.31 Für sozialpolitische und bildungspolitische Maßnahmen, um nur zwei Bereiche zu nennen, stand deshalb immer weniger Geld zur Verfügung.


  Die Entwicklung des Spitzensteuersatzes in den USA lohnt der genaueren Betrachtung. In der heutigen Diskussion werden sowohl sehr hohe als auch sehr niedrige Steuersätze als problematisch betrachtet. Die USA haben im Verlauf ihrer wechselvollen Wirtschaftsgeschichte extrem niedrige und extrem hohe Steuersätze erhoben. Dabei zeigt sich, dass Kriege und Wirtschaftskrisen zu hohen Steuern führten. Vor dem Ersten Weltkrieg und dem Kriegseintritt der USA im Jahr 1917 waren die Steuersätze niedrig. Vermutlich einmalig ist der Sprung von einem Spitzensteuersatz von 7Prozent im Jahr 1913 auf 77Prozent fünf Jahre später. Im Verlauf der 1920er Jahre wurden die Steuersätze häufig und massiv gesenkt. Vor der Großen Depression galt wieder ein niedriger Spitzensteuersatz, aber schon vor der Amtsübernahme Franklin D. Roosevelts im Jahr 1933 stieg der Spitzensteuersatz auf 63Prozent. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden sogar 91Prozent Bundeseinkommenssteuer erhoben, um die gewaltige Verschuldung der USA infolge der Kosten des Krieges abzutragen. Ein großer Schnitt erfolgte dann erst wieder mit den Steuerreformen Ronald Reagans in den 1980er Jahren und der Senkung des Spitzensteuersatzes auf 28Prozent im Jahr 1990.


  Tab.4: Entwicklung der Spitzensteuersätze in den USA 1913–2013


  
    
      
        	
          Jahr

        

        	
          Spitzensteuersatz

          für Verheiratete

          inProzent

        

        	
          Ab Jahreseinkommen

          in Dollar

          (inflationsbereinigt)*

        
      


      
        	
          2013

        

        	
          39,6

        

        	
          440876

        
      


      
        	
          2005

        

        	
          35

        

        	
          383773

        
      


      
        	
          2000

        

        	
          39,6

        

        	
          384457

        
      


      
        	
          1990

        

        	
          28

        

        	
          57003

        
      


      
        	
          1985

        

        	
          50

        

        	
          360650

        
      


      
        	
          1980

        

        	
          70

        

        	
          600177

        
      


      
        	
          1975

        

        	
          70

        

        	
          853503

        
      


      
        	
          1970

        

        	
          70

        

        	
          1183474

        
      


      
        	
          1965

        

        	
          70

        

        	
          1457740

        
      


      
        	
          1960

        

        	
          91

        

        	
          3102622

        
      


      
        	
          1950

        

        	
          91

        

        	
          1905344

        
      


      
        	
          1940

        

        	
          79

        

        	
          81997857

        
      


      
        	
          1932

        

        	
          63

        

        	
          16758686

        
      


      
        	
          1931

        

        	
          25

        

        	
          1510487

        
      


      
        	
          1925

        

        	
          25

        

        	
          1311966

        
      


      
        	
          1924

        

        	
          46

        

        	
          6713275

        
      


      
        	
          1923

        

        	
          58

        

        	
          2685310

        
      


      
        	
          1921

        

        	
          73

        

        	
          12826480

        
      


      
        	
          1918

        

        	
          77

        

        	
          15204901

        
      


      
        	
          1916

        

        	
          15

        

        	
          42127339

        
      


      
        	
          1913

        

        	
          7

        

        	
          11595657

        
      

    
  


  * Berechnet in Dollar des Jahres 2012


  Quelle: The Tax Foundation, Entwicklung der Steuersätze der Einkommenssteuer, im Internet unter http://taxfoundation.org/sites/taxfoundation.org/files/docs/ fed_rates_history_real_1913_2013_0.pdf (eingesehen am 16.3.2013).


  Die Veränderung der Steuersätze in den USA zeigt, dass Staaten auch im Zeitalter der Globalisierung durchaus Spielräume bei der Gestaltung ihrer Steuersysteme haben. Die Einschätzung, dass diese Mittelknappheit eine unvermeidliche Folge der Globalisierung ist, lässt sich also kaum belegen. In den USA war es viele Jahrzehnte lang politischer Konsens, dass hohe Einkommen hoch besteuert werden müssen. Dieser Konsens existiert seit drei Jahrzehnten nicht mehr.


  Die Liberalisierung des Kapitalverkehrs in den 1970er Jahren korrelierte mit sinkenden Steuersätzen. Beides war selbstverständlich politisch intendiert. Die Interessen derjenigen, die an einer niedrigen Besteuerung von Einkommen und an unreguliertem grenzüberschreitendem Kapitalverkehr interessiert waren, setzten sich gegenüber ihren politischen Opponentinnen und Opponenten durch.


  Dennoch wäre es auch bei weitgehender Liberalisierung des Kapitalverkehrs möglich, die Steuerbasis eines Landes zu verbreitern. Zwar ist es schwer, international mobiles Kapital zu besteuern, aber abhängig beschäftigte Spitzenverdienerinnen und -verdiener sind ebenso besteuerbar wie etwa Immobilien. Das Schlagwort Globalisierung wurde in der Vergangenheit häufig dazu genutzt, Steuersenkungen politisch zu legitimieren. Regierungen gaben an, wegen der Globalisierung keine hohen Steuersätze mehr erheben zu können, weil andere Staaten sich zur Senkung der Steuern entschlossen hätten. In Umfragen zeigt sich indes sehr klar, dass höhere Steuersätze für Wohlhabende in den wichtigsten Industrieländern und China von einer breiten Mehrheit unterstützt werden.


  In allen Ländern hat eine Mehrheit der Befragten höhere Steuern für Wohlhabende (nicht nur für Spitzenverdiener) befürwortet. Problematisch bei der Bewertung dieser Umfrage ist aber, dass unklar bleibt, wer als »wohlhabend« definiert wird. Allerdings gäbe es in den wichtigsten Industrieländern und China durchaus Raum für eine Erhöhung der Spitzensteuersätze. Mit den daraus resultierenden Einnahmen wären Maßnahmen zur sozialpolitischen Abfederung von Liberalisierung– etwa Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen– finanzierbar. Eine höhere Besteuerung von Einkommen oder Vermögen ist auch im Zeitalter der Globalisierung möglich.


  Obwohl es wenig überzeugend ist, einen direkten Zusammenhang zwischen Liberalisierungsprozessen einerseits und der Zunahme der Ungleichheit andererseits zu diagnostizieren, wird diese Verbindung häufig hergestellt. Diese Wahrnehmung hat vermutlich dazu beigetragen, dass in den meisten OECD-Ländern eine geringe Zustimmung zu Globalisierungsprozessen zu beobachten ist. In einer Gallup-Umfrage vom Oktober 2006 betrachteten nur 26Prozent der befragten Amerikaner Globalisierung als vorteilhaft (a good thing) für ihr Land.32 Nahezu genau so viele, nämlich 24Prozent, sahen überwiegend Nachteile. Die Zahlen für Westeuropa waren vergleichbar (28Prozent positiv, 22Prozent negativ). Einen deutlichen Kontrast zeigen die Daten für Entwicklungs- und Schwellenländer. Im asiatisch-pazifischen Raum lag die Quote der positiven Einschätzungen bei beachtlich hohen 52Prozent, und nur 5Prozent sahen Globalisierung negativ. Noch positiver äußerten sich die befragten Afrikanerinnen und Afrikaner: Mehr als zwei Drittel (71Prozent) sahen für ihr Land Vorteile in der Globalisierung.33


  Tab.5: Einschätzung der Angemessenheit der Struktur der Einkommenssteuer und der Notwendigkeit von Steuererhöhungen (inProzent der Befragten)


  
    
      
        	
          

        

        	
          Großbritannien

        

        	
          Frankreich

        

        	
          Italien

        

        	
          Spanien

        

        	
          Deutschland

        

        	
          USA

        

        	
          China

        

        	
          Japan

        
      


      
        	
          Die Wohlhabenden sollten stärker

          besteuert werden

        

        	
          56

        

        	
          51

        

        	
          59

        

        	
          65

        

        	
          64

        

        	
          62

        

        	
          60

        

        	
          77

        
      


      
        	
          Die Steuern für Wohlhabende

          sollten unverändert bleiben

        

        	
          27

        

        	
          30

        

        	
          22

        

        	
          20

        

        	
          25

        

        	
          22

        

        	
          32

        

        	
          14

        
      


      
        	
          Die Steuern für Wohlhabende

          sollten sinken

        

        	
          6

        

        	
          11

        

        	
          11

        

        	
          5

        

        	
          5

        

        	
          6

        

        	
          2

        

        	
          4

        
      


      
        	
          Unsicher

        

        	
          10

        

        	
          8

        

        	
          9

        

        	
          10

        

        	
          6

        

        	
          9

        

        	
          6

        

        	
          5

        
      

    
  


  Quelle: Financial Times/Harris Poll, Tax the Rich, Mai 2008, Tabelle 3, im Internet unter http://www.harrisinteractive.com/uk/NewsRoom/HarrisPolls/FinancialTimesHarrisPolls.aspx (eingesehen am 16.5.2015).


  Betrachtet man die Umfrageergebnisse nach Ländern aufgeschlüsselt, werden die Vorbehalte gegenüber der Globalisierung noch deutlicher. In einer Befragung vom Juli 2007 zeigte sich in den fünf größten europäischen Ländern und den USA lediglich eine Minderheit davon überzeugt, dass Globalisierung einen »positiven Effekt in ihrem Land« habe. Die Zustimmungswerte waren am niedrigsten in Großbritannien, Spanien und den USA (15 bis 17Prozent) und– für ein exportstarkes Land wenig überraschend– in Deutschland mit 36Prozent am höchsten. Gleichwohl überwogen die negativen Einschätzungen in allen sechs Ländern. Selbst in Deutschland lag die Ablehnungsquote mit 42Prozent oberhalb der Zustimmungsquote.


  Tab.6: Einschätzung der Effekte der Globalisierung auf das eigene Land (inProzent der Befragten)


  
    
      
        	
          

        

        	
          Großbritannien

        

        	
          Frankreich

        

        	
          Italien

        

        	
          Spanien

        

        	
          Deutschland

        

        	
          USA

        
      


      
        	
          Positiver

          Effekt

        

        	
          15

        

        	
          18

        

        	
          25

        

        	
          17

        

        	
          36

        

        	
          17

        
      


      
        	
          Negativer

          Effekt

        

        	
          53

        

        	
          53

        

        	
          55

        

        	
          54

        

        	
          42

        

        	
          45

        
      


      
        	
          Nicht

          sicher

        

        	
          32

        

        	
          29

        

        	
          20

        

        	
          30

        

        	
          22

        

        	
          38

        
      

    
  


  Quelle: Financial Times/Harris Poll Juli 2007, Tabelle 98, im Internet unter http://www.harrisinteractive.com/vault/Harris-Interactive-Poll-Research-FT-Globalization-2007-07.pdf (eingesehen am 16.5.2015).


  2.3.2 Gerechtigkeit und Ungleichheit in Deutschland


  Auch in Deutschland hat in den vergangenen Jahren das Thema »Gerechtigkeit« einen prominenten Platz in der politischen Debatte eingenommen. »Gerechtigkeit« hat einen hohen moralischen Rang, und kaum ein anderer Begriff der politischen Debatte kann damit konkurrieren. Doch in der Regel bleibt unklar, was gerecht oder ungerecht ist. Den meisten Menschen fehlt ein klares Raster, um Gerechtigkeit zu messen. Vielfach werden hohe Einkommen als ungerecht empfunden, insbesondere dann, wenn sie durch Wetten im Finanzsektor zustande gekommen sind. Politikerinnen und Politiker setzen sich gerne für Gerechtigkeit ein, oft noch begrifflich verstärkt als »soziale Gerechtigkeit«.34 Aber wie gerecht geht es in Deutschland im internationalen Vergleich eigentlich zu?


  Ein etabliertes Verfahren zur Messung von Ungleichheit ist der sogenannte GINI-Index der Einkommensverteilung. Bei einem Wert von 0 sind Einkommen (oder andere Indikatoren) vollkommen gleich verteilt, während es bei einem Wert von 1 vollständige Ungleichheit der Verteilung gibt.


  Die Ungleichheit der Einkommensverteilung ist in Deutschland in den vergangenen drei Jahrzehnten zwar leicht gestiegen, aber Deutschland belegt innerhalb der OECD einen der unteren Ränge. Wenig überraschend sind die Werte für die USA und das Vereinigte Königreich, die deutlich über den Werten der meisten anderen OECD-Länder liegen: Im Jahr 2011 waren die Einkommen nur in Chile (0,50), Mexiko (0,48) und der Türkei (0,41) ungleicher verteilt. Außerhalb der OECD weisen etwa die Schwellenländer Südafrika (0,65) und Brasilien (0,53) deutlich höhere Werte auf.35 Mit anderen Worten: Die verfügbaren Einkommen sind in Kontinentaleuropa deutlich gleicher verteilt als in Nordamerika und Großbritannien. Allerdings weisen die Schwellenländer Brasilien, China und Südafrika noch deutlich höhere Ungleichheit in der Einkommensverteilung auf als etwa die USA.


  Abb.3: Gleichheit der Einkommensverteilung in ausgewählten OECD-Ländern (nach GINI-Index)


  [image: 1523.png]


  Quelle: OECD.Stat, im Internet unter http://stats.oecd.org (eingesehen am 1.6.2015).


  In einer Studie im Auftrag der Stiftung Neue Soziale Marktwirtschaft hat das Institut der deutschen Wirtschaft (IW) Anfang 2013 eine Untersuchung dieses Themas vorgelegt, in der Deutschland insgesamt einen sehr guten Platz belegt. Von 28 OECD-Ländern landet Deutschland in dieser Untersuchung auf Platz 7, nach den für ihre Sozialpolitik bekannten skandinavischen Ländern, Österreich und den Niederlanden, aber weit vor den USA.36


  Gerechtigkeit lässt sich nicht mit einem einzelnen Indikator messen.37 In der Studie werden sechs Dimensionen von Gerechtigkeit unterscheiden:


  
    	• Bedarfsgerechtigkeit erfasst die Grundversorgung von Bürgerinnen und Bürgern. Es geht also um Armut bzw. um die Verhinderung derselben. In westlichen Industriegesellschaften ist es indes schwer, Armut zu definieren, weil zumeist von relativer Armut gesprochen wird. Von Armut bedroht gilt in Europa, wer weniger als 60Prozent des mittleren Einkommens zur Verfügung hat. Je höher die mittleren Einkommen, desto mehr Geld ist notwendig, um nicht als arm zu gelten. In Deutschland war 2010 derjenige arm, der einschließlich staatlicher Leistungen weniger als 925 Euro im Monat zur Verfügung hatte. In Rumänien war man hingegen schon mit 106 Euro im Monat nicht mehr arm, in Luxemburg dagegen lag die Schwelle zur Armut bei 1626 Euro.38


    	• Leistungsgerechtigkeit erfasst die Angemessenheit von eigener Leistung und Ertrag. Jeder soll das erhalten, was er verdient.


    	• Chancengerechtigkeit erfasst, inwieweit Bürgerinnen und Bürger die Chance haben, Güter zu erwerben und Lasten zu vermeiden.


    	• Verteilungsgerechtigkeit ist ein sehr häufig verwendeter Indikator. In einer vollständig gerechten Gesellschaft müssten Güter und Lasten zwischen den Menschen gleich verteilt sein.


    	• Verfahrensgerechtigkeit betrachtet die Spielregeln und Gesetze einer Gesellschaft. Ziel sind für alle verbindliche und nachvollziehbare Regeln in einer Gesellschaft.


    	• Generationengerechtigkeit gewinnt zunehmend an Bedeutung. Dabei geht es um die Verteilung von Lasten zwischen junger, mittlerer und alter Generation.39

  


  Die umfassende Studie des IW untersuchte diese sechs Dimensionen anhand einer Vielzahl von Indikatoren. Chancengerechtigkeit etwa wird betrachtet anhand der Indikatoren frühkindliche Bildung, Bildungsinvestitionen, Qualität der Lehre in den Schulen, Arbeitsmarktlage, Jugendarbeitslosigkeit, Langzeitarbeitslosigkeit und des Anteils der Frauen in Führungspositionen. In der Kategorie Bedarfsgerechtigkeit werden die Verfügbarkeit von Ärztinnen und Ärzten, staatliche Gesundheitsvorsorge, Armut, Kinderarmut, Altersarmut, Bildungsarmut und Leistungen des Staates für Familien und Kinder untersucht. Aus Sicht des Instituts der deutschen Wirtschaft ist es im internationalen Vergleich um die Gerechtigkeit in Deutschland gut bestellt.


  Deutschland erreicht überraschenderweise bei der Bedarfsgerechtigkeit, in der Maßnahmen zur Armutsbekämpfung erfasst werden, mit 64 von 100 möglichen Punkten einen sehr guten Wert und ist dabei nicht sehr weit vom Spitzenreiter Norwegen entfernt. Relativ schlecht schneidet Deutschland bei der Chancengerechtigkeit ab. Auch bei der Verfahrensgerechtigkeit liegt Deutschland mit 71 Punkten deutlich hinter den Spitzenreitern Dänemark (97Punkte) und Schweden (95 Punkte), aber deutlich vor den OECD-Schlusslichtern Italien (14 Punkte), Griechenland (12Punkte) und Rumänien (8 Punkte). Deutschland schneidet im internationalen Vergleich also nicht nur im Hinblick auf die rein ökonomische Entwicklung, sondern auch bei der Betrachtung der sozialen Gerechtigkeit gut ab.


  Tab.7: Gerechtigkeit nach Kategorien in OECD-Ländern*


  
    
      
        	
          Ranking**

        

        	
          Land

        

        	
          Bedarf

        

        	
          Leistung

        

        	
          Chancen

        

        	
          Einkommen

        

        	
          Verfahren

        

        	
          Generationen

        
      


      
        	
          1 (79)

        

        	
          Norwegen

        

        	
          76

        

        	
          87

        

        	
          86

        

        	
          76

        

        	
          83

        

        	
          64

        
      


      
        	
          2 (76)

        

        	
          Schweden

        

        	
          68

        

        	
          78

        

        	
          66

        

        	
          88

        

        	
          95

        

        	
          62

        
      


      
        	
          3 (74)

        

        	
          Dänemark

        

        	
          68

        

        	
          82

        

        	
          68

        

        	
          73

        

        	
          97

        

        	
          56

        
      


      
        	
          4 (72)

        

        	
          Neuseeland

        

        	
          51

        

        	
          66

        

        	
          84

        

        	
          73

        

        	
          95

        

        	
          66

        
      


      
        	
          5 (71)

        

        	
          Österreich

        

        	
          75

        

        	
          84

        

        	
          70

        

        	
          63

        

        	
          72

        

        	
          61

        
      


      
        	
          6 (69)

        

        	
          Finnland

        

        	
          53

        

        	
          89

        

        	
          59

        

        	
          67

        

        	
          92

        

        	
          55

        
      


      
        	
          7 (65)

        

        	
          Niederlande

        

        	
          52

        

        	
          88

        

        	
          62

        

        	
          70

        

        	
          84

        

        	
          32

        
      


      
        	
          7 (65)

        

        	
          Deutschland

        

        	
          64

        

        	
          83

        

        	
          60

        

        	
          63

        

        	
          71

        

        	
          47

        
      


      
        	
          9 (62)

        

        	
          Schweiz

        

        	
          41

        

        	
          59

        

        	
          80

        

        	
          51

        

        	
          84

        

        	
          58

        
      


      
        	
          11 (62)

        

        	
          Australien

        

        	
          38

        

        	
          86

        

        	
          74

        

        	
          60

        

        	
          88

        

        	
          25

        
      


      
        	
          16 (58)

        

        	
          Großbritannien

        

        	
          53

        

        	
          87

        

        	
          55

        

        	
          62

        

        	
          64

        

        	
          28

        
      


      
        	
          24 (45)

        

        	
          Italien

        

        	
          41

        

        	
          68

        

        	
          52

        

        	
          56

        

        	
          14

        

        	
          42

        
      


      
        	
          25 (44)

        

        	
          USA

        

        	
          0

        

        	
          70

        

        	
          59

        

        	
          41

        

        	
          67

        

        	
          28

        
      


      
        	
          28 (30)

        

        	
          Türkei

        

        	
          34

        

        	
          4

        

        	
          31

        

        	
          42

        

        	
          23

        

        	
          45

        
      

    
  


  * Skala der Punktwerte 0–100, ** Rangfolge von 28Staaten, Durchschnittspunktwerte in Klammern.


  Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft, Internationaler Gerechtigkeitsmonitor 2013, Köln 2013, S.51.


  Diese Befunde der Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft überraschen angesichts der Debatten in den vergangenen Jahren, in denen die vermeintliche Verschlechterung der sozialen Lage vieler Menschen beklagt wurde. Denn die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Verhältnisse hat sich in den letzten knapp 50 Jahren deutlich gewandelt. Während im Jahr 1964 immerhin 42Prozent der Deutschen die wirtschaftlichen Verhältnisse als gerecht betrachteten, waren es 2013 nur noch 18Prozent. Im gleichen Zeitraum stieg die Zahl derjenigen, die die wirtschaftlichen Verhältnisse als nicht gerecht betrachteten, von 38 auf 65Prozent an.40 Die Deutschen betrachten die wirtschaftlichen Verhältnisse also zunehmend als ungerecht, aber zugleich zeigt die wissenschaftliche Gegenüberstellung eine andere, gegenläufige Entwicklung. Deutschland verbesserte sich in einer vergleichenden Untersuchung von 28 europäischen Ländern zur Gerechtigkeit von Rang 12 im Jahr 2000 auf Rang 7 im Jahr 2014.41


  Natürlich liegt die Vermutung nahe, dass die Ergebnisse der Untersuchungen die politische Perspektive der Auftraggeber, der liberalen Stiftung Neue Soziale Marktwirtschaft, in Betracht gezogen haben. Sinnvoll erscheint daher, andere Quellen zur Überprüfung des positiven Befundes heranzuziehen.


  Besonders geeignet erscheint hierzu der vom Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen erstellte Index der menschlichen Entwicklung (Human Development Index– HDI). In diesem Index wird versucht, wirtschaftliche wie auch soziale Entwicklung zu erfassen. Der HDI betrachtet Gesundheit, Bildung und Lebensstandard in 187 Ländern. Wesentlichen Einfluss auf das Konzept hatte der Ökonomie-Nobelpreisträger Amartya Sen.


  Tab.8: Index der menschlichen Entwicklung 2000 und 2013 (ausgewählte Länder)


  
    
      
        	
          Land

        

        	
          Rang 2000

        

        	
          Rang 2013

        
      


      
        	
          Norwegen

        

        	
          1

        

        	
          1

        
      


      
        	
          Australien

        

        	
          5

        

        	
          2

        
      


      
        	
          Schweiz

        

        	
          11

        

        	
          3

        
      


      
        	
          Niederlande

        

        	
          8

        

        	
          4

        
      


      
        	
          USA

        

        	
          6

        

        	
          5

        
      


      
        	
          Deutschland

        

        	
          17

        

        	
          6

        
      


      
        	
          Neuseeland

        

        	
          19

        

        	
          7

        
      


      
        	
          Kanada

        

        	
          3

        

        	
          8

        
      


      
        	
          Singapur

        

        	
          25

        

        	
          9

        
      


      
        	
          Dänemark

        

        	
          14

        

        	
          10

        
      


      
        	
          Japan

        

        	
          9

        

        	
          10

        
      

    
  


  Quellen: Human Development Report 2014, S. 160; Human Development Report 2002, S.149.


  Betrachtet man die Werte in Tabelle 8, dann gehört Deutschland im Hinblick auf die menschliche Entwicklung weltweit zur absoluten Spitzengruppe. Besonders bemerkenswert ist, dass sich die Position Deutschlands zwischen 2000 und 2013 deutlich verbessert hat, während beispielsweise Schweden ebenso deutlich abgesackt ist, von Rang 2 im Jahr 2000 auf Rang 12 im Jahr 2013. Im Index des Jahres 2013 hat Deutschland fast alle europäischen Nachbarstaaten hinter sich gelassen. Selbst Länder wie Dänemark (Rang 10), Belgien (21), Österreich (21), Frankreich (20) und Luxemburg (21) rangieren deutlich hinter Deutschland.


  Natürlich sind solche Indizes wie auch die verwendete Systematik immer umstritten. Aber zumindest zeigt der Vergleich der Studien des IW und der Vereinten Nationen für Deutschland im internationalen Vergleich ein positives Bild. Die Menschen in Deutschland verfügen zwar über niedrigere Vermögen als Bürgerinnen und Bürger in anderen Industrieländern, aber sowohl die wirtschaftliche als auch die soziale Lage sind überdurchschnittlich gut.


  Besonders erfreulich ist die in den letzten Jahren noch einmal stark gesunkene Jugendarbeitslosigkeit in Deutschland, die sich im internationalen Vergleich auf einem sehr niedrigen Niveau bewegt. Allerdings übertreiben die in der Öffentlichkeit diskutierten Daten das Ausmaß von Jugendarbeitslosigkeit in Europa deutlich. Dies liegt daran, dass diejenigen, die sich in Ausbildung oder Studium befinden, in den Berechnungen gar nicht berücksichtigt werden. Der Anteil der Arbeitslosen an der gesamten Altersgruppe ist deshalb tatsächlich deutlich niedriger und lag 2014 bei maximal 19,0Prozent (Spanien). Die sich in Ausbildung oder Studium befindenden unter 25-Jährigen nicht zu berücksichtigen ist verzerrend und schürt eine unangemessene Panik.42


  So schrieb etwa die Wochenzeitung DIE ZEIT im April 2013: »Besonders leiden die jungen Menschen im Süden Europas unter der Krise. In Griechenland hat inzwischen mehr als jeder Zweite unter 25 Jahren keine Arbeit (58,4Prozent). In Spanien liegt die Jugendarbeitslosigkeit bei 55,7Prozent, in Portugal bei 38,2Prozent und in Italien bei 37,8Prozent.«43 Mit der tatsächlichen Lage der Jüngeren hatten diese Aussagen wenig zu tun. Zu keinem Zeitpunkt traf diese Aussage für die gesamte Gruppe der unter 25-Jährigen zu. Inzwischen hat sich die Lage auch in den Krisenstaaten etwas verbessert.


  In Deutschland waren von 100 unter 25-Jährigen 2014 also lediglich vier weder beschäftigt noch in einer Ausbildung oder einem Studium. Die Situation in den südeuropäischen Krisenländern war deutlich schlechter, aber nicht so dramatisch wie in den Medien geschildert. In Spanien waren 2014 vier von fünf unter 25-Jährigen entweder beschäftigt oder befanden sich in Studium oder Ausbildung. Selbst in Griechenland betrug die tatsächliche Arbeitslosigkeit der unter 25-Jährigen 2014 lediglich 14,7Prozent und nicht, wie immer wieder berichtet, fast 60Prozent. Selbstverständlich ist die Arbeitslosigkeit junger Menschen in Südeuropa zu hoch, aber sie ist eben faktisch auf einem signifikant niedrigeren Niveau als häufig angenommen. Insgesamt waren im Mai 2015 in der EU 23,3 Millionen Menschen arbeitslos, davon ein Fünftel (4,7 Millionen) unter 25 Jahren.


  Tab.9: Jugendarbeitslosigkeit in Europa inProzent der unter 25-Jährigen


  
    
      
        	
          Land

        

        	
          Anteil der Arbeitslosen

          an den Arbeitssuchenden

          und Arbeitenden

          (ohne Studenten

          und Auszubildende),

          4. Quartal 2014

        

        	
          Anteil der Arbeitslosen

          an der gesamten

          Altersgruppe, 2014

        
      


      
        	
          Deutschland

        

        	
          7,4

        

        	
          3,9

        
      


      
        	
          Österreich

        

        	
          10,2

        

        	
          6,0

        
      


      
        	
          Dänemark

        

        	
          11,2

        

        	
          7,8

        
      


      
        	
          Großbritannien

        

        	
          16,1

        

        	
          9,8

        
      


      
        	
          EU-28

        

        	
          21,4

        

        	
          9,1

        
      


      
        	
          Irland

        

        	
          21,9

        

        	
          8,9

        
      


      
        	
          Polen

        

        	
          22,0

        

        	
          8,1

        
      


      
        	
          Schweden

        

        	
          22,4

        

        	
          12,7

        
      


      
        	
          Frankreich

        

        	
          24,6

        

        	
          8,5

        
      


      
        	
          Portugal

        

        	
          33,3

        

        	
          11,9

        
      


      
        	
          Zypern

        

        	
          33,9

        

        	
          14,5

        
      


      
        	
          Italien

        

        	
          42,0

        

        	
          11,6

        
      


      
        	
          Griechenland

        

        	
          51,1

        

        	
          14,7

        
      


      
        	
          Spanien

        

        	
          51,7

        

        	
          19,0

        
      

    
  


  Quelle: Eurostat, Unemployment Statistics, im Internet unter http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Unemployment_statistics (eingesehen am 20.7.2015).


  Schon vor der Krise lag die Jugendarbeitslosigkeit in Deutschland etwas unter dem Mittelwert der 28 Länder. Im Jahr 2014 hat sich die Situation der Jugendlichen in Deutschland sehr verbessert, während sie sich in anderen Ländern verschlechtert hat. Selbst in dem lange als »gerechte« Gesellschaft eingeschätzten Schweden ist die Jugendarbeitslosigkeit– unabhängig von der Erfassungsmethode– mehr als dreimal so hoch wie in Deutschland. Die Fähigkeit der deutschen Wirtschaft und Gesellschaft, jungen Menschen unter 25 Jahren einen Ausbildungsplatz und damit eine berufliche Perspektive zu bieten, ist eine große und in der öffentlichen Diskussion in Deutschland überraschend vernachlässigte Leistung. Sie bietet jungen Menschen ein hohes, im internationalen Vergleich besonders bemerkenswertes Maß an Chancengerechtigkeit.


  Doch die positive Lage vieler Menschen in Deutschland scheint gefährdet. Viele Menschen glauben, dass der Aufstieg der Schwellenländer neue, kaum zu bewältigende Gefahren mit sich bringt. Besonders China, aber auch Brasilien und Indien werden von vielen Menschen in Deutschland als starke Konkurrenten wahrgenommen. Doch allzu große Sorge erscheint fehl am Platz. Zum einen zeigen sich in letzter Zeit erhebliche Schwächen in den lange als aufsteigend gepriesenen Ökonomien, zum anderen kann insbesondere eine exportstarke Volkswirtschaft wie Deutschland ganz erheblich von der wachsenden Kaufkraft in anderen Regionen der Welt profitieren. Doch wie steht es um die Nachhaltigkeit des Aufschwungs in den BRIC-Staaten?


  2.4 Die euphorische Dekade: Warum Goldman Sachs die BRIC-Staaten mit Erfolg anpries


  Die erste Dekade des 21.Jahrhunderts wurde vom Aufstieg der BRIC-Staaten geprägt. Der Begriff BRIC-Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China) wurde im Jahr 2001 von Jim O’Neill, dem damaligen Leiter der Forschungsabteilung der weltgrößten Investmentbank Goldman Sachs geprägt. O’Neill machte einige Prognosen, die aus heutiger Sicht allerdings wenig revolutionär waren. Er sagte voraus, dass das Gewicht der BRIC-Staaten in der Weltwirtschaft zunehmen würde. Vor allem China würde rasch wachsen. O’Neill regte an, die aufstrebenden Volkswirtschaften stärker in die Regulierung der Weltwirtschaft einzubinden und schlug die Erweiterung der G-7 um Vertreter aus den BRIC-Staaten vor.44


  Selten hatte die Analyse einer Bank so durchschlagende Wirkung wie O’Neills Papier aus dem Jahr 2001. Die Debatte über die Zukunft der internationalen Wirtschaftsbeziehungen war fortan geprägt von der Diskussion über die BRIC-Staaten. Und wie von O’Neill gefordert, wurden den aufstrebenden Akteuren in der Weltwirtschaft größere Mitwirkungsmöglichkeiten eingeräumt: Von 2008 an wurde neben der G-7 die Gruppe der 20 geschaffen, die mit gewissem Erfolg die Krise der Weltwirtschaft nach dem Zusammenbruch der amerikanischen Investmentbank Lehman Brothers zu dämpfen versuchte.


  O’Neill ist aber kein unabhängiger Wissenschaftler, sondern Mitarbeiter der größten Investmentbank der Welt, und selbstverständlich war seine Analyse vor allem der Versuch, Produkte von Goldman Sachs erfolgreich am Markt zu platzieren. O’Neill sorgte für die wissenschaftliche Fundierung einer Verkaufsgeschichte, und nur wenige Jahre später wurde bereits das nächste Projekt aus der Taufe gehoben. Nach den BRICs wurden in O’Neills Publikationen die nächsten elf Volkswirtschaften (Next-11) als neue aufstrebende Akteure genannt. Zu dieser Gruppe gehören sehr unterschiedliche Staaten: Ägypten, Bangladesch, Indonesien, Iran, Mexiko, Nigeria, Pakistan, Philippinen, Türkei, Südkorea und Vietnam.45 Allerdings ist die Bilanz der N-11-Ökonomien zumindest bislang weniger eindeutig positiv als es die Entwicklung in den BRIC-Staaten zumindest zeitweilig war.


  In der Mitte der 2000er Jahre erreichte das Fieber um die aufsteigenden Ökonomien neue Höchstwerte. Die zumeist sachlich argumentierende englische Zeitschrift »The Economist« bezeichnete die BRIC-Staaten als »die neuen Titanen« der Weltwirtschaft.46 Die veröffentlichten Zahlen sind bemerkenswert: In China und Indien verließen schon 2005 mit 1,2 Millionen Absolventen mehr Ingenieure und Naturwissenschaftler die dortigen Universitäten als in Europa, den USA und Japan zusammen.47


  Schon allein die Entwicklung Chinas zum größten Exporteur der Weltwirtschaft garantierte anhaltende Aufmerksamkeit. Clyde Prestowitz, in den 1980er Jahren amerikanischer Handelsminister unter Präsident Ronald Reagan, konstatierte eine gewaltige Veränderung. »Drei Milliarden neue Kapitalisten« sorgten nicht nur für eine Verschiebung des Schwerpunkts der Weltwirtschaft, sondern auch für eine Neukalibrierung der Machtbalance: Wohlstand und politische Macht verschöben sich in Richtung der aufsteigenden asiatischen Akteure China und Indien.48


  Der Aufstieg insbesondere Chinas zeigte sich nicht nur auf der wirtschaftlichen Ebene. Gideon Rachman konstatierte schon 2007 in der Financial Times, dass Chinas Politik Wirkung zeige und dem Land mit wachsendem Wohlwollen begegnet werde. China gewinne die Herzen der Menschen und sei den USA im Kampf um weiche Machtfaktoren (soft power) zunehmend überlegen.


  »Für ein reiches, freies und kulturell mächtiges Land wie die Vereinigten Staaten von Amerika erscheint es unmöglich, den Wettstreit mit China um sogenannte weiche Machtfaktoren zu verlieren. Aber im globalen Wettstreit um Herz und Verstand hat China einen unschätzbaren Vorteil: Es hat in letzter Zeit keinen Krieg begonnen.«49


  Nach China begann auch in Indien eine scheinbar unaufhaltsame positive wirtschaftliche Entwicklung. Im Jahr 2007 ergab eine Umfrage unter Geschäftsleuten in 32 Ländern ein bemerkenswertes Ergebnis: Volle 97Prozent der befragten indischen Unternehmerinnen und Unternehmer blickten optimistisch in die Zukunft.50 Einige Firmenübernahmen trugen dazu bei, dem indischen Nationalstolz Flügel zu verleihen: Der indische Konzern Tata übernahm 2007 den britisch-niederländischen Stahlhersteller Corus, und Land-Rover sowie Jaguar wurden ein Jahr später ebenfalls von Tata übernommen. Der weltgrößte Stahlhersteller Arcelor-Mittal wird ebenfalls von einem Inder, Lakshmi Mittal, geführt.


  Gerade für die Bürgerinnen und Bürger in der früheren britischen Kolonie Indien dürften diese Übernahmen eine Genugtuung gewesen sein. Genau 100 Jahre vor der Übernahme von Corus hatte Jamsetji Tata, der Gründer des Unternehmens, mit der Produktion von Stahl für die von Briten betriebene indische Eisenbahn begonnen. Sir Frederick Upcott, ein Kolonialbeamter der Briten, machte sich über diesen Versuch lustig: »Meinen Sie, die Tatas wären in der Lage, Stahl zu erzeugen, der britischen Standards entspricht?« Upcott hatte Zweifel: »Ich werde sämtlichen Stahl verspeisen, den sie erfolgreich herstellen.«51


  Für einige Beobachter markierten die Übernahmen von Unternehmen in Industrieländern eine Zeitenwende. Die neuen Herausforderer in der Weltwirtschaft kamen nicht mehr aus Europa oder den USA, sondern aus den Schwellenländern, und die alten Industrieländer erschienen geschwächt. Der Übernahme von Corus war ein Gefecht zwischen zwei Bietern vorausgegangen: Neben Tata hatte sich der brasilianische Stahlkonzern CSN um Corus bemüht.52


  Auch Brasilien und Russland standen plötzlich als boomende Ökonomien im Mittelpunkt des Interesses. In beiden Volkswirtschaften war es insbesondere der dramatische Anstieg von Rohstoffpreisen, der die Wirtschaftsleistung rasch wachsen ließ. Von Mitte der 2000er Jahre an entwickelte sich eine geradezu euphorische Stimmung, gerade in Brasilien. Skeptische Stimmen wiesen aber darauf hin, dass es vergleichbare Aufbruchphasen schon zuvor gegeben hatte und dass es für die Beurteilung der Nachhaltigkeit des Booms deutlich zu früh sei. Die vorsichtigeren Beobachter sahen sich schon wenige Jahre nach Beginn des Aufschwungs in ihrer Skepsis bestätigt.53


  2.5 Die Ernüchterung: Auch in den BRIC-Staaten wachsen die Bäume nicht in den Himmel


  Nach dem Ausbruch der Finanzkrisen in den USA und Europa schien sich der Aufstieg der BRIC-Staaten zunächst weiter zu beschleunigen. Brasilien, das 1999 und 2002 den Internationalen Währungsfonds um Unterstützung bitten musste, wurde plötzlich nicht nur zu einem neuen Geldgeber für den IWF, sondern wurde von Anlegern als sogenannter sicherer Hafen gesucht. Investoren zogen Kapital aus den USA und Europa ab und legten es im Schwellenland Brasilien an.54 Brasiliens Regierung reagierte auf den hohen Zufluss von Kapital, der zu einer Aufwertung der Landeswährung gegenüber dem Dollar um ein Drittel in den ersten Monaten des Jahres 2009 geführt hatte, mit der Besteuerung von Kapitalimporten: Von Oktober 2009 an wurde eine Steuer in Höhe von 2Prozent auf alle Kapitalimporte erhoben. Bereits ein Jahr später wurde der Steuersatz auf 4Prozent angehoben.55


  Doch der Höhenflug der BRIC-Ökonomien hielt nicht sehr lange an. In allen vier Staaten werden– auf unterschiedliche Weise– Probleme bei der Fortsetzung der bisherigen Erfolgsgeschichte deutlich. Die Wachstumsraten gehen seit 2010 sehr deutlich zurück, und besonders bei Brasilien, Indien und Russland wachsen die Zweifel an der Nachhaltigkeit des Aufstiegs.


  Tab.10: Wachstumsraten der BRIC-Staaten 2009–2014*
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          2010

        

        	
          2011

        

        	
          2012

        

        	
          2013

        

        	
          2014

        
      


      
        	
          Brasilien

        

        	
          -0,2

        

        	
          7,6

        

        	
          3,9

        

        	
          1,8

        

        	
          2,7

        

        	
          0,1

        
      


      
        	
          Russland

        

        	
          -7,8

        

        	
          4,5

        

        	
          4,3

        

        	
          3,4

        

        	
          1,3

        

        	
          0,6

        
      


      
        	
          Indien

        

        	
          8,5

        

        	
          10,3

        

        	
          6,6

        

        	
          5,1

        

        	
          6,9

        

        	
          7,2

        
      


      
        	
          China

        

        	
          9,2

        

        	
          10,4

        

        	
          9,3

        

        	
          7,8

        

        	
          7,8

        

        	
          7,4

        
      

    
  


  * Veränderung der Wirtschaftsleistung zu konstanten Preisen inProzent


  Quelle: International Monetary Fund, World Economic Outlook Database, April2015, im Internet unter https://www.imf.org/external/pubs/ft/weo/2015/01/weodata/index.aspx (eingesehen am 21.5.2015).


  Im Jahr 2014 wuchsen sowohl China als auch Indien beeindruckend rasch. Brasilien weist schon seit dem Jahr 2008 eine schwache wirtschaftliche Entwicklung auf. Mit Ausnahme des Jahres 2010 kann dort von dynamischer Entwicklung nicht mehr die Rede sein. Auch in Indien ist die Euphorie der Jahre bis 2010 noch nicht vollständig zurückgekehrt. Den Subkontinent plagen zahlreiche wirtschaftliche Schwierigkeiten: Die Infrastruktur ist schlecht und bedarf hoher Investitionen, die Bekämpfung der verbreiteten Korruption stagniert und die intensiv geführte Debatte um die Rolle von Frauen in der indischen Gesellschaft macht deutlich, dass ein großer Teil Indiens den Sprung ins 21.Jahrhundert noch nicht erfolgreich bewältigt hat. Zugleich ist aber erkennbar, dass die Regierung von Premierminister Narendra Modi ein ambitioniertes Reformprogramm umzusetzen versucht.


  Russlands Wirtschaft spiegelt die Entwicklung des Ölpreises wider. Der Aufstieg der Wirtschaftsleistung Russlands seit dem Jahr 2000 verlief parallel zum steigenden Ölpreis, aber dieser Rohstoffpreis ist in den letzten Jahren dramatisch gesunken. Im März 1999 veröffentlichte die renommierte britische Zeitschrift »The Economist« eine Titelgeschichte, in der sie das Anhalten der niedrigen Preise für Rohöl prognostizierte. »Im Öl ertrinkend« (Drowning in Oil) war die Geschichte überschrieben, die einen möglichen Rückgang von zehn auf fünf Dollar pro Fass Rohöl beschrieb.56 Doch es sollte anders kommen: Vom Frühjahr 1999 an stieg der Ölpreis auf zeitweise deutlich über 100 Dollar pro Fass, und mit diesem Anstieg ist auch die Renaissance der russischen Wirtschaft verbunden.


  Im Jahr 1999 lag Russland wirtschaftlich am Boden. Die Wirtschaftsleistung der einstigen Weltmacht betrug nur noch 195 Milliarden Dollar– etwa so viel, wie das kleine Belgien im gleichen Jahr erwirtschaftete. Seitdem hat sich das russische BIP verzehnfacht und betrug 2080 Milliarden Dollar im Jahr 2013. Durch den Verfall des Ölpreises und die Sanktionen des Westens verzeichnete Russland im Jahr 2014 allerdings ein deutlich niedrigeres BIP von 1860 Milliarden Dollar.57 Der wichtigste Faktor für die Veränderung der russischen Wirtschaftsleistung ist der Ölpreis. Bleibt der Ölpreis auf einem moderaten Niveau von 55 bis 65 Dollar pro Fass, wird auch die russische Wirtschaft kaum nennenswert wachsen. Sollte der Ölpreis weiter sinken, etwa durch eine deutliche Ausweitung des Angebots bei einem Ende der Sanktionen gegen den Iran, könnte die russische Wirtschaft wieder deutlich zurückfallen. Auch Brasiliens Träume vom weiteren wirtschaftlichen Aufstieg sind nur dann realistisch, wenn die Preise für fossile Brennstoffe, vor allem Öl und Gas, wieder steigen.58


  Brasilien hat mit der Erschließung von Ölvorkommen im Atlantik begonnen, die in vielerlei Hinsicht das Land mit großen Herausforderungen konfrontieren werden. Schon die Investitionssummen sind gigantisch: Von 2011 bis 2021 waren ursprünglich Investitionen in Höhe von 1000 Milliarden Dollar geplant, vermutlich die größte Investition in der Wirtschaftsgeschichte.59 Mit dem fallenden Ölpreis sind aber auch die Investitionssummen deutlich gesunken. Die brasilianische Ölgesellschaft Petrobras hat im Zeitraum von 2014 bis 2018 nur noch Investitionen von rund 150 Milliarden Dollar geplant. Selbst diese dürften auf dem Prüfstand stehen, da die Kosten der Förderung bei den neuen Ölfeldern bei 45 Dollar pro Fass liegen und der Ölpreis auf dem Weltmarkt im Jahr 2015 um diesen Wert schwankt.60


  Petrobras muss aber nicht nur sehr hohe Investitionen finanzieren, sondern auch bislang unbewältigte technologische Hürden überwinden. Die Ölreserven liegen nämlich zum einen 300 Kilometer weit vor der Küste, zum anderen liegen die Ölfelder sehr tief unter der Meeresoberfläche. Zunächst sind 2000 Meter bis zum Meeresboden zu überbrücken, dann weitere 2000 Meter felsigen Gesteins, gefolgt von 2000 Meter dicken Salzschichten. Nach sechs Kilometern vertikaler Bohrung beginnen erst die Ölvorkommen.


  Auch wenn nach den technologischen Fortschritten in der Ölförderung ein solches Unterfangen möglich erscheint, bleiben die Risiken beachtlich. Nur bei einem hohen Ölpreis versprechen die Investitionen den erhofften wirtschaftlichen Erfolg. Zugleich muss Brasilien sich mit einem Problem auseinandersetzen, das Rohstoffökonomien immer wieder haben: Ein Boom im Rohstoffsektor reduziert die Konkurrenzfähigkeit insbesondere der verarbeitenden Industrie, die auf dem Binnenmarkt und dem Weltmarkt mit anderen Anbietern konkurrieren muss.61


  Dieses Phänomen wird als »holländische Krankheit« oder »dutch disease« bezeichnet und erhielt seinen Namen, als in den 1960er Jahren Erdgas in den Niederlanden gefunden wurde und es zu einer Schwächung der verarbeitenden Industrie infolge des Rohstoffbooms kam.62 Gerade in früheren Epochen konnte man die Wirkung der holländischen Krankheit deutlich beobachten: So zogen etwa während des australischen Goldrausches der 1860er Jahre nahezu alle Arbeiter in die Goldfelder, was zu einer drastischen Abnahme des Arbeitskräftepotenzials für die Handwerksbetriebe in den Städten führte. Anders als landläufig angenommen hat Rohstoffreichtum schon viele Volkswirtschaften eher geschwächt als gestärkt. Deshalb wird auch vom »Fluch der Rohstoffe« gesprochen. Für Brasilien besteht die Herausforderung, wie zuvor für die Öl- und Erdgasproduzenten Niederlande, Großbritannien, Norwegen und nicht zuletzt das heutige Russland, in den kommenden Jahrzehnten den Rohstoffreichtum für eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung zu nutzen.


  Gefahren drohen dem brasilianischen Entwicklungsprojekt von mehreren Seiten. Vor allem besteht das Risiko, dass die brasilianische Wirtschaftspolitik keinen Erfolg hat bei der Vermeidung der holländischen Krankheit. Heute versucht die Regierung, die negativen Effekte durch ein weitreichendes Verbot des Imports ausländischer Technologie zu dämpfen. Die Ölbohrungen müssen mit brasilianischer Technologie durchgeführt werden. Maximal 15Prozent der gesamten Ausrüstungen und Dienstleistungen dürfen aus dem Ausland kommen.63 Diese Politik führt dazu, dass nicht die besten und wettbewerbsfähigsten Ausrüster zum Zuge kommen, sondern die brasilianische Industrie, die somit eine direkte Subvention aus dem Rohstoffsektor erhält.


  Angesichts der gewaltigen Investitionen, die der vom Staat kontrollierte Ölkonzern Petrobras tätigen muss, wird die Verpflichtung zur Beschaffung von Investitionsgütern im Inland teuer werden.64 Schon allein die Flotte, die zur Erschließung der Ölfelder gebaut werden muss, ist gewaltig. Benötigt werden 250 Schiffe und damit mehr, als die britische Marine besitzt. Bei einem Kostennachteil von 33 Millionen Dollar pro Schiff gegenüber dem günstigsten Angebot auf dem Weltmarkt entstehen allein durch den Verzicht, auf die wettbewerbsfähigsten ausländischen Anbieter zurückzugreifen, zusätzliche Kosten von geschätzten 8 Milliarden Dollar. Dennoch verteidigte die langjährige Vorstandsvorsitzende von Petrobras, Graças Foster, die Importverbote: »Hohe inländische Wertschöpfung ist ein zentrales Erfordernis sowohl der Nation als auch von Petrobras.«65


  Brasilia verfolgt also drei Ziele zur gleichen Zeit: Das Land will zur Gruppe der größten Ölerzeuger stoßen und zugleich 2 Millionen Arbeitsplätze im Land schaffen und Brasilien zum führenden Anbieter von Offshore-Förderungstechnologie machen. Die ersten Ergebnisse dieser Strategie sind wenig ermutigend. Mitte 2010 sollte die Wiedergeburt der brasilianischen Schiffbauindustrie mit dem Stapellauf eines 274 Meter langen Öltankers, der »João Cândido« gefeiert werden. Seit den 1970er Jahren hatte die Werftenindustrie insbesondere gegenüber Südkorea beständig an Boden verloren, doch der Ölboom sollte die Renaissance des Schiffbaus einläuten. Die Generalprobe misslang: Wegen fehlerhaft ausgeführter Schweißnähte musste die »João Cândido« unmittelbar nach dem Stapellauf wieder in die Werft, um vor dem Sinken bewahrt zu werden. Erst nach umfangreichen Nachbesserungen und zweijähriger Verspätung konnte der Tanker im Mai 2012 seine erste Fahrt zu den Ölplattformen vor der brasilianischen Küste antreten.66


  Die Industriepolitik der Regierungen Lula da Silvas (2003–2011) und seiner Nachfolgerin Dilma Rousseff steht also in einer klaren historischen Linie: Schon in früheren Entwicklungsphasen hat die brasilianische Politik versucht, durch den Ersatz von Importen industrielle Entwicklung zu fördern. Das Konzept der »importsubstituierenden Industrialisierung« ist allerdings in Brasilien und anderen Volkswirtschaften gescheitert, weil es nur in Ausnahmefällen gelang, die geförderten Industrien mittelfristig der Konkurrenz auf dem Weltmarkt auszusetzen. Diese Gefahr besteht erneut. Zudem könnte es sich noch als gravierender Fehler erweisen, angesichts der technologischen Herausforderungen bei der Erschließung der Tiefseeölfelder auf die kompetentesten Anbieter von Bohrtechnik zu verzichten.


  Doch nicht nur die Industriepolitik in Brasilien birgt Risiken. Für den Erfolg der enorm teuren Ölbohrungen ist es unerlässlich, dass die Preise für Rohöl hoch bleiben. Genau dies muss aber infrage gestellt werden. Ausgerechnet die USA– weder in Moskau noch in Brasilia sonderlich beliebt– sind auf dem besten Weg, die Weltenergiemärkte und damit die Perspektiven der Schwellenländer tüchtig durcheinander zu wirbeln. Sollte die Erschließung neuer Gas- und Ölquellen in den USA mit unvermindertem Tempo fortgesetzt werden, erscheint es gut möglich, dass die Preise für Öl und Gas auch mittelfristig niedrig bleiben. Neben den Ölproduzenten des Nahen Ostens wären Brasilien und Russland die größten Verlierer einer solchen Entwicklung. Auch die Energiewende in Deutschland würde noch teurer und umstrittener, wenn sich Unternehmen in anderen OECD-Staaten deutlich preiswerter als ihre deutschen Wettbewerber mit Energie versorgen könnten (vgl. hierzu auch Abschnitt3.4).


  Noch vor wenigen Jahren wurde landauf, landab vom Ende des fossilen Zeitalters gesprochen. Öl und Gas würden knapp und schon deshalb teuer werden. Doch kaum eine Prognose sollte sich als so falsch erweisen wie diese. Heute zeigen sich dramatische Veränderungen auf den Energiemärkten, die sowohl für die bisherigen Exporteure von Energie als auch für die internationale Politik gravierende Auswirkungen haben werden. Die Vereinigten Staaten von Amerika schicken sich an, ihre Abhängigkeit von Öl- und Gasimporten zu beenden. Schon Ende der laufenden Dekade könnten die USA sich zu einem Exporteur von Öl und Gas gewandelt haben. Bereits 2009 haben die USA Russland als größten Erdgasproduzenten der Welt abgelöst.67 Die Gasvorräte sind optimistischen Schätzungen zufolge groß genug, um die USA 100 Jahre lang mit Erdgas zu versorgen.68


  4000 Anbieter konkurrieren in den USA auf einem sehr hart umkämpften Markt.69 Die Gaspreise sind in den USA auf ein sehr niedriges Niveau gesunken. Im Juni 2015 lag der Preis mit 2,78 Dollar pro Million BTU (»British Thermal Units«, die im Erdgasgeschäft übliche Maßeinheit) deutlich unter dem Höchstwert von 12,69 Dollar vom Juni 2008.70 Anders als bei den meisten anderen Rohstoffen gibt es bei Erdgas weltweit von Region zu Region enorme Preisunterschiede. Am günstigsten war der Marktpreis für Erdgas 2012 in den USA mit etwa 4 Dollar pro tausend Kubikfuß, während Gas in Europa und Asien etwa 10 Dollar und in Asien etwa 15 Dollar pro tausend Kubikfuß kostete.71 Was gegenwärtig fehlt, sind Transportkapazitäten, die entweder durch Pipelines oder durch Anlagen zur Verflüssigung von Erdgas bereitgestellt werden könnten.


  Für Brasilien und Russland sind dies keine guten Nachrichten. Sollten sich die USA entscheiden, als Anbieter von Erdgas und zunehmend auch von Erdöl aus unkonventionellen Quellen aufzutreten, würde dies Brasilien und Russland hart treffen und die wirtschaftlichen Perspektiven des russischen Marktführers Gazprom und auch des brasilianischen Ölkonzerns Petrobras vermutlich deutlich verschlechtern.72 Im Jahr 2030 werden die drei nordamerikanischen Staaten Kanada, USA und Mexiko vermutlich nicht nur von Ölimporten unabhängig sein, sondern sogar Öl und Gas in andere Regionen exportieren.73


  Die Phase der euphorischen Bewertung der BRIC-Staaten ist also schnell zu Ende gegangen. Kritiker weisen immer deutlicher auf die Widerstände und Probleme hin, mit denen die BRIC-Staaten zu kämpfen haben. Ruchir Sharma spottete, die meisten aufsteigenden Volkswirtschaften würden schon seit geraumer Zeit aufsteigen und hätten noch einige Dekaden des Aufstiegs vor sich.74 Der wundersame Aufstieg der Schwellenländer reduziert sich im Kern auf China.


  Gerade Indien, dessen Eliten sich einige Jahre lang so optimistisch und zuversichtlich gezeigt hatten, wird seit 2011 von mehreren Krisen geplagt. Ein regelrechter Schock war der schwere Stromausfall im Juli 2012, von dem 680 Millionen Inderinnen und Inder mehrere Tage lang betroffen waren. Mitten im heißen Sommer fielen Klimaanlagen aus, Computer, Fabriken und Züge standen still, und der Verkehr, schon im Normalfall jenseits der Vorstellungskraft der meisten Mitteleuropäer, brach völlig zusammen.75 Der größte Stromausfall der Menschheitsgeschichte ließ die Träume der indischen Führungskräfte in Politik und Wirtschaft auf einen raschen Aufstieg zur Supermacht in der Sommersonne schmelzen. Die »Economic Times«, eine vielgelesene indische Wirtschaftszeitung, trug die Schlagzeile: »Supermacht Indien: Ruhe in Frieden«.76


  Zugleich sind die sozialen Spannungen in Indien nicht geringer geworden. Im Gegenteil: In einem Land mit noch immer etwa 600 Millionen Menschen, die in absoluter Armut leben und von der Befriedigung menschlicher Grundbedürfnisse weit entfernt sind, demonstrieren Superreiche ihr Vermögen in einer Weise, die viele Europäerinnen und Europäer als obszön empfinden. Das vermutlich drastischste Beispiel liefert der in Mumbai lebende reichste Inder, Mukesh Ambani. Für seine fünfköpfige Familie ließ sich der Milliardär ein 27 Etagen umfassendes Wohnhaus errichten. 600 Bedienstete kümmern sich um die Familie und deren Gäste, und allein für die 170 Autos Platz bietende Garage werden sechs Stockwerke des Hauses verwendet. Die Baukosten für das »Antilla« getaufte Hochhaus sollen mindestens 750 Millionen Dollar betragen haben.77


  Fraglos hat es in der indischen Gesellschaft über Jahrhunderte hinweg enorme gesellschaftliche Hierarchien gegeben, deren Ausmaße auch nach der Unabhängigkeit des Landes im Jahr 1947 weiterhin kaum vorstellbar sind.78 Dennoch wird die alte, von Hierarchie geprägte Ordnung ins Wanken geraten, wenn auch die Demokratie in Indien nicht in der Lage sein wird, dem Veränderungswillen der Bevölkerung Rechnung zu tragen.


  Aber Unheil droht der indischen Wirtschaft von anderer Seite. Außenwirtschaftlich war es über Jahre hinweg der Export von Dienstleistungen, der Indiens wirtschaftlichen Aufstieg trug. Einen enormen Schub erhielt die indische Software-Industrie durch die Schaffung einer schnellen Datenverbindung mit den USA. 1999 wurde diese Datenleitung in Betrieb genommen, und sie sorgte dafür, dass indische Informatiker plötzlich mit Informatikern in Kalifornien in direkten Wettbewerb treten konnten. Die Umsätze stiegen überaus schnell, und die südindische Großstadt Bangalore entwickelte sich zum Zentrum der indischen Software-Industrie.79


  Doch wie in anderen BRIC-Staaten ist der weitere Aufstieg bedroht. Die Gehälter von Informatikerinnen und Informatikern sind in Indien rasch gestiegen. Der Computerkonzern IBM kalkulierte 2005 einen Kostenvorteil einer indischen Fachkraft gegenüber ihrem amerikanischen Konkurrenten von 80Prozent. Dies war ein gewaltiger Anreiz. Heute liegt der Kostenvorteil noch bei 30 bis 40Prozent und verringert sich rasch. Selbst indische Software-Unternehmen denken vor diesem Hintergrund um.80


  Ein Beispiel aus dem amerikanischen Mittleren Westen verdeutlicht dies. Der traditionsreiche Motorradhersteller Harley-Davidson war im Laufe der amerikanischen Finanzkrise in Schwierigkeiten geraten und sah sich zur Senkung der Produktionskosten gezwungen. Zeitweise wurde erwogen, die seit 1901 in Milwaukee (Wisconsin) angesiedelte Produktion zu verlagern. Dies wurde verworfen, aber 70 Stellen in der IT-Abteilung wurden ausgelagert und an den indischen Anbieter Infosys vergeben. Protest der amerikanischen Gewerkschaften blieb aus: Der Datenverarbeiter Infosys hat die IT-Abteilung für Harley in Milwaukee und nicht in Bangalore eingerichtet. Und dies ist keine Ausnahme: Milwaukee ist bereits die 18.Niederlassung von Infosys in den USA. Von April 2012 bis März 2013 hat das Unternehmen die Zahl seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den USA von 1200 auf 3200 erhöht.81 Die Auslagerung von IT-Dienstleistungen aus Industrieunternehmen geht weiter, aber sie geht nicht mehr einher mit der Verlagerung von Arbeitsplätzen in Schwellenländer.


  Keinesfalls wäre es angemessen, das Ende des Aufstiegs der indischen Wirtschaft auszurufen. Aber die Schwächen Indiens, etwa in der Infrastruktur, sind in letzter Zeit deutlich zutage getreten. Indiens Aufstieg wird keineswegs so linear und so steil verlaufen, wie es die Apologeten des Aufstiegs der BRIC-Staaten zeitweilig prophezeit haben.


  2.6 Der Aufstieg Chinas


  In der Gruppe der BRIC-Staaten ist China der Sonderfall. Anders als in den anderen drei Ländern haben die Bürgerinnen und Bürger dort keine demokratischen Mitbestimmungsrechte.82 China hat zudem mehr Gewicht in der Weltwirtschaft als die drei anderen Ökonomien. Von der weiteren Entwicklung Chinas hängt vor allem für die deutsche Wirtschaft sehr viel ab: Zahlreiche Unternehmen, etwa der Automobilindustrie, verkaufen heute in China mehr als etwa in den USA. Deshalb ist die Untersuchung der möglichen weiteren Entwicklung Chinas von so großer Bedeutung.


  Die Dimensionen des wirtschaftlichen Aufschwungs in China verblüffen stets aufs Neue. 2014 wurden in China 18 Millionen Neuwagen verkauft– mehr als in jedem anderen Land. 30 Jahre zuvor lagen die Neuzulassungen von Privatwagen bei gerade einmal 7000.83 Rechnerisch werden heute an jedem Tag des Jahres siebenmal so viele Autos verkauft wie im gesamten Jahr 1984.


  Bemerkenswert sind auch die Daten zum Zementverbrauch und damit zur Bautätigkeit in China. In 24 Monaten, 2011 und 2012, verbrauchte China mehr Zement als die USA– im gesamten 20.Jahrhundert.84 Selbst wenn man bedenkt, dass in den USA viele Wohnhäuser aus Holz gebaut werden, während in China aus Zement und Stahl gebaute Hochhäuser dominieren, sind diese Zahlen atemberaubend. Bestätigt wird der Trend bei der Betrachtung des Zementverbrauches im Jahr 2013: Im Jahr 2013 wurden in China 2300 Millionen Tonnen Zement hergestellt und damit 67-mal so viel wie in Deutschland und 30-mal so viel wie in den USA.85


  Es stellt sich aber die Frage, wie stabil der Aufschwungs Chinas künftig sein wird. Dabei sind bislang alle Prognosen, die einen schweren Einbruch der wirtschaftlichen Entwicklung oder gar eine politische Krise in China vorhersagten, nicht eingetroffen. Von Beginn des Reformprozesses im Jahr 1979 bis heute hat es die Kommunistische Partei verstanden, schwere Turbulenzen zu vermeiden. Krisen wurden erfolgreich genutzt, um das Land zu modernisieren und seine Reputation in der internationalen Politik zu verbessern. Markantestes Beispiel ist die Asienkrise in den Jahren 1997/98, in der sich China als wohlwollender Akteur in Asien präsentierte. China war der Gewinner der Asienkrise, der Nachbar und Rivale Japan der Verlierer.86


  Doch der Verweis auf die Erfolge der Vergangenheit wird nicht ausreichen, um das politische und wirtschaftliche System in China auf Dauer zu stabilisieren. Die Politik muss einen Rückgang des Wirtschaftswachstums fürchten. Bislang gab es ein recht klares Arrangement: Die kommunistische Partei sorgt für Wirtschaftswachstum und steigenden Wohlstand der Bürgerinnen und Bürger, und im Gegenzug verzichten diese auf demokratische Mitsprache. Vergleichbare Konstellationen lassen sich auch in anderen autoritären Staaten in Asien, etwa in Singapur, beobachten.


  Aber die Stabilität des Regimes hängt von der anhaltenden Schaffung von Wachstum ab, und dies dauerhaft zu garantieren, wird für Chinas Machthaberinnen und Machthaber schwierig werden. Je mehr China sich zu einer kapitalistischen Wirtschaft entwickelt, desto weniger wird die Kommunistische Partei die in kapitalistischen Systemen unvermeidlich auftretenden Krisen verhindern können. Die Annahme, China könne einen Pfad beschreiten, der zu krisenfreiem Wachstum führt, ist illusorisch. Schon viele Volkswirtschaften haben sich daran versucht, und alle sind daran gescheitert. Selbst Ökonomien wie Thailand, die lange Phasen stetigen, hohen Wachstums realisieren konnten, sind schließlich unsanft aus ihren Träumen erwacht. Thailand hatte von 1972 an bis zum Ausbruch der Krise im Juli 1997 jährliche reale Wachstumsraten von über 5Prozent erwirtschaftet, und vor diesem Hintergrund glaubten Eliten wie auch Bürgerinnen und Bürger des Landes an die Fortsetzung des Aufstiegs.87


  Heute sieht die Kommunistische Partei in China die Risiken einer Umwälzung sehr deutlich. Mark Siemons hat darauf hingewiesen, dass sich in China Alexis de Tocquevilles Buch »Der alte Staat und die Revolution« großer Beliebtheit erfreut und von hochrangigen Funktionären der Kommunistischen Partei zur Lektüre empfohlen wird. Tocqueville beschreibt darin den absolutistischen Staat gerade nicht als erstarrt, sondern als dynamisch, durchlässig und modern. Allerdings sei die französische Gesellschaft atomisiert und von einem »kollektiven Individualismus« geprägt gewesen. Bestimmend gewesen sei das Interesse, »um jeden Preis reich zu werden«.88 Aus Angst vor Zusammenschlüssen der Bürgerinnen und Bürger förderte der absolutistische Staat, so Tocqueville, noch die Isolierung der Bürger und unterband jede Notwendigkeit, sich miteinander zu verständigen.89 Die Parallelen zum heutigen China sind bemerkenswert:


  »Das alles liest sich in der Tat wie eine Beschreibung des heutigen China, in dem der Drang, reich zu werden, vom System nicht nur legitimiert, sondern als Ersatz für jedwede politische Ambitionen geradezu vorgeschrieben ist. Jeder bringt sein eigenes Schäfchen ins Trockene, und die großen Klassen, zumal die Bauern und die städtische Mittelschicht, haben keine gemeinsamen Interessen.«90


  Seit den Aufständen des Jahres 1989 war die herrschende Doktrin der Partei, dass die Stabilität des Systems durch anhaltendes Wachstum, fortschreitende Rationalisierung und Systematisierung der Herrschaft gesichert werden könne. Das Schicksal der Sowjetunion, also die Implosion eines wirtschaftlichen und politischen Systems, würde die Volksrepublik niemals ereilen.


  Selbstverständlich ist das wachsende Interesse der Parteikader an Tocquevilles Beobachtungen kein besonders belastbarer Indikator für die Fragilität des chinesischen Modells. Doch es zeigen sich schon heute an vielen Stellen Widersprüche und Probleme in der chinesischen gesellschaftlichen und politischen Entwicklung. China ist möglicherweise weniger stabil, als es für viele Beobachter gegenwärtig den Anschein hat. Beispielsweise gibt der chinesische Staat heute mehr für die innere Sicherheit als für die Landesverteidigung aus. Die Zahl der Demonstrationen nimmt offenbar zu, und den Behörden gelingt es immer weniger, Kundgebungen zu unterbinden. Debatten im Internet werden bekämpft, aber die 30000 Zensoren haben große Mühe, die Kontrolle zu behalten.91


  Ein chinesischer Autor, der seinen Beitrag anonym veröffentlichte, wies in der Zeitschrift »Foreign Affairs« im Juni 2015 auf die wachsenden Risiken in China hin:


  »[…] eine Regierung, deren Legitimität sich auf wirtschaftliche Erfolge stützt, benötigt anhaltendes Wirtschaftswachstum, um im Amt zu bleiben. Schon bei sich abschwächendem Wachstum steigt die Gefahr einer heftigen Wirtschaftskrise. Eine Preisblase bei Wohnimmobilien, Überkapazitäten in der verarbeitenden Industrie, Instabilitäten im Finanzsektor, schwache Binnennachfrage und wachsende Ungleichheit belegen die steigende Verwundbarkeit Chinas.«92


  An den Universitäten wird seit kurzem deutlich stärker als in der Vergangenheit auf linientreue Gesinnung geachtet. Damit einher geht die Verbannung westlicher Lehren aus den Lehrplänen. Der 2013 von Präsident Xi Jinping begonnene marxistische Reformkurs hat auch die Hochschulen erreicht– und sorgt dort für Unmut und Verwirrung. Die Öffnung des Landes soll gestoppt werden, und auch der Englischunterricht soll künftig eine geringere Rolle spielen.93 Spötter wiesen sogleich darauf hin, dass der Marxismus schließlich auch ein westlicher Importartikel sei. Insgesamt ist die Handschrift Xi Jinpings deutlich erkennbar, der China wieder stärker nationalistisch prägen möchte als seine unmittelbaren Vorgänger.


  Gegen die verbreitete Korruption wird vorgegangen, aber die Erfolge dieser Kampagne sind nicht durchschlagend. Die Verteilung des Wohlstands wird immer ungleicher: 1Prozent der Familien besitzen 41,4Prozent des privaten Vermögens.94 Auch die Angehörigen von chinesischen Spitzenpolitikerinnen und -politikern gehören zu den Aufsteigern im Land. Im Oktober 2013 veröffentlichte die New York Times die Ergebnisse umfangreicher Recherchen zu den Vermögensverhältnissen der Familie von Wen Jiabao, der von 1998 an Vize-Premierminister und von 2003 bis 2013 Premierminister war. Wen, der stets betonte, in seiner Kindheit extreme Armut erlebt zu haben, soll sich zwar nicht persönlich bereichert haben, aber seine engsten Angehörigen erlebten während seiner Amtszeit einen sagenhaften Wohlstandszuwachs. Die hochbetagte Mutter Wens verfügte 2012 über ein sehr stattliches Vermögen. Eine einzige Investition in einem chinesischen Finanzdienstleistungsunternehmen war nach Informationen der New York Times 120 Millionen Dollar wert. Das gesamte von Angehörigen des Premierministers kontrollierte Vermögen soll sich auf mindestens 2700 Millionen Dollar belaufen und in Banken, Juwelenhandel, Ferienanlagen, Telekommunikationsunternehmen und Infrastrukturinvestitionen angelegt sein.95


  Es fällt schwer, zu glauben, dass die Familie von Ex-Premier Wen ein solch gewaltiges Vermögen ohne sein Zutun erwirtschaftet hat. In China selbst wurde die Diskussion über Wens Familie von der Zensur rasch unterbunden. Aber dieser und zahlreiche andere Fälle von Korruption legen die Vermutung nahe, dass die kommunistischen Kader wahrscheinlich sehr korrumpierbar sind.96 Es erscheint in hohem Maße unwahrscheinlich, dass sich ein solcher Machtmissbrauch als Modell für das 21.Jahrhundert eignet und auf Dauer nicht zu einer politischen Krise führen wird.


  Auch außenpolitisch ist China heute in schwierigem Fahrwasser. Noch vor wenigen Jahren hatte China mit Erfolg alte Ressentiments mit einer kooperationsorientierten Außenpolitik zumindest zeitweilig überwunden. Während die USA unter Präsident George W. Bush die Sicherheitspolitik in den Vordergrund stellten und mit ihrer harten, unilateralen Politik viele Verbündete vor den Kopf stießen, gewann Peking mit Charme und wirtschaftlicher Stärke neue Freunde in Asien, Afrika, Europa und Lateinamerika. In den frühen 2000er Jahren versuchte China sich als zivile, fast schon gütige Macht darzustellen. Im Gegensatz zu früheren Phasen versprach die chinesische Führung eine gemeinsame Zukunft für alle in Harmonie und Wohlstand. Die Wahrnehmung des kommunistischen Landes änderte sich und die Nachbarstaaten schauten vorübergehend mit weniger Sorgen auf das Reich der Mitte. Der amerikanische Chinaexperte David Shambaugh schrieb dazu im Jahr 2004: »Heute ist China ein Exporteur von gutem Willen und Konsumgütern und nicht mehr von Waffen und Revolution.«97


  Doch der Führung in Peking gelang es nicht, sich anhaltend als konstruktive Macht in den internationalen Beziehungen zu etablieren. Die Blütezeit Chinas als uneingeschränkt geschätzter Partner war kurz und lässt sich auf die Phase von 2003 bis 2009 begrenzen, also die Zeit zwischen dem Einmarsch der USA im Irak bis zum Amtsantritt Barack Obamas. Heute wird China argwöhnischer betrachtet, aber es setzt zugleich neue Akzente in der internationalen Politik.


  Ein Höhepunkt der destruktiven Politik Pekings war der mit Spannung erwartete Klimagipfel in Kopenhagen im Dezember 2009. China provozierte die Staats- und Regierungschefs zunächst mit einem diplomatischen Affront erster Ordnung: Als nach dem offiziellen Staatsbankett die Verhandlungen hinter verschlossenen Türen fortgesetzt werden sollten, zog sich der damalige Regierungschef Wen Jiabao in sein Hotel zurück und überließ die Verhandlungsführung dem Abteilungsleiter eines Ministeriums. US-Präsident Obama, Kanzlerin Merkel und der damalige französische Präsident Sarkozy, um nur einige zu nennen, versammelten sich also zu später Stunde, wurden aber vom Abteilungsleiter eines chinesischen Ministeriums an der Entwicklung von gemeinsamen Beschlüssen gehindert. Von Zufall kann keine Rede sein: Der fließend Mandarin sprechende damalige Regierungschef Australiens, Kevin Rudd, hat noch im Jahr 2012 betont, dass es ihm trotz ausführlicher Erläuterung in chinesischer Sprache nicht gelungen sei, Ministerpräsident Wen zur Teilnahme an der Abendsitzung zu bewegen.


  Dort blockierte der chinesische Abteilungsteiler nicht nur die Vereinbarung von konkreten Zielen für China und andere Entwicklungsländer zum Schutz des Klimas, sondern verhinderte auch, dass sich die Industrieländer auf gemeinsame Obergrenzen verständigten. Geplant war, die Emissionen bis zum Jahr 2050 um 80Prozent zu reduzieren. Kanzlerin Merkel soll nach dieser Intervention sehr aufgebracht gewesen sein und den chinesischen Delegierten gefragt haben, warum Industrieländer im Klimaschutz keine Führungsrolle übernehmen sollten.98


  Zunächst schien Chinas Rechnung aufzugehen. Die USA, nicht China, wurden in der Debatte nach Kopenhagen für das Scheitern der Bemühungen um gemeinsam vereinbarte Ziele im Klimaschutz verantwortlich gemacht. Doch lange hielt diese Stimmung nicht an. Das auftrumpfende Verhalten Chinas wurde von 2009/2010 an zunehmend kritisiert. Peking begann in rascher Folge Dispute mit Südkorea, Japan, Australien, den Philippinen, Vietnam, Indien, den USA und der EU.99


  Der Nutznießer dieses übertrieben selbstbewussten, ja aggressiven Auftretens Chinas waren und sind die USA. Mehr denn je suchen andere Staaten in Asien die enge sicherheitspolitische Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten. Die Allianzen der USA mit Australien, Japan, Südkorea, den Philippinen und Thailand wurden gestärkt und die weniger enge verteidigungspolitische Zusammenarbeit mit Indien, Indonesien, Malaysia, der Mongolei, Singapur und Vietnam in den letzten Jahren ausgebaut.100


  Selbst in der wirtschaftlichen Zusammenarbeit, lange eine Paradedisziplin Pekings, haben die USA in letzter Zeit deutlich aufgeholt. Gegenwärtig verfolgt die Regierung Obama sowohl ein transatlantisches als auch ein transpazifisches Handelsprojekt. Am Transpazifischen Partnerschaftsabkommen (TPP) nimmt inzwischen auch Japan teil.101 China ist nicht eingeladen, an dieser Wirtschaftskooperation teilzunehmen. Aus Sicht Pekings wäre die mögliche handelspolitische Isolation ein gewaltiger Rückschritt und würde die Arbeit eines Jahrzehnts erfolgreicher Außenwirtschaftspolitik zerstören.


  Allerdings haben die USA im Jahr 2015 eine schwere außenpolitische Schlappe erlebt. Washington versuchte, seine europäischen und asiatischen Verbündeten von der Teilnahme an der von China initiierten »Asian Infrastructure Investment Bank« (AIIB) abzuhalten. Die Bank hat ihren Hauptsitz in Peking. Der Blockadeversuch der USA scheiterte auf ganzer Linie und degenerierte, in den Worten der Londoner Financial Times, zu einer selbstzerstörerischen Farce.102 Lediglich Kanada und Japan haben die chinesische Einladung zur Mitwirkung an dieser neuen multilateralen Bank nicht angenommen, wohl aber sämtliche europäische Verbündete der USA, einschließlich Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens, sowie Südkorea und Australien.


  Trotz dieses Triumphs ist China heute keine anerkannte Führungsmacht. Peking trägt selbst die Hauptverantwortung für diese insgesamt verschlechterte außenpolitische Lage. Das Land wurde Opfer des eigenen Erfolgs und hat sich selbst in eine ungünstige strategische Lage gebracht. Das Misstrauen gegenüber China ist zurückgekehrt und Pekings Beschwichtigungsversuche laufen ins Leere.103 Die Volksrepublik versucht zwar massiv, für sich zu werben, aber die Erfolge sind bescheiden. China wendet viel Geld für Werbekampagnen auf, beeindruckte die Welt mit gelungenen Olympischen Spielen im Jahr 2008 und gründet überall auf der Welt »Konfuzius-Institute«, die der Verbreitung der chinesischen Kultur dienen sollen. Trotzdem gewinnt China nur wenige Freunde: Der wirtschaftliche Erfolg des Landes wird geachtet, aber China ist kein Vorbild für andere Länder, weder in wirtschaftlicher noch in kultureller Hinsicht.


  2.7 Die lange unterschätzten Risiken in China


  Für Deutschland und seine Außenwirtschaftsbeziehungen sind die Entwicklungen in China von sehr großer Bedeutung. Gerade die am stärksten in den Weltmarkt integrierten Unternehmen scheinen schon fast auf China fixiert zu sein, und damit einher geht möglicherweise eine Unterschätzung der Risiken, die in China lauern. Deutsche Unternehmen sind gut beraten, die Fragilität der chinesischen Entwicklung im Auge zu behalten und andere Partnerländer nicht zu vernachlässigen.


  Noch stärker als für Unternehmen gilt dies für die Politik. Die wirtschaftlich erfolgreichen Akteure China und Deutschland haben während der Kanzlerschaften Gerhard Schröders und Angela Merkels intensive Kontakte mit Peking aufgebaut. Aber selbst diesen bevorzugten Partnern Pekings ist es nicht gelungen, kontinuierlich positive Kontakte zu erhalten. Kanzlerin Merkel wurde von Peking brüskiert, nachdem sie den Dalai Lama im September 2007 empfangen hatte. Mehrere Veranstaltungen, unter anderem ein geplanter Menschenrechtsdialog, wurden von der chinesischen Führung abgesagt.104 Auf China zu setzen ist mit erheblichen Risiken verbunden. Dies gilt für die Politik, aber auch für die Wirtschaft.


  Die Liste der von der Kommunistischen Partei zu bewältigenden Probleme ist lang. China war lange die »Werkbank der Welt« und galt als einer der attraktivsten Produktionsstandorte. Diese Zeit geht zu Ende, vor allem wegen drastisch gestiegener Löhne. Von 2002 bis 2013 stiegen die Reallöhne in China um sage und schreibe 350Prozent.105 Für die Arbeitnehmer in China ist dies sehr erfreulich, aber das Land verliert damit an Attraktivität als Produktionsstandort. Zudem wurden im Jahr 2008 die Rechte von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern deutlich gestärkt. Nach einer Beschäftigungsdauer von einem Jahr genießen chinesische Beschäftigte einen relativ weitreichenden Kündigungsschutz.106 Die Verlagerung von Produktion kehrt sich zum Teil wieder um: Produktionslinien werden nicht mehr nach China und in andere Billiglohnländer verlagert, sondern Konzerne streben zurück in die alten Industriestaaten, die von den verringerten Lohnkostendifferenzen profitieren und sogar Neuinvestitionen von Unternehmen aus Schwellenländern aufweisen.107


  Innenpolitisch ist die Ungleichbehandlung der Landbevölkerung noch immer ein gravierendes Problem. Durch das »Hukou« genannte Registrierungssystem bleiben die Bürgerinnen und Bürger an ihrem Geburtsort registriert. Binnenmigranten haben keinen Anspruch auf Sozialleistungen und deren Kinder dürfen keine Schulen am Arbeitsort besuchen.108 Auch in der Wirtschaftspolitik bleibt Peking bemüht, die Kontrolle nicht zu verlieren. Der Import und Export von Kapital bleiben reglementiert, und der Wechselkurs der chinesischen Währung wird staatlich festgesetzt, bildet sich also nicht an Märkten.


  In China hat sich, von Europa lange unbemerkt, eine Immobilienblase entwickelt. Falls der schon heute zu beobachtende enorme Überhang an Wohnungen zu einem Abnehmen der Bautätigkeit führen sollte– und dies ist eigentlich nur eine Frage der Zeit– wird dies vermutlich nicht ohne Folgen für die Stabilität der chinesischen Regierung bleiben.


  Was ist über die Bautätigkeit in China bekannt? Für chinesische Bürgerinnen und Bürger ist der Kauf einer Wohnung eine beliebte Altersvorsorge. Zugleich werden Immobilien häufig dazu verwendet, das Vermögen vor inflationären Entwicklungen zu schützen. Die staatlichen Renten sind sehr niedrig und liegen zum Teil bei lediglich 15 Euro im Monat.109 Angesichts niedriger Zinsen auf Spareinlagen, einer bereits sehr hoch bewerteten Börse und dem Verbot, Kapital zu exportieren, waren chinesische Sparerinnen und Sparer mit einem Anlagenotstand konfrontiert. Wohnungen verhießen einen Ausweg. Für die chinesische Regierung war der resultierende, lang anhaltende Bauboom in doppelter Hinsicht nützlich. Erstens sorgte er für ein hohes, politisch willkommenes Maß an Beschäftigung. Zweitens sorgte er für eine Wohlstandsillusion bei den Immobilienbesitzerinnen und -besitzern, deren vermeintlich steigender Wohlstand ebenfalls zur Stabilisierung des politischen Systems beitrug. Das Problem ist nun, dass viele Chinesen die gleiche Einschätzung hatten und in Immobilien weit über den Bedarf hinaus investierten. Das Ergebnis ist ein gigantisches Überangebot, das sich in massivem Leerstand niederschlägt. 2013 betrug die Zahl der sich im Bau befindenden Wohnungen 76 Millionen. Der Anteil der Wirtschaftsleistung, der in Wohnimmobilien investiert wird, ist zwischen dem Jahr 2000 und 2013 von unter 4Prozent des BIP auf nahezu 10Prozent gestiegen und entspricht damit dem Niveau, das Spanien vor dem Platzen der dortigen Immobilienblase erreicht hatte.110


  Die chinesische Regierung liefert keine verlässlichen Zahlen zur Entwicklung des Leerstandes bei Immobilien, was nicht überrascht, da dies für politische Turbulenzen sorgen könnte. Die Regierung in Peking hat Interesse daran, die Vermögensillusion der chinesischen Mittelschicht nicht infrage zu stellen. Informationen liefern nicht-chinesische Quellen: Der staatliche australische Fernsehsender SBS hat im Jahr 2011 in einer großen Reportage über chinesische Geisterstädte berichtet und die Schätzung verbreitet, dass in China 64 Millionen Wohnungen leer stehen.111 Auch die britische BBC bestätigte diese Einschätzung.112 Die englische Zeitung »Daily Mail« veröffentlichte im Jahr 2011 Satellitenaufnahmen, die große, ungenutzte Neubausiedlungen zeigen.113 Seitdem ist die Lage schlimmer geworden: Ende 2014 waren Wohnimmobilien mit einer Fläche von rund 7 Millionen Quadratmetern entweder bezugsfertig oder im Bau. Selbst bei gleichbleibender Nachfrage entspricht dies den Verkäufen in fünf Jahren.114


  In den ersten elf Monaten des Jahres 2014 war landesweit ein um 10Prozent gesunkenes Preisniveau zu beobachten.115 Allerdings erscheint ein Niveau von deutlich über 3700 Euro pro Quadratmeter in Pekinger Trabantenstädten noch immer beachtlich hoch zu sein.116 Angesichts des noch immer niedrigen Einkommensniveaus musste 2011 eine Durchschnittsverdienerin bzw. ein Durchschnittsverdiener in China 36 Jahresgehälter für eine Wohnung aufwenden, während in Singapur 18 Jahresgehälter, in New York 12 und in Frankfurt fünf Jahresgehälter für den Kauf einer durchschnittlichen Wohnung ausreichten.117


  Falls die genannten Schätzungen zutreffen sollten, könnten in Chinas Geisterstädten rund 200 Millionen Menschen, fast ein Siebtel der Bevölkerung, ein neues Zuhause finden, ohne dass dafür eine einzige neue Wohnung gebaut werden müsste.118 Der Bauboom ist keineswegs auf die wohlhabenden Küstenprovinzen beschränkt, sondern hat auch abgelegene Regionen wie die Mandschurei erreicht.119 Der britische »Economist« bemerkte 2015, man könne den Eindruck gewinnen, die chinesische Wirtschaft sei eine einzige kreditfinanzierte Immobilienblase.120


  Auch der Vergleich mit Spanien verdeutlicht das Ausmaß der Fehlentwicklung in China: In Spanien standen 2013 bei 46 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern eine Million Wohnungen leer.121 In China ist das Verhältnis 1300 Millionen Einwohnerinnen und Einwohner zu 64 Millionen leer stehenden Wohnungen. Der Leerstandsquotient (Leerstand pro 1000 Einwohner) betrug 2013 in Spanien 22 und in China 49. Pro Kopf standen in China also mehr als doppelt so viele Wohnungen leer wie im krisengeschüttelten Spanien. Zwar ist die Nachfrage nach Wohnraum in China hoch, aber die meisten neu errichteten Wohnungen sind für Normalverdiener schlicht zu teuer.122 In der Stadt Wuhan würde man acht Jahre benötigen, um die bereits gebauten Wohnungen zu veräußern– und es werden jedes Jahr noch hunderttausende neue Wohnungen gebaut.123


  Für europäische oder amerikanische Beobachterinnen und Beobachter ist das Ausmaß des Baubooms fast schon unfassbar. Schanghais glitzernder Stadtteil Pudong war vor 20 Jahren noch landwirtschaftlich genutzt und ist heute eine der beeindruckendsten Ansammlungen von Hochhäusern, Hotels und Einkaufszentren der Welt. Auch die U-Bahn Schanghais wuchs rasch: 1995 wurde die erste Linie eröffnet, und inzwischen verfügt die Stadt über 13 gut ausgebaute Linien. Auch der in Deutschland entwickelte Transrapid wird in Schanghai als Zubringer zum Flughafen Pudong eingesetzt.


  Die Provinzstadt Wuhan verdeutlicht noch besser, welche Risiken sich in China aufbauen. Die 10-Millionen-Stadt unterzieht sich einer vollständigen Überholung, für die 120 Milliarden Dollar investiert werden. Für diese Summe bekommt man Einiges: Eine komplett neue U-Bahn mit einem Netz von etwa 200 Kilometern Länge, zwei neue Flughafen-Abfertigungsgebäude, einen neuen Finanzdistrikt und zahlreiche kleinere Investitionen, die der Verbesserung der Lebensqualität dienen sollen.124


  Wuhan finanziert diese gigantischen Investitionen auf Pump– wie die meisten Gebietskörperschaften in China. Zwar ist dies offiziell nicht gestattet, aber die Städte und Regionen haben Wege gefunden, sich außerhalb der Haushaltspläne zu verschulden. Gesamtwirtschaftlich zeigt sich die Überhitzung im Verhältnis von (privaten und staatlichen) Anlageinvestitionen zur Wirtschaftsleistung.125 Dieses Verhältnis lag in den USA über viele Jahre bei 20Prozent, in Japan in den Jahren der größten Übertreibungen in den 1980er Jahren bei 35Prozent des BIP. In Deutschland schwankten die Bruttoanlageinvestitionen in den letzten zwei Jahrzehnten zwischen 23,5Prozent (1992) und 17,2Prozent (2009) des BIP. In China lag diese Zahl 2013 bei 48Prozent des BIP. Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, dass der amerikanische Ökonom Kenneth Rogoff, der zusammen mit Carmen Reinhart das Standardwerk über Finanzkrisen verfasste, vor einem Zusammenbruch Chinas warnte. Rogoff sagt eine Schulden- und Immobilienkrise in China vor dem Jahr 2021 voraus.126


  Der zu erwartende Rückgang der Bautätigkeit in China wird dämpfend auf das Wirtschaftswachstum wirken. Der Ökonom David Nowakowski rechnet mit einem Rückgang um 2,5 bis 3,5Prozent auf dann nur noch 4,5Prozent jährliches Wachstum.127 Gewaltige negative Auswirkungen hat die Verlangsamung der Bautätigkeit auf die Rohstoffpreise, insbesondere Eisenerz. Während im Jahr 2011, in der Hochphase des Baubooms in China, bis zu 190 Dollar pro Tonne Eisenerz gezahlt wurden, sind die Preise im Jahr 2015 auf unter 50 Dollar und damit ein zuletzt 2007 erreichtes Niveau gefallen.


  Gewiss ist die Bauwirtschaft nicht der einzige Nachfrager von Eisenerz und Stahl. Auch die Produktion von Kraftfahrzeugen, Zügen und Konsumgütern in China wuchs deutlich und verursachte einen Anstieg der Nachfrage. Von 2000 bis 2014 stieg der Stahlverbrauch in China mit jährlichen Wachstumsraten von 15Prozent. Mit 700 Millionen Tonnen Stahl entfiel 2014 nahezu die Hälfte des weltweiten Verbrauchs auf China.128 Dessen Bauwirtschaft und die dortige Nachfrage hatten überproportionalen Einfluss auf die globalen Rohstoffmärkte, insbesondere für Eisenerz und Kokskohle.


  Der beschriebene Bauboom wäre für die chinesische Wirtschaft unproblematisch, wenn die Bauprojekte solide finanziert gewesen wären. Wie erwähnt haben chinesische Sparerinnen und Sparer Immobilien gekauft, um für das Alter vorzusorgen. Aber zwischenzeitlich mussten die Projekte von den Bauträgern finanziert werden, und dies könnte sich als problematisch erweisen. Falls künftig die Käufer ausbleiben sollten, könnten die Entwickler auf Tausenden unverkäuflichen Wohnungen sitzen bleiben und in den Konkurs rutschen.


  Das gesamte Kreditvolumen in China (ohne den Finanzsektor) stieg zwischen 2007 und 2014 von 130Prozent der Wirtschaftsleistung auf 220Prozent an. Die Hälfte des Anstiegs geht dabei auf den Immobiliensektor zurück.129 Zhiwu nennt sogar einen noch höheren Anstieg im gleichen Zeitraum: Von 158Prozent des BIP auf 282Prozent.130 Dieser rasche Anstieg ist in jedem Fall bedenklich: Auch in China können die Kreditvolumina nicht auf Dauer schneller wachsen als die Wirtschaftsleistung.131


  Der chinesische Staat hat diese Entwicklung auf mehreren Ebenen gefördert. Zum einen erklärte er Urbanisierung als wirtschaftspolitisches Ziel– und förderte damit die Bereitschaft zu Investitionen in Immobilien. Zum anderen sind Gebietskörperschaften als Kreditnehmer an der Spekulationsblase beteiligt. Kommunen nutzen Grundstücke als Sicherheiten bei der Kreditaufnahme, finanzieren mit diesen Krediten die Entwicklung der Infrastruktur und zahlen mit späteren Landverkäufen die Kredite zurück.132 Dies geht so lange gut, bis die Nachfrage nach Grundstücken einbricht, und China könnte diesen Punkt erreicht haben. Erste Beobachterinnen und Beobachter warnen schon, China erinnere an das Japan der späten 1980er Jahre. Auch dort gab es eine doppelte Blase: an den Börsen und auf den Immobilienmärkten.133


  Die Verquickung der kommunalen Behörden ist vermutlich die Achillesferse des Booms. Da Gebietskörperschaften die direkte Kreditaufnahme verboten ist, haben sie Landrechte an »local government financing vehicles« übertragen. Wenn diese Finanzierungsvehikel, im Grunde unkontrollierte Schattenbanken der Gebietskörperschaften außerhalb des klassischen Bankensystems, nun selbst als Nachfrager nach Bauland auftreten– und dies ist in jüngster Zeit zu beobachten– ist es naheliegend, ein Kartenhaus zu konstatieren.134 Andere Beobachterinnen und Beobachter würden von einer »Ponzi-Finanzierung« sprechen: Es besteht nicht ausreichend echte Nachfrage nach Bauland, sondern die Nachfrage wird mit neuen Krediten vorgetäuscht. Im Deutschen werden »Ponzi-Finanzierungen« auch als Schneeballsysteme bezeichnet. Getragen wird das System von immer neuen Krediten, ohne die das System kollabiert.


  Der chinesische Staat hat allerdings noch eine ganze Reihe von Optionen, um die Immobilienmärkte zu stabilisieren. Peking hat kein Interesse daran, dass wütende Anleger rebellieren und die Herrschaft der Kommunistischen Partei infrage stellen. Deshalb hat die Regierung im Sommer 2015 nicht nur für eine Stützung der Immobilien-, sondern auch der zeitweilig stark nachgebenden Aktienmärkte gesorgt.135 Ob dies auf Dauer ausreicht, um die Übertreibungen zu beseitigen, ist ungewiss.


  Für die deutsche Außenwirtschaft sind die Auswirkungen der möglicherweise bald platzenden Immobilien- und Aktienblasen auf die Stabilität des politischen Systems Chinas und der dortigen Banken von Belang. Aber nicht nur diese Gefahr ist zu bedenken: In China hat sich in den letzten Jahren eine solche Fülle von Risiken aufgebaut, dass schwere Turbulenzen deutlich wahrscheinlicher geworden sind. Damit liegt China im Trend der BRIC-Staaten: Eine rosige Zukunft dieser Länder ist möglich, aber nicht sehr wahrscheinlich. Vermutlich werden alle vier Staaten keinen kometenhaften Aufstieg nehmen, sondern mit Rückschlägen zu kämpfen haben und sich deutlich langsamer entwickeln, als noch vor kurzem erwartet. Dies bedeutet, dass eine zu starke Fokussierung auf die BRIC-Staaten, insbesondere auf China, ökonomisch wie politisch gefährlich ist.
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  3 Der Nutzen der Globalisierung für Deutschland


  In den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg galt die Integration der deutschen Wirtschaft in die Weltwirtschaft für die Mehrheit der wissenschaftlichen und politischen Beobachterinnen und Beobachter als vorteilhaft. Zwar bröckelte die Zustimmung zur Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung und zur Fortsetzung der Globalisierungsprozesse, wie bereits in Abschnitt2.3 gezeigt, zumindest zeitweilig. Aber jenseits einiger spezieller Debatten, etwa zu ausländischen Staatsfonds, ist der Widerstand gegen die Fortsetzung der Globalisierung deutlich weniger ausgeprägt als etwa im Nachbarland Frankreich (vgl. Tabelle 6).


  3.1 Deutschlands Warenhandel und Wettbewerbsfähigkeit


  Für dieses Meinungsbild gibt es gute Gründe. Deutschland hat in der Nachkriegszeit den Außenhandel sehr deutlich ausgebaut und zum Motor seiner wirtschaftlichen Entwicklung gemacht. Der Außenhandel ist für Deutschland wichtiger als für andere große Industrieländer: Beispielsweise hat Deutschland im Jahr 2014 mehr exportiert als Großbritannien und Japan zusammen. Die deutsche Volkswirtschaft kann dem Ausland immer mehr Waren und Dienstleistungen verkaufen, was einerseits die Leistungsfähigkeit der deutschen Unternehmen belegt, andererseits aber auch die Bereitschaft anderer Länder, im Handel mit Deutschland Handelsbilanzdefizite zu akzeptieren.


  Auch wegen ihrer Exporterfolge steht die deutsche Volkswirtschaft hinsichtlich der Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung (BIP pro Kopf) auf einem vorderen Rang. Diese lag im Jahr 2014 über der Frankreichs, Großbritanniens und Japans, allerdings deutlich unter der der USA.


  Deutschlands Exporte von Waren und Dienstleistungen lagen 2014 auf dem Niveau der deutlich größeren USA und übertrafen den Wert für Frankreich und Großbritannien zusammen um 400 Milliarden Dollar. Zu fragen ist, welche Ursachen dafür verantwortlich sind: Liegen die Gründe für die gute Position Deutschlands in erster Linie bei außenwirtschaftlichen Faktoren oder ist die heutige Stärke der deutschen Wirtschaft hausgemacht und auf Entwicklungen zurückzuführen, die nichts oder wenig mit der internationalen Arbeitsteilung zu tun haben?


  Ein Faktor, der den höheren materiellen Wohlstand in den USA im Vergleich zu den europäischen Ländern zumindest teilweise erklärt, ist die höhere Jahresarbeitsleistung jenseits des Atlantiks. Während die Europäerinnen und Europäer noch in den 1970er Jahren mehr Arbeitsstunden pro Jahr leisteten als die US-Bürgerinnen und -Bürger, ist die Situation heute genau umgekehrt. Amerikanerinnen und Amerikaner müssen für ihren höheren Lebensstandard auch länger arbeiten. Materieller Wohlstand geht in den USA einher mit einem Mangel an Freizeit, zumindest im Vergleich mit vielen Europäerinnen und Europäern.


  Tab.11: Eckdaten der fünf großen OECD-Länder im Jahr 2014
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  * Schätzungen


  Quellen: International Monetary Fund, World Economic Outlook Database, April2015, im Internet unter https://www.imf.org/external/pubs/ft/weo/2015/01/weodata/index.aspx und International Monetary Fund, Direction of Trade Statistics, im Internet unter http://data.imf.org/?sk=9D6028D4-F14A-464C-A2F2-59B2CD424B85 (eingesehen am 21.5.2015).


  Betrachtet man die Unterschiede zwischen den USA und Europa im Detail, treten erstaunliche Differenzen zu Tage. Das Vorurteil, die Deutschen seien überdurchschnittlich fleißig, bestätigt sich in einer Untersuchung amerikanischer Ökonomen nicht. In den USA betrug die durchschnittliche Wochenarbeitszeit im Jahr 2004– bezogen auf alle Personen im erwerbsfähigen Alter– 25,1 Stunden, während der Vergleichswert für Deutschland 18,7 lautet.136 Der höhere Wert in den USA erklärt sich zum Teil aus der zum damaligen Zeitpunkt dort sehr viel niedrigeren Arbeitslosigkeit. Dennoch sind die Wochenarbeitszeiten der Beschäftigten, also ohne Berücksichtigung der Erwerbslosigkeit, in den USA ebenfalls sehr viel höher.


  Abb.4: Durchschnittliche jährliche Arbeitszeit pro Arbeitnehmer in ausgewählten OECD-Ländern von 2000–2013 (in Stunden)


  [image: 3865.png]


  Quelle: OECD, OECD.Stat, im Internet unter http://stats.oecd.org (eingesehen am 21.05.2015).


  Weder in anderen europäischen Ländern noch in den USA oder in Australien ist die jährliche Arbeitszeit kürzer als in Deutschland. Im Jahr 2013 haben Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Deutschland durchschnittlich 425 Stunden weniger gearbeitet als ihre Kolleginnen und Kollegen in den USA und volle 697 Stunden weniger als Beschäftigte in Griechenland. Bei einer 37-Stunden-Woche verbrachten Deutsche beachtliche elfeinhalb Wochen weniger im Betrieb als Amerikaner.137


  Setzt man den Lebensstandard in Verbindung mit der geleisteten Arbeitszeit, verbessert sich das Bild für Deutschland signifikant. Zwar war die Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung in den USA im Jahr 2014 14,7Prozent höher als in Deutschland, dafür lag aber auch die Durchschnittsarbeitszeit in den USA 31,2Prozent über der in Deutschland. Anders gesagt: Pro geleisteter Arbeitsstunde stellten deutsche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit einer Wirtschaftsleistung von 34,91 Dollar mehr her als ihre amerikanischen Kolleginnen und Kollegen, die pro geleisteter Arbeitsstunde nur 30,53 Dollar erwirtschafteten.


  Der höhere materielle Wohlstand in den USA ist also ausschließlich längeren Arbeitszeiten zu verdanken. Deutsche und andere Kontinentaleuropäer genießen einen höheren Zeitwohlstand, aber einen geringeren materiellen Wohlstand. Im Ergebnis dürfte das europäische Modell nachhaltiger sein: Es gibt mehr Zeit für Familie, Freizeitaktivitäten und Muße. Damit bleibt aber offen, ob europäische Arbeitnehmer freiwillig weniger arbeiten. Alesina et al. sehen im Wesentlichen gewerkschaftliche Politik und weniger individuelle Präferenzen als Ursache der kürzeren Arbeitszeit in Europa.138


  Allerdings ist Deutschland trotz der beachtlichen Wachstumsphasen von 2005 bis 2008 und seit dem Jahr 2010 wirtschaftlich keineswegs so leistungsfähig, wie dies von zahlreichen europäischen Beobachterinnen und Beobachtern angenommen wird. In der gegenwärtigen Phase der Überschätzung der deutschen Wirtschaft, die freilich zum Teil interessengeleitet und mit der Erwartung von Transferzahlungen aus Deutschland verbunden ist, kommt einer ausgewogenen Bewertung der deutschen Volkswirtschaft besondere Bedeutung zu. Nicht außer Acht zu lassen sind nämlich die anhaltenden erheblichen Belastungen aus der Vereinigung der beiden deutschen Staaten. An dieser Stelle soll den Ursachen hierfür nur in knapper Form nachgegangen werden. Gleichwohl ist der Hinweis nötig, dass ein erheblicher Teil der heutigen Belastungen, insbesondere des Staatshaushalts, in ursächlichem Zusammenhang steht mit den wirtschaftlichen Lasten der Deutschen Einheit.


  Mehr als ein Vierteljahrhundert nach dem Fall der Mauer ist die wirtschaftliche Entwicklung in den ostdeutschen Bundesländern noch immer enttäuschend, und diese fehlende Dynamik schlägt sich in erster Linie in hohen Belastungen der öffentlichen und privaten Haushalte nieder. Das Bruttoinlandsprodukt je Einwohnerin und Einwohner liegt noch immer nur bei etwa 70Prozent des Durchschnittswertes der alten Länder. Nur durch hohe Sozialtransfers erreichen ostdeutsche Haushalte inzwischen 90Prozent der verfügbaren Einkommen westdeutscher Haushalte.139 Klaus Schröder vom Forschungsverbund SED-Staat der FU Berlin nannte diese Entwicklung eine »beispiellose Wohlstandsexplosion in Ostdeutschland«.140


  Zwischen 1990 und 2009 beliefen sich die Bruttotransfers in die neuen Länder auf 2000 Milliarden Euro. Berücksichtigt man die Rückflüsse, verbleibt ein Nettobetrag von 1600 Milliarden Euro und damit mehr, als die Gesamtverschuldung der öffentlichen Haushalte im Jahr 2008 betrug.141 Bis heute sind die Nettotransfers weiter angestiegen und belaufen sich auf bis zu zwei Billionen Euro.142 Während sich die Belastungen für die privaten Haushalte nur schwer beziffern lassen, sind die Kosten für die öffentliche Hand eindeutig zu benennen.


  Auf den ersten Blick ist die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen Ländern beachtlich: Von 1989 bis 2013 stieg die Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung dort (ohne Berlin) von 12200 Euro auf 23600 Euro pro Jahr, ein Zuwachs um 93,4Prozent.143 In den alten Ländern war der Anstieg deutlich geringer, was zunächst zu einem sinkenden Gefälle zwischen Ost und West führte. Erwirtschafteten die neuen Länder (ohne Berlin) 1989 pro Kopf nur 54,9Prozent des BIP der alten Bundesländer, wuchs dieser Wert bis auf 68,4Prozent im Jahr 2008. Seitdem öffnet sich die Schere erneut: 2013 lag die Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung in den ostdeutschen Ländern bei exakt zwei Dritteln des Wertes für die westdeutschen Länder.144


  Allerdings ist die Steigerung des Wohlstandsniveaus nur zum Teil auf die sich selbst tragende wirtschaftliche Dynamik in den neuen Ländern zurückzuführen, sondern im Wesentlichen auf die hohen Transferzahlungen, die aktuell noch immer 54 Milliarden Euro und damit etwa 19Prozent des Bruttoinlandsproduktes der ostdeutschen Bundesländer betragen.145


  Die partiell gescheiterte Modernisierung der ostdeutschen Wirtschaft bleibt erklärungsbedürftig. Warum ist es– trotz hoher Transferzahlungen– nicht gelungen, einen selbsttragenden Aufschwung auf den Weg zu bringen? Warum konnte die Abwanderung vor allem junger Menschen– die Einwohnerzahl der neuen Länder ohne Berlin sank zwischen 1989 und 2013 um rund 2,5 Millionen– nicht aufgehalten werden? Und vor allem: Welche Lehren können aus der Deutschen Einheit für die weitere Integration Europas gezogen werden? Können in Europa Fehler, die in Deutschland gemacht wurden, vermieden werden?


  Bemerkenswert ist zudem, dass die DDR in der Erinnerung vieler Ostdeutscher zu einem »lebenswerten Sozialstaat« mutierte.146 Eine verbreitete DDR-Nostalgie prägt die ostdeutschen Länder. Überraschend geringen Raum nehmen die sichtbaren Erfolge ein: Zahlreiche ostdeutsche Städte sind umfassend saniert und ziehen Touristen aus aller Welt an. Noch wichtiger ist, dass die Lebenserwartung in Ostdeutschland stark gestiegen ist und heute nahezu das westdeutsche Niveau erreicht hat. Die Einschätzung der eigenen Lebenssituation zahlreicher ostdeutscher Bürgerinnen und Bürger ist aber noch immer sehr kritisch und kann nur damit erklärt werden, dass sie nicht ausreichend in den Transformationsprozess eingebunden wurden. Nicht die Ostdeutschen bestimmten ihre Reformstrategie, sondern die Landsleute aus dem Westen. Es fehlte »ownership«, die im Englischen verwendete Bezeichnung für Eigenverantwortung in der Wirtschaftspolitik. Vor diesem Hintergrund erscheinen die im Jahr 2015 zu beobachtenden Versuche, die griechische Wirtschaft durch eine Kombination von Entmündigung und Transfers zu modernisieren, als sehr gewagt.


  Vermutlich wird sich die Frage, ob es alternative Wege zur Umsetzung der Deutschen Einheit gegeben hätte, nie abschließend beantworten lassen. Das Geflecht außen- und wirtschaftspolitischer Aspekte ist sehr komplex und lässt einfache Antworten nicht zu. Allerdings, und dies gilt für Deutschland wie für Europa, lassen sich jenseits der politischen Rhetorik Zusammenhänge und wirtschaftliche Gesetzmäßigkeiten erschließen. Dazu gehören:


  
    	• Die Entscheidung für einen (politisch gewollten) Wechselkurs von eins zu eins erschwerte die Entwicklung konkurrenzfähiger Industrieproduktion in Ostdeutschland. Die Wirtschaftsgeschichte kennt zahlreiche Beispiele für die fatale Wirkung eines zu hohen und die segensreiche Wirkung eines niedrigen Wechselkurses. Den Betrieben in den neuen Ländern wurde durch die Einführung der D-Mark über Nacht eine Aufwertung der Währung um etwa 400Prozent zugemutet. Wie zu erwarten, haben auch nur die wenigsten Betriebe diese Rosskur überstanden.


    	• Die zu rasche Erhöhung der Löhne in den neuen Ländern ohne entsprechende Steigerung der Produktivität machte Investitionen in Ostdeutschland unattraktiv.147 Hier zeigt sich eine Parallele zu den Entwicklungen in den heutigen südeuropäischen Krisenstaaten. Auch dort wurden die Löhne nach der Einführung des Euro zu rasch erhöht, was zu einer Erosion der Wettbewerbsfähigkeit, zu einem Anstieg der Leistungsbilanzdefizite und zu wachsender Verschuldung führte.


    	• Die verfehlte Privatisierungspolitik der Treuhandanstalt verhinderte in vielen Fällen eine Modernisierung von ostdeutschen Unternehmen und gab der Abwicklung den Vorzug vor der Sanierung.148


    	• Die abhängig Beschäftigten in Deutschland finanzierten mit ihren Sozialbeiträgen einen erheblichen Teil der Transferzahlungen in die neuen Länder, was im Ergebnis zu einer drastischen Verteuerung der Lohnnebenkosten führte. Die temporäre Schwäche der westdeutschen Wirtschaft, die ihren Niederschlag in den Leistungsbilanzdefiziten der 1990er Jahre fand, ist zu einem wesentlichen Teil auf diese staatlich induzierten Kostensteigerungen zurückzuführen.

  


  Insgesamt gesehen war das wirtschaftspolitische Management der Deutschen Einheit mangelhaft. Es ist nur in wenigen Regionen gelungen, einen sich selbst tragenden Aufschwung zu initiieren. Zudem haben die Transferzahlungen staatliche und private Haushalte massiv belastet und tun dies immer noch. Während es den osteuropäischen Nachbarländern, zum Beispiel Tschechien, Polen oder der Slowakei, gelungen ist, wirkungsvolle Anreize zu setzen und die wirtschaftliche Transformation erfolgreich zu bewältigen, kann dies für die Transformation der ostdeutschen Wirtschaft bestenfalls mit großen Einschränkungen festgestellt werden.149


  Damit ist eine zentrale Lehre aus dem Management der Deutschen Einheit klar geworden: Transferzahlungen hemmen die wirtschaftliche Entwicklung von Regionen, sie fördern sie nicht. Nicht nur in Deutschland sind die Erfahrungen mit Transfers negativ. In Italien versucht die Politik schon seit Jahrzehnten, den Süden des Landes durch Transferzahlungen zu entwickeln, und eine realistische Analyse kann nur das Scheitern dieses Ansatzes konstatieren. Der Süden Italiens ist weit davon entfernt, zu den wirtschaftlich erfolgreicheren Gebieten im Norden des Landes aufzuschließen. Belgien, das einen institutionalisierten Transfer zwischen Flandern und der Wallonie kennt, drohte an der Frage der Transferzahlungen zeitweilig zu zerbrechen. In der Geberregion Flandern wird gefragt, ob die Kosten der Fortsetzung der gescheiterten Transferunion nicht höher sind als die Kosten des Austritts aus der Gemeinschaft. Auch bei einer europäischen Transferunion würde diese Frage über kurz oder lang gestellt werden. Zur Weiterentwicklung des europäischen Integrationsprozesses wäre deshalb eine Transferunion denkbar ungeeignet (vgl. hierzu auch Abschnitt7.3).


  3.2 Entwicklung und Interpretation der deutschen Leistungsbilanz


  Betrachtet man die makroökonomischen Daten in Tabelle 11 im Detail, fallen die großen Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern auf. Deutschland und Japan produzieren Leistungsbilanzüberschüsse, das heißt, im Waren- und Dienstleistungshandel wird mehr an das Ausland verkauft, als vom Ausland bezogen. Bei Frankreich, Großbritannien und den USA ist die Situation genau umgekehrt. Vor allem die USA exportieren sehr viel weniger, als sie aus dem Ausland importieren. Dementsprechend groß fällt der Fehlbetrag in der amerikanischen Leistungsbilanz aus. Zum Ausgleich der Zahlungsbilanz mussten die Vereinigten Staaten im Jahr 2014 rund 400 Milliarden Dollar an ausländischem Kapital importieren. Deutschland und Japan hingegen sind ihrerseits Exporteure von Kapital.


  
    Interpretation der Leistungsbilanz


    Häufig wird in Deutschland die Leistungsbilanz sehr verkürzt interpretiert. Die Bedeutung von Fehlbeträgen bzw. Überschüssen in der Leistungsbilanz wird nur selten verstanden. Lange wurden Überschüsse im Außenhandel (»Exportweltmeister«) als Ausdruck wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit gesehen. Sinnvoll ist deshalb eine genauere Betrachtung der Zahlungsbilanz und ihrer Teilbilanzen.


    Die Zahlungsbilanz einer Volkswirtschaft hat zwei Hauptkomponenten: In der Leistungsbilanz werden Waren- und Dienstleistungshandel erfasst. Auch die Zinsen auf Auslandskredite (der Zinsdienst) schlagen sich in der Leistungsbilanz nieder. Die zweite Komponente ist die Kapitalbilanz, in der Ein- und Ausfuhren von Kapital aufgenommen werden. Die Leistungsbilanz wird auch als die »linke Seite«, die Kapitalbilanz als die »rechte Seite« der Zahlungsbilanz bezeichnet.


    Die Zahlungsbilanz ist per Definition immer ausgeglichen: einem Leistungsbilanzüberschuss (innerhalb einer Periode wurde mehr exportiert als importiert) steht definitorisch ein äquivalentes Kapitalbilanzdefizit gegenüber (innerhalb der Periode floss mehr Kapital ab, als zuströmte). Ein Überschuss in der Leistungsbilanz erfordert zwingend einen Abfluss von Kapital, während ein Defizit den Zustrom von Kapital erfordert. Importiert eine Volkswirtschaft etwa mehr als sie exportiert, muss dieses Defizit anschließend durch Auslandskredite finanziert werden. Leistungsbilanzsalden werden üblicherweise als Differenz zwischen Importen und Exporten (Außenhandelsperspektive) betrachtet. Das ist die gängige Sichtweise.


    Aber Kapitalbilanzsalden, die die Leistungsbilanzsalden widerspiegeln, können auch als Differenz zwischen Investitionen und Ersparnis einer Volkswirtschaft betrachtet werden. Die gesamtwirtschaftliche Ersparnis ist der Teil der Einkommen, den Staat, Unternehmen und private Haushalte nach Abzug der Ausgaben noch zur Verfügung haben. Ist die Ersparnis größer als die Investitionen, spricht man von einem Leistungsbilanzüberschuss. Die Ersparnis kann sowohl für Investitionen als auch für den Kapitalexport eingesetzt werden.150 Exporte und Investitionen stehen daher in einer Verwendungskonkurrenz des Sozialproduktes.151


    Eine Volkswirtschaft, die Leistungsbilanzüberschüsse produziert, baut gegenüber dem Ausland Forderungen auf. Nettogüterexport und Nettokapitalexport sind ein und dasselbe.152 Da Deutschland dies über viele Jahre hin getan hat, stiegen die Forderungen Deutschlands an das Ausland stark an. Allerdings können Gläubiger wie Deutschland auch Kapital verlieren: Können oder wollen Schuldner die Forderungen nicht bedienen, muss der Gläubiger auf Forderungen verzichten und Abschreibungen vornehmen. Deutschland hat in den letzten fünf Jahren genau diese schmerzliche Erfahrung machen müssen und mehrere Hundert Milliarden Euro verloren (vgl. hierzu Abschnitt3.2).


    Die hohe Ersparnis in Deutschland hat sich also zum Problem entwickelt, weil das Kapital nicht im Inland, sondern im Ausland investiert wurde– und dort nicht klug angelegt worden ist. Hohe Ersparnis und niedrige Investitionen im Inland führen saldenmechanisch zu einem Überschuss in der Leistungsbilanz. Aus anderer Perspektive: Die deutschen Exporterfolge wären ohne die hohe inländische Ersparnis nicht möglich gewesen, denn ohne die so möglichen Kapitalexporte hätte das Ausland die Exportwaren nicht kaufen können.


    Festzuhalten ist, dass Veränderungen auf der rechten Seite der Zahlungsbilanz, in der Kapitalbilanz, auf die linke Seite der Zahlungsbilanz, die Leistungsbilanz, wirken. In den vergangenen Jahren haben also nicht nur die hohen Ausfuhren, sondern auch die hohe Ersparnis und die niedrigen Investitionen in Deutschland zu einem Leistungsbilanzüberschuss geführt.


    Will man die deutschen Leistungsbilanzüberschüsse und damit den Export von Kapital reduzieren, hat Deutschland vier Optionen: Das Land könnte weniger exportieren oder mehr importieren. Genauso effektiv wäre eine Reduzierung der inländischen Ersparnis. Der Königsweg zum Abbau der Leistungsbilanzüberschüsse ist indessen die Erhöhung der Investitionen im Inland (vgl. hierzu Abschnitt3.2).

  


  Sehr deutliche Unterschiede zeigen sich auch bei der Betrachtung der Handelsbilanz der in Tabelle 11 genannten Länder. Deutschland exportiert ein Vielfaches der europäischen Nachbarn. Die Ausfuhren belaufen sich auf mehr als das Dreifache der britischen Exporte und auf weit mehr als das Doppelte der Exporte Frankreichs. Im Vergleich zu den Europäern fällt das Ungleichgewicht in der amerikanischen Zahlungsbilanz besonders auf.


  Bei der Betrachtung der makroökonomischen Daten aus Tabelle 11 ist deutlich geworden, dass Deutschland sehr aktiv an der Globalisierung teilnimmt und als Gewinner der Globalisierung gelten kann– bislang zumindest. Die verarbeitende Industrie hat in Deutschland noch immer ein sehr hohes Gewicht. 2013 trug sie 22Prozent zum Bruttoinlandsprodukt bei. Die deutsche Wirtschaft weist unter den Industrieländern nach Südkorea und Japan den höchsten Anteil der verarbeitenden Industrie an der Wirtschaftsleistung auf. In Frankreich und Großbritannien ist ihr Anteil am Bruttoinlandsprodukt deutlich geringer.


  Tab.12: Beitrag der verarbeitenden Industrie zum Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2013
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  * Daten für 2011


  Quelle: Weltbank, World Development Indicators, im Internet unter http://data.worldbank.org/data-catalog/world-development-indicators (eingesehen am 21.5.2015).


  In Europa sticht Deutschlands Industrie hervor. Gerade ein Land wie Großbritannien, das in der Vergangenheit keinen Wert auf die Weiterentwicklung seiner Industrie legte, sieht sich heute mit der Frage konfrontiert, wie die Industrieproduktion wiederbelebt werden könnte. Aber auch Frankreich und Spanien haben eine deutlich kleinere verarbeitende Industrie als Deutschland.


  Deutschlands Stärken liegen hier noch immer in den Bereichen Fahrzeugbau, Maschinen- und Anlagenbau und in der chemischen Industrie. Gelegentlich wird Deutschland für vermeintlich zu geringe Löhne in der Industrie kritisiert. Die Erfolge deutscher Unternehmen im Export seien nur dadurch möglich. EU-Sozialkommissar Lázló Andor sprach 2013 gar von »Lohndumping«.153 Einer Überprüfung hält diese These jedoch nicht stand. 2013 zahlte die deutsche verarbeitende Industrie die vierthöchsten Löhne in der EU– nach Belgien, Schweden und Dänemark. Pro Stunde wurden 48,98 Dollar (einschließlich Sozialabgaben) gezahlt und damit deutlich mehr als in Frankreich (42,85 Dollar), Italien (36,92 Dollar) oder den USA (36,34 Dollar).154


  Die Kompetenz beim Bau von Maschinen und Autos wird aber durch die fehlende Expertise beim Kapitalexport teilweise zunichte gemacht: Im Grunde sollten anhaltende Leistungsbilanzüberschüsse dazu führen, dass Deutschland immer wohlhabender wird. Dies geschieht allerdings nicht, wenn die Überschüsse unklug im Ausland investiert werden. Genau dies haben deutsche Bankiers aber leider allzu oft getan.


  3.3 Misserfolge im Kapitalexport


  Bei der Betrachtung der deutschen Leistungsbilanz in Tabelle 16 überrascht der drastische Anstieg der Überschüsse in der ersten Dekade des neuen Jahrtausends. Diese Überschüsse wurden von der deutschen Politik und den Medien als Erfolge gefeiert– ein voreiliger Schluss. Die deutsche Volkswirtschaft hat von diesen Überschüssen deutlich weniger profitiert, als es auf den ersten Blick den Anschein hat. Deutschland sollte daher sein Geschäftsmodell überdenken. Dabei hilft ein Blick in geltendes Recht: Das Gesetz zur »Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft« vom 8.Juni 1967 definiert mit dem sogenannten »magischen Viereck« die Ziele der Wirtschaftspolitik. Dort heißt es in Paragraf1:


  »Bund und Länder haben bei ihren wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen die Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu beachten. Die Maßnahmen sind so zu treffen, daß sie im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig zur Stabilität des Preisniveaus, zu einem hohen Beschäftigungsstand und außenwirtschaftlichem Gleichgewicht bei stetigem und angemessenem Wirtschaftswachstum beitragen.«155


  Die wirtschaftspolitisch Verantwortlichen haben die anhaltenden außenwirtschaftlichen Ungleichgewichte nicht nur hingenommen, sondern diese sogar als Ausdruck der Stärke Deutschlands gefeiert. In der öffentlichen Diskussion wurden hohe Überschüsse in der Leistungsbilanz Jahr um Jahr als Leistungsbeweis, nicht als Verletzung eines wirtschaftspolitischen Zieles gefeiert. Gründe für eine eingehendere Betrachtung gab und gibt es genug. Der Wichtigste: Das Geschäftsmodell verursacht hohe Verluste.


  Im Ausland wurde Deutschland in den letzten Jahren massiv kritisiert. Klagen über die deutschen Leistungsbilanzüberschüsse waren nicht neu, aber selten war die Kritik so massiv wie im November 2013. Besonders hart ging der New Yorker Ökonom und Kolumnist der New York Times, Paul Krugman, mit Deutschland ins Gericht. »Diese deprimierenden Deutschen« schrieb Krugman, und er holte weit aus: Während die südeuropäischen Krisenländer ihre Leistungsbilanzdefizite abbauten, würde Deutschland weiter enorme Überschüsse produzieren. Dies sei »sehr schlecht für Europa«, weil damit die Überwindung der Krise im Süden noch schwerer falle.156 Die Londoner Financial Times kommentierte, die Deutschen hätten so viel Geld, dass sie gewiss einen Tag länger auf Rhodos Urlaub machen oder eine zusätzliche Designerhandtasche aus Mailand kaufen könnten.157 Martin Wolf nannte Deutschland in der Financial Times eine »Belastung für die Welt«.158 EU-Währungskommissar Olli Rehn leitete eine Prüfung der deutschen Überschüsse ein und forderte Deutschland auf, sowohl die Binnennachfrage als auch die inländischen Investitionen zu stärken.159


  Insbesondere die Stärkung der Binnennachfrage wird immer wieder als Wundermittel empfohlen. Eine deutliche Steigerung der in Deutschland gezahlten Löhne stärke nicht nur die Importnachfrage, sondern dämpfe auch die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen und erleichtere damit den Aufschwung in anderen europäischen Ländern, so die Theorie. Doch nicht nur hier könnten die Kritiker Deutschlands irren. Sollten die geforderten Lohnzuwächse nicht in den Konsum ausländischer Waren fließen, sondern zu einer Steigerung der inländischen Ersparnis führen, wäre das Ergebnis eine weitere Steigerung des Leistungsbilanzüberschusses.


  Allerdings treffen einige der kritisierten Zusammenhänge zu. Die Leistungsbilanz einer Volkswirtschaft erfasst den Waren- und Dienstleistungshandel mit anderen Ländern. Sämtliche Leistungsbilanzsalden dieser Welt gleichen sich aus. Erwirtschaften Deutschland, die Schweiz und die Niederlande Überschüsse, muss es andere Länder geben, die Defizite zulassen. Hier setzt die Kritik häufig an. Nur weil andere Länder mehr importieren als exportieren, kann Deutschland Überschüsse erwirtschaften. Weil in Deutschland die Binnennachfrage fehlt, setzen Unternehmen ihre Produkte im Ausland ab.


  Jedoch ist es ein verbreiteter Fehler, lediglich die linke Seite der Zahlungsbilanz, die Leistungsbilanz, zu betrachten. Ebenso wichtig ist die rechte Seite, die Kapitalbilanz. Eine Volkswirtschaft, die einen Leistungsbilanzüberschuss schafft, exportiert zugleich Kapital. Deutschland verkauft etwa Fahrzeuge von BMW und Mercedes in andere Länder und exportiert die Kredite zum Kauf der Wagen gleich mit dazu. Die deutsche Volkswirtschaft gewährt also dem Rest der Welt einen gigantischen Lieferantenkredit. Schon dies ist ein zumindest fragwürdiges Modell. Deutschland baut Forderungen gegenüber dem Ausland auf, für die nicht gesichert ist, dass sie auch bedient werden.


  Deutschlands Leistungsbilanzüberschüsse der letzten Jahre hätten eigentlich dazu führen müssen, dass die Forderungen Deutschlands an das Ausland in gleichem Maße wachsen. Die deutsche Volkswirtschaft hat entweder– wie erwähnt– Waren exportiert und anschließend eine Forderung ans Ausland verbucht oder das Kapital direkt an ausländische Akteure verliehen. Die Überschüsse in der Leistungsbilanz entsprechen einer Kreditvergabe ans Ausland. Betrachtet man beispielsweise das Verhältnis zu den USA: Deutschland exportiert dorthin etwa Fahrzeuge von Porsche und Audi und hat dadurch eine Forderung– einen Leistungsbilanzüberschuss– im Handel mit den USA. Natürlich erhalten die exportierenden Unternehmen für ihre Waren ausländische Währung. Aber die Volkswirtschaft der USA muss die Importe bezahlen, und sie hat dies in der Vergangenheit häufig mit nicht-werthaltigen Papieren getan, etwa Immobilienanleihen, die deutsche Banken und Sparkassen gekauft haben. Besonders gerne kauften deutsche Investoren »Subprime-Anleihen«. Dahinter verbargen sich zu Paketen gebündelte (»verbriefte«) Immobilienkredite von Schuldnern schlechter Bonität. Diese Anleihen wurden von Rating-Agenturen bewertet und häufig mit der Bestnote »AAA« versehen. Im Vertrauen auf die Seriosität der amerikanischen Finanzmärkte und deren Regulierung kauften deutsche Investoren amerikanische »Schrottpapiere«.


  Im Ausland wird über das Unvermögen deutscher Investoren gerne gelästert. In Großbritannien spottet man, die Deutschen seien »penny-wise, but pound-foolish«. Die Suche nach den Ursachen des Unvermögens deutscher Auslandsanleger hat indes erst begonnen.160 Stephen Fidler stellte im Wall Street Journal die berechtigte Frage, wo die deutschen Ersparnisse geblieben seien? Der britische Finanzmarktexperte Sony Kapoor bemerkte, dass deutsche Bürgerinnen und Bürger ihre Ersparnisse dem Finanzsystem anvertrauten– und dieses würde das Vermögen verspielen.161


  Der amerikanische Autor Michael Lewis veröffentlichte im Jahr 2010 eine detaillierte Analyse der amerikanischen Finanzkrise mit dem Titel »The Big Short«, zu Deutsch etwa: »Die große Verkaufswette«. Zwei Händler an der Wall Street unterhalten sich und diskutieren die Frage, wer denn die Papiere eigentlich kauft? Wer, so die Frage bei Lewis, ist der Idiot?


  »Düsseldorf. Dumme Deutsche. Die nehmen Rating-Agenturen ernst. Die glauben an Regeln.«162


  Das Stichwort »Düsseldorf« lässt natürlich an die dort ansässige und im Jahr 2007 mit Staatshilfe vor der Pleite bewahrte Industriekreditbank IKB denken. Am 30.Juli 2007 gab die IKB bekannt, dass sie aufgrund von Abschreibungen auf Immobilienkredite in den USA in Schieflage geraten sei.163 Die Bank wurde mit Hilfe der staatlichen Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) vor dem Zusammenbruch gerettet und im Jahr 2008 an einen amerikanischen Finanzinvestor verkauft.


  Doch wer hat nun die Rechnung für die Fehlspekulation der IKB gezahlt? Dies ist deshalb von Bedeutung, weil sich vergleichbare Entwicklungen auch in der Eurokrise zeigen: Ins Ausland exportiertes Kapital muss abgeschrieben werden, weil sich zeigt, dass die Schuldner nicht in der Lage sind, die Kredite wie vereinbart zurückzuzahlen. Die Rechnung für die IKB-Pleite wurde unter der Ägide des damaligen Bundesfinanzministers Peer Steinbrück ein wenig verschleiert, weil sie nicht unmittelbar beim Steuerzahler, sondern bei der staatlichen Kreditanstalt für Wiederaufbau anfiel. Die KfW musste aber mehr als 8 Milliarden Euro abschreiben– und damit einen wesentlichen Teil der über Jahre aufgebauten Reserven.164


  An der IKB war der Bund als Anteilseigner seit dem Jahr 2001 mit 38Prozent beteiligt. Im Aufsichtsrat der IKB saß als Vertreter des Bundesfinanzministeriums der damalige Ministerialdirektor und spätere Staatssekretär Jörg Asmussen.165 Die Aufseher der halbstaatlichen Bank haben weder die Probleme des Engagements in den USA gesehen noch die Frage gestellt, warum ein Kreditinstitut, dessen Kernkompetenz die Finanzierung des Mittelstandes in Deutschland ist, in amerikanische Immobilien investiert. Dem Vertreter des Bundesfinanzministeriums hat seine mangelnde Wachsamkeit im Hinblick auf die von der IKB eingegangenen Risiken nicht geschadet: Von 2012 bis Anfang 2014 war Asmussen Vertreter der Bundesrepublik Deutschland im Direktorium der Europäischen Zentralbank EZB. Anschließend war er beamteter Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und Soziales und sollte 2016 zur bundeseigenen Kreditanstalt für Wiederaufbau wechseln.


  Das Beispiel IKB zeigt die Risiken des deutschen Geschäftsmodells: Die Fixierung auf Leistungsfähigkeit im Export und die Ausfuhr von Gütern sorgt für Arbeitsplätze und Wachstum in Deutschland, aber die häufig vorzunehmenden Abschreibungen auf Auslandsinvestitionen verhindern, dass die Bürgerinnen und Bürger von den Erfolgen auch angemessen profitieren.


  Im Prinzip müssten Länder mit hohen Leistungsbilanzüberschüssen Forderungen gegenüber dem Rest der Welt aufbauen und damit wohlhabender werden. Überspitzt formuliert sollte es einer Volkswirtschaft möglich sein, vom im Ausland investierten Kapital zu profitieren und regelmäßig Gewinne ins Heimatland zu transferieren. Umgekehrt gilt, dass Länder mit hohen Leistungsbilanzdefiziten– und entsprechenden Kapitalimporten– aufgrund der immer schwerer wiegenden Außenverschuldung nicht wohlhabender, sondern ärmer werden. Dies müsste sich in der Vermögensbilanz der Individuen niederschlagen. Dafür finden sich jedoch keine Anhaltspunkte.


  Die Tabelle 13 liefert eine Reihe von unerwarteten Befunden. Zunächst ist für viele Beobachterinnen und Beobachter überraschend, dass Deutschlands Bürgerinnen und Bürger nicht besonders wohlhabend sind. Dies mag im Verhältnis zur Schweiz nicht verwundern, in Relation zu Italien und Frankreich aber schon. In diesen mehr oder weniger sanierungsbedürftigen Volkswirtschaften haben es die Menschen zu größerem Vermögen gebracht als die Deutschen. Die vermeintlich so erfolgreiche deutsche Volkswirtschaft sorgt für Beschäftigung– zumindest in den letzten Jahren–, aber das Vermögensniveau ist überraschend niedrig.


  Tab.13: Wohlstand und Leistungsbilanz 2000–2014
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          2336,8

        

        	
          155,8

        
      


      
        	
          Frankreich

        

        	
          103619

        

        	
          317292

        

        	
          -269,1

        

        	
          -17,9

        
      


      
        	
          Italien

        

        	
          119773

        

        	
          255880

        

        	
          -392

        

        	
          -26,1

        
      


      
        	
          Schweiz

        

        	
          232548

        

        	
          580686

        

        	
          724,8

        

        	
          48,3

        
      


      
        	
          Großbritannien

        

        	
          162999

        

        	
          292621

        

        	
          -892,4

        

        	
          -49,5

        
      


      
        	
          USA

        

        	
          192399

        

        	
          347845

        

        	
          -7922,40

        

        	
          -528,2

        
      

    
  


  * Nettovermögensposition pro Erwachsenem: Immobilien, Sparguthaben und Wertpapiere abzüglich Schulden.


  Quellen: Credit Suisse, Global Wealth Databook 2014, S.22–25; OECD Economic Outlook 2015, No.97, Statistical Annex, Tabelle 50.


  Ein eindeutiger Zusammenhang zwischen hoher Wohlstandsposition und Überschüssen oder Defiziten in der Leistungsbilanz lässt sich aus den Daten in Tabelle 13 nicht ableiten. Australien– ein Land mit hohen Leistungsbilanzdefiziten– hat denprozentual stärksten Anstieg der Vermögensposition seiner Einwohnerinnen und Einwohner erreicht. Die Schweizerinnen und Schweizer sind sehr wohlhabend und haben in erheblichem Maß Forderungen an das Ausland aufgebaut. Die US-Amerikaner wiederum weisen den geringsten Vermögenszuwachs zwischen 2000 und 2014 pro Einwohner auf, sind aber noch immer deutlich reicher als die Deutschen. Französische Bürgerinnen und Bürger hingegen haben ihre Vermögen von 2000 bis 2014 verdreifacht, Australierinnen und Australier diese sogar vervierfacht.


  Das deutsche Modell kann also trotz einer positiven wirtschaftlichen Entwicklung im Hinblick auf Vermögensbildung nicht überzeugen, denn hier hinkt das Land hinter den europäischen Nachbarn und den USA hinterher. Ein wesentlicher Faktor hierfür waren nicht zuletzt die Fehlinvestitionen oder Fehlspekulationen deutscher Kreditinstitute, denen es bei ihren Investitionsentscheidungen an Kompetenz zu mangeln scheint. Zur Erinnerung: Die Forderungen aus dem Exportgeschäft mit dem Ausland gingen auf den Bankensektor, auch staatseigene Landesbanken, über. Für deren Verluste haftet der Steuerzahler, wodurch sich die Vermögensposition aller Deutschen reduziert. Ohne die Verluste der deutschen Banken könnten die Steuern niedriger sein– und dies hätte direkte Auswirkungen auf die Vermögensposition.


  Dies wird deutlich, wenn man die Entwicklung und Verwendung der deutschen Leistungsbilanzüberschüsse seit dem Jahr 2000 betrachtet. Leistungsbilanzüberschüsse müssten sich in einem Anstieg des sogenannten Nettoauslandsvermögens niederschlagen. Dies ist die Summe der Forderungen ans Ausland, vermindert um die Forderungen von Ausländern. Vor dem Hintergrund der hohen Leistungsbilanzüberschüsse der letzten Jahre müssten diese Forderungen noch stärker angewachsen sein. Noch 1998 war dies– nach einigen Jahren signifikanter Leistungsbilanzdefizite– ganz anders. Das Nettoauslandsvermögen Deutschlands betrug 1998 lediglich 7 Milliarden Euro.166


  Von 2000 bis 2012 beliefen sich die kumulierten Leistungsbilanzüberschüsse in der Tat auf beachtliche 1275 Milliarden Euro. Im Grunde ist dies sinnvoll: Die bald drastisch alternde deutsche Gesellschaft erwirtschaftet Überschüsse, die im Ausland investiert und– wenn die Zahl der Ruheständlerinnen und Ruheständler stark anwächst– künftig zur Absicherung des Lebensstandards in Deutschland verwendet werden. Leider ist dies nur zum Teil gelungen: Tatsächlich betrug das deutsche Auslandsvermögen im Jahr 2012 nur 1013 Milliarden Euro, es mussten also 269 Milliarden Euro abgeschrieben werden. Dies entspricht einem Verlust von 21Prozent oder 10Prozent der jährlichen Wirtschaftsleistung.167


  Deutschlands Anleger haben also nicht nur keinen Wertzuwachs ihrer Auslandsinvestitionen realisiert, sondern viel Geld im Ausland verloren. Für Gunther Schnabl von der Universität Leipzig haben die zahlreichen Finanzkrisen im Ausland schon dazu geführt, dass eher von Transfers als von Ersparnis im Ausland gesprochen werden muss.168 Noch dramatischer wird das Bild, wenn man nicht die Einkaufspreise, sondern zwischenzeitlich höhere Bewertungen berücksichtigt. Die Europäische Kommission ließ in einem Ende 2012 erschienenen Bericht die Entwicklung von Leistungsbilanzsalden in der Europäischen Union untersuchen. Dabei zeigte sich, dass das Auslandsvermögen Deutschlands sogar um 650 Milliarden Euro gesunken ist. Verglichen wurden rechnerische Höchstwerte– vor Beginn der Krisen– mit den aktuellen Kursen.169 Die von der EU-Kommission errechneten Buchverluste bestätigen, dass Deutschland wenig Geschick bei den Auslandsinvestitionen bewies. Die erwirtschafteten Überschüsse flossen in wenig werthaltige Anlagen: Die von der EU-Kommission festgestellten Buchverluste von 650 Milliarden Euro entsprechen mehr als zwei Bundeshaushalten, etwa dem 100-Fachen der jährlichen Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit oder nahezu dem 50-Fachen der jährlichen Ausgaben im Etat des Bundesministeriums für Bildung und Forschung.170


  Schon diese Erläuterung zeigt, dass die in den vergangenen Jahren aufgekommenen Rufe nach einem Überdenken des deutschen Geschäftsmodells durchaus berechtigt sind.171 Karlhans Sauernheimer stellt fest, dass Deutschland einen Teil seiner Exportgüter verschenkt und sieht sogar eine »Verarmung durch Exporte« (Immiserizing Exports).172


  Es gilt allerdings bei der Bewertung des Nutzens aus dem Euro zu differenzieren. Vom Euro profitieren die exportierenden Unternehmen, deren Eigentümerinnen und Eigentümer und die dort Beschäftigten. Die Verliererinnen und Verlierer sind diejenigen Bürgerinnen und Bürger und Unternehmen, die für Importe mehr zahlen müssen, als dies ohne Euro der Fall wäre. Mit anderen Worten: Ohne den Euro wären Olivenöl und iPhones in Deutschland billiger. Einige Menschen in Deutschland profitieren also vom Euro, andere müssen wirtschaftliche Nachteile in Kauf nehmen. Geschickt stellen aber die Profiteurinnen und Profiteure des Euro ihren Nutzen als Vorteil aller dar:


  »Nicht selten gelingt es aber den gut organisierten Gewinnern, den Eindruck zu erwecken, nicht sie, sondern Deutschland gewönne.«173


  Exporte sind also keine isoliert zu betrachtende wirtschaftliche Zielgröße, sondern sie sollen dazu dienen, das Wohlstandsniveau zu steigern. Deutschland sollte entweder seine Leistungsbilanzüberschüsse deutlich reduzieren– oder die Überschüsse sinnvoller im Ausland anlegen. Zugespitzt heißt dies, dass man in der Vergangenheit besser in dynamische, aufstrebende Volkswirtschaften investiert hätte als in Staatsanleihen südeuropäischer Staaten oder in mit Immobilien besicherte Wertpapiere aus den USA. Mit diesem Wissen wäre es heute sinnvoller, die Investitionen in Deutschland zu erhöhen und damit die Zukunftsfähigkeit Deutschlands zu stärken. Nicht nur für die Partnerländer Deutschlands, sondern für die Bürgerinnen und Bürger dieses Landes wäre eine Reduzierung der Überschüsse sinnvoll und ein Beitrag zu nachhaltiger Wirtschaftspolitik, weil damit neue Investitionen in Deutschland finanziert werden könnten.


  Allerdings ist es keineswegs notwendig, allein die Leistungsbilanz zu betrachten. Wie in Abschnitt3.1 bereits gezeigt, hat Deutschland vier Optionen zur Reduzierung der Leistungsbilanzüberschüsse: Niedrigere Exporte, höhere Importe, geringere Ersparnis im Inland oder höhere Investitionen in Deutschland hätten ein Abschmelzen der Leistungsbilanzüberschüsse zur Folge. Der Königsweg zur Reduzierung der Überschüsse wäre die Erhöhung der inländischen Investitionen. Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung weist darauf hin, dass die Bruttoanlageinvestitionen in Deutschland seit dem Beginn des 21.Jahrhunderts unter den Mittelwert der übrigen G-7-Staaten gefallen sind. In jüngster Zeit steigen die Investitionen in Deutschland aber merklich an.174


  Abb.5: Bruttoanlageinvestitionen in Deutschland und den anderen G-7-Staaten 1990–2014 (in Prozent des BIP)


  [image: 3802.png]


  Quelle: OECD, National Accounts Database, im Internet unter http://www.oecd-ilibrary.org/economics/data/oecd-national-accounts-statistics_na-data-en (eingesehen am 21.05.2015).


  In den 1990er Jahren hingegen lagen die Investitionsquoten, also der Anteil der Bruttoinvestitionen am Bruttoinlandsprodukt, in Deutschland nicht nur über dem Wert für die übrigen G-7-Staaten, sondern mit Werten von über 20Prozent des BIP deutlich über den Werten in der ersten Dekade des 21.Jahrhunderts. Der Zusammenhang zwischen zurückgehenden inländischen Investitionen und steigenden Leistungsbilanzüberschüssen (und Kapitalexporten) ist deutlich. Die OECD betont, dass diese Entwicklung nicht leicht zu bewerten ist. Einerseits reflektiert der Rückgang der inländischen Investitionen die Zunahme der Investitionen im Ausland und ist damit als angemessene, marktorientierte Reaktion deutscher Unternehmen auf die Herausforderungen der Globalisierung zu werten.175 Andererseits führen die hohen Leistungsbilanzüberschüsse zu heftiger internationaler Kritik an Deutschland und seiner Außenwirtschaftspolitik, weil die deutschen Überschüsse andere Volkswirtschaften zwingen, Leistungsbilanzdefizite hinzunehmen.176 Deutlich erkennbar ist, dass die hohen Investitionen der 1990er Jahre mit Leistungsbilanzdefiziten, die niedrigen in der ersten Dekade des 21.Jahrhunderts mit Leistungsbilanzüberschüssen korrelieren. Erst im Jahr 2014 ziehen die Investitionen deutlich an und erreichen erneut den Mittelwert der anderen G-7-Länder.


  Doch welche Veränderung führte dazu, dass die Investitionen in Deutschland selbst in den Jahren hohen Wachstums deutlich hinter den Werten der 1990er Jahre zurückblieben? Hat es in der ersten Dekade des neuen Jahrtausends eine Entscheidung gegeben, die zu niedrigeren Investitionen führte? Die Antwort ist so einfach wie verblüffend: Die Abschaffung der Eigenheimzulage zum 31.12.2005 dämpfte die Investitionsneigung in Deutschland und sorgte für ansteigende Kapitalexporte.


  Dieser Befund bedarf der Erläuterung. Zunächst ist es wichtig, auf die statistische Erfassung von selbstgenutztem Wohneigentum hinzuweisen. Ähnlich wie der Kauf eines Autos ist der Kauf einer selbstgenutzten Immobilie keine Investition, die getätigt wird, um Gewinne zu erzielen, sondern Konsum. Anders als beim Auto gehen die Statistikerinnen und Statistiker aber davon aus, dass mit Immobilien Geld verdient werden kann. In der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung wird die Anschaffung einer selbstgenutzten Immobilie als Investition verbucht, während die Kosten der Nutzung als Konsum registriert werden. Der Kauf einer Immobilie fließt also mit dem Anschaffungswert ein in die Berechnung der Bruttoanlageinvestitionen.177


  Bis zur Abschaffung der Eigenheimzulage hatten Investitionen in Immobilien einen deutlich höheren Anteil an den Gesamtinvestitionen als danach. Mitte der 1990er Jahre flossen mehr als 36Prozent der Investitionen in Immobilien, einschließlich der selbstgenutzten Häuser und Wohnungen. Schon 2004 nahm dieser Anteil deutlich ab und sank bis zum Jahr 2008 auf 30,9Prozent.178 Die Leistungsbilanz war während der 1990er Jahre defizitär. Erstmalig wurde 2002 ein Überschuss von 40,5 Milliarden Dollar erzielt. 2004 (124,5 Milliarden Dollar) wurden erstmals Überschüsse in dreistelliger Milliardenhöhe verzeichnet, und 2014 wurde ein neuer Rekordwert von 300,9 Milliarden Dollar erreicht.179


  Umgekehrt verhält es sich in Frankreich. Dort wurden in den 1990er Jahren Überschüsse von bis zu 46 Milliarden Dollar (1999) erwirtschaftet. Seit 2005 verzeichnet Frankreich zum einen moderate, zweistellige Defizite in der Leistungsbilanz. Zum anderen ist der Anteil von Investitionen in Immobilien, einschließlich selbst genutzter, an den gesamten Investitionen von 32,5Prozent (2000) auf 40,4Prozent (2009) gestiegen. Mit anderen Worten und sehr zugespitzt formuliert: Frankreich verwendet Kapitalimporte zur Finanzierung von Immobilien, während Deutschland Kapital exportiert, um Konsum und Investitionen im Ausland zu finanzieren.


  Nach der Abschaffung der Eigenheimzulage sparten viele Deutsche noch größere Anteile ihres verfügbaren Einkommens und trugen ihre Rücklagen zur Bank oder Sparkasse. Diese wiederum investierten die Ersparnisse gerne in obskuren Anlagen im Ausland– mit den bereits analysierten Folgen für die Vermögensbilanz. Obwohl es zum Zeitpunkt der Abschaffung durch den damaligen Finanzminister Hans Eichel gute Gründe zu geben schien, die für die Abschaffung der steuerlichen Begünstigung von Eigenheimen sprachen, wäre es aus volkswirtschaftlicher Sicht vernünftiger gewesen, diese Subventionierung von Investitionen im Inland beizubehalten. Verglichen mit den Abschreibungen auf Forderungen ans Ausland von mindestens 270 Milliarden Euro in den letzten Jahren waren die Kosten der Eigenheimzulage von etwa 11 Milliarden Euro Jahr vergleichsweise gering.


  Es zeigt sich also, dass der Anstieg der Leistungsbilanzüberschüsse keineswegs allein auf die Exportstärke der deutschen Industrie zurückzuführen ist, sondern zum Teil mit dem Abbau der Förderung von Investitionen in Immobilien erklärt werden kann. Deshalb ist die Fixierung auf die Leistungsbilanz auch in der internationalen Debatte so irritierend.


  So betrachtete etwa die damalige französische Finanzministerin Christine Lagarde bei ihrer Ermahnung Deutschlands im März 2010 ausschließlich die Leistungsbilanz. Lagarde sagte in einem Interview mit der Financial Times, Deutschland hätte viel erreicht, solle aber nun die einheimische Nachfrage und damit die Importnachfrage ankurbeln.180 Betrachtet man die Zahlungsbilanz aber insgesamt, könnte das Resultat anders lauten: Deutschland erzielt Überschüsse in der Leistungsbilanz und verwendet diese für Investitionen im Ausland. Würden die Überschüsse reduziert, stünde auch weniger Kapital etwa für die Investitionstätigkeit deutscher Unternehmen im Ausland zur Verfügung. Dies erscheint zwar aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive sinnvoll, aber ein Rückgang von Investitionen im Ausland hätte etwa für die Empfängerländer deutscher Direktinvestitionen auch erhebliche Nachteile. Dennoch erscheint es nach Abwägung von Vor- und Nachteilen sinnvoll und möglich, die Investitionstätigkeit im Inland zu erhöhen und damit »die außenwirtschaftlichen Ungleichgewichte zu verringern«.181


  In den Empfängerländern deutscher Direktinvestitionen verläuft die Diskussion der Überschüsse naturgemäß ganz anders. Die ungarische Zeitung Népszabadság bemerkte im November 2013, die Ungarn sollten bedenken, dass »die deutschen Autohersteller mit ihren ungarischen Standorten wie ein Büffelgespann den Karren der ungarischen Volkswirtschaft ziehen«.182 Der Kommentator erwog gar, ein »Dankestelegramm an Bundeskanzlerin Merkel« zu senden. Wenn Deutschland seine Leistungsbilanzüberschüsse abbauen würde, hätte dies niedrigere Investitionen in Osteuropa, China oder den USA zur Folge. Niedrigere Investitionen würden das Wachstum und die Beschäftigung in jenen Ländern schwächen– ein bislang zu wenig diskutierter Effekt der Reduzierung deutscher Überschüsse.183


  Zugleich ist zu bedenken, dass zur Steigerung der Investitionstätigkeit in Deutschland Veränderungen notwendig sein werden, um Deutschland als Investitionsstandort zu stärken. Die Wiedereinführung einer Eigenheimförderung wäre eine Option, aber noch wichtiger erscheint die Reform des Steuersystems. Im Vergleich mit anderen OECD-Ländern wird der Faktor Arbeit hierzulande sehr hoch besteuert, während Vermögen relativ niedrig besteuert wird.


  Tab.14: Steuereinnahmen nach Kategorie (inProzent des Gesamtsteueraufkommens 2009)
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  Quelle: OECD, Wirtschaftsbericht Deutschland, Februar 2012, S.21.


  Die Besteuerung des Faktors Arbeit ist vor allem wegen hoher Sozialversicherungskosten in Deutschland besonders hoch, während Vermögen, einschließlich Immobilienbesitz, vergleichsweise gering besteuert werden. Steuern und Abgaben machten 2010 bei kinderlosen Durchschnittsverdienerinnen und -verdienern in Deutschland 39,2Prozent des Bruttoentgelts aus, während in der gesamten OECD diese Belastung nur 24,3Prozent betrug. Sind Kinder zu berücksichtigen, verbessert sich das Bild, vor allem bei Ehepaaren mit Kindern, bei denen nur ein Teil erwerbstätig ist. Hier sinkt die Belastung auf 19,6Prozent (OECD 18,8Prozent). Bei sogenannten Doppelverdienern mit Kindern ist die Steuerlast mit 30,1Prozent wieder deutlich höher als im OECD-Mittel (21,2Prozent).184 In der OECD war 2012 nur in Belgien (56,0Prozent) und in Frankreich (50,2Prozent) die Belastung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer höher als in Deutschland (49,2Prozent). Der OECD-Mittelwert betrug 35,6Prozent.185


  Deutschland kann für die absehbare europa- und weltweite Konkurrenz um Arbeitskräfte und den absehbaren demografisch bedingten Arbeitskräftemangel bisherige Fehlentwicklungen beseitigen und Berufstätigkeit– auch für »Doppelverdienerinnen und -verdiener« mit Kindern– langfristig attraktiver machen. Gegenwärtig erscheint dies noch nicht notwendig, weil die Krisen in anderen europäischen Ländern zu einem Zustrom an Arbeitsmigrantinnen und -migranten führen. Aber auch die Krise in Europa wird eines Tages enden, und bis dahin sollten Versäumnisse der Vergangenheit beseitigt worden sein.


  Ansatzpunkte liefert die Sozialpolitik. Die Sozialversicherungsbeiträge machen den Faktor Arbeit in Deutschland ungewöhnlich teuer und regen eher Investitionen im Ausland als im Inland an. In erster Linie wäre eine Senkung der Ausgaben der Sozialversicherungssysteme sinnvoll. Hier wird in Deutschland sehr viel Geld ausgegeben. Im Jahr 2011 wurden für die Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger 11,3Prozent der Wirtschaftsleistung aufgewendet. Dies war zwar deutlich weniger als in den USA, wo Gesundheitsausgaben 17,7Prozent des BIP ausmachten, aber deutlich mehr als der OECD-Durchschnitt, der sich im Jahr 2011 auf 9,4Prozent belief.186


  Zudem kritisiert die OECD die hohe steuerliche Belastung für Geringverdienerinnen und -verdiener und plädiert für eine Senkung der Steuer- und Abgabenlast. Gefordert werden außerdem Maßnahmen auf der Ausgabenseite, also eine Senkung etwa der Gesundheitsausgaben. Vermögen und Grundbesitz könnten indes höher besteuert werden, um damit bei gleichem Steueraufkommen den Faktor Arbeit zu entlasten.187


  Nun liegt der Einwand nahe, eine Reduzierung der Arbeitskosten würde zu einem weiteren Anstieg der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands und damit höheren Überschüssen führen. Doch diese Perspektive verkennt die Folgen für Investitionen, die damit attraktiver würden. Denn würden die Investitionen in Deutschland wachsen, wäre ein Rückgang der Leistungsbilanzüberschüsse die Folge. Die Reduzierung der Arbeitskosten würde also zumindest kurz- und mittelfristig nicht zu höheren Leistungsbilanzüberschüssen führen.


  3.4 Risiken für die Nachhaltigkeit des Booms


  Gegenwärtig hat es den Anschein, als ob die deutsche Wirtschaft so prächtig läuft, dass nur ein im Ausland entstandener Schock die geölte Maschine ins Stottern bringen kann. Die unklare Zukunft der Europäischen Währungsunion steht als Risiko an erster Stelle. Jedoch gibt es Risiken, die eindeutig hausgemacht sind und deren negative Konsequenzen schon bald zu spüren sein werden. Dieses Risiko wird verharmlosend als »demografischer Wandel« bezeichnet.


  Der Kern des Problems ist schnell umrissen: In Deutschland werden seit Jahrzehnten zu wenige Kinder geboren. »Zu wenig« ist dabei keine willkürliche Festlegung: Das Ergebnis der niedrigen Geburtenraten ist eine sinkende Bevölkerungszahl. Für die wirtschaftliche Entwicklung entscheidend ist dabei das »Arbeitskräftepotenzial«: Wie viele Menschen stehen der deutschen Wirtschaft als Arbeitskräfte zur Verfügung?


  Bislang taucht das Problem fehlender Arbeitskräfte nur in ausgewählten Branchen auf. Insgesamt gesehen wächst die Zahl der Menschen, die einer Beschäftigung nachgehen, immer weiter an. Im Juni 2015 waren 39,8Millionen Menschen mit Wohnsitz in Deutschland als erwerbstätig registriert. Gegenüber dem Wert vom Mai 2007 ist die Zahl der Erwerbstätigen um 2,7 Millionen Beschäftige oder 7,3Prozent gestiegen. Die Zahl der Erwerbspersonen (erwerbstätig und arbeitssuchend) betrug insgesamt 42,8 Millionen.188


  Doch die gegenwärtige positive Lage am Arbeitsmarkt wird in den kommenden Jahren von einem neuen, bislang unbekannten Trend abgelöst werden: Künftig wird es deutlich mehr Arbeitsplätze als Arbeitskräfte geben. Das Arbeitskräftepotenzial erreichte in Deutschland im Jahr 2008 mit 44,7 Millionen Personen seinen Höhepunkt. Schon im Jahr 2025 wird diese Zahl um 6,7 Millionen Menschen auf 38,0 Millionen gesunken sein. Falls sich der Trend ungebremst fortsetzen würde, ginge die Zahl der Erwerbspersonen bis zum Jahr 2050 auf dann nur 26,6 Millionen zurück.189


  Diese Projektion ist vermutlich zu pessimistisch. Ändern könnte sich das Erwerbspersonenpotenzial zum einen durch Anhebung der Arbeitszeit, zum anderen durch Zuwanderung. Die Anhebung des Renteneintrittsalters auf 67 Jahre ist bereits ein Schritt, der dem drohenden Arbeitskräftemangel entgegenzutreten versucht. Eine Anhebung der Wochenarbeitszeit hätte letztlich den gleichen Effekt: Allerdings müsste zum Erhalt des Arbeitsvolumens von 2010 die Wochenarbeitszeit bis zum Jahr 2050 um 21 auf 50 Stunden angehoben werden.190


  Tab.15: Arbeitsvolumen von Männern und Frauen in Deutschland 2010
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  Quelle: OECD, Wirtschaftsbericht Deutschland, Februar 2012, S.23.


  Aber es gibt eine Reihe von Möglichkeiten, dem drohenden Arbeitskräftemangel zu begegnen. Ältere und Frauen, auch solche mit kleinen Kindern, könnten verstärkt für eine Vollzeittätigkeit gewonnen werden. Die bisher zu beobachtende, unter dem OECD-Durchschnitt liegende Wochenarbeitszeit von Frauen könnte angehoben und damit auch ein Teil des Einkommensgefälles zwischen Männern und Frauen beseitigt werden.191 Auch durch Zuwanderung aus anderen Gesellschaften kann der Arbeitsmarkt gestärkt werden. Bei einem jährlichen Wanderungssaldo von 200000 Menschen würde der Rückgang des Erwerbskräftepotenzials bis zum Jahr 2025 deutlich geringer ausfallen: In diesem Fall betrüge der Rückgang lediglich rund 2,2 Millionen Menschen.192


  Für die wirtschaftliche Entwicklung und die Außenwirtschaftsbeziehungen Deutschlands sind diese demografischen Entwicklungen von großer Bedeutung. Für deutsche Unternehmen, insbesondere große Konzerne, bleiben Investitionen im Ausland weiter attraktiv. Aber bedeutender erscheint ein anderer Effekt, der insbesondere in der gegenwärtigen Debatte um die Fiskalpolitik in Europa eine große Rolle spielen sollte: Die heute existierende Schuldenlast wird künftig von immer weniger Erwerbspersonen zu bedienen sein. Schon heute prognostiziert die OECD angesichts des demografischen Wandels, dass das Potenzialwachstum, also das langfristig mögliche Wachstum einer Volkswirtschaft pro Jahr, in Deutschland von 2020 an unter 1,0Prozent fallen wird.193


  Mit anderen Worten: Auch ohne schwere Krisen in Europa oder anderen Regionen der Welt wird es Deutschland nicht möglich sein, die bestehende hohe Verschuldung durch hohes Wirtschaftswachstum abzubauen. Man kann es auch anders formulieren: Deutschland ist gut beraten, die gegenwärtige Phase vergleichsweise hohen wirtschaftlichen Wachstums zum Abbau der Schulden zu nutzen, um künftigen Generationen nicht eine allzu schwere Last zu hinterlassen.
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  4 Die Handelsverflechtungen Deutschlands


  Die deutsche Volkswirtschaft schmückte sich einige Jahre lang mit dem Titel des Exportweltmeisters, war also der Welt wichtigster Exporteur von Waren und Dienstleistungen. Zwar hat sich mittlerweile China an die Spitze gesetzt. Aber in etwas mehr als zehn Jahren– von 1999 bis 2011– gelang es der deutschen Wirtschaft, die Warenexporte mehr als zu verdoppeln. Die deutschen Unternehmen haben im ersten Jahrzehnt des 21.Jahrhunderts die Herausforderungen der Globalisierung gut gemeistert und im harten Wettbewerb Erfolg.


  4.1 Deutschlands Handel innerhalb der EU


  Deutschland aber hat nicht nur seine Warenexporte, sondern auch seine Warenimporte von 1999 bis 2014 mehr als verdoppelt. Die deutsche Volkswirtschaft ist also heute sehr viel intensiver in die Weltwirtschaft eingebunden als noch Ende der 1990er Jahre.


  Bemerkenswert sind die Entwicklungen in Tabelle 16 aus anderen Gründen. Die Überschüsse im Warenhandel haben sich seit dem Jahr 2004 lange Zeit nicht gravierend verändert. 2007 wurde ein sehr hoher Überschuss im Warenhandel erzielt, aber seitdem sind– abgesehen vom Krisenjahr 2009– auch die Importe stark gewachsen. Seit 2012 nehmen die Überschüsse in der Handelsbilanz aber wieder zu. Eine beachtliche Veränderung zeigt sich im Dienstleistungshandel. Im Jahr 1999 etwa stand dem Überschuss von 65,2 Milliarden Euro im Warenhandel ein Defizit im Dienstleistungshandel von 53,3 Milliarden Euro gegenüber. 2014 wies der Dienstleistungshandel ein Defizit von fast 40 Milliarden Euro auf, allerdings bei stark gestiegenen Volumina. Deutschland verkaufte dem Ausland 2014 fast dreimal so viele Dienstleistungen wie noch im Jahr 1999.


  Ein wesentlicher Faktor für diese Veränderung war und ist die Einführung der gemeinsamen Währung. Vor dem Euro führten die häufigen Abwertungen etwa der italienischen Lira oder der griechischen Drachme dazu, dass touristische Dienstleistungen zum Beispiel in Italien und Griechenland billiger angeboten werden konnten als in Deutschland. Dies hat sich geändert. Heute gelingt es deutschen Anbietern, bei Dienstleistungen erfolgreich zu konkurrieren. Zudem wird Deutschland selbst zunehmend attraktiv für Reisende aus dem europäischen und außereuropäischen Ausland. Der Aufstieg Berlins zu einem der beliebtesten Reiseziele in Europa unterstreicht diese Entwicklung.


  Tab.16: Waren- und Dienstleistungshandel Deutschlands 1999–2014 (in Milliarden Euro)


  
    
      
        	
          Jahr

        

        	
          Warenexporte

        

        	
          Warenimporte

        

        	
          Saldo

        

        	
          Dienstleistungs-

          exporte

        

        	
          Dienstleistungs-

          importe

        

        	
          Saldo

        
      


      
        	
          1999

        

        	
          510,0

        

        	
          444,8

        

        	
          65,2

        

        	
          78,6

        

        	
          131,9

        

        	
          -53,3

        
      


      
        	
          2000

        

        	
          597,4

        

        	
          538,3

        

        	
          59,1

        

        	
          90,3

        

        	
          148,7

        

        	
          -58,4

        
      


      
        	
          2001

        

        	
          638,3

        

        	
          542,8

        

        	
          95,5

        

        	
          95,5

        

        	
          158,3

        

        	
          -62,8

        
      


      
        	
          2002

        

        	
          651,3

        

        	
          518,5

        

        	
          132,8

        

        	
          107,8

        

        	
          153,2

        

        	
          -45,4

        
      


      
        	
          2003

        

        	
          664,5

        

        	
          534,5

        

        	
          129,9

        

        	
          103,9

        

        	
          152,6

        

        	
          -48,7

        
      


      
        	
          2004

        

        	
          731,5

        

        	
          575,4

        

        	
          156,1

        

        	
          118,8

        

        	
          157,5

        

        	
          -38,7

        
      


      
        	
          2005

        

        	
          786,3

        

        	
          628,1

        

        	
          158,2

        

        	
          128,3

        

        	
          169,0

        

        	
          -40,7

        
      


      
        	
          2006

        

        	
          893,0

        

        	
          734,0

        

        	
          159,0

        

        	
          144,2

        

        	
          178,9

        

        	
          -34,8

        
      


      
        	
          2007

        

        	
          965,2

        

        	
          769,9

        

        	
          195,3

        

        	
          154,0

        

        	
          189,0

        

        	
          -35,0

        
      


      
        	
          2008

        

        	
          984,1

        

        	
          805,8

        

        	
          178,3

        

        	
          164,4

        

        	
          196,1

        

        	
          -31,6

        
      


      
        	
          2009

        

        	
          803,3

        

        	
          664,6

        

        	
          138,7

        

        	
          159,4

        

        	
          179,3

        

        	
          -19,9

        
      


      
        	
          2010

        

        	
          952,0

        

        	
          797,1

        

        	
          154,9

        

        	
          171,3

        

        	
          198,8

        

        	
          -27,5

        
      


      
        	
          2011

        

        	
          1061,20

        

        	
          902,5

        

        	
          158,7

        

        	
          180,2

        

        	
          212,7

        

        	
          -32,5

        
      


      
        	
          2012

        

        	
          1095,80

        

        	
          905,9

        

        	
          189,8

        

        	
          192,3

        

        	
          228,2

        

        	
          -35,9

        
      


      
        	
          2013

        

        	
          1093,10

        

        	
          898,2

        

        	
          195,0

        

        	
          200,8

        

        	
          245,6

        

        	
          -44,8

        
      


      
        	
          2014

        

        	
          1133,50

        

        	
          916,6

        

        	
          216,9

        

        	
          209,3

        

        	
          248,4

        

        	
          -39,1

        
      

    
  


  Quelle: Deutsche Bundesbank, Makroökonomische Zeitreihen, im Internet unter http://www.bundesbank.de/Navigation/DE/Statistiken/Zeitreihen_Datenbanken/Makrooekonomische_Zeitreihen/ makrooekonomische_zeitreihen_node.html (eingesehen am 1.6.2015).


  Die Entwicklung des Tourismus in Berlin belegt deutlich die gestiegene Attraktivität Deutschlands als Reiseziel. Verzeichnete Berlin in den Jahren nach der Wiedervereinigung noch weniger als eine halbe Million ausländischer Gäste pro Jahr, war 2014 die zehnfache Anzahl internationaler Touristinnen und Touristen zu verzeichnen. Inzwischen mehren sich in Bezirken wie Kreuzberg oder Teilen von Neukölln die Klagen über die vermeintlich zu hohen Belastungen durch die in- und ausländischen Reisenden.


  Deutschland exportiert, kaum überraschend, vor allem im Bereich von Vorleistungs- und Investitionsgütern. Dazu gehören etwa komplexe Maschinen, die in anderen Ländern in der dortigen industriellen Produktion eingesetzt werden. Aufschlussreich ist die Aufschlüsselung des Handels nach einzelnen Warengruppen.


  Tab.17: Zahl der ausländischen Gäste in Berlin 1994 und 2014


  
    
      
        	
          Land

        

        	
          1994

        

        	
          2014

        
      


      
        	
          Großbritannien

        

        	
          75645

        

        	
          481314

        
      


      
        	
          USA

        

        	
          95040

        

        	
          344513

        
      


      
        	
          Italien

        

        	
          38380

        

        	
          298811

        
      


      
        	
          Niederlande

        

        	
          46144

        

        	
          294924

        
      


      
        	
          Dänemark

        

        	
          39591

        

        	
          233270

        
      


      
        	
          Frankreich

        

        	
          42202

        

        	
          222171

        
      


      
        	
          Schweiz

        

        	
          37433

        

        	
          221544

        
      


      
        	
          Spanien

        

        	
          19688

        

        	
          217871

        
      


      
        	
          Russische Föderation

        

        	
          k.A.

        

        	
          175334

        
      


      
        	
          Schweden

        

        	
          53285

        

        	
          171126

        
      


      
        	
          Ausland

        

        	
          447226

        

        	
          4519598

        
      

    
  


  Quellen: Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologieentwicklung und Forschung, Berlin-Tourismus in Zahlen, im Internet unter https://www.berlin.de/sen/wirtschaft/wirtschaft-und-technologie/branchen/tourismus/artikel.110836.php (eingesehen am 5.3.2013) und Amt für Statistik Berlin-Brandenburg.


  Tab.18: Außenhandel nach Hauptgruppen (in Milliarden Euro)


  
    
      
        	
          

        

        	
          Exporte 2014

        

        	
          Importe 2014

        
      


      
        	
          Vorleistungs-

          güter

        

        	
          351,1

        

        	
          281,7

        
      


      
        	
          Investitions-

          güter

        

        	
          510,1

        

        	
          275,7

        
      


      
        	
          Konsumgüter

        

        	
          196,6

        

        	
          190,7

        
      

    
  


  Quelle: Deutsche Bundesbank, Makroökonomische Zeitreihen, im Internet unter http://www.bundesbank.de/Navigation/DE/Statistiken/Zeitreihen_Datenbanken/Makrooekonomische_Zeitreihen/ makrooekonomische_zeitreihen_node.html (eingesehen am 1.6.2015).


  Die Daten in Tabelle 19 verdeutlichen die klassischen Stärken der deutschen Wirtschaft, die gerade in den traditionellen Sektoren den Wettbewerbern überlegen ist: In den Warengruppen Kraftwagen und Maschinenbau beträgt der Umfang der Importe nur etwa 44Prozent der Exporte. Anders gesagt: Während es deutschen Unternehmen gelingt, ihre Produkte im Ausland abzusetzen, haben es ausländische Unternehmen sehr viel schwerer, sich auf dem deutschen Markt zu behaupten.


  Tab.19: Außenhandel nach Warengruppen 2014 (in Milliarden Euro)


  
    
      
        	
          

        

        	
          Exporte

        

        	
          Importe

        
      


      
        	
          Chemische Erzeugnisse

        

        	
          171,9

        

        	
          120,1

        
      


      
        	
          Maschinen

        

        	
          168,7

        

        	
          72,8

        
      


      
        	
          Informationstechnologie,

          einschließlich feinmechanische

          und optische Erzeugnisse

        

        	
          161,1

        

        	
          141,5

        
      


      
        	
          Kraftwagen und Teile

        

        	
          204,5

        

        	
          90,2

        
      

    
  


  Quelle: Deutsche Bundesbank, Makroökonomische Zeitreihen, im Internet unter http://www.bundesbank.de/Navigation/DE/Statistiken/Zeitreihen_Datenbanken/Makrooekonomische_Zeitreihen/ makrooekonomische_zeitreihen_node.html (eingesehen am 1.6.2015).


  Tab.20: Ein- und Ausfuhr nach Güterabteilungen 2014 (in Milliarden Euro)*


  
    
      
        	
          Warengruppe

        

        	
          Ausfuhr

        

        	
          Einfuhr

        
      

    

    
      
        	
          Erzeugnisse der

          Landwirtschaft und Jagd

        

        	
          9,4

        

        	
          27,2

        
      


      
        	
          Forstwirtschaftliche Erzeugnisse

        

        	
          0,4

        

        	
          0,8

        
      


      
        	
          Fisch und Fischereierzeugnisse

        

        	
          0,3

        

        	
          0,7

        
      


      
        	
          Kohle

        

        	
          0,1

        

        	
          4,2

        
      


      
        	
          Erdöl und Erdgas

        

        	
          10,7

        

        	
          82,6

        
      


      
        	
          Erze

        

        	
          0,1

        

        	
          7,3

        
      


      
        	
          Steine und Erden,

          sonstige Bergbauerzeugnisse

        

        	
          1,3

        

        	
          1,5

        
      


      
        	
          Nahrungsmittel und Futtermittel

        

        	
          49,0

        

        	
          41,4

        
      


      
        	
          Getränke

        

        	
          5,1

        

        	
          5,4

        
      


      
        	
          Tabakerzeugnisse

        

        	
          3,3

        

        	
          1,0

        
      


      
        	
          Textilien

        

        	
          10,7

        

        	
          10,2

        
      


      
        	
          Bekleidung

        

        	
          14,7

        

        	
          28,5

        
      


      
        	
          Leder und Lederwaren

        

        	
          6,2

        

        	
          11,3

        
      


      
        	
          Holz und Holz-, Kork-, Korb-

          und Flechtwaren

          ohne Möbel

        

        	
          6,2

        

        	
          5,8

        
      


      
        	
          Papier, Pappe und

          Waren daraus

        

        	
          19,0

        

        	
          14,6

        
      


      
        	
          Kokereierzeugnisse und

          Mineralölerzeugnisse

        

        	
          14,9

        

        	
          27,3

        
      


      
        	
          Chemische Erzeugnisse

        

        	
          107,1

        

        	
          74,0

        
      


      
        	
          Pharmazeutische und

          ähnliche Erzeugnisse

        

        	
          61,6

        

        	
          40,7

        
      


      
        	
          Gummi- und Kunststoffwaren

        

        	
          39,9

        

        	
          26,6

        
      


      
        	
          Glas und Glaswaren, Keramik,

          Steine und Erden

        

        	
          13,7

        

        	
          9,4

        
      


      
        	
          Metalle

        

        	
          50,3

        

        	
          50,6

        
      


      
        	
          Metallerzeugnisse

        

        	
          39,4

        

        	
          25,1

        
      


      
        	
          Datenverarbeitungsgeräte,

          elektronische und optische

          Erzeugnisse

        

        	
          89,6

        

        	
          89,4

        
      


      
        	
          Elektrische Ausrüstungen

        

        	
          68,6

        

        	
          47,6

        
      


      
        	
          Maschinen

        

        	
          166,0

        

        	
          70,0

        
      


      
        	
          Kraftwagen und Kraftwagenteile

        

        	
          203

        

        	
          86,8

        
      


      
        	
          Sonstige Fahrzeuge

        

        	
          51,1

        

        	
          36,6

        
      


      
        	
          Möbel

        

        	
          8,8

        

        	
          10,8

        
      


      
        	
          Energieversorgung

        

        	
          3,5

        

        	
          1,7

        
      


      
        	
          Sonstige Waren

        

        	
          79,7

        

        	
          77,6

        
      


      
        	
          Summe

        

        	
          113350

        

        	
          916,6

        
      

    
  


  * Vorläufige Ergebnisse


  Quelle: Statistisches Bundesamt, im Internet unter https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Aussenhandel/Handelswaren/Tabellen/EinfuhrAusfuhrGueterabteilungen.html (eingesehen am 1.6.2015).


  Tab.21: Reiseverkehr und Transportdienstleistungen 1999–2014 (in Milliarden Euro)


  
    
      
        	
          Jahr

        

        	
          Reiseverkehr

        

        	
          Transportdienstleistungen

        
      


      
        	
          Einnahmen

        

        	
          Ausgaben

        

        	
          Saldo

        

        	
          Einnahmen

        

        	
          Ausgaben

        

        	
          Saldo

        
      


      
        	
          1999

        

        	
          17,1

        

        	
          52,6

        

        	
          -35,5

        

        	
          17,0

        

        	
          23,0

        

        	
          -6,0

        
      


      
        	
          2005

        

        	
          23,4

        

        	
          59,8

        

        	
          -36,4

        

        	
          30,1

        

        	
          36,7

        

        	
          -6,6

        
      


      
        	
          2010

        

        	
          26,2

        

        	
          58,9

        

        	
          -32,7

        

        	
          42,1

        

        	
          50,4

        

        	
          -8,3

        
      


      
        	
          2011

        

        	
          27,9

        

        	
          61,7

        

        	
          -33,8

        

        	
          42,9

        

        	
          51,4

        

        	
          -8,5

        
      


      
        	
          2012

        

        	
          29,7

        

        	
          65,1

        

        	
          -35,4

        

        	
          44,2

        

        	
          54,4

        

        	
          -10,2

        
      


      
        	
          2013

        

        	
          31,1

        

        	
          68,8

        

        	
          -37,7

        

        	
          45,3

        

        	
          57,4

        

        	
          -12,1

        
      


      
        	
          2014

        

        	
          32,6

        

        	
          69,4

        

        	
          -36,8

        

        	
          43,4

        

        	
          56,5

        

        	
          -13,1

        
      

    
  


  Quelle: Deutsche Bundesbank, Makroökonomische Zeitreihen, im Internet unter http://www.bundesbank.de/Navigation/DE/Statistiken/Zeitreihen_Datenbanken/Makrooekonomische_Zeitreihen/ makrooekonomische_zeitreihen_node.html (eingesehen am 1.6.2015).


  Deutsche reisen gerne, und dies schlägt sich in der Zahlungsbilanz in einem kräftigen Defizit in dieser Teilbilanz nieder. Allerdings ist der Saldo seit 1999 nur minimal gestiegen, was der höheren Attraktivität Deutschlands als Reiseziel zu verdanken ist. Auf der anderen Seite ist Deutschland ein konkurrenzfähiger Anbieter von Transportdienstleistungen. Im Dienstleistungshandel mit dem Ausland erwirtschaften deutsche Unternehmen seit Jahren hohe Zuwachsraten.


  Schließlich ist es reizvoll zu fragen, welche Regionen in Deutschland sich stärker im Außenhandel engagieren und damit intensiver in die internationale Arbeitsteilung eingebunden sind. Erwartungsgemäß liegen die norddeutschen Stadtstaaten und süddeutschen Bundesländer vorne, insbesondere in Relation zur Bevölkerungszahl.


  Tab.22: Außenhandel nach Bundesländern 2014


  
    
      
        	
          Bundesland

        

        	
          Exporte

          in Mrd. Euro

        

        	
          Importe

          in Mrd. Euro

        

        	
          Exporte pro

          Einwohner

          in Euro

        
      


      
        	
          Baden-Württemberg

        

        	
          181,2

        

        	
          150,5

        

        	
          17047

        
      


      
        	
          Bayern

        

        	
          168,9

        

        	
          150,2

        

        	
          13400

        
      


      
        	
          Berlin

        

        	
          13,3

        

        	
          9,8

        

        	
          3887

        
      


      
        	
          Brandenburg

        

        	
          13,2

        

        	
          18,3

        

        	
          5402

        
      


      
        	
          Bremen

        

        	
          17,3

        

        	
          13,5

        

        	
          26353

        
      


      
        	
          Hamburg

        

        	
          51,3

        

        	
          70,8

        

        	
          29360

        
      


      
        	
          Hessen

        

        	
          58,6

        

        	
          80,6

        

        	
          9689

        
      


      
        	
          Mecklenburg-Vorpommern

        

        	
          7,2

        

        	
          5,3

        

        	
          4514

        
      


      
        	
          Niedersachsen

        

        	
          77,7

        

        	
          78,3

        

        	
          9978

        
      


      
        	
          Nordrhein-Westfalen

        

        	
          180,5

        

        	
          206,5

        

        	
          10271

        
      


      
        	
          Rheinland-Pfalz

        

        	
          48,1

        

        	
          32,0

        

        	
          12040

        
      


      
        	
          Saarland

        

        	
          13,8

        

        	
          12,7

        

        	
          13909

        
      


      
        	
          Sachsen

        

        	
          36,0

        

        	
          20,6

        

        	
          8905

        
      


      
        	
          Sachsen-Anhalt

        

        	
          15,0

        

        	
          16,0

        

        	
          6692

        
      


      
        	
          Schleswig-Holstein

        

        	
          19,6

        

        	
          19,9

        

        	
          6977

        
      


      
        	
          Thüringen

        

        	
          13,0

        

        	
          8,6

        

        	
          6034

        
      

    
  


  Quelle: Statistisches Bundesamt, im Internet unter http://www.statistik-portal.de/Statistik-Portal/de_jb01_jahrtab1.asp (eingesehen am 1.6.2015).


  Eindeutig erkennbar ist, dass die ostdeutschen Bundesländer einschließlich Berlins keine zentrale Rolle im deutschen Export einnehmen. Die 15,9Millionen Einwohnerinnen und Einwohner dieses Teils der Republik produzierten im Jahr 2014 ein Exportvolumen von vergleichsweise niedrigen 97,7 Milliarden Euro, während allein im Bundesland Baden-Württemberg fast das Doppelte der ostdeutschen Exporte hergestellt wurde. Bezogen auf die Bevölkerungszahl ergibt sich eine Pro-Kopf-Exportleistung zwischen 4514 Euro im agrarisch geprägten Mecklenburg-Vorpommern und 29360 Euro im Stadtstaat Hamburg. Bei den Flächenstaaten haben Baden-Württemberg und das Saarland die höchsten Pro-Kopf-Exportwerte aufzuweisen. Innerhalb der Bundesrepublik ist also eine deutliche Ungleichheit im Grad der Integration in den Weltmarkt erkennbar.


  4.2 Die zunehmende Bedeutung des außereuropäischen Handels


  In den vergangen Jahren– etwa seit Mitte des letzten Jahrzehnts– weist Deutschland einen enormen Aufschwung seines Außenhandels auf. Dabei ist bemerkenswert, dass Ausfuhren in die anderen Länder der europäischen Währungsunion weniger stark stiegen als Ausfuhren in außerhalb der Eurozone gelegene Länder. Im Ergebnis steigt die Bedeutung außereuropäischer Länder für die deutsche Wirtschaft, aber damit wächst auch die Verwundbarkeit im Fall einer Krise, etwa in China.


  In der Diskussion um die Krise einiger Mitgliedsländer der europäischen Währungsunion wird immer wieder darauf hingewiesen, dass Deutschland zum einen sehr stark vom Export in die Eurozone abhänge, zum anderen der Hauptnutznießer des Euro sei. Weder die eine noch die andere Behauptung halten einer genauen Überprüfung stand. Zwar ist die Ausfuhr in die Volkswirtschaften der Eurozone bedeutend, jedoch keineswegs so zentral wie in der öffentlichen Diskussion dargestellt. 2011 gingen 38,9Prozent der deutschen Warenausfuhren in andere Länder der Währungsunion– gewiss nicht wenig, aber nach Frankreich, Italien und in die Benelux-Länder lieferte die deutsche Wirtschaft auch vor der Währungsunion einen nennenswerten Teil der Gesamtausfuhren. 2014 ist der Anteil von Ländern der Eurozone an der Gesamtausfuhr auf 35,5Prozent gefallen. Zugleich gingen 2014 in europäische Ökonomien außerhalb der Währungsunion– andere EU-Länder ebenso wie die Schweiz und Norwegen– immerhin 32,0Prozent der Exporte.


  Einige Ökonomen sehen Deutschland sogar als Verlierer der gemeinsamen Währung. Daniel Stelter stellt fest, dass die deutsche Wirtschaft nach Einführung des Euro niedriges Wachstum, hohe Arbeitslosigkeit und stagnierende Löhne verzeichnet habe. Der Staat kürzte Ausgaben für Sozialleistungen und die Infrastruktur. Wegen der schwachen Binnennachfrage konzentrierten sich die deutschen Unternehmen auf den Export. Die inländische Ersparnis wurde genutzt, um Lieferantenkredite an ausländische Abnehmerinnen und Abnehmer zu gewähren. Heute können diese Kredite, etwa an Griechenland, kaum noch bedient werden, wofür deutsche Steuerzahlerinnen und -zahler haften und sich zugleich mangelnde Solidarität vorwerfen lassen müssen.194


  Die Daten in Tabelle 23 liefern weitere überraschende Einsichten. Die deutsche Wirtschaft hat im Jahr 2014 deutlich mehr in zwei EU-Länder außerhalb der Eurozone geliefert– Großbritannien und Polen (136,0 Milliarden Euro)– als in die fünf Euro-Krisenländer Griechenland, Irland, Italien, Portugal und Spanien (106,2 Milliarden Euro). Dies liegt partiell an der niedrigen Nachfrage in jenen Ländern, aber erklärungsbedürftig bleibt, warum die Exporte nach Großbritannien und Polen höher sind. Auch die Bevölkerungsgröße hilft nicht weiter: In den Krisenländern leben 133,4Millionen Menschen, in Großbritannien und Polen 101,5 Millionen.195 Setzt man die Einwohnerzahl ins Verhältnis zu den deutschen Exporten, ist das Ergebnis, dass in die Krisenländer Waren im Wert von 796 Euro pro Person exportiert wurden, nach Großbritannien und Polen aber Güter im Wert von 1340 Euro.


  Tab.23: Deutschlands Leistungsbilanz nach Ländergruppen und Ländern im Jahr 2014 (in Milliarden Euro)


  
    
      
        	
          Land oder Region

        

        	
          Warenexporte

        

        	
          Warenimporte

        

        	
          Saldo

          Warenhandel

        

        	
          Saldo

          Leistungsbilanz

        
      


      
        	
          Alle Länder

        

        	
          1123,8

        

        	
          894,5

        

        	
          229,3

        

        	
          219,7

        
      


      
        	
          Europa*

        

        	
          758,8

        

        	
          647,2

        

        	
          111,5

        

        	
          96,6

        
      


      
        	
          EU-Länder (28)

        

        	
          641,4

        

        	
          522,0

        

        	
          119,3

        

        	
          97,1

        
      


      
        	
          EWU-Länder (19)

        

        	
          399,4

        

        	
          345,9

        

        	
          53,5

        

        	
          54,3

        
      


      
        	
          Großbritannien

        

        	
          92,0

        

        	
          44,0

        

        	
          47,9

        

        	
          46,0

        
      


      
        	
          USA

        

        	
          91,7

        

        	
          41,0

        

        	
          50,8

        

        	
          44,5

        
      


      
        	
          Frankreich

        

        	
          88,4

        

        	
          53,3

        

        	
          35,1

        

        	
          38,0

        
      


      
        	
          China

        

        	
          78,4

        

        	
          75,4

        

        	
          3,0

        

        	
          8,9

        
      


      
        	
          Niederlande

        

        	
          69,1

        

        	
          85,4

        

        	
          -16,3

        

        	
          -2,3

        
      


      
        	
          Italien

        

        	
          57,1

        

        	
          48,0

        

        	
          9,1

        

        	
          7,3

        
      


      
        	
          Polen

        

        	
          44,3

        

        	
          38,4

        

        	
          5,9

        

        	
          4,7

        
      


      
        	
          Schweiz

        

        	
          46,9

        

        	
          51,1

        

        	
          -4,2

        

        	
          2,9

        
      


      
        	
          Naher und

          Mittlerer Osten

        

        	
          35,1

        

        	
          6,8

        

        	
          28,3

        

        	
          4,0

        
      


      
        	
          Tschechische Republik

        

        	
          32,4

        

        	
          35,0

        

        	
          -2,6

        

        	
          -2,5

        
      


      
        	
          Spanien

        

        	
          31,6

        

        	
          24,5

        

        	
          7,2

        

        	
          5,3

        
      


      
        	
          Russische Föderation

        

        	
          31,4

        

        	
          37,2

        

        	
          -5,8

        

        	
          -1,5

        
      


      
        	
          Portugal

        

        	
          7,0

        

        	
          5,1

        

        	
          1,9

        

        	
          2,5

        
      


      
        	
          Irland

        

        	
          5,4

        

        	
          8,7

        

        	
          -3,3

        

        	
          -3,7

        
      


      
        	
          Griechenland

        

        	
          5,1

        

        	
          1,7

        

        	
          3,4

        

        	
          1,4

        
      


      
        	
          Industrieländer

        

        	
          830,9

        

        	
          659,4

        

        	
          171,5

        

        	
          152,2

        
      


      
        	
          Schwellen- und

          Entwicklungsländer

        

        	
          289,4

        

        	
          235,0

        

        	
          54,5

        

        	
          64,9

        
      

    
  


  * Nach Bundesbank-Definition einschließlich Russischer Föderation und Türkei


  Quelle: Deutsche Bundesbank, Statistische Beihefte, Beiheft 3–Zahlungsbilanzstatistik, Juni 2015.


  Der Wegfall des Wechselkursrisikos hat also nicht zu ungewöhnlich hohen Exporten in die heutigen Krisenländer geführt. Für die deutsche Exportwirtschaft haben die Krisenländer eine bemerkenswert geringe Bedeutung. Nach Griechenland gingen 2014 nur 0,45Prozent der deutschen Exporte. Ebenso auffallend sind die niedrigen Exporte in den Nahen und Mittleren Osten. Rund 3Prozent der deutschen Exporte wurden 2014 in diese Länder geliefert. Aus wirtschaftlicher Sicht ist diese Region für Deutschland von nachrangiger Bedeutung.


  Über die Zukunft der Eurozone und den Nutzen, den die deutsche Wirtschaft aus der Mitgliedschaft in der Eurozone zieht, wurde und wird intensiv diskutiert. Gelegentlich werden dabei Schreckgespenster geweckt: Bundeskanzlerin Angela Merkel warnte in Günther Jauchs Talkshow am 25.September 2011, bei einer Rückkehr zur D-Mark würden deutsche Unternehmen »kein einziges unserer schönen Exportgüter mehr verkaufen können«. Deutschland würde es dann genauso gehen wie den Schweizerinnen und Schweizern mit ihrem starken (vermutlich überbewerteten) Franken. Nicht nur Jan Grossarth in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, sondern auch viele Fernsehzuschauerinnen und -zuschauer fragten sich, warum die Kanzlerin ausgerechnet die Schweiz als Bild für drohende Armut gewählt hatte.196


  Denn eine Verarmung der Schweiz lässt sich bislang nicht feststellen. Schweizerinnen und Schweizer sind nicht nur überdurchschnittlich vermögend, sondern auch sehr erfolgreich im Export. Im Jahr 2011 beliefen sich die Warenexporte der Schweiz auf 234,4 Milliarden Dollar, was einem Pro-Kopf-Export von 29966 Dollar entspricht. Im gleichen Jahr betrug der Vergleichswert für Deutschland lediglich 18124 Dollar.197 Unterbewertet und damit besonders billig war der Franken im Jahr 2011 nicht: In jenem Jahr war bis dahin der Höchststand seines Wechselkurses von 1,07Franken pro Euro zu beobachten. Im Jahresmittel kostete 2011 ein Euro 1,23 Schweizer Franken und damit deutlich mehr als im langjährigen Mittel. An den bemerkenswert hohen Warenexporten aus der Schweiz hat auch die anhaltend hohe Bewertung des Franken nur wenig geändert. 2014 betrug der Wert pro Kopf 27803 Dollar, der Vergleichswert für Deutschland indes nur 18627 Dollar.198


  Damit verliert ein Argument an Überzeugungskraft, das in der europapolitischen Debatte immer wieder vorgetragen wird. Selbst bei einer überbewerteten Währung– im Falle eines Scheiterns des Euro und der Wiedereinführung nationaler Währungen– können hochspezialisierte Unternehmen im Export erfolgreich sein. Eine große Zahl von Unternehmen aus Deutschland fällt in diese Kategorie: Die Wettbewerbsfähigkeit ist die Folge der hohen Qualität und der Einzigartigkeit der Produkte. Mit anderen Worten: Auf dem Weltmarkt führende Unternehmen können auch bei hohen Wechselkursen dem Wettbewerb standhalten. Weder die Schweiz noch Deutschland verfügen in erster Linie über Unternehmen, die wegen niedriger Preise konkurrenzfähig sind.


  Damit ist nicht gesagt, dass die Abwägung von Kosten und Nutzen gegen die Gemeinschaftswährung sprechen würde. Aber es ist eben nicht angemessen, den Eindruck zu vermitteln, dass die deutsche Wirtschaft nicht auch mit einer höher bewerteten Währung leben könnte (vgl. hierzu ausführlich Kapitel7).


  In entwicklungspolitischen Debatten wurde in der Vergangenheit häufig das Argument geäußert, Deutschland und andere Industrieländer lebten auf Kosten der Entwicklungs- und Schwellenländer und würden aus diesen Volkswirtschaften zu wenig importieren. Ohne Berücksichtigung der Frage, ob die Industrieländer für die Produkte der Entwicklungsländer angemessene Preise zahlen– das gegenwärtig deutlich gesunkene Preisniveau von agrarischen und mineralischen Rohstoffen gibt dieser Frage neue Dringlichkeit–, zeigt sich bei Betrachtung der deutschen Handelsbilanz ein unausgewogenes Bild. Im Jahr 2014 überstiegen die deutschen Exporte die Importe aus Entwicklungs- und Schwellenländern deutlich. In den Jahren davor mit hohen Rohstoffpreisen war die Handelsbilanz mit den Entwicklungs- und Schwellenländern ausgeglichener. 2011 etwa betrug der Handelsbilanzüberschuss mit diesen Ländern nur 13,4 Milliarden Euro, 2014 war er viermal so hoch. Die größten Überschüsse erzielt die deutsche Wirtschaft indes beim Export in andere Industrieländer.


  Dieser Befund hat erhebliche Konsequenzen für die Bewertung des Standortes Deutschland und die Diskussion um mögliche oder tatsächliche Schwächen. Offenbar gelingt es der deutschen Wirtschaft ausgesprochen gut, sich im Wettbewerb mit anderen Industrieländern zu behaupten. Ein Übervorteilen von Entwicklungs- und Schwellenländern ist hingegen aus den Daten in Tabelle 23 nicht abzuleiten. Damit sei keineswegs gesagt, dass die Konkurrenzverhältnisse zwischen Deutschland und den Entwicklungs- und Schwellenländern stets fair und gerecht sind. Auch ist es grob vereinfachend, sämtliche Entwicklungs- und Schwellenländer in einer Kategorie zusammenzufassen. Aber trotz dieser Einschränkungen ist festzuhalten, dass die deutsche Volkswirtschaft im Warenhandel weder mit Entwicklungs- und Schwellenländern im Allgemeinen noch mit afrikanischen Ländern im Besonderen dramatische Ungleichgewichte aufweist.


  In den 1970er und 1980er Jahren litt die deutsche Wirtschaft regelmäßig unter der D-Mark, die gegenüber dem Dollar und anderen Währungen phasenweise stark an Wert zulegte. Gegenüber dem Dollar geschah dies Ende der 1970er, ebenso Ende der 1980er Jahre und– nach den Turbulenzen im europäischen Währungssystem im Jahr 1992– in der ersten Hälfte der 1990er Jahre. Heute ist die deutsche Wirtschaft erheblich weniger anfällig für Wechselkursschwankungen. Dies liegt zum einen an der Einführung des Euro. Fünf der zehn wichtigsten Zielländer deutscher Exporte sind Mitglieder der Eurozone (Frankreich, Italien, Niederlande, Belgien, Österreich). Zwar schwankt der Euro gegenüber dem Dollar und dem an den Dollar gebundenen chinesischen Yuan phasenweise stark. Jedoch hat die deutsche Wirtschaft– allen voran die Automobilindustrie– durch massive Investitionen in den USA, etwa in den Bau von Produktionsstätten, die Anfälligkeit für Wechselkursschwankungen deutlich reduziert (vgl. hierzu Kapitel9).


  Ein großes Wachstum wiesen zwischen 1999 und 2014 nicht die Exporte in die Eurozone, sondern in außereuropäische Ökonomien auf. China ist hier der bemerkenswerteste Fall. 1999 gingen nur 1,4Prozent der deutschen Exporte in die Volksrepublik, während es im Jahr 2014 immerhin 7,0Prozent waren. Der Anteil von Ländern der Eurozone an den deutschen Gesamtexporten ist überraschenderweise seit Einführung des Euro sogar gefallen, von 45,7Prozent im Jahr 1999 auf 35,5Prozent im Jahr 2014. Im Handel mit Ländern der Eurozone sank auch deren Anteil an den Gesamtimporten: Von 44,4Prozent im Jahr 1999 auf 38,7Prozent im Jahr 2014.199


  Die Untersuchung der einzelnen Teilstatistiken hat zum Teil bemerkenswerte Ergebnisse hervorgebracht. Eines davon ist, dass die deutsche Wirtschaft ihre Exportüberschüsse nicht in erster Linie mit weniger wettbewerbsfähigen Entwicklungs- und Schwellenländern erwirtschaftet, wie in der Diskussion immer wieder behauptet wird, sondern vor allem im Handel mit anderen Industrieländern. Die Untersuchung der Struktur der Warenströme hat bestätigt, dass die alten Eckpfeiler der deutschen Wirtschaft, also der Maschinen- und Fahrzeugbau sowie die chemische Industrie, nach wie vor dominieren. Gerade um die künftige Konkurrenzfähigkeit der deutschen Industrie ist in den letzten Jahren eine lebhafte Debatte geführt worden, deren zentrale Fragen in Kapitel8 untersucht werden. Seit 2008 bestimmt aber nicht der internationale Warenhandel, sondern die anhaltende Unruhe auf den Finanzmärkten die wirtschaftspolitische Diskussion. Allerdings wird als Reaktion auf die finanzwirtschaftlichen Turbulenzen auch in der Handelspolitik eine Neuorientierung gefordert, die zumindest erhebliche Nebenwirkungen haben wird.


  4.3 Die Zunahme bilateraler Handelsabkommen


  Deutschland hat keine Möglichkeit, eine eigenständige Handelspolitik zu entwickeln. Der Grund liegt darin, dass der Außenhandel schon seit Vollendung der Zollunion in der damaligen Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 1968 gemeinsame Angelegenheit aller Mitgliedsstaaten der EWG und später der EU ist. Anders als in anderen Politikfeldern müssen sich alle Mitgliedsstaaten dieser Politik anschließen. Die EU hat ein einheitliches Außenzollregime und damit eine gemeinsame Handelspolitik.


  Bemerkenswerterweise ist die EWG damit dem Modell des Deutschen Zollvereins aus dem 19.Jahrhundert gefolgt. 1833 hatten sich die Staaten des Deutschen Bundes auf eine gemeinsame Außenhandelspolitik verständigt, und aus dem Zollverein entstand 1871 das Deutsche Reich. Gewiss war die Schaffung der Zollunion ab 1834 nur einer von mehreren Schritten hin zur Schaffung des Deutschen Reiches, aber fraglos ein wichtiger.200 Nach 1945 fand die Idee zahlreiche Unterstützer, in einem schrittweisen Prozess von der Zollunion, über den gemeinsamen Markt und die Währungsunion die Zusammenarbeit in Europa so zu vertiefen, dass am Ende die politische Union stehen könnte. Der Ökonom Bela Balassa hat 1961 ein Modell regionaler Integration entwickelt, das diese als mehrstufigen Prozess versteht, an dessen Ende die vollständige Integration, also die Auflösung des Nationalstaates in einem neuen, größeren souveränen Staat steht. Balassa schlug vor, regionale Integration in fünf Schritten zu organisieren:


  
    	1. Freihandelszone


    	2. Zollunion


    	3. Gemeinsamer Markt


    	4. Wirtschafts- und Währungsunion


    	5. Politische Union.201

  


  Tab.24: Handelsabkommen der Europäischen Union im Jahr 2015


  
    
      
        	
          Partner

        

        	
          In Kraft/Status

        

        	
          Art des Abkommens

        
      


      
        	
          EU-Ägypten

        

        	
          1.6.2004

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Albanien

        

        	
          1.3.2006

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Algerien

        

        	
          1.9.2005

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Andorra

        

        	
          1.7.1991

        

        	
          Zollunion

        
      


      
        	
          EU-Bosnien und

          Herzegowina

        

        	
          1.7.2008

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Cariforum

        

        	
          1.11.2008

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Chile

        

        	
          1.2.2003

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Elfenbeinküste

        

        	
          1.1.2009

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Faröer Inseln

        

        	
          1.1.1997

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Georgien

        

        	
          1.9.2014

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Island

        

        	
          1.4.1973

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Israel

        

        	
          1.6.2000

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Jordanien

        

        	
          1.5.2002

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Kamerun

        

        	
          1.10.2009

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Kolumbien und Peru

        

        	
          1.3.2013

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Libanon

        

        	
          1.3.2003

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Marokko

        

        	
          1.3.2000

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Mexiko

        

        	
          1.7.2000

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Moldawien

        

        	
          1.9.2014

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Montenegro

        

        	
          1.1.2008

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Norwegen

        

        	
          1.7.1973

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Ost- und Süd-

          afrikanische Staaten

        

        	
          14.5.2012

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Palästina

        

        	
          1.7.1997

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Papua Neu-Guinea

          und Fidschi

        

        	
          20.12.2009

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-San Marino

        

        	
          1.4.2002

        

        	
          Zollunion

        
      


      
        	
          EU-Schweiz und

          Liechtenstein

        

        	
          1.1.1973

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Serbien

        

        	
          1.2.2010

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Südafrika

        

        	
          1.1.2000

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Südkorea

        

        	
          1.7.2011

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Syrien

        

        	
          1.7.1977

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Tunesien

        

        	
          1.3.1998

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Türkei

        

        	
          1.1.1996

        

        	
          Zollunion

        
      


      
        	
          EU-Überseeische Gebiete

        

        	
          1.1.1971

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Ukraine

        

        	
          1.7.2014

        

        	
          Freihandelszone

        
      


      
        	
          EU-Zentralamerikanische

          Staaten

        

        	
          1.8.2013

        

        	
          Freihandelszone

        
      

    
  


  Quelle: Datenbank der WTO zu regionalen Abkommen, im Internet unter http://rtais.wto.org/UI/PublicAllRTAList.aspx (eingesehen am 23.7.2015).


  Schon bei der Konzipierung der Nachkriegswirtschaftsordnung spielten Präferenzabkommen, also Freihandelszonen und Zollunionen, eine Rolle. In Artikel 24 des GATT-Vertrages von 1947 wurde den Vertragsparteien gestattet, unter bestimmten Bedingungen von der sonst geltenden Meistbegünstigung (Handelsvorteile, die einem Vertragspartner gewährt werden, müssen automatisch allen Vertragspartnern gewährt werden) abzuweichen. Wenn sich zwei Länder oder eine Gruppe von Staaten in einer Freihandelszone oder Zollunion zusammenschließen wollten, sollte dies als Ausnahme zugelassen werden. Im 21.Jahrhundert ist aber aus der Ausnahme die Norm geworden, und selbst große Staaten wie die USA und die in handelspolitischen Fragen als Gruppe agierende EU folgen diesem Trend.


  In Tabelle 24 sind alle Freihandelsabkommen und Zollunionen aufgelistet, die die Europäische Union abgeschlossen und der Welthandelsorganisation gemeldet hat. Darüber hinaus hat die EU noch Verhandlungen mit anderen Staaten aufgenommen, dies aber der WTO noch nicht offiziell angezeigt. Insgesamt ist die EU bei der Schaffung von Präferenzabkommen– gemeint sind Freihandelszonen und Zollunionen– sehr aktiv. Über die bereits geschlossenen Abkommen hinaus plant die EU Freihandelszonen mit Kanada (Comprehensive Economic and Trade Agreement, CETA), der Ostafrikanischen Gemeinschaft, Indien, Japan, Malaysia, Marokko, Singapur, Thailand, Vietnam und das sogenannte Megaregionalabkommen TTIP mit den USA.202


  Die bislang einschneidendste Veränderung der EU-Handelspolitik steht mit der Schaffung des Transatlantischen Freihandels- und Investitionsabkommens (TTIP) bevor, das von vielen Politikerinnen und Politikern diesseits und jenseits des Atlantiks mit großem Enthusiasmus gefordert wurde. Von Berlin über Brüssel bis Washington verspricht sich die Politik eine Intensivierung von Handel und Direktinvestitionen.


  Die Europäische Union und die USA, aber auch China und kleinere Ökonomien haben in den letzten Jahren ihre handelspolitischen Leitlinien verändert. Freihandelszonen haben in den vergangenen Jahren weltweit enorm an Popularität gewonnen. Sämtliche Mitgliedsstaaten der Welthandelsorganisation, mit Ausnahme der Mongolei, sind Teil einer oder mehrerer Freihandelszonen oder Zollunionen. Im Juli 2015 waren weltweit über 400 Präferenzabkommen– Freihandelszonen und Zollunionen– in Kraft. Seit 1990 hat sich die Zahl dieser Abkommen mehr als vervierfacht. Die EU war im Jahr 2010 an 30 Präferenzabkommen beteiligt, gefolgt von Chile (26), Mexiko (21), den EFTA-Staaten (Island, Liechtenstein, Norwegen, Schweiz; 20–22) und Singapur (19).203 2015 ist die Zahl der Präferenzabkommen mit EU-Beteiligung auf 36 gestiegen.


  Die Gründe für diese Welle von Präferenzabkommen sind vielfältig. Der vermutlich wichtigste Faktor für deren Zunahme ist das Scheitern der Doha-Runde, deren Abschluss in sehr weite Ferne gerückt ist.204 Die aktuelle Verhandlungsrunde der Welthandelsorganisation (WTO) begann 2001 und soll die internationalen Handelsbeziehungen weiter liberalisieren sowie die Entwicklungsländer besser in die Weltwirtschaft integrieren. Kaum noch ein Beobachter rechnet damit, dass in den kommenden Jahren ein Abschluss gelingen kann. Es hat sich deutlich gezeigt, dass es 2001 ein Fehler war, die Doha-Runde als »Entwicklungsrunde« zu bezeichnen. Die traditionellen Unterstützer der multilateralen Handelsordnung– etwa Industrieverbände wie der Bundesverband der deutschen Industrie– verloren auch wegen dieses Etiketts das Interesse an der Weiterentwicklung der WTO.


  Dies ist bedauerlich. Die Welthandelsorganisation wurde 1995 geschaffen und trat die Nachfolge der Vorläuferorganisation, des GATT-Sekretariats, an. Das GATT (General Agreement on Tariffs and Trade) bezeichnete stets zwei Dinge: Einmal den GATT-Vertrag, also das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen, und die Organisation, das GATT-Sekretariat. Die Bedeutung der WTO kann kaum hoch genug eingeschätzt werden, denn sie bietet den rechtlichen Rahmen für die weltweiten Handelsbeziehungen. Die WTO selbst verfügt zwar nicht über große Macht, sie kann aber den Dialog zwischen allen Mitgliedsländern fördern, und dies ist keine zu vernachlässigende Funktion. Von besonderer Bedeutung ist der Streitschlichtungsmechanismus der WTO, der es auch Entwicklungsländern erlaubt, ihre berechtigten Interessen gegenüber den mächtigen Staaten dieser Welt durchzusetzen.


  Doch nicht nur die unangemessene Etikettierung der Doha-Runde als Entwicklungsrunde, sondern auch die veränderte weltwirtschaftliche Lage hat dazu beigetragen, das Interesse an der WTO schwinden zu lassen. Das Jahr 2001 markiert nicht nur den Beginn der Doha-Runde, sondern auch den Beitritt der Volksrepublik China zur WTO. Seitdem hat sich der kometenhafte Aufstieg der chinesischen Wirtschaft fortgesetzt. Damit verbunden ist eine wachsende Sorge vor dem Wettbewerb mit China und anderen Schwellenländern: Viele Bürgerinnen und Bürger in OECD-Staaten fragen sich, ob sie im globalen Wettbewerb mit den aufstrebenden Ökonomien überhaupt werden bestehen können. Dies gilt, wie in Kapitel2 gezeigt, bis zu einem gewissen Grad selbst für Deutschland, aber besonders für einige andere EU-Länder, etwa Frankreich, und auch für die USA.


  4.4 TTIP: Ein transatlantischer Irrweg?


  Vor diesem Hintergrund zunehmender Skepsis im Hinblick auf den Nutzen weiterer Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung wird ein zentrales Problem der Präferenzabkommen deutlich: Viele dieser Abkommen sorgen nicht für eine Liberalisierung des Handels, sondern sie sind als Schutzmechanismen vor allzu starker Konkurrenz gedacht. Genau dieses Motiv ist für die Regierung von US-Präsident Barack Obama zentral: Es geht bei Abkommen, an denen sich die USA beteiligen, nicht um freien, sondern um »fairen Handel«.205 Es geht also um den Ausschluss vermeintlich »unfairer« Konkurrenten– aus amerikanischer Sicht ist dies China. Die Transatlantische Freihandelszone dient deshalb defensiven Zwecken. Sie ist der Versuch, ein Handelsregime unter Ausschluss der Chinesen zu schaffen.


  Die USA und die EU leisten damit nicht nur einen Beitrag zur fundamentalen Schwächung der Welthandelsorganisation WTO, sie üben auch Verrat an ihren eigenen Idealen. Nach dem Zweiten Weltkrieg war eine multilaterale Handelsordnung geschaffen worden, um die diskriminierenden Abkommen der 1930er Jahre zu überwinden. Die vor dem Zweiten Weltkrieg herrschende Zersplitterung der internationalen Wirtschaftsordnung und die Unterscheidung von Freund und Feind im Handel hatten einen Beitrag zu den anhaltenden Spannungen in den internationalen Beziehungen jener Dekade geleistet. In der wirtschaftlichen Nachkriegsordnung– gestaltet 1944 im amerikanischen Bretton Woods– sollte genau dieser Fehler vermieden werden. Das Prinzip der Meistbegünstigung– der Artikel 1 des GATT-Vertrages von 1947– war geboren: Alle handelspolitischen Vergünstigungen zwischen zwei Staaten waren automatisch allen Vertragsparteien zugänglich. Die Diskriminierung der Zwischenkriegszeit galt damit als überwunden.


  Bedenkt man diese Vorgeschichte, gibt es keinen triftigen Grund, die multilaterale Handelsordnung eilig über Bord zu werfen. Die aufstrebenden Akteure– allen voran China– haben zwar ebenfalls mit der Schaffung von Präferenzhandelsabkommen begonnen, aber wesentliche Teile des Handels, vor allem mit der EU und den USA, werden von den Schwellenländern innerhalb der WTO abgewickelt. Ein Gegenentwurf der Schwellenländer zur Nachkriegswirtschaftsordnung ist gegenwärtig nicht zu erkennen. Die EU und die USA können den weiteren Aufstieg Chinas und anderer Länder nicht beeinflussen, aber sie können dafür sorgen, dass die internationalen Wirtschaftsbeziehungen auch künftig innerhalb der von den USA und ihren Verbündeten geschaffenen Ordnung reguliert werden.


  Die existierende multilaterale Ordnung hat nicht zuletzt die Aufgabe, die Interessen aller Staaten– gerade auch der weniger mächtigen– inder unübersichtlichen Welt des 21.Jahrhunderts zu schützen.206 Vor allem Deutschland, aber auch die anderen Länder der Europäischen Union, die immer wieder die Bedeutung multilateraler Regelwerke betont haben und insbesondere deren Bedeutung für Entwicklungsländer hervorheben, haben mit ihrer Außenwirtschaftspolitik die Handelsordnung geschwächt. Eine Freihandelszone zwischen der EU und den USA würde die Welthandelsorganisation ihrer wichtigsten Unterstützer berauben.


  Außerdem ließe sich die Europäische Union durch die Teilnahme an einem Präferenzabkommen– vermutlich unbewusst– vor den geopolitischen Karren der USA spannen. Aktuell verfolgt die Regierung Obama nämlich nicht nur ein transatlantisches, sondern auch ein transpazifisches Großprojekt. An den Verhandlungen zum Transpazifischen Partnerschaftsabkommen (TPP) nehmen gegenwärtig zwölf Länder teil. Selbstredend ist China nicht eingeladen, diesem Abkommen beizutreten.207 Sollte es den USA gelingen, sowohl das transatlantische als auch das transpazifische Abkommen zum Abschluss zu bringen, wäre in der Handelspolitik eine neue, bipolare Ordnung entstanden. Die USA wären nicht mehr auf die WTO angewiesen und könnten die handelspolitische Konfrontation mit Peking, die in den letzten Jahren von unterschiedlichen amerikanischen Politikerinnen und Politikern gefordert wurde, forcieren.


  Die europäischen Partner Washingtons– allen voran Deutschland– haben natürlich keinen nachhaltigen Nutzen von einer solchen Fragmentierung des Welthandels. Deutsche und andere europäische Unternehmen beweisen tagtäglich ihre Wettbewerbsfähigkeit auf den Weltmärkten. Gerade Europa sollte nicht nur in Sonntagsreden die multilaterale Ordnung unterstützen, sondern sie aktiv stärken. Dazu gehört vor allem, keine die WTO schwächenden Parallelstrukturen aufzubauen. Allerdings sind solche Einsichten in Brüssel rar geworden. Der letzte EU-Handelskommissar, der um die Verwundbarkeit der multilateralen Ordnung wusste und deshalb von 1999 an ein Moratorium der EU zu Präferenzabkommen verhängt hatte, war der bis 2013 als WTO-Generaldirektor tätige Pascal Lamy. Nach seiner Ablösung durch den Briten Peter Mandelson im Jahr 2004 hat sich auch die EU auf den handelspolitischen Holzweg begeben und immer neue Präferenzabkommen abgeschlossen. Doch welches handelspolitische Vorhaben steht hier überhaupt zur Debatte? Was sind die Vor- und Nachteile der Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) und anderer Präferenzabkommen?


  Abgesehen von den politischen Folgen solch diskriminierender Abkommen überzeugt auch die wirtschaftspolitische Begründung der TTIP nicht. Autorinnen und Autoren des Münchener ifo-Instituts führten in einer Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie aus dem Jahr 2012 drei Argumente für die Notwendigkeit einer transatlantischen Freihandelszone auf. Erstens erodiere die Wettbewerbsfähigkeit der Industriestaaten gegenüber Schwellenländern wie China und Indien, zweitens läge in der multilateralen Handelsordnung ein Verhandlungsstillstand vor und drittens habe die Wirtschaftskrise gezeigt, wie notwendig wirtschaftliche Reformen seien.208


  Fraglos liegt ein Stillstand in der Doha-Runde der WTO vor, aber die beiden anderen Begründungen sind wenig stichhaltig. Selbst wenn man eine abnehmende Wettbewerbsfähigkeit der EU und der USA gegenüber Schwellenländern konstatiert– und die Wettbewerbsfähigkeit einiger Unternehmen in Europa erlaubt erhebliche Zweifel an dieser These– ist ein diskriminierendes Handelsabkommen die falsche Reaktion. Vielmehr wären weitreichende Strukturreformen die Antwort auf abnehmende Wettbewerbsfähigkeit. Mit einem Drittstaaten ausschließenden Abkommen wird die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen nicht gestärkt. Es besteht hingegen die Gefahr, dass Reformen unterbleiben, weil ein geschützter transatlantischer Markt eine trügerische Sicherheit vermittelt. Denn die Abschottung vor starker Konkurrenz hat in der Wirtschaftsgeschichte nur in Ausnahmefällen zu leistungsfähigen Volkswirtschaften geführt.


  Ein Freihandelsabkommen hat zudem eine Reihe von unvermeidbaren Konstruktionsmängeln, die auch von klugen Verhandlungsführerinnen und -führern nicht beseitigt werden können. Das gravierendste Manko ist, dass die Herkunft der zollfrei gehandelten Produkte umfangreich dokumentiert werden muss. Freihandelszonen kommen nicht ohne sogenannte Ursprungsregeln und Ursprungszertifikate aus.


  Was ist darunter zu verstehen? Da in Freihandelsabkommen nur die in den teilnehmenden Ländern hergestellten Waren zollfrei gehandelt werden können, nicht jedoch Güter aus Drittstaaten, muss die Herkunft von Produkten sorgfältig (und kostenintensiv) dokumentiert werden. Dazu dienen Ursprungszertifikate. Je komplexer das Produkt, desto teurer die Erstellung dieser Zertifikate. Besonders aufwendig wird die Sache, wenn Vorprodukte aus Drittstaaten berücksichtigt werden müssen. In den rund 400 heute existierenden Freihandelszonen wird zudem eine Vielzahl von unterschiedlichen Verfahren zur Feststellung des Ursprungs einer Ware angewandt. Die am weitesten verbreitete Methode ist zugleich am komplexesten: Die Messung eines bestimmtenProzentsatzes der Wertschöpfung.


  Damit wird deutlich, dass gerade für kleinere und mittlere Unternehmen Präferenzhandelsabkommen vergleichsweise geringen Nutzen bringen. Auch für Anbieter aus Entwicklungsländern stellen diese komplexen Regelwerke hohe Hürden dar. Der Wegfall von Zöllen wird mit der Pflicht zur Dokumentation des Warenursprungs erkauft. Dies reduziert die von vielen Beobachterinnen und Beobachtern erwarteten Vorteile aus dem Abkommen erheblich. Bei Zöllen im niedrigen einstelligenProzentbereich stellt sich sogar die Frage, ob es für Unternehmen nicht einfacher und kostengünstiger ist, auf die Präferenzbehandlung zu verzichten und den Zoll zu bezahlen. Dieser hat außerdem den Vorteil großer Transparenz. Nach der Zahlung der Einfuhrabgabe ist keine künftige Belastung mehr zu erwarten. Da im transatlantischen Handel Zölle keine nennenswerte Rolle mehr spielen, dürfte die Entscheidung vieler Unternehmen zugunsten der Zollzahlung und gegen die Ursprungsdokumentation fallen: Der Medianzoll liegt bei 3,5Prozent für die EU und 2,5Prozent für die USA.209


  Anders bei Präferenzabkommen: In der nordamerikanischen Freihandelszone NAFTA (Kanada, Mexiko, USA) haben die Zollbehörden des Einfuhrlandes nicht nur das Recht, die Fabrikationsanlagen im Herstellungsland zu besichtigen, sondern sie können auch ex post Zölle erheben, wenn sie Ursprungsregeln verletzt sehen.210 Für Unternehmen ergibt sich daraus ein erhebliches Risiko. Bei nachträglicher Zollbelastung können alte Kalkulationen schnell Makulatur werden.


  Die Vereinigten Staaten haben in ihren bisher eingerichteten Freihandelszonen genau darauf geachtet, amerikanische Interessen zu wahren. Auch die Ursprungsregeln haben dazu einen Beitrag geleistet. Die Regulierungen im NAFTA-Vertrag zu Ursprungsregeln haben einen Umfang von 200 Seiten. Im Detail wird festgelegt, welche Herkunft eines Rohstoffs zugelassen ist und welche nicht. Die sogenannte Fiber-forward-Regel besagt etwa, dass Baumwolle in der NAFTA erzeugt sein muss, um für den zollfreien Handel zugelassen zu sein.211 Die USA haben diese Regel durchgesetzt, um die US-Baumwollproduzenten zu schützen. Es ist zu erwarten, dass vergleichbare Regeln Eingang in die TTIP-Ursprungsregeln finden sollen. Die Leidtragenden wären afrikanische Baumwollerzeuger, die keine Baumwolle mehr an spanische oder italienische Modehersteller liefern könnten, die in die USA exportieren.


  Es überrascht, dass die Autorinnen und Autoren einer Studie für das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWI) nur sehr oberflächlich auf die Nachteile von Ursprungsregeln eingehen.212 Sie berechnen zwar den vermeintlichen ökonomischen Nutzen einer Freihandelszone, ignorieren aber die betriebswirtschaftlichen Kosten. Dies ist zumindest unvollständig, wenn nicht sogar fahrlässig: Denn für die Unternehmen bedeutet die Pflicht zur Erstellung von Ursprungszeugnissen nichts anderes als einen Verwaltungsaufwand, der Kosten verursacht. Den Nutzen eines Handelsabkommens kann man nicht seriös ermitteln, wenn diese Kosten unterschlagen werden.


  Doch nicht nur der überschätzte wirtschaftliche Nutzen lässt an TTIP zweifeln. Ein gravierendes Problem ist der Ausschluss des aufstrebenden China aus der Runde der wirtschaftlichen Schwergewichte. Sollten die USA sowohl das transatlantische als auch das transpazifische Abkommen umsetzen, hätte Washington Peking in der Handelspolitik erfolgreich isoliert.


  In diesem Zusammenhang wird immer wieder die Einschätzung vertreten, die USA und die EU müssten diese letzte Chance zur Regelsetzung nutzen, weil anderenfalls künftig die Chinesen die Regeln der internationalen Wirtschaftsbeziehungen setzen würden. Solange China noch zu schwach ist, müssten– nach dieser Einschätzung– Tatsachen geschaffen werden. Doch diese Einschätzung unterstellt, China wäre heute noch bereit, Regeln zu akzeptieren, an deren Formulierung Peking nicht beteiligt war. Diese Einschätzung kann schon deshalb nicht überzeugen, weil sie dem gestiegenen Gewicht und Selbstbewusstsein Pekings nicht Rechnung trägt.


  Irritierend ist zudem die widersprüchliche Politik der USA. Während der Handelsbeauftragte Michael Froman nicht müde wird, den Nutzen der Angleichung von Standards zu predigen, geht die amerikanische Bankenaufsicht einen umgekehrten Weg. Seit 2014 hat man sich in den USA vom bisher geltenden Heimatlandprinzip (home-country regulation) verabschiedet. Bislang wurde etwa die Deutsche Bank in Frankfurt, und ausschließlich in Frankfurt, beaufsichtigt. Künftig werden ausländische, in den USA tätige Großbanken aber von den amerikanischen Behörden überwacht (host-country regulation) und müssen dort auch Eigenkapital halten. Über die Vor- und Nachteile dieser »Balkanisierung der Finanzmärkte« (The Economist) kann man trefflich streiten, aber zum Geist der Schaffung eines einheitlichen transatlantischen Wirtschaftsraumes passen diese Entwicklungen ganz und gar nicht.213


  Auch andere Regulierungen in den USA müssten in einem transatlantischen Abkommen auf den Prüfstand gestellt werden, wenn es tatsächlich zu einer Liberalisierung des Handels kommen soll. Dazu gehört eine besonders skurrile, von der EU-Vertretung in Washington seit Jahrzehnten erfolglos angeprangerte Regulierung: das Jones-Gesetz aus dem Jahr 1920. Dieses Gesetz, im Original als »Merchant Marine Act« bezeichnet, schließt ausländische Anbieter von der US-Küstenschifffahrt aus. Die Schiffe müssen in den USA hergestellt sein, das Schiff muss unter amerikanischer Flagge fahren, sich im Besitz einer amerikanischen Gesellschaft befinden und darf nur US-Bürgerinnen und -Bürger als Mannschaft an Bord haben.214


  Mit einer Transatlantischen Freihandelszone– wie auch allen anderen Präferenzabkommen– würden die historischen Erfolge der multilateralen Regulierung des Welthandels leichtfertig aufs Spiel gesetzt. Ob die Einbindung der Entwicklungsländer in das multilaterale Regelwerk oder die Schaffung des sehr erfolgreichen Streitschlichtungsmechanismus in der WTO: In bilateralen und anderen Präferenzabkommen können die Vorteile eines transparenten und einheitlichen Regelwerkes nicht erreicht werden. Eine transatlantische Freihandelszone würde die WTO in die Irrelevanz abgleiten lassen.


  Für die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der transatlantischen Volkswirtschaften ist ein solches Abkommen nicht notwendig, weil Reformen zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit auf nationaler Ebene unilateral umgesetzt werden können. Der ökonomische Nutzen der Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft und anderer Präferenzabkommen ist begrenzt, aber die politischen Kollateralschäden wären erheblich. Handelspolitische Präferenzabkommen sind kein Königsweg, sondern allenfalls die zweitbeste Lösung und führen politisch wie ökonomisch in eine Sackgasse.


  Es gibt also eine Vielzahl von Gründen, an TTIP zu zweifeln. Chlor-Hühnchen und andere Fragen des Verbraucherschutzes sind noch das geringste Problem. Freihandelszonen, die das Welthandelssystem komplexer und undurchsichtiger machen, schaden insbesondere mittelständischen Unternehmen, auch in Deutschland. TTIP und andere »Mega-Regionals« sind besonders problematisch, denn sie lassen sich mit ökonomischen Argumenten kaum erklären. Die neuen Großprojekte dienen in erster Linie geopolitischen, nicht ökonomischen Zielen.


  Der ökonomische Königsweg– die multilaterale Regulierung und Liberalisierung des Handels– wird von der Politik zunehmend verschmäht. Dies ist ein bedauerlicher und gefährlicher Rückschritt. Die politischen Lektionen der 1930er Jahre geraten in Vergessenheit. Das Problem der Diskriminierung ist in die Handelspolitik zurückgekehrt, was vermutlich zu wachsenden Konflikten in der neuen multipolaren Ordnung führen wird. Die gegenwärtige Geopolitik hat den seit 1945 geltenden liberalen Konsens in der Handelspolitik untergraben.


  Zugleich ist bei der WTO nach Jahren des Stillstands wieder Bewegung zu verzeichnen. Schon im Dezember 2013 waren bei der WTO-Ministerkonferenz in Bali Maßnahmen zur Vereinfachung der Zollabfertigung vereinbart worden. Bali war kein Meilenstein, aber immerhin ein kleiner Schritt hin zur Revitalisierung der WTO.215


  Im Jahr 2015 ist in Genf ein weiterer Erfolg zu vermelden. Das Abkommen zur Informationstechnologie (Information Technology Agreement, ITA) aus dem Jahr 1996 wurde modernisiert und erweitert. Der Handel mit über 200 IT-Gütern wird damit künftig von Zöllen befreit. Es handelt sich nicht um Nischenprodukte: Der Umfang des weltweiten Handels mit diesen Gütern wird von der WTO auf 1300 Milliarden Dollar geschätzt. Vereinbart haben diese Liberalisierung bislang 49 Staaten, darunter die EU, die USA, Japan und China.216


  Beim ITA handelt es sich um einen Sonderfall unter dem Dach der WTO: Vereinbart wurde die Liberalisierung des Handels in einem bestimmten Sektor von einer Teilgruppe der WTO-Mitgliedsländer. Die WTO spricht von »plurilateralen Abkommen«.217 Zwar wurde das ITA nur von einigen (wichtigen) Ländern vereinbart; das Abkommen ist aber unter dem Dach der WTO verhandelt worden und steht deshalb auch den übrigen Ländern, etwa Indien, Russland, Brasilien oder Indonesien, offen. Für einige Handelspolitiker könnte so die Zukunft der WTO aussehen: Keine große Verhandlungsrunde mehr, in der alle Länder dem Gesamtpaket zustimmen müssen, sondern kleinere, sektorale Abkommen, aber unter dem Dach der WTO. Zudem profitiert die WTO momentan von den teilweise schleppenden Verhandlungen in den Präferenzabkommen wie TTIP, deren Abschluss in immer weitere Ferne rückt.


  Gerade für die deutsche Wirtschaft ist der aktuelle Trend weg von der multilateralen Handelsordnung ein Problem. Für die weltweit operierenden Unternehmen sind einheitliche Regeln einem unübersichtlichen Netzwerk von Handelsabkommen vorzuziehen. Es ist bemerkenswert, dass im Land des früheren »Exportweltmeisters« so wenig Wert auf ein stimmiges handelspolitisches Konzept der EU gelegt wird. In der öffentlichen Diskussion spielt diese Frage nahezu keine Rolle, und auch in Regierung und Parlament hat die multilaterale Handelsordnung keine entschlossenen Unterstützerinnen und Unterstützer mehr. Ein Grund für die mangelnde Beschäftigung mit der Handelspolitik sind die beiden schweren Finanzkrisen, die in den vergangenen Jahren zu bewältigen waren und die Kapazitäten der Wirtschafts- und Finanzpolitik banden.
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  5 Die internationalen Finanzmärkte nach den großen Krisen


  Für die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland waren die beiden letzten großen Finanzkrisen in den USA und die anhaltenden Krisen in einigen Mitgliedsländern der Eurozone Schocks. Nach der von den USA ausgegangenen Krise brach im Jahr 2009 die Konjunktur ein, und Politik und Wirtschaft waren phasenweise orientierungslos. Inzwischen hat sich die Lage in den USA deutlich entspannt. In Europa ist der weitere Weg aus der Krise nach wie vor unklar, und es stellt sich die Frage, welchen Weg die Länder der Eurozone künftig beschreiten wollen. Sie müssen entscheiden, ob sie die Zusammenarbeit deutlich ausbauen oder ob sie die nationale Eigenverantwortung stärken wollen.


  Im Mittelpunkt dieses Kapitels stehen die internationalen Finanzmärkte. Zu fragen ist, welche Optionen für die Re-Regulierung der Finanzmärkte zur Verfügung stehen. Die herrschende Meinung ist, dass die globalen Regeln für die Finanzmärkte verschärft werden müssen. Dies geschieht bereits, etwa durch die strengeren Regeln des Baseler Ausschusses für Bankenregulierung im Rahmen des als »Basel III« bekannten Maßnahmenbündels. Allerdings gäbe es auch andere Optionen: Das Finanzsystem kann nicht nur durch einheitliche, sondern auch durch divergierende Regeln stabilisiert werden. Dieser Ansatz, der bislang nur von einer Minderheit vertreten wird, setzt auf Stabilität durch Diversität und betont die Gefahren einheitlicher Regeln. Komplexe Systeme, und das ist das internationale Finanzsystem ohne Frage, können durch regulatorische Monokultur langfristig nur schwer stabil gehalten werden. Monokulturen sind anfälliger für Schocks als heterogene Systeme.


  Zunächst gilt es aber, den Wandel der internationalen Finanzmärkte zu analysieren. Veränderungen des heutigen Systems kann man vor dem Hintergrund der historischen Erfahrungen mit dem Goldstandard besser verstehen und einordnen. Die heutige Ordnung der Finanzmärkte mit unbeschränktem Kapitalverkehr und starken Schwankungen der Wechselkurse ist keinesfalls das Ergebnis von Sachzwängen, sondern von politischen Entscheidungen. Anders formuliert: Diejenigen Akteure mit einem Interesse an unreguliertem Kapitalverkehr konnten sich gegenüber anderen Gruppen durchsetzen.


  5.1 Die Ordnung der internationalen Finanzmärkte im Wandel


  In den jüngsten Finanzkrisen in den USA und Europa spielten Währungsturbulenzen bislang keine zentrale Rolle. Zwar gaben die Kurse der Währungen einiger Schwellen- und Rohstoffländer– etwa des australischen Dollar– in der zweiten Hälfte des Jahres 2008 deutlich nach, aber die heutige Krise ist im Kern eine Kreditkrise und keine von Wechselkursschwankungen ausgelöste Turbulenz. Bei früheren Finanzkrisen war dies häufig anders. Die Asienkrise der Jahre 1997/98, die Brasilienkrise des Jahres 1999 oder der Zusammenbruch des argentinischen Wechselkurssystems im Jahr 2002 begannen mit drastischen Veränderungen der Wechselkurse.218


  Die internationale Finanzordnung hat im Lauf der letzten 150 Jahre mehrere charakteristische Phasen durchlaufen. Von der Mitte des 19.Jahrhunderts bis in die 1930er Jahre war das britische Pfund die Leitwährung. Wechselkurse schwankten nur mäßig, weil sich zahlreiche Länder dem »Goldstandard« angeschlossen hatten. Dieses Regime sah den garantierten Umtausch von Papiergeld in Gold zu einem festgelegten Wechselkurs vor. Die am Goldstandard teilnehmenden Länder schufen so ein System fester Wechselkurse: Der Umtausch von nationalem Papiergeld in Gold wurde von den jeweiligen nationalen Notenbanken garantiert, und durch die festen Kurse zwischen nationalem Papiergeld und Gold waren auch die Wechselkurse zwischen den einzelnen Währungen konstant. Die stabilen Wechselkurse waren der wichtigste Vorteil des Goldstandards.219


  Allerdings hatte diese starre, unflexible Währungsordnung eine Reihe von gravierenden Nachteilen. Da das Verhältnis von Papiergeld und Gold festgelegt war, konnte die nationale (Papier-)Geldmenge nur dann ausgeweitet werden, wenn die Goldreserven wuchsen. Damit war der staatlichen Geldpolitik ein enges Korsett angelegt, das sich nach dem Ausbleiben neuer Goldfunde als sehr problematisch erwies: Die Papiergeldmenge konnte nicht ausgeweitet werden, wenn die Golddeckung fehlte.220


  Die Ära des Goldstandards war aber gleichzeitig geprägt von unreguliertem internationalem Kapitalverkehr. Unternehmen und Privatpersonen konnten Geld im- und exportieren, ohne dass es hierfür Auflagen gegeben hätte. Kapitalverkehrskontrollen wurden nach dem Ersten Weltkrieg oder in den 1930er Jahren in vielen Ländern eingeführt. Auch die Nachkriegswährungsordnung– nach jahrelangen Vorarbeiten 1944 im amerikanischen Bretton Woods beschlossen– baute auf Beschränkungen des grenzüberschreitenden Kapitalverkehrs auf.


  Das Regime von Bretton Woods unterschied sich in mehrfacher Hinsicht vom Goldstandard. Im Zentrum von Bretton Woods stand der amerikanische Dollar, der das Pfund nach 1945 als internationale Leitwährung ablöste. Nur der amerikanische Dollar war noch an Gold gebunden. Die amerikanische Notenbank garantierte den Wechselkurs zwischen Dollar und Gold– zu einem Wechselkurs von 35 Dollar je Feinunze. Die übrigen am Regime von Bretton Woods teilnehmenden Länder garantierten den jeweiligen Wechselkurs der Landeswährung zum Dollar. Die Bundesbank etwa war also allein verantwortlich für die Beibehaltung des Wechselkurses zwischen D-Mark und Dollar. Anders als das spätere europäische Währungssystem EWS war Bretton Woods kein kooperatives, sondern ein von einer klaren Hierarchie geprägtes Währungsregime.


  Die Architektur von Bretton Woods war geprägt von den traumatischen Erfahrungen der 1930er Jahre. Bis zur Weltwirtschaftskrise dominierte die Einschätzung, unregulierter Kapitalverkehr sei der Förderung des internationalen Warenhandels zuträglich. Die Krise ab 1929 führte zu einer Revision dieses Konsenses. Erkannt wurde, dass der unbeschränkte grenzüberschreitende Kapitalverkehr die Ursache schwerer Turbulenzen sein kann und deshalb zugunsten der Stabilisierung des Warenhandels beschränkt werden muss.


  Die Forderung des Finanzsektors nach uneingeschränkten Kapitalflüssen reflektiert dessen Interesse an der Ausweitung seines Aktionsradius. Banken haben kein Interesse an kleinen, segmentierten Märkten, sondern insbesondere Großbanken möchten weltweit tätig sein. International operierende Banken setzten sich schon in den 1960er und frühen 1970er Jahren für unbeschränkten Kapitalverkehr ein. Der amerikanische Handelsökonom Jagdish Bhagwati stellte zur Interessenlage von Banken 1998, also kurz nach der Asienkrise, fest:


  »Die Unternehmen der Wall Street haben ein offensichtliches Interesse an einer Welt ohne Beschränkungen des Kapitalverkehrs, weil sich so das Gebiet, in dem sie Geld verdienen können, vergrößert.«221


  Gesellschaften, die die nationale Dimension der Finanzmarktregulierung stärken wollen, können zu diesem Zweck den grenzüberschreitenden Kapitalverkehr Beschränkungen unterwerfen. Für die meisten Menschen sind Kapitalverkehrsbeschränkungen relativ unbedeutend. Abgesehen von Urlaubsreisen und gelegentlichen Überweisungen als Geburtstagsgeschenk für den Neffen in Amerika ist die breite Öffentlichkeit von grenzüberschreitenden Kapitalflüssen nur selten betroffen. Allerdings sind stabile oder aber stark schwankende Wechselkurse für sehr viel mehr Menschen von Belang. Dazu gehören etwa Beschäftigte in exportierenden oder mit Importen konkurrierenden Unternehmen.


  Der kanadische Ökonom Robert Mundell hat vor 50 Jahren auf die Zusammenhänge in der Geld- und Währungspolitik aufmerksam gemacht. In der wirtschaftspolitischen Debatte werden diese Zusammenhänge als »unmöglicher Dreiklang«– im Englischen »impossible trinity«– diskutiert. Demnach strebt eine Notenbank gleichzeitig drei Ziele an: Erstens möchte sie für stabile Wechselkurse sorgen. Zweitens strebt sie nach einem möglichst hohen Maß an geldpolitischer Autonomie, das heißt, eine Zentralbank möchte etwa in einer Rezession die Leitzinsen senken können. Und drittens soll der Kapitalverkehr möglichst wenig beschränkt sein. Der »unmögliche Dreiklang« besagt, dass eine Zentralbank gleichzeitig maximal zwei der drei Ziele erreichen kann.222


  In demokratischen Gesellschaften ist es ein unverzichtbares Ziel, die Unabhängigkeit der heimischen Geldpolitik zu wahren. Damit ist gemeint, dass die Zentralbank die Fähigkeit behalten muss, die Leitzinsen entsprechend der inländischen wirtschaftlichen Entwicklung festzulegen. Vor allem muss sie in einer Krise in der Lage sein, die Zinsen zu senken. Täte sie dies nicht, etwa um den Wechselkurs der eigenen Währung zu stabilisieren, würde dies gerade in demokratischen Gesellschaften mit starken Gewerkschaften zu erheblichem innenpolitischem Widerstand führen. Schließlich führt etwa die Anhebung des Zinsniveaus zur Verteidigung des Wechselkurses unweigerlich zu Entlassungen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und einem sinkenden Wirtschaftswachstum.


  Zu Zeiten des Goldstandards vor dem Zweiten Weltkrieg war dies noch anders. Nur wenige Gesellschaften wiesen starke Interessenvertretungen– etwa Gewerkschaften– auf. Die Notenbanken konzentrierten sich auf zwei Ziele– Wechselkursstabilität und unbeschränkten Kapitalverkehr– und nahmen in Kauf, dass die Geldpolitik sich nicht an konjunkturellen Erwägungen orientierte. Später, im System von Bretton Woods, wiederum nahmen die Notenbanken hin, dass der grenzüberschreitende Kapitalverkehr Beschränkungen unterlag. Dies galt nicht nur für kleinere Ökonomien, sondern auch für die USA, Japan und Deutschland. Erst mit dem Zusammenbruch von Bretton Woods im Jahr 1973 wurden Kapitalverkehrsbeschränkungen sukzessive aufgehoben. Zugleich begann die Phase starker Schwankungen der Wechselkurse, die bis heute anhält und die ohne Beschränkungen des Kapitalverkehrs auch weiter anhalten wird.


  Doch warum scheiterte das System von Bretton Woods zu Beginn der 1970er Jahre? Hier bieten sich zwei Erklärungen an. Die erste betrachtet vor allem die Motive von Interessengruppen. Im System von Bretton Woods waren die Finanzmärkte starken Restriktionen unterworfen und strebten deshalb das Ende der Beschränkungen an, vor allem für den grenzüberschreitenden Kapitalverkehr. Damit waren sie erfolgreich und das Regime von Bretton Woods brach zusammen. Die Marktteilnehmer haben nach dieser Sichtweise den Zusammenbruch der alten, für sie ungünstigen Ordnung durch destabilisierende spekulative Attacken aktiv herbeigeführt.


  Die zweite Erklärung untersucht die Widersprüche des Systems und sieht spekulative Bewegungen eher als Folge des instabilen Systems. Finanzmarktteilnehmer haben demnach nicht versucht, das System zu verändern, sondern sie strebten lediglich nach der Maximierung ihrer Erträge. Die Folge war, dass im Frühjahr des Jahres 1971 ein massiver Kapitalabfluss aus den USA zu beobachten war, bei dem die Anleger vom Dollar in die D-Mark umschichteten.223 Die Deutsche Bundesbank hatte die Sorge, dass die Kapitalzuflüsse inflationstreibend wirken würden und erlaubte die Aufwertung der D-Mark über die im Bretton-Woods-System erlaubten Obergrenzen hinaus. Die Niederlande folgten dem Beispiel der Bundesbank. Andere europäische Notenbanken ließen ebenfalls Aufwertungen zu.224


  Die einmal gesäten Zweifel an der Stabilität des amerikanischen Dollar ließen sich nicht wieder beseitigen und die Flucht aus dem Dollar konnte im Sommer 1971 kaum noch aufgehalten werden. In der zweiten Augustwoche grassierte das Gerücht, Frankreich und Großbritannien planten den Umtausch von Dollar in Gold. In dieser von Nervosität geprägten Zeit handelten die USA und beendeten mit einer nicht abgestimmten Maßnahme das Bretton-Woods-System. US-Präsident Richard Nixon erklärte am Wochenende des 13.August 1971 die Konvertierbarkeit von Dollar in Gold für beendet und erhob so lange auf alle Importe einen Zoll von 10Prozent, bis andere Länder– vor allem Japan und Deutschland– ihre Landeswährung aufwerten würden. Weder der IWF noch die Mitgliedsländer des Bretton-Woods-Systems wurden von der amerikanischen Regierung vorab in Kenntnis gesetzt oder gar konsultiert.225


  Betrachtet man die Erfahrungen von Bretton Woods aus heutiger Perspektive, wird deutlich, welche Bedingungen für ein funktionierendes System fester Wechselkurse herrschen müssen. Der Kapitalverkehr muss beschränkt werden. Es ergibt sich eine einfache Wahl: Gesellschaften können sich zwischen stabilen Wechselkursen und unbeschränktem Kapitalverkehr entscheiden.226 In der Ära von Bretton Woods war der Kapitalverkehr beschränkt, was die damals eher schwache Position des Finanzsektors und die relativ große Bedeutung der verarbeitenden Industrie deutlich macht. Der Wandel nach 1973 hin zu unbeschränktem Kapitalverkehr hat gezeigt, dass der Finanzsektor seinen früheren Einfluss auf die Politik zurückgewonnen hat.227


  Im Rückblick war das System von Bretton Woods für viele Ökonomien überdurchschnittlich erfolgreich. Die Jahre des deutschen Wirtschaftswunders fielen in diese Zeit, aber auch in anderen Regionen der Welt waren die Wachstumsraten der Wirtschaft spektakulär hoch, etwa in Südkorea oder in Japan. Die deutsche Wirtschaft wuchs zwischen 1950 und 1960 real um durchschnittlich 8,2Prozent pro Jahr und von 1960 bis 1969 jährlich um noch immer beachtliche 4,4Prozent. Dabei ist es wichtig festzuhalten, dass im Regime von Bretton Woods grenzüberschreitender Kapitalverkehr nicht vollständig verboten war: Für sogenannte Leistungsbilanztransaktionen, also Kapitalverkehr, der in einem Zusammenhang mit Warenhandel stand, gab es keine Beschränkungen. Auflagen gab es in erster Linie für die Ein- und Ausfuhr von Kapital zu Investitions- oder Spekulationszwecken.


  Politisch war die Aufhebung der Kapitalverkehrsbeschränkungen seit 1973 ein Erfolg für die Banken und andere Akteure des Finanzsektors, die dadurch ihren Aktionsradius erweitern und in vielen Ländern aktiv werden konnten. Entstanden ist, mit den Worten der englischen Ökonomin Susan Strange, ein »casino capitalism«.228 Erkauft wurde diese Erweiterung der Geschäftsfelder des Finanzsektors mit Kosten für diejenigen Teile einer Volkswirtschaft, die von schwankenden Wechselkursen negativ betroffen sind. Dabei handelt es sich im Wesentlichen um die verarbeitende Industrie und die dort Beschäftigten. Woraus resultiert dieser Zusammenhang?


  Für Unternehmen, die Produkte auch außerhalb des eigenen Währungsraumes verkaufen, bedeuten schwankende Wechselkurse zunächst einmal Kosten. Firmen können sich gegen schwankende Wechselkurse absichern und durch Kurssicherungsgeschäfte die Planbarkeit verbessern, aber diese Absicherung kostet Geld. Während in Bretton Woods stabile Wechselkurse von staatlicher Seite gewährleistet wurden, gibt es diese Dienstleistung heute nur noch von privaten Akteuren. Das Ende von Bretton Woods führte dazu, dass Wechselkursrisiken nicht mehr vom Staat, sondern von privaten Akteuren getragen werden müssen und stellt eine der größten Privatisierungsaktionen der Wirtschaftsgeschichte dar, ohne dass dies in den 1970er Jahren so diskutiert worden wäre.229 Gewinner dieses Wandels wirtschaftspolitischer Präferenzen sind fraglos der Finanzsektor und insbesondere die Unternehmen, die unmittelbar im Devisenhandel aktiv sind oder die Wechselkurssicherungsgeschäfte anbieten.


  Die Liberalisierung des Kapitalverkehrs in den OECD-Ländern seit den frühen 1970er Jahren hat zu einer deutlichen Zunahme von grenzüberschreitendem Kapitalverkehr und in der Folge zu einer Steigerung der Wechselkursschwankungen geführt. Der amerikanische Dollar verlor in den 1970er Jahren zunächst dramatisch an Wert, um in den frühen 1980er Jahren unerwartet stark zu steigen, als die amerikanische Notenbank unter ihrem damaligen Präsidenten Paul Volcker eine Politik hoher Zinsen zur Bekämpfung der Inflation umsetzte. Gegenüber der D-Mark etwa verdoppelte sich der Wert des Dollar zwischen 1980 und 1985, um im Anschluss wieder deutlich an Wert zu verlieren. Fraglos sind solche extremen Schwankungen für produzierende Unternehmen schwer zu verdauen, denn diese können Erträge aus Exportgeschäften so nur durch kostspielige Kurssicherungsgeschäfte kalkulieren. Von unbeschränktem Kapitalverkehr profitiert vor allem die Finanzwirtschaft, während die meisten Bürgerinnen und Bürger nur von den negativen Auswirkungen betroffen sind.


  5.2 Regulierung durch globale Standards


  Mit dem Ende des Kalten Krieges Anfang der 1990er Jahre vertraten einige Beobachterinnen und Beobachter die Ansicht, dass Nationalstaaten in der globalisierten Welt ihre (politische) Bedeutung verlieren würden. Der britische Politologe David Held beispielsweise erklärte, dass supranationale Strukturen neben der nationalen Souveränität koexistierten und im Grunde genommen die Souveränität von Staaten erodieren ließen:


  »Nationale Souveränität und Autonomie sind heute in einen größeren Rahmen von Regulierung und Gesetzgebung eingebettet, in dem Staaten einer von mehreren Orten zur Anwendung von Macht und Autorität sind.«230


  Auch für den dänischen Politikwissenschaftler Georg Sørensen hat sich die globale Ordnung deutlich verändert. Die Souveränität habe sich in der postmodernen globalen Wirtschaft verschoben und Nationalstaaten hätten an Bedeutung, auch für Regulierung, verloren.


  »Postmoderne Staaten sind gekennzeichnet durch vernetzte, globalisierte Ökonomien, durch ein Mehrebenen-System der Regulierung und durch Identitäten, die nicht länger allein an den Nationalstaat gebunden sind.«231


  Für David Held sollte supranationale Regulierung– also Regulierung oberhalb der Ebene des Nationalstaates– die Lücke zwischen nationalem und transnationalem Leben schließen. In einer zunehmend von Globalisierung geprägten Welt sollten globale Regulierungen den Nationalstaaten verlorene Souveränität zurückbringen, so Held.


  »[…] die Zunahme von Regulierung auf regionaler und globaler Ebene, mit Auswirkungen auf grenzüberschreitende Probleme von Umweltverschmutzung über Gesundheitsschutz hin zu Fragen der Finanz- und Handelspolitik, hat geholfen, die Regelungslücke zwischen den Organisationen von Belang für das nationale und transnationale Leben zu schließen.«232


  Bis zum Ausbruch der Finanzkrisen im Jahr 2008 war der von Held und Sørensen geprägte kosmopolitische Ansatz die in der Debatte bestimmende Position. Die Globalisierung führe notwendigerweise zu einer neuen Ebene von »Governance« oberhalb des Nationalstaats. Unabdingbar sei die supranationale Ebene insbesondere in der Regulierung der Finanzmärkte, weil grenzüberschreitende Kapitalströme nationale Regulierung wirkungslos werden ließen.


  Allerdings wurde mit der Globalisierung der Finanzmärkte häufig auch politische Untätigkeit gerechtfertigt. Nationalstaatliche Maßnahmen, etwa die Einführung einer Finanzmarkttransaktionssteuer, galten als nicht umsetzbar, weil sie nur zu einer Verlagerung von Finanztransaktionen an andere, weniger regulierte Finanzplätze führen würden. Das Credo war: Das Resultat der Globalisierung ist die Notwendigkeit von supranationalen Entscheidungsprozessen und globaler Regulierung.


  Dies galt indes nur bis zu den Krisen in den USA und in Europa. In diesen Krisen wurde der Nationalstaat als Krisenmanager und Retter strauchelnder Banken plötzlich wieder sehr wichtig. Es zeigte sich, dass Banken zwar im Ausland wachsen, aber zu Hause sterben. Markante Beispiele dafür waren die drei international sehr aktiven isländischen Banken Landsbanki, Glitnir und Kaupthing, die 2008 insolvent wurden und deren Rettung den isländischen Staat überforderte. Auch die Schweiz und Großbritannien gehören zu der Gruppe von Ländern, deren Banken im internationalen Geschäft wuchsen, die aber im Krisenfall von den nationalstaatlichen Regierungen gestützt werden mussten. Einige deutsche Banken, etwa die IKB aus Düsseldorf oder die Hypo Real Estate, fallen ebenfalls in diese Kategorie.


  Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, den Begriff Souveränität neu zu betrachten. In den USA wie in Europa mussten die Steuerzahlerinnen und -zahler erhebliche Risiken schultern, um einen Zusammenbruch zahlreicher Banken zu verhindern. Es wäre vermutlich insbesondere in Europa möglich gewesen, eine größere Zahl von Banken in die Insolvenz zu entlassen, aber dies ist eine andere Debatte. Tatsache bleibt, dass viele Staaten sich von der Illusion verabschieden mussten, die Internationalisierung der Finanzmärkte würde zu einer breiteren Streuung von Risiken führen. Der Anstieg der grenzüberschreitenden Finanztransaktionen führte nicht dazu, dass das Risiko auf die internationale Ebene übertragen wurde: Schlussendlich blieben die Haftungsrisiken beim Nationalstaat.


  Souveränität im 21.Jahrhundert entwickelte sich also zu einem asymmetrischen Konzept. Die Nationalstaaten verloren vermeintlich die Fähigkeit, die Finanzmärkte zu regulieren, wurden aber dafür haftbar gemacht, wenn supranationale Regulierung– ob in der Europäischen Währungsunion oder international– scheiterte. Es ist nicht überraschend, dass die Politik Mühe hat, ihren Wählerinnen und Wählern den Nutzen dieser asymmetrischen Souveränität zu erklären.


  Doch wie wurde bislang globale Finanzmarktregulierung gestaltet? Die vermutlich wichtigste Institution ist der »Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht«, im Englischen als »Basel Committee on Banking Supervision« bezeichnet. Dieser wurde 1974, also unmittelbar nach dem Ende des Systems von Bretton Woods, gegründet. Anlass war der Zusammenbruch einer deutschen Bank, des Bankhauses Herstatt, im selben Jahr. Erstmalig trafen sich die nationalen Bankenaufseher im Februar 1975 unter dem Dach der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich in Basel233, um gemeinsame Vorgehensweisen zu entwickeln, die aber auf nationalstaatlicher Ebene durchgeführt werden sollten. Der Ausschuss hat beratende Funktion für die nationalen Behörden:


  »Das Komitee verfügt nicht über formale supranationale Befugnisse. Seine Beschlüsse haben keine rechtlich bindende Wirkung, und dies war auch nie beabsichtigt. Stattdessen formuliert es grundsätzliche Normen und Regeln der Bankenaufsicht und formuliert Stellungnahmen zu bestmöglicher Bankenaufsicht in der Erwartung, dass nationale Bankaufsichtsbehörden diese umsetzen […].«234


  Im Laufe der Zeit wurden in Basel immer neue, stets umfangreichere Maßnahmenpakete entwickelt. In den späten 1980er wurde »Basel I« geschaffen, gefolgt von »Basel II« 2004 und »Basel III«, das schrittweise seit 2011 umgesetzt wird. Allerdings ist die Bilanz der Maßnahmen enttäuschend.


  Aus heutiger Sicht führte die Einführung internationaler Regulierungsstandards nicht zu einem stabileren internationalen Finanzsystem. Die zahlreichen Krisen der letzten 20 Jahre– von der Krise in Mexiko 1994/95, der Asienkrise 1997 über die schweren Krisen in Russland (1998), Brasilien (1999) und Argentinien (2001/2002) bis zu den Krisen in den USA und Europa– wurden nicht verhindert. Basel II etwa hat durch das geringe Risikogewicht, das bei Kreditvergaben im Immobiliensektor unterstellt wurde, die Übertreibungen in den USA geradezu beflügelt.235 Die Staatsschuldenkrise in den OECD-Ländern geht nicht zuletzt auf eine Regulierung in Basel I zurück: Man unterstellte, dass die Kreditvergabe an Regierungen in Industrieländern risikolos sei. Banken mussten deshalb kein Eigenkapital bereit halten, wenn sie Staaten Geld liehen. Die Folge war die seit 1990 zu beobachtende starke Ausweitung der staatlichen Kreditaufnahme in OECD-Ländern.


  Basel II verlangte von Banken, nach definierten Risikokriterien Eigenkapital zurückzulegen. Unberücksichtigt blieb dabei das Liquiditätsrisiko: Geldinstitute brauchen gerade bei Ausbruch einer Krise Liquidität. Wenn aber alle Banken gleichzeitig Liquidität brauchen, gibt es keine Käufer für Vermögenswerte. Einige Banken sind in dieser von Panik geprägten Situation also solvent (das Vermögen übersteigt die Verpflichtungen), aber illiquide. Nach der Pleite der amerikanischen Investmentbank Lehman Brothers am 15.September 2008 trat genau dieser Fall ein. Eigentlich solvente Banken waren temporär illiquide und mussten gestützt werden.236 Das supranationale Regelwerk betrachtete bis dahin nur einzelne Banken, nicht aber das Bankensystem.


  Doch die Kritik an weltweit einheitlichen Regelwerken hat auch eine grundsätzlichere Dimension. Mit globalen Regeln sollen weltweit einheitliche Wettbewerbsbedingungen geschaffen werden. Dies erscheint zunächst sinnvoll und plausibel. Im Bereich der Finanzmarktregulierung liefert dieser Blickwinkel aber nur die halbe Wahrheit. Finanzmarktregulierung ist nämlich zum einen Krisenprävention: Bankenaufsicht versucht, durch geeignete Maßnahmen Bankenzusammenbrüche und im schlimmsten Fall den Kollaps des gesamten Bankensystems zu verhindern. Dies ist eine völlig andere Aufgabe als etwa die Sicherstellung von einheitlichen Wettbewerbsbedingungen von realwirtschaftlichen Unternehmen. Es geht bei der Regulierung von Banken um den Schutz der Anlegerinnen und Anleger und die Sicherstellung eines funktionierenden Bankensystems.


  Zum anderen ist im heutigen Regulierungssystem die Haftung des Heimatlandes einer Bank zu berücksichtigen. Bei der Bankenregulierung gilt in der Regel das sogenannte Heimatlandprinzip. Banken werden dort beaufsichtigt, wo sie ihre »Heimat« haben. Die Deutsche Bank etwa wird von den deutschen Behörden beaufsichtigt, unabhängig davon, wo sie ihre Geschäfte durchführt. Die drei isländischen Banken Landsbanki, Glitnir und Kaupthing wurden in dem kleinen, gerade einmal 300000 Einwohnerinnen und Einwohner zählenden Island kontrolliert. Im Krisenfall müssen die Heimatländer der Banken dann auch die Haftung für Sparerinnen und Sparer übernehmen, zumindest wenn es keine privat organisierte Einlagensicherung gibt. Wie der Fall Island sehr deutlich gezeigt hat sind insbesondere kleinere Volkswirtschaften im Haftungsfall rasch überfordert und können die Anlegerinnen und Anleger nicht wirksam schützen.


  Problematisch ist aber vor allem, dass bei globalen Regeln alle Marktteilnehmerinnen und -teilnehmer derselben oder zumindest einer ähnlichen Strategie folgen. Der Brite Andrew Haldane, Leiter der Abteilung für Finanzmarktstabilität in der englischen Notenbank, vertritt die Meinung, dass die Einheitlichkeit des Regelwerkes die Krisenanfälligkeit des Finanzsystems erhöhte und nicht reduzierte:


  »Das Konzept gleicher Wettbewerbsbedingungen führte dazu, dass alle das gleiche Spiel zur gleichen Zeit spielten, oft mit dem gleichen Ball. Durch diese Mechanismen glichen sich die Bankenbilanzen immer stärker aneinander an. Die Finanzwirtschaft wurde eine Monokultur. In der Folge wurde das Finanzsystem, wie zuvor Pflanzen, Tiere und die Meere, weniger resistent gegen Krankheiten.«237


  Die beiden prominenten amerikanischen Ökonomen Carmen Reinhart und Kenneth Rogoff stellten 2009 in ihrem Standardwerk »This time is different« (deutsche Ausgabe: »Dieses Mal ist alles anders«) fest, dass es ein immer wiederkehrendes Muster der Übertreibungen auf den Finanzmärkten gibt. Aber dieser Hang zur Selbstüberschätzung ist nicht auf die Marktteilnehmer begrenzt, sondern betrifft auch die Bankenaufsicht. Stets werden neue, vermeintlich verbesserte Regeln in der Hoffnung in Kraft gesetzt, dass dieses Mal alles anders sein werde. Nach anfänglichen Erfolgen bei der Regulierung hat der Finanzsektor bislang immer wieder neue Wege gefunden, diese Regeln zu umgehen.


  Zwei wesentliche Faktoren erklären das wiederholte Scheitern. Erstens basieren Finanzregulierungen per Definition auf den Erfahrungen der Vergangenheit. Es können also immer nur die Fehler vermieden werden, die in der Vergangenheit bereits aufgetreten sind. Zweitens wird die Schaffung neuer internationaler Regeln von Lobbyistinnen und Lobbyisten des Finanzsektors beeinflusst, die die Politik mit Forderungen nach möglichst nachsichtiger Regulierung konfrontieren. Der langjährige britische Schatzkanzler Gordon Brown hat den Respekt der britischen Politik vor der Londoner City einmal mit den Worten bekräftigt, die Regierung von Tony Blair verfolge eine Politik der nachsichtigen Finanzmarktregulierung (»light touch regulation«). Die Bemühungen der Finanzmarktlobby waren sehr oft erfolgreich: Es gab keinen Wettbewerb um Stabilität, sondern einen Wettlauf der Finanzplätze um möglichst niedrige Standards (»race-to-the-bottom«).


  Das Argument der sich um niedrige Standards bemühenden Finanzmarktakteurinnen und -akteure ist stets geprägt vom Verweis auf die Notwendigkeit einheitlicher Wettbewerbsbedingungen. Gefordert wird, dass zumindest die in der Gruppe der 20 wichtigsten Industrieländer vertretenen Volkswirtschaften gemeinsam neue Regeln einführen müssen. Verschärfte ein Land im Alleingang die Auflagen für die Märkte, so die These, würde es seine Wettbewerbsfähigkeit im Finanzsektor verlieren. Natürlich wird diese Rhetorik nicht nur vom Finanzsektor, sondern auch von denjenigen Politikerinnen und Politikern eingesetzt, die die Interessen der Banken für bedeutender halten als die Interessen der gesamten Gesellschaft.


  5.3 Stabilität des Finanzsystems durch Diversität?


  Seit mehr als zwei Jahrzehnten geht die herrschende Meinung davon aus, dass ein weltweites Regelwerk, und nur ein solches, das Finanzsystem sicherer und stabiler machen kann. Eine Minderheit setzt hingegen auf maßgeschneiderte nationale oder regionale Lösungen. Das Ergebnis der Umsetzung dieses Ansatzes wäre eine Vielzahl von unterschiedlichen Regulierungssystemen.Die heutigen globalen Regeln würden durch einen Flickenteppich ersetzt werden. Einige Länder oder Ländergruppen würden schärfer regulieren, andere weniger streng.


  Ein derartiger Ansatz würde Finanzkrisen nicht vollständig verhindern, aber die Ansteckungsrisiken würden gemindert. Die Gefahr, dass in allen nationalen Finanzsystemen gleichzeitig der gleiche Fehler gemacht wird, würde schwinden. Wie aus der Biologie bekannt, stabilisiert Diversität komplexe Systeme, wohingegen Monokulturen Schocks übertragen und verschärfen.238


  Die Position der Befürworterinnen und Befürworter von Diversität in der Finanzmarktregulierung wäre schwach, wenn die Bilanz des bisherigen Ansatzes überzeugender wäre. Aber dies ist nicht der Fall. Allerdings verdeutlichen uns die zahlreichen Finanzkrisen seit der Liberalisierung des Kapitalverkehrs in den Jahren nach 1973, dass die weitverbreitete Annahme, Aufsichtsbehörden würden aus Fehlern lernen und stabile Systeme entwickeln, sich als Illusion erwiesen hat. Globale Regeln können zu globalen Finanzkrisen führen. Es gibt keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass die Fähigkeit, zukünftige Risiken vorherzusagen, plötzlich signifikant gewachsen ist. Finanzkrisen sind die unvermeidliche Begleiterscheinung kapitalistischer Ordnungen. Nach acht Jahrhunderten immer wieder zu beobachtender Finanzkrisen erscheint es unmöglich, sie komplett zu verhindern, aber durch die Schaffung heterogener Regulierungen können die Ansteckungseffekte verhindert werden.


  Doch stimmt die Annahme, Krisen seien ein unvermeidlicher Nebeneffekt einer marktwirtschaftlichen Ordnung? Der amerikanische Ökonom Hyman Minsky erklärte schon 1977, als Finanzkrisen seltener und in schwächerer Form als heute zu beobachten waren, dass Finanzkrisen systembedingt sind und keine zufälligen Ereignisse.239 Sein Hauptargument lautet, dass Phasen hohen Wachstums und positiver gesamtwirtschaftlicher Entwicklung das Verhalten und die Erwartungen der Marktteilnehmerinnen und -teilnehmer verändern würden. In der Hochkonjunktur änderten sich die Standards und Risiken würden ignoriert:


  »Die Neigung, positive wirtschaftliche Entwicklung in einen spekulativen Boom zu verwandeln, ist die grundsätzliche Krisenanfälligkeit des Kapitalismus.«240


  Die in Boomzeiten zu beobachtenden Mechanismen sind leicht beschrieben. Sowohl bei den Kreditnehmerinnen und -nehmern als auch bei den Kreditgeberinnen und -gebern steigen die Erwartungen an die künftige wirtschaftliche Entwicklung. Da ein starkes Wachstum erwartet wird, steigen die Investitionen. Diese Prozesse können sich selbst verstärkend wirken. Kühle Kalkulation wird abgelöst durch das von Euphorie geprägte Ausblenden von Risiken. Das Finanzsystem wird instabil.


  Andrew Haldane, Exekutivdirektor für Finanzstabilität in der englischen Zentralbank, hat das Finanzsystem als ein »komplexes anpassungsfähiges System«241 interpretiert. Er zählt vier Mechanismen auf, die die Stabilität beeinflussen: Konnektivität, Rückkoppelung, Unsicherheit und Innovation.242 Alle vier Mechanismen haben das Potenzial, ein zuvor stabiles in ein instabiles System zu verwandeln.


  Die »Konnektivität«, das heißt die Verflechtung der Finanzmärkte– erleichtert durch grenzüberschreitenden Kapitalverkehr–, kann einerseits dazu dienen, Schocks zu dämpfen. Allerdings ist diese Funktion nicht grenzenlos belastbar. Nach einem bestimmten, doch schwer zu bestimmenden Punkt, entwickelt sich die Verbundenheit der Märkte von einem Dämpfer zu einem Verstärker von Schocks.


  »Aber jenseits einer gewissen Spanne kann das System instabil werden. Die Querverbindungen werden bei sich steigernden Verlusten zu Krisenverstärkern, anstatt dämpfend zu wirken. Das System fungiert nicht mehr als Instrument der gegenseitigen Rückversicherung, sondern als Brandbeschleuniger. Schon eigentlich unbedeutende Nachrichten können dazu führen, dass das System instabil wird und zusammenbricht.«243


  Es gibt zahlreiche Beispiele für die janusköpfige Dimension der Konnektivität. Aus überschaubaren und unproblematischen grenzüberschreitenden Kapitalflüssen, die die Quellen relativ billigen Geldes darstellen, werden plötzlich unkontrollierbare Schulden. Als ein Beispiel dafür dienen die langjährigen Kapitalzuflüsse in die Volkswirtschaften Asiens vor der Krise 1997, die als ein Segen erschienen, sich aber als Fluch herausstellten, als die Wahrnehmung der Region auf den Märkten kippte. Das Gleiche gilt für die Jahre vor der Subprime-Krise in den USA ab 2007, in denen Konnektivität– vom langjährigen amerikanischen Notenbankchef Alan Greenspan als neue Ära in der Finanzwelt gepriesen– als unproblematisch erachtet wurde.244 Als die Krise in den USA ausbrach, infizierte der amerikanische Virus die Finanzsysteme der ganzen Welt.


  Bei der Definition von »Rückkoppelung« (»feedback«) bezieht sich Haldane auf die Seuchenkunde (Epidemiologie). Die Geschwindigkeit, mit der sich Krankheiten (oder Krisen) ausbreiten, hängt sehr stark von der Wahrnehmung der Marktteilnehmerinnen und -teilnehmer ab, deren Ansichten die Krise »konstruieren« und die Tiefe und Dauer von Finanzkrisen entscheidend prägen. Die Reaktion der Marktteilnehmerinnen und -teilnehmer auf die Krise bestimmt demnach die Geschwindigkeit der Übertragung der Finanzkrise.245 Und bekanntlich tendieren die Finanzmärkte zu Herdenverhalten und wechseln zwischen Gier und Panik.246 Wegen dieser psychologischen Dimension der Reaktion der Finanzmärkte ist es auch ausgesprochen schwer, Krisenprognosen zu entwickeln, da die Wahrnehmung eines ökonomischen Sachverhalts je nach historischem und kulturellem Kontext Schwankungen unterworfen ist.


  »Unsicherheit« ist der dritte Faktor in Haldanes Analyse. Netzwerke erzeugen Forderungsketten. Unklar kann beispielsweise sein, wer letztlich die Geschäftspartnerin oder der Geschäftspartner bei einem Risikoabsicherungsgeschäft ist. In Zeiten des Booms wird die Frage nach diesem »Gegenparteirisiko« meist ignoriert, aber während einer Krise schleicht sich regelmäßig Unsicherheit ein.247 Marktteilnehmer fragen sich etwa, ob der Betrüger Bernard Madoff oder der legendäre Investor Warren Buffet am Ende der Kette steht.248


  Moderne Finanzprodukte haben natürlich dazu beigetragen, das »Gegenparteirisiko« zu verbergen und damit folglich die Unsicherheit erhöht. Insbesondere der weitverbreitete Gebrauch von außerbörslichen Derivaten– im Grunde ein privater Vertrag zwischen zwei Parteien ohne dass darüber Behörden oder andere Marktteilnehmerinnen und -teilnehmer informiert werden– ist hierfür ein Schlüsselfaktor. Man denke dabei beispielweise an die Überraschung vieler, inklusive der US-Regierung, als nach der Pleite von Lehman Brothers das ganze Engagement der American International Group (AIG), dem weltgrößten Versicherer, in Kreditausfallversicherungen deutlich wurde. Weder die amerikanische Regierung, zu deren Aufgaben die Beaufsichtigung von AIG gehörte, noch die Firmen, die bei AIG den Ausfall von Krediten versichert hatten, kannten das ganze Ausmaß von Risiken, die sich bei AIG angesammelt hatten. Haldane stellt fest, dass das »Gegenparteirisiko« nicht nur vielfach unbekannt, sondern häufig unerkennbar ist.


  Welches Ausmaß das »Gegenparteirisiko« annehmen kann, zeigte sich während des Zusammenbruchs der Investmentbank Lehman Brothers im September 2008. AIG hatte Risiken von Kundinnen und Kunden, vor allem Banken, im Volumen von 560 Milliarden Dollar gegen Zahlungsausfall abgesichert.249 Trotz niedriger Versicherungsprämien war das Geschäftsmodell lange scheinbar erfolgreich. Allerdings nur bis zu dem Zeitpunkt, an dem ein Schadenfall eintrat. Dann zeigte sich, dass sich die weltgrößte Versicherung übernommen hatte und zahlungsunfähig war. Sie musste am 16.September 2008, dem Dienstag nach dem Lehman-Kollaps, von der US-Notenbank mit 85 Milliarden Dollar gestützt werden. Im Gegenzug erhielt die US-Regierung 79,9Prozent der Anteile an AIG. Nur durch die rasche Verstaatlichung konnte der Zusammenbruch von AIG verhindert werden.250 Da sich viele Großbanken, darunter Goldman Sachs und die Deutsche Bank, bei AIG gegen Kreditausfall versichert hatten, hätte ein Zusammenbruch von AIG möglicherweise das gesamte Finanzsystem noch stärker ins Wanken gebracht, als es der Zusammenbruch von Lehman Brothers ohnehin schon getan hatte.251


  Schließlich sind »Innovationen« als ein Faktor zu nennen, der zur Fragilität des modernen Finanzsystems beiträgt. Dabei gibt es einen großen Unterschied zwischen Innovationen im Finanzsektor und Innovationen in der Realwirtschaft, die häufig nützlich sind oder neue Produktionsmethoden etablieren. Anders im Finanzsektor: Dort führen neue Produktkategorien häufig zu höherer Komplexität und in der Folge zu weniger statt mehr Transparenz. Für den früheren amerikanischen Notenbankchef Paul Volcker gab es im Finanzsektor in den letzten 30 Jahren deshalb nur eine sinnvolle Innovation: den Geldautomaten.252 Andrew Haldane et al. äußern sich ähnlich kritisch und bemerken, dass der Finanzsektor in der jüngeren Geschichte keine Wunder, sondern Illusionen produziert habe.253 Neue Produkte im Finanzsektor müssen sehr viel kritischer analysiert und bewertet werden, als dies in der Vergangenheit der Fall war. Als Beispiel lassen sich die »Innovationen« heranziehen, die zur Krise 2007/08 beigetragen haben. Ein besonders intransparentes und gefährliches Instrument war die »Squared Collateralized Debt Obligation« (CDO2). Ein Investor für CDO2 hätte einen Börsenprospekt im Umfang von einer Milliarde (!) Seiten lesen müssen, um das Produkt zu verstehen. Haldane betont, dass solch komplexe Produkte von Investorinnen und Investoren nicht mehr verstanden werden können.


  »Selbst mit einen Doktortitel in Mathematik unter dem einen Arm und einem Diplom in Schnelllesen unter dem anderen wäre die Geduld der sorgfältigsten Investoren überfordert.«254


  Bedenkt man die empirischen Erfahrungen mit globalen Regeln auf der einen und die strukturellen Probleme der Schaffung stabiler Finanzsysteme auf der anderen Seite, drängt sich eine agnostische Perspektive auf. Sämtliche Risiken zukünftiger Entwicklungen werden auch kompetente und von der Politik unterstützte Bankenaufseherinnen und -aufseher nicht identifizieren können. Selbst wenn strenge Regeln aufgestellt würden, erscheint die Erwartung angemessen, dass einige Akteurinnen und Akteure im Finanzsektor Mittel und Wege fänden, diese Regeln zu umgehen.


  Da es also nie gelingen wird, Finanzkrisen vollständig zu verhindern, erscheint es sinnvoll, die Ansteckungsrisiken zu reduzieren. Durch die Aufspaltung des internationalen Finanzmarktes in kleinere, national oder regional regulierte Einheiten könnte dies erreicht werden. Was wären die Vorzüge einer größeren Segmentierung der Finanzmärkte? Hier sind vor allem zwei Punkte zu nennen: Erstens wäre es höchstwahrscheinlich unmöglich, in einem nationalen Kontext die Notwendigkeit der Einführung hochkomplexer Finanzmarktprodukte zu rechtfertigen. Denn hier würde unweigerlich die Haftungsfrage gestellt werden: Was geschieht, wenn es zur Krise kommen sollte? Nationale Aufsichtsbehörden würden sich von den Vorzügen etwa einer CDO2 kaum überzeugen lassen, wenn das Argument entfällt, in anderen Märkten sei das Instrument schließlich gang und gäbe.255 Zweitens würden Ansteckungseffekte gedämpft oder ganz vermieden werden können. Eine Finanzkrise in den USA hätte bei einer stärkeren Segmentierung der Finanzmärkte keine negativen Wirkungen auf die europäischen oder japanischen Finanzmärkte.


  Mit dem Abschied von einem globalen Ansatz würde den Aufsichtsbehörden die Möglichkeit gegeben, die Vor- und Nachteile neuer Finanzmarktinstrumente wesentlich genauer zu untersuchen. Finanzmarktregulierung sollte wieder in die Verantwortung von Nationalstaaten gelegt werden. In der bisherigen Ordnung lag zwar, wie erläutert, die Haftung bei den Nationalstaaten, nicht jedoch die Fähigkeit zur Formulierung eigener Regeln.


  Allerdings findet dieser Abschied vom Paradigma globaler Standards bereits statt, ohne dass dies in der Öffentlichkeit wahrgenommen werden würde. Nach den Krisen in den USA und in Europa fragen sich die Politikerinnen und Politiker, aber auch Bürgerinnen und Bürger in vielen Staaten, welche Maßnahmen zum Schutz vor erneuten Krisen getroffen werden können. Dabei sind es gerade die Staaten, die kurz vor dem Zusammenbruch des eigenen Finanzsystems standen, die sich heute intensiv mit den Möglichkeiten zur Stabilisierung beschäftigen. Zwei Länder mit besonders großen Finanzsektoren sind hier zu nennen: Großbritannien und die Schweiz. In Großbritannien machten die Aktiva der Banken, also deren Vermögenswerte, vor der Krise 450Prozent der jährlichen britischen Wirtschaftsleistung aus. Die Schweiz befand sich in einer noch problematischeren Situation, weil sich die Aktiva ihrer Großbanken UBS und Credit Suisse sogar auf 660Prozent des jährlichen schweizerischen BIP beliefen.256 In Großbritannien und der Schweiz hätte der Zusammenbruch einer großen Bank vermutlich nicht nur den jeweiligen Staat überfordert, sondern auch die nationalen Finanzsektoren in den Abgrund geführt.


  Die Antwort der Schweiz ist, ihre zwei größten Banken zu disziplinieren. Die schweizerischen Aufsichtsbehörden forderten über die Regulierungen von Basel III hinaus einen »Swiss finish«, eine beträchtliche Aufstockung des Eigenkapitals um weitere 6Prozent. Im Endeffekt werden die UBS und die Credit Suisse von 2018 an Eigenkapital in Höhe von 19Prozent des Geschäftsvolumens vorhalten müssen. Die Schweiz wich also vom einheitlichen Ansatz ab, weil ihre Politik die globalen Regeln im Finanzsektor als zu milde ansah. Basel III liefert nach Meinung der schweizerischen Bankenaufsicht also zumindest für Großbanken keinen ausreichenden Schutz vor neuen Krisen.


  Indes ist eine Segmentierung der Finanzmärkte nur dann mit Erfolg zu bewältigen, wenn zumindest phasenweise Instrumente zur Beschränkung des grenzüberschreitenden Kapitalverkehrs angewandt werden. Dies ist kein Vorschlag, der mit marktwirtschaftlichen Ordnungen nicht zu vereinbaren wäre. Der Kapitalverkehr der Industrieländer wurde nach 1945 über viele Jahre hin beschränkt. Mit dem Ende des Systems von Bretton Woods gaben im Jahr 1973 zuerst die USA, dann Kanada, Deutschland und die Schweiz den Kapitalverkehr frei. Großbritannien folgte 1979, Japan 1980, und 1990 liberalisierten Frankreich und Italien den Kapitalverkehr vollständig. Spanien und Portugal gaben die letzten Beschränkungen erst 1992 auf.257 Heute ist China die größte Volkswirtschaft, die den Kapitalverkehr beschränkt.258 Brasilien erhebt seit 2009 Steuern auf Kapitalimporte, und in Europa wenden die Krisenländer Island und Zypern Kapitalverkehrsbeschränkungen an.


  John Maynard Keynes plädierte sowohl in den 1930er Jahren als auch während der Konferenz von Bretton Woods im Jahr 1944 für Restriktionen des Kapitalverkehrs:


  »Daher sympathisiere ich mit denjenigen, die die wirtschaftlichen Verflechtungen zwischen Nationen reduzieren, und nicht mit denen, die sie ausbauen möchten. Ideen, Wissen, Kunst, Gastfreundschaft, Reisen– dies sind die Dinge, die von ihrem Charakter her international sein sollten. Aber Güter sollten, soweit dies vernünftig und möglich ist, im Land hergestellt werden; vor allem aber sollte das Finanzsystem überwiegend national sein.«259


  Das Regime von Bretton Woods war die Manifestation dieses Ansatzes. Das Nachkriegsregime war charakterisiert durch feste Wechselkurse und Beschränkungen des Kapitalverkehrs. Die Restriktionen waren aber begrenzt auf die Kapitalbilanz, während Transaktionen in Verbindung mit der Leistungsbilanz nicht reguliert waren. Deshalb war der Handel nicht betroffen, während Import und Export von Kapital die Erlaubnis der jeweiligen Regierung benötigten.


  Selbstverständlich sind Restriktionen des Kapitalverkehrs keine populäre Maßnahme. Für viele repräsentieren sie einen ungerechtfertigten Eingriff des Staates in Entscheidungen privater Individuen und Firmen. Doch bei näherer Betrachtung sind Restriktionen von Kapitalströmen vollkommen legitime Instrumente der Wirtschaftspolitik zum Schutze der Bürgerinnen und Bürger gegen inakzeptable Auswirkungen unbeschränkter Kapitalströme.


  Restriktionen von Kapitalströmen können eine Reihe von Formen haben. Neben dem unmittelbaren Verbot des Exports und Imports von Kapital können Restriktionen durch die Besteuerung grenzüberschreitender Finanzströme erfolgen. Steuern auf Kapitalverkehr können dazu beitragen, Diversität der Regulierung und damit Stabilität zu fördern.


  Schon bald nach dem Zusammenbruch des Systems von Bretton Woods begann das Nachdenken über mögliche neue Formen der Dämpfung von grenzüberschreitendem Kapitalverkehr. Der Amerikaner James Tobin sprach sich für dessen Besteuerung aus. Tobins Ziel war nicht die Schaffung divergierender Regulierung, also die Schaffung nationaler Finanzmärkte mit jeweils eigenen Finanzmarktregulierungen, sondern die Stabilisierung der Wechselkurse.260 Heute wäre die Intention ein andere. Während eine Steuer auf grenzüberschreitende Kapitalflüsse möglicherweise die Wechselkurse stabilisieren kann– schon allein deshalb, weil eine Steuer de facto eine Restriktion des Kapitalflusses bewirken würde–, ist das heutige Ziel, die Souveränität von Staaten im Hinblick auf Finanzmarktregulierung wieder herzustellen.


  Heute könnten Steuern auf grenzüberschreitenden Kapitalverkehr einen sinnvollen Beitrag leisten, um das Volumen von Transaktionen zwischen nationalen Finanzmärkten zu reduzieren. Sogenannte globale Ungleichgewichte haben in den Augen vieler Beobachterinnen und Beobachter zur aktuellen Krise beigetragen. Kapitalimporte in die USA, nach Island, Spanien, Ungarn, in das Vereinigte Königreich und nach Griechenland, nur um die wichtigsten Fälle zu nennen, haben zur Entstehung von Preisblasen auf den dortigen Immobilien- und Finanzmärkten und zur verspäteten Anpassung wesentlich beigetragen.261 Ohne die Kapitalzuflüsse aus dem Ausland hätten die Preisblasen durch inländische Ersparnis finanziert werden müssen. In einigen Fällen wären vermutlich gar keine Immobilienpreisblasen entstanden.


  Kritikerinnen und Kritiker dieses Vorschlags werden argumentieren, dass Steuern auf grenzüberschreitende Kapitalflüsse die Kreditaufnahme im Ausland teurer machen. Die Antwort darauf ist: Dies ist in der Tat die Intention. Betrachtet man die acht Jahrhunderte umfassende Geschichte von Finanzkrisen, zeigt sich, dass die Wahrscheinlichkeit einer Finanzkrise bei hohen Kapitalimporten (»capital flow bonanzas«) deutlich zunimmt.262


  Berücksichtigt man zudem die zahlreichen Phasen hohen Kreditwachstums, die seit der Liberalisierung der Finanzmärkte stattfanden und häufig in Krisen endeten, dann muss nicht weiter begründet werden, warum restriktive Kreditvergabepraktiken notwendig sind. Die Dämpfung des Kreditvolumens ist also in vielen Fällen sinnvoll. Die beiden Wirtschaftshistoriker Moritz Schularick und Alan Taylor haben nachgewiesen, dass ein deutlicher Anstieg von Kreditvolumina recht zuverlässig bevorstehende Finanzkrisen signalisiert.263 Der Handelsökonom Jagdish Bhagwati hat lange vor den aktuellen Krisen erklärt, dass unbeschränkter Kapitalverkehr die Entstehung von Übertreibungen und damit Krisen begünstigt.


  »Aber nur ein ungeschulter Ökonom wird behaupten, dass […] der Handel mit Sachen und Lebensversicherungen das Gleiche sei wie unbeschränkter Kapitalverkehr. Kapitalströme sind, wie der Wirtschaftshistoriker Charles Kindleberger […] bekanntermaßen bemerkt hat, von Gier und Panik geprägt.«264


  Doch gibt es irgendeinen Beweis dafür, dass Beschränkungen des Kapitalverkehrs zu größerer finanzieller Stabilität führen?Eine größere Studie zu diesem Thema wurde 2001 abgeschlossen. Eine Gruppe von Ökonominnen und Ökonomen hatte darin die Entwicklung von 21 großen Volkswirtschaften in einem Zeitraum von 120 Jahren untersucht und kam zu interessanten Ergebnissen.265 Nur in einer Periode, der Bretton-Woods-Ära, waren Bankenkrisen quasi nicht existent. Von 1945 bis 1971 wurde keine einzige Bankenkrise in einer der untersuchten Ökonomien beobachtet.266 Zwar traten Währungskrisen auf, was in einem System fixierter Wechselkurse, das in regelmäßigen Abständen Anpassungen erfordert, nicht verwunderlich ist. Die Übereinstimmung von Reichweite der Bankgeschäfte und Haftung sorgte für Stabilität. Die Bankenaufsicht hatte keine Veranlassung, zur Stärkung der internationalen Aktivitäten nachsichtig und lax zu beaufsichtigen. Die Abwesenheit von Bankenkrisen im Bretton-Woods-System zeigt, wie sinnvoll die Schaffung segmentierter Finanzmärkte sein kann.


  Vielfach wird in der Diskussion zu Kapitalverkehrsbeschränkungen angemerkt, dass eine Rückkehr zu Bretton Woods nicht möglich sei. Schon allein der technische Fortschritt und die damit zusammenhängende leichtere Transferierbarkeit von Kapital würden es unmöglich machen, den grenzüberschreitenden Kapitalverkehr wieder zu regulieren und zu reglementieren. Bei genauer Betrachtung kann dieses Argument nicht überzeugen. Der technische Fortschritt ermöglicht nämlich vielmehr die vergleichsweise lückenlose Kontrolle des Kapitalverkehrs. Während in der Vergangenheit das Risiko eher gering war, bei Verstößen gegen Auflagen ertappt zu werden, könnten heute Kontobewegungen durch die elektronische Überwachung leichter entdeckt werden.


  Außerdem müssen Kapitalverkehrsbeschränkungen nicht alle Transaktionen erfassen. Es genügt, wenn bestimmte Arten des Kapitalverkehrs erschwert oder verteuert werden. Dabei handelt es sich um solche Transaktionen, die weder der Finanzierung des Warenhandels dienen noch für Direktinvestitionen im Ausland vorgesehen sind. Ziel von Beschränkungen des Kapitalverkehrs muss nicht die komplette Abschottung nationaler Finanzmärkte sein, sondern deren effektiverer Schutz vor spekulativen Kapitalzu- und -abflüssen, die destabilisierend wirken.267


  Zudem kann das Argument, die Zeit lasse sich nicht zurückdrehen und eine Wiedereinführung von Kapitalverkehrsbeschränkungen sei unmöglich, nicht überzeugen. Vor den jüngsten Krisen wurde die Fähigkeit des Staates angezweifelt, in nationalen Finanzmärkten bestimmte spekulative Transaktionen, etwa Leerverkäufe von Aktien, zu unterbinden.268 Die Krise hat deutlich gezeigt, dass Staaten sehr viel handlungsfähiger sind, als dies die Befürworterinnen und Befürworter (und zugleich Hauptakteurinnen und -akteure) wenig regulierter Finanzmärkte lange diagnostiziert haben.


  Der Ansatzpunkt einer anderen Währungsordnung ist die Beschränkung des internationalen Kapitalverkehrs. Dabei können Transaktionssteuern eine wichtige Rolle spielen. Sinnvoll erscheint eine nicht zu knapp bemessene Steuer auf internationalen Kapitalverkehr von 0,5Prozent, wobei für Transaktionen zur Finanzierung des Handels und Direktinvestitionen Ausnahmen gewährt werden könnten. Derartige Transaktionssteuern können weder die Spekulation gegen Währungen noch Übertreibungen auf den Finanzmärkten vollständig verhindern. Sie reduzieren aber die Attraktivität von grenzüberschreitendem Kapitalverkehr und machen die Entwicklung nationaler Finanzmärkte attraktiver. Politisch leicht durchsetzbar sind solche Forderungen nach wie vor nicht. Dennoch sind– vor dem Hintergrund der größten Finanzkrise der Geschichte– nicht diejenigen in der Beweispflicht, die Re-Regulierung fordern, sondern jene, die weiterhin auf ungeregelten Kapitalströmen beharren.


  Dabei gilt es zu bedenken, dass Investitionen im Ausland, die im anschließenden Kapitel untersucht werden, von der Besteuerung ausgenommen werden können. Auch in der Zeit des Bretton-Woods-Regimes gewannen grenzüberschreitende Direktinvestitionen– trotz der damals herrschenden Beschränkung des Kapitalverkehrs– an Bedeutung. Diese Entwicklung hat sich seitdem deutlich beschleunigt.
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  6 Investitionen im Ausland und in Deutschland


  Direktinvestitionen deutscher Unternehmen im Ausland und ausländischer Unternehmen hierzulande haben in den letzten Jahren stark zugenommen. Von 2010 bis März 2015 investierten deutsche Unternehmen rund 336,5 Milliarden Euro im Ausland. Deutlich niedriger waren ausländische Direktinvestitionen in Deutschland, die sich in diesem Zeitraum auf rund 176,5 Milliarden Euro beliefen. In der Vorperiode, von 2006 bis 2010, waren ebenfalls deutlich höhere deutsche Investitionen im Ausland als ausländische Investitionen in Deutschland zu verzeichnen (467 zu 233 Milliarden Euro).269 Wie in Kapitel3 diskutiert, sind die hohen Investitionen im Ausland in Verbindung mit relativ niedrigen Investitionen im Inland– einschließlich ausländischer Investoren– eine Ursache für den Anstieg der Leistungsbilanzüberschüsse Deutschlands.


  Die Bundesbank hat die ökonomischen Folgen von Direktinvestitionen, also deutscher Investitionen im Ausland, untersucht und dabei festgestellt, dass sich keineswegs klare Anhaltspunkte für die These finden, Direktinvestitionen deutscher Unternehmen vernichteten hierzulande Arbeitsplätze. Vielmehr betrachtet es die Bundesbank als plausibel, dass die Verlagerung von Produktion indirekt positive Beschäftigungseffekte in Deutschland generiert. Sie listet drei Faktoren auf:


  
    	• erhöhte Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit der inländischen Unternehmen, die Teile der Produktionskette mit dem Ziel der Kosteneinsparung ins Ausland verlagert haben


    	• ein niedrigeres Preisniveau für Endkunden


    	• höhere Renditen auf das eingesetzte Kapital und in der Folge höhere reale Einkommen mit Nachfrage stärkender Wirkung.270

  


  Während der letzte Punkt einer empirischen Überprüfung bedürfte und nur wenig plausibel erscheint, lassen sich für die beiden ersten Faktoren in der Empirie deutliche Belege finden. Die Automobilindustrie, vor allem das Unternehmen Audi, kann hier als geradezu idealtypisch gelten (vgl. hierzu die Untersuchung des Unternehmens in Kapitel9). Eindeutig fällt indes die Warnung der Bundesbank im Hinblick auf die Verlagerung von Forschungs- und Entwicklungseinheiten aus, die sich gesamtwirtschaftlich eindeutig negativ auswirkt, weil sie zu einem Rückgang der inländischen Innovationstätigkeit führt.271


  Tab.25: Direktinvestitionsströme aus und nach Deutschland 1991–März 2015 (in Milliarden Euro)


  
    
      
        	
          

        

        	
          1991

          bis

          1995

        

        	
          1996

          bis

          2000

        

        	
          2001

          bis

          2005

        

        	
          2006

          bis

          2010

        

        	
          2011

          bis 03/2015

        
      


      
        	
          Deutsche Investitionen

          im Ausland

        

        	
          186,5

        

        	
          579,2

        

        	
          211,3

        

        	
          466,9

        

        	
          336,5

        
      


      
        	
          Ausländische Investitionen

          in Deutschland

        

        	
          34,5

        

        	
          447,0

        

        	
          210,4

        

        	
          232,5

        

        	
          176,5

        
      

    
  


  Quelle: Deutsche Bundesbank, Zeitreihe Direktinvestitionen, Zahlungsbilanzstatistik, im Internet unter https://www.bundesbank.de/Navigation/DE/Statistiken/Aussenwirtschaft/Direktinvestitionen/Transaktionswerte/Tabellen/tabellen_zeitreihenliste.html?id=21806 (eingesehen am 21.07.2015).


  Auffällig ist, dass zu Beginn der 1990er Jahre deutsche Unternehmen sehr viel stärker im Ausland investierten als umgekehrt ausländische Unternehmen in Deutschland. Dies lässt sich durch den Zusammenbruch der sozialistischen Systeme in Osteuropa und die im Anschluss dort getätigten Investitionen deutscher Unternehmen erklären. In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre war ein hohes und bislang nicht wieder erreichtes Niveau von Direktinvestitionen in Deutschland zu beobachten. Damals hatten einige spektakuläre Übernahmen, allen voran die Übernahme von Mannesmann durch Vodafone im Jahr 2000, zu extrem hohen Werten geführt.272


  Von 2005 bis 2015 nahmen die deutschen Investitionen im Ausland wieder stark zu, während ausländische Direktinvestitionen in Deutschland auf einem moderaten Niveau verharrten. Von einem Ausverkauf deutscher Unternehmen kann also keine Rede sein. Die deutschen Direktinvestitionen im Ausland waren in diesem Zeitraum mehr als doppelt so hoch wie die ausländischer Unternehmen in Deutschland. Von 2011 bis Anfang 2015 gingen sowohl deutsche Investitionen im Ausland als auch ausländische Investitionen in Deutschland moderat zurück.


  6.1 Die Investitionen deutscher Unternehmen im Ausland


  Erwartungsgemäß sind die Schwankungen bei der Bestandsstatistik weniger auffällig. Das sogenannte Direktinvestitionsvermögen, also der Bestand von deutschen Investitionen im Ausland, belief sich Ende 2013 auf 1233 Milliarden Euro.


  Abb.6: Deutsche Direktinvestitionen nach Wirtschaftsbereichen 2010–2013 (in Milliarden Euro, jeweils Jahresende)


  [image: 12930.png]


  Quelle: Deutsche Bundesbank, Bestandserhebungen über Direktinvestitionen, Statistische Sonderveröffentlichung 10, Wiesbaden, April 2015, S.6f.


  Deutlich wird, dass die verarbeitende Industrie zu den wichtigsten Investoren im Ausland zählt und etwa ein Viertel aller Direktinvestitionen deutscher Unternehmen auf sich vereint. Die Direktinvestitionen des Handels, also etwa von Metro oder Aldi, sind in den letzten Jahren angestiegen.


  Ende 2013 waren deutsche Unternehmen an 35143 Firmen im Ausland direkt oder indirekt beteiligt und in diesen Firmen arbeiteten rund 6,7Millionen Beschäftigte.273 Umgekehrt waren ausländische Unternehmen an 15665 Firmen in Deutschland direkt oder indirekt beteiligt, in denen rund 2,9 Millionen Beschäftigte tätig waren.274


  Deutsche Direktinvestitionen fließen also, wie nicht anders zu erwarten, vor allem in die europäischen Nachbarländer und in die größte Volkswirtschaft der Welt, die USA. Innerhalb der EU entfiel der Großteil der Investitionen auf Großbritannien, weit vor allen anderen Ländern. Frankreich liegt mit etwa einem Drittel des Investitionsbestands in Großbritannien auf Platz2. Die Investitionen in asiatischen Ländern fallen deutlich geringer aus als in Europa oder den USA. Ende 2013 machten die deutschen Investitionen in China erst 19,7Prozent der Investitionen in den USA aus. Im Falle Indiens waren es Ende 2013 sogar nur 3,8Prozent des Bestands in den USA. Allerdings wuchs der Bestand deutscher Direktinvestitionen in China von 2010 bis 2013 um 69,0Prozent, während die deutschen Investitionen in den USA gerade einmal um 8,2Prozent stiegen. Den Entwicklungs- und Schwellenländern beschert ihr Aufstieg raschere Zuwächse, aber zunächst ist der Investitionsbestand in den Industrieländern absolut nach wie vor wesentlich größer.


  Abb.7: Deutsche Direktinvestitionen im Ausland nach Ländern 2010–2013 (in Milliarden Euro, jeweils Jahresende)
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  Unmittelbare und mittelbare deutsche Direktinvestitionen im Ausland (konsolidiert), Forderungen aus aktiven Direktinvestitionen


  Quelle: Deutsche Bundesbank, Bestandserhebungen über Direktinvestitionen, Statistische Sonderveröffentlichung 10, Wiesbaden, April 2015, S.12–24.


  Allerdings hat China aber schon europäische Länder bei den Direktinvestitionen aus Deutschland überholt. Sehr deutlich wird dies beim Vergleich der Direktinvestitionen in Italien und China: Im Jahr 2007 betrug der Bestand der deutschen Investitionen in China nur 52,4Prozent der Investitionen in Italien, aber schon 2013 war der Wert auf 133,2Prozent geklettert. Mit anderen Worten: Der Investitionsstandort China war für die deutsche Wirtschaft im Jahr 2013 mittlerweile bedeutender als Italien.


  Auch andere Zielländer fallen zurück. Trotz der oft gehörten Einschätzung, Afrika werde wirtschaftlich wichtiger, sinken die Investitionen der deutschen Wirtschaft auf diesem Kontinent. Nur 0,7Prozent des Bestandes deutscher Direktinvestitionen befanden sich 2013 in Afrika. Rechnet man Südafrika heraus, schrumpft dieser Wert auf 0,3Prozent. Die deutsche Wirtschaft leistet keinen nennenswerten Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung Afrikas, sondern meidet afrikanische Länder. Auch Brasilien, Japan und Südafrika fallen bei deutschen Investitionen zurück, während Investitionen im NAFTA-Land Mexiko wachsen.


  6.2 Ausländische Direktinvestitionen: Droht ein Ausverkauf deutschen Wissens?


  Immer wieder wird die Sorge geäußert, ausländische Direktinvestitionen seien eine Gefahr für die deutsche Wirtschaft und es drohe ein Ausverkauf deutschen Wissens. Bislang zumindest ist diese Sorge unbegründet.


  Abb.8: Ausländisches Unternehmensvermögen in Deutschland nach Wirtschaftsbereichen 2010–2013 (in Milliarden Euro, jeweils am Jahresende)
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  Unmittelbare und mittelbare ausländische Direktinvestitionen in Deutschland (konsolidiert), Verbindlichkeiten aus passiven Direktinvestitionsbeziehungen


  Quelle: Deutsche Bundesbank, Bestandserhebungen über Direktinvestitionen, Statistische Sonderveröffentlichung 10, Wiesbaden, April 2015, S. 52f.


  Das Niveau der ausländischen Direktinvestitionen liegt erheblich unter dem der deutschen Direktinvestitionen im Ausland, in etwa bei der Hälfte. Die verarbeitende Industrie hat auch hier große Bedeutung und macht etwa ein Drittel der ausländischen Investitionen in Deutschland aus.


  Abb.9: Direktinvestitionen nach Herkunftsländern 2010–2013 (in Milliarden Euro, jeweils Jahresende)
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  Quelle: Deutsche Bundesbank, Bestandserhebungen über Direktinvestitionen, Statistische Sonderveröffentlichung 10, Wiesbaden, April 2015, S. 52-66.


  Ausländische Direktinvestitionen sind nach wie vor eine Domäne der Industrieländer. Sowohl China als auch Indien verfügen nur über einen sehr kleinen Bestand von Direktinvestitionen in Deutschland, im Falle Indiens waren es lediglich 500 Millionen Euro Ende des Jahres 2013. Selbst Chinas Investitionen in Deutschland sind mit 1,6 Milliarden Euro sehr viel unbedeutender als die deutschen Investitionen in China, die sich Ende 2013 auf 51,2 Milliarden Euro beliefen, also das 32-Fache.


  Bislang ist das Volumen an Direktinvestitionen aus Entwicklungs- und Schwellenländern in Deutschland also sehr bescheiden. Dies muss nicht so bleiben. In den vergangenen Jahren war in einigen dieser Länder ein Aufbau von Vermögenspositionen, vor allem von Währungsreserven, in der Hand staatlicher Akteure zu verzeichnen. Diese Entwicklung scheint in der Wirtschaftsgeschichte einmalig zu sein. Zwar stiegen die Währungsreserven auch in anderen Teilen der Welt, vor allem im arabischen Raum, aber die Entwicklungen in Asien werden stärker beachtet. Dafür gibt es mehrere Gründe. Erstens werden die Reserven von Volkswirtschaften angehäuft, die mit westlichen Industriegesellschaften konkurrieren. Dies ist bei den Öl exportierenden Ländern des arabischen Raums nicht der Fall. Zweitens gibt es, im Gegensatz zu den Anlagegesellschaften aus dem arabischen Raum oder aus Norwegen, nur wenig Erfahrungen mit asiatischen Staatsfonds.275 Drittens schließlich besteht bei ausländischen Investoren aus Rohstoffökonomien, also Ländern ohne leistungsfähige Industrie, nicht die Vermutung, hiesige Unternehmen könnten aufgekauft, das Know-how und die Markenrechte übernommen und das Restunternehmen anschließend geschlossen werden. Anders als etwa im Falle Norwegens können sich einige Beobachterinnen und Beobachter offenbar vorstellen, dass chinesische Akteure dies beabsichtigen könnten.


  Tab.26: Währungsreserven asiatischer Staaten 2000–2014 (in Milliarden Dollar)


  
    
      
        	
          Land

        

        	
          2000

        

        	
          2005

        

        	
          2010

        

        	
          2014

        
      


      
        	
          China

        

        	
          165,6

        

        	
          818,9

        

        	
          2847,3

        

        	
          3843,0

        
      


      
        	
          Japan

        

        	
          347,2

        

        	
          828,8

        

        	
          1036,3

        

        	
          1200,2

        
      


      
        	
          Taiwan

        

        	
          106,7

        

        	
          253,3

        

        	
          382,0

        

        	
          416,8*

        
      


      
        	
          Südkorea

        

        	
          95,9

        

        	
          210,0

        

        	
          286,9

        

        	
          353,6

        
      


      
        	
          Hongkong

        

        	
          107,5

        

        	
          124,2

        

        	
          268,6

        

        	
          328,4

        
      


      
        	
          Singapur

        

        	
          79,5

        

        	
          115,5

        

        	
          223,7

        

        	
          254,6

        
      


      
        	
          Malaysia

        

        	
          27,4

        

        	
          69,4

        

        	
          102,3

        

        	
          111,8

        
      


      
        	
          Thailand

        

        	
          31,9

        

        	
          50,5

        

        	
          165,7

        

        	
          149,1

        
      


      
        	
          Indonesien

        

        	
          28,3

        

        	
          32,9

        

        	
          90,0

        

        	
          106,1

        
      


      
        	
          Philippinen

        

        	
          13,0

        

        	
          15,8

        

        	
          54,0

        

        	
          70,3

        
      

    
  


  * 2013


  Quellen: Internationaler Währungsfonds, IMF eLibrary Data, im Internet unter http://data.imf.org/?sk=7CB6619C-CF87-48DC-9443-2973E161ABEB; für Taiwan: Asian Development Bank, The Statistical Database System, im Internet unter https://sdbs.adb.org/sdbs (eingesehen am 22.07.2015).


  Die zentrale Frage lautet, ob es denkbar ist, dass ein ausländischer Staatsfonds ein wichtiges deutsches Unternehmen aufkauft. Selbstverständlich ist dies überhaupt nicht auszuschließen. Schließlich haben sich deutsche Unternehmen in der Vergangenheit genauso verhalten. Bei der teilweise emotional geführten Diskussion– etwa in Constantin Schreibers im Jahr 2010 erschienener Warnung vor einem »Ausverkauf Deutschlands«– wird nämlich gerne übersehen, dass in den letzten Jahren Unternehmen aus Deutschland im Ausland Unternehmen gekauft und dann zerschlagen haben.276 Ein Beispiel dafür ist BMW, das 1995 den letzten britischen Großserienhersteller Rover kaufte und, nach wenig erfolgreichem Engagement, in die Firmen Rover, Land Rover und Mini zerlegte. Während Mini heute noch zu BMW gehört, ging Land Rover zunächst an Ford und gehört heute dem indischen Tata-Konzern. Rover wurde an britische Investoren verkauft, die aber schon nach kurzer Zeit die Produktion einstellten. Auch das Engagement von Daimler bei Chrysler war nur von vergleichsweise kurzer Dauer. Für die betroffenen Firmen waren die deutschen Übernahmen nur für kurze Zeit vorteilhaft.


  Häufig wird in der Diskussion der Einwand vorgebracht, dass es einen Unterschied machte, ob ein ausländisches Privatunternehmen oder ein ausländisches Staatsunternehmen als Aufkäufer auftritt. Aber welchen Unterschied macht es eigentlich? Unternehmen wie Staaten haben Interessen. Während Unternehmen primär wirtschaftliche Interessen verfolgen, ist dies bei staatlichen Akteuren eine Dimension neben anderen. Dennoch prägt staatliches Handeln weite Bereiche der Wirtschaft, etwa durch die Währungspolitik. Insofern ist die Annahme, Staat und Wirtschaft würden in voneinander getrennten Sphären operieren, nicht stichhaltig.


  Die westlichen Industrieländer liefern hierfür anschauliche Beispiele. Im Jahr 1991 wurde der tschechische Automobilhersteller Škoda von zwei Herstellern aus Westeuropa umworben, nämlich von Volkswagen und Renault. Beides waren Unternehmen, bei denen der Staat einen kontrollierenden Einfluss ausübte.277 Der Volkswagen-Konzern war eine Gründung des nationalsozialistischen Staates. Laut Chronik des VW-Konzerns erfolgte die Grundsteinlegung für das Werk Wolfsburg am 28.Mai 1938 »im Beisein politischer Prominenz«– gemeint ist Adolf Hitler.278 Erst im Jahr 2007 wurde die Sperrminorität des Landes Niedersachsen und das daraus resultierende Vetorecht im VW-Konzern durch ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs aufgehoben und das »VW-Gesetz« novelliert. In vielen Entwicklungs- und Schwellenländern, China allen voran, hat der Staat heute einen sehr großen Einfluss auf die wirtschaftliche Entwicklung, aber dies war in westlichen Industriegesellschaften in früheren Entwicklungsphasen nicht grundsätzlich anders.


  Dennoch wäre es vermutlich fahrlässig, sich voll und ganz auf marktwirtschaftliche Prinzipien zu verlassen. Vor einer feindlichen Übernahme sind nur wenige große Konzerne in Deutschland sicher. Nur zwei der deutschen Automobilhersteller sind heute durch einen niedrigen Anteil von Aktien im Streubesitz vor einer Übernahme geschützt. Bemerkenswerterweise sind beide Konzerne im Familienbesitz. Bei BMW übt die Familie Quandt kontrollierenden Einfluss aus, bei Volkswagen sind es die Familien Piëch und Porsche. Bleibt die Daimler AG, die eine Börsenkapitalisierung– der Wert aller Aktien zusammen– von 86 Milliarden Euro aufweist (Stand Juli 2015). Knapp 80Prozent der Daimler-Aktien befinden sich in Streubesitz. Der größte Einzelaktionär ist mit 6,8Prozent der Staat Kuwait. Für einen chinesischen Investor wäre es– mit Unterstützung des chinesischen Staates– relativ leicht möglich, eine Mehrheit der Anteile der Daimler-Benz AG zu erwerben. Betrachtet man den Wert der Marken von Daimler-Benz, die Fertigungsstätten und das Know-how des Unternehmens, könnte eine solche Übernahme für einen aufstrebenden chinesischen Hersteller durchaus reizvoll erscheinen. Bedenkt man zugleich, welche Bedeutung das Unternehmen für die deutsche Volkswirtschaft hat, ist anzunehmen, dass sich im Falle einer drohenden chinesischen Übernahme eine breite Mehrheit in Deutschland für politische Schutzmaßnahmen aussprechen würde; die Zahl der Befürworterinnen und Befürworter einer solchen Übernahme wäre vermutlich sehr gering.


  Bei der Sicherung eigener, nationaler Interessen kann Deutschland von China lernen. Dort wird der internationale Kapitalverkehr generell kontrolliert. Die Einfuhren und Ausfuhren von Kapital unterliegen also der Genehmigungspflicht durch die chinesischen Behörden. Insbesondere ausländische Direktinvestitionen werden genauestens geprüft. Auch andere Industrieländer kennen eine Genehmigungspflicht für ausländische Investoren, unabhängig von deren Status. In Frankreich sind elf Branchen benannt, in denen für Übernahmen Regierungsgenehmigungen erforderlich sind. Auch Großbritannien und Japan wenden Beschränkungen an.279


  In den USA können Firmenübernahmen untersagt werden, was in der Vergangenheit auch schon des Öfteren geschehen ist. Im Jahr 2005 wurde der chinesischen Firma »China National Offshore Oil Corporation« (CNOOC) die Übernahme des Unical-Konzerns untersagt. Ein Jahr später wurde dem Hafenbetreiber »Dubai Ports« die Übernahme der »Peninsular & Oriental Steam Navigation Company«, besser bekannt als P&O, verwehrt.280 Die amerikanische Tochtergesellschaft von P&O betrieb in den USA mehrere Häfen. Das Pikante am Fall P&O ist, dass diese Firma zuvor in britischer Hand war und sich dagegen kein politischer Widerstand in den USA geregt hatte.


  Es zeigt sich rasch, dass diese Materie ein Konfliktfeld für die Nord-Süd-Beziehungen ist. Entwicklungs- und Schwellenländer waren in der Vergangenheit selbst von ausländischen Übernahmen betroffen, und dort erklärten Vertreterinnen und Vertreter westlicher Länder stets die Vorteile des liberalisierten Kapitalverkehrs und ausländischer Direktinvestitionen. Nun dreht sich der Wind, und westliche Länder werden, ähnlich wie im Warenhandel, vorsichtig und wenden Schutzmaßnahmen an. Die kurze Diskussion macht bereits deutlich, dass es hier keinen Königsweg geben kann, sondern dass die Interessen von Investoren und die übergeordneten volkswirtschaftlichen Fragen im Einzelfall geprüft werden müssen. Da es vermutlich schwer fallen wird, weltweit einheitliche Regeln zu formulieren, bleibt es den Nationalstaaten überlassen, sich vor unerwünschten Direktinvestitionen zu schützen und eigene, nationale Strategien für die Handhabung von ausländischen Direktinvestitionen zu formulieren.


  Zu berücksichtigen ist außerdem, dass über einen längeren Zeitraum hinweg mehr Investitionen aus Deutschland ins Ausland geflossen sind als umgekehrt. Von 2005 bis März 2015 investierten ausländische Unternehmen 408 Milliarden Euro in Deutschland. Von einigen wenigen Fällen abgesehen, haben sich auch die Investitionen aus asiatischen Schwellenländern in engen Grenzen gehalten. Deutsche Investitionen im Ausland waren deutlich höher: Von 2005 bis März 2015 betrugen die Neuinvestitionen im Ausland 803,4 Milliarden Euro. Von einem Ausverkauf Deutschlands kann also überhaupt keine Rede sein. In den vergangenen zwei Jahrzehnten haben deutsche Unternehmen stets mehr im Ausland investiert als ausländische Unternehmen in Deutschland.


  Allerdings sind die Sorgen vor einem Ausverkauf Deutschlands in den letzten Jahren von einem anderen Thema verdrängt worden. Seit dem Jahr 2010 dominiert die Krise in Europa die außenwirtschaftspolitische Diskussion. Griechenland, Irland, Portugal und Spanien waren in Schieflage geraten und forderten Hilfe von anderen Ländern. Aber wie soll Deutschland auf die Krise in einigen Mitgliedsstaaten der Eurozone reagieren?
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  7 Europa in der Krise: Wie verändert die Schuldenkrise die Zusammenarbeit in der Europäischen Union?


  Die Schuldenkrise hat die Zusammenarbeit in Europa strukturell verändert. Staaten, die direkte finanzielle Hilfen erhielten, mussten im Gegenzug Auflagen erfüllen und Reformen umsetzen. Dies ist aber nicht überall in gleichem Maße gelungen. Besonders problematisch bleibt der Fall Griechenland, das noch immer keine Perspektive für die Erneuerung seiner Wirtschaft entwickelt hat. Deshalb ist es wichtig, diese Ökonomie genauer zu betrachten. Aus ganz anderen Gründen hat Spanien besondere Bedeutung. Diese Ökonomie kämpft mit den Folgen einer großen Immobilienblase und hat Schwierigkeiten, die mit dieser gigantischen Fehlspekulation verbundenen Probleme zu überwinden. Aber auch Italien hat erhebliche Probleme bei der Erneuerung seiner Volkswirtschaft.


  Warum hat man in Europa dem Projekt gemeinsame Währung eigentlich einen so hohen Stellenwert eingeräumt? Für Deutschland hat die währungspolitische Zusammenarbeit in Europa schon seit Jahrzehnten eine außergewöhnlich hohe Bedeutung. Die dichten Handelsbeziehungen und die engen Verflechtungen bei Direktinvestitionen haben für Deutschland und andere europäische Staaten schon früh eine Stabilisierung der Wechselkurse sinnvoll erscheinen lassen. Die Grundidee ist einfach und plausibel: Feste oder nur gering schwankende Wechselkurse fördern den Warenhandel und damit die internationale Arbeitsteilung, während starke Wechselkursschwankungen für Unternehmen erhebliche wirtschaftliche Risiken darstellen.


  Die europäischen Staaten unterscheiden sich an diesem Punkt sehr deutlich von anderen OECD-Volkswirtschaften, vor allem von den USA und Japan. In jenen Ökonomien ist der Grad der Internationalisierung, gemessen als Anteil der Exporte an der Wirtschaftsleistung, deutlich niedriger als bei den meisten europäischen Staaten. Im Jahr 2012 betrug das Verhältnis von Exporten (Waren und Dienstleistungen) zur jeweiligen Wirtschaftsleistung 13,5Prozent in den USA, 14,7Prozent in Japan, 44,8Prozent in der EU-28 und 51,8Prozent in Deutschland.281 Je größer die Bedeutung von Ex- und Importen, desto verwundbarer wird eine Ökonomie bei starken Schwankungen der Wechselkurse.


  In der Wirtschaftsgeschichte finden sich mehrere Phasen, in denen die Wechselkurse wichtiger Volkswirtschaften durch internationale Kooperation nur mäßig schwankten. Der amerikanische Wirtschaftshistoriker Barry Eichengreen stellt sogar fest, dass internationale Kooperation zur Stabilisierung von Wechselkursen bisher eher die Norm und nicht die Ausnahme war.282 Von Mitte des 19.Jahrhunderts bis zum Ausbruch des Ersten Weltkriegs sorgte der Goldstandard für stabile Wechselkurse. Die daran teilnehmenden Staaten fixierten den Wechselkurs der Landeswährung zur Feinunze Gold und stellten damit indirekt feste Wechselkurse zwischen den Währungen her. Auch in der Nachkriegsordnung von Bretton Woods waren die Wechselkurse der wichtigsten westlichen Ökonomien fixiert und wurden nur gelegentlich angepasst. Erst mit dem Ende des Bretton-Woods-Regimes begann die bis heute währende Ära schwankender Wechselkurse.


  In Europa hat man stark schwankende Wechselkurse stets kritisch gesehen, da der Nutzen fester oder mäßig schwankender Wechselkurse gewöhnlich als sehr hoch eingeschätzt wurde. Deshalb wurde auch schon bei der Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft im Jahr 1957 das Ziel gemeinsamer Währungspolitik explizit in den Römischen Verträgen genannt. Der erste Präsident der Europäischen Kommission, Walter Hallstein, ergriff schon 1962 die Initiative zur Schaffung einer Währungsunion, aber sein Plan scheiterte.283


  7.1 Der Weg vom Werner-Plan zum Euro


  Allerdings war die Stabilität der Wechselkurse im Regime von Bretton Woods ohnehin gewährleistet, weshalb sich das Problem von Kursschwankungen in der EWG erst gar nicht stellte. Aber das drohende Ende der Nachkriegswährungsordnung führte in Europa schon früh zum Nachdenken über neue Formen der währungspolitischen Zusammenarbeit. 1970 wurde unter der Leitung des damaligen Premierministers von Luxemburg, Pierre Werner, ein Konzept verabschiedet, das die stufenweise Einführung einer Währungsunion bis zum Jahr 1980 vorsah. Schon der Werner-Bericht betonte die Notwendigkeit einer politischen Flankierung der Währungsunion: Geschaffen werden sollte ein dem Europäischen Parlament gegenüber verantwortliches wirtschaftspolitisches Entscheidungsgremium, also eine Art europäischer Wirtschaftsrat.284


  Schon 1970 wurde also erkannt, dass es ein Spannungsverhältnis zwischen wirtschaftspolitischer Autonomie und der Stabilität einer Währungsunion gibt. Angenommen wurde, dass die Wirtschafts- und Fiskalpolitik harmonisiert sein muss, wenn es nicht zum Aufbau von Spannungen in der Währungsunion kommen soll.


  Doch in den turbulenten 1970er Jahren ging es zunächst um die Stabilisierung der Wechselkurse der europäischen Währungen. Von 1973 an wurde versucht, die Schwankungen zu begrenzen und enge Korridore festzulegen, innerhalb derer die Wechselkurse schwanken konnten. Nicht nur die Gründungsmitglieder der EWG, sondern auch die neu aufgenommenen Länder Dänemark, Großbritannien und Irland nahmen an diesem Wechselkursmechanismus teil. Allerdings litt schon dieses System darunter, dass sich die Wirtschafts- und Fiskalpolitiken der europäischen Länder deutlich voneinander unterschieden, was zu Spannungen im System führte.285


  Nach mehreren Austritten war 1978 das alte System weitgehend gescheitert. Im Wechselkursverbund verblieben nur noch Deutschland, Dänemark und die Benelux-Staaten. Bundeskanzler Helmut Schmidt und der französische Staatspräsident Valéry Giscard d’Estaing legten 1978 den Grundstein für das Europäische Währungssystem (EWS), das von 1979 bis zur Schaffung des Euro in Kraft bleiben sollte. Das Europäische Währungssystem war ein Wechselkursregime, das tägliche Schwankungen der Wechselkurse erlaubte und von häufigen Anpassungen der Paritäten geprägt war. Für europäische Staaten war das EWS attraktiv: 1990 trat sogar Großbritannien bei.


  Die Zeit des EWS war allerdings keineswegs frei von Krisen. Insbesondere das unfreiwillige Ausscheiden Großbritanniens im Jahr 1992 machte die Verwundbarkeit des Systems deutlich. Funktionieren konnte das EWS nur, solange die Geldpolitiken der Mitgliedsländer weitgehend synchronisiert waren. 1992 war dies nicht mehr der Fall: Die Bundesbank verfolgte eine Politik sehr hoher Realzinsen, während die englische Notenbank auf die Schwäche der britischen Wirtschaft zu reagieren versuchte und auf niedrige Zinsen setzte. Der amerikanische Hedgefonds-Manager George Soros erkannte diese Schwäche, setzte mit Erfolg auf das Ausscheiden des Pfundes aus dem EWS und verdiente rund eine Milliarde Dollar mit dieser Wette.286


  In den turbulenten Jahren nach dem Fall der Berliner Mauer, dem Zusammenbruch der UdSSR und der deutschen Wiedervereinigung einigten sich die europäischen Spitzenpolitikerinnen und -politiker relativ rasch auf die Einführung der schon länger diskutierten gemeinsamen Währung. Der Vertrag von Maastricht aus dem Jahr 1992 sollte zum einen für monetäre Stabilität in Europa sorgen, zum anderen hoffte man, durch die Schaffung einer Währungsunion dem Ziel einer politischen Union in Europa näher zu kommen. Der Euro wurde am 1.Januar 1999 als Buchgeld und drei Jahre später als Bargeld eingeführt.


  Die Details der Schaffung der gemeinsamen Währung werden an dieser Stelle nicht untersucht werden. Festzuhalten ist indes, dass es versäumt wurde, über mögliche Schieflagen in einzelnen Mitgliedsländern nachzudenken und für diese Fälle Vorsorge zu treffen. Versäumt wurde die Schaffung von Mechanismen, die für Mitgliedsstaaten einen hinreichenden Anreiz zur Einhaltung der vereinbarten Regeln geboten hätten. Dies war fatal: Wenn die Regeln des Vertrages eingehalten worden wären, hätte es die heutige Krise in einigen Ländern der Währungsunion, vor allem in Griechenland und Italien, gar nicht geben dürfen. Nicht die Regeln des Vertrages waren schlecht, sondern deren mangelhafte Einhaltung und Überwachung. Für Staaten wie Griechenland war der Nutzen der Vertragsverletzung höher als die Kosten dieser Politik.


  7.2 Krise und Krisenmanagement


  Seit dem Jahr 2010 stolpert Europa durch die Krisen, und eine klare Linie lässt sich nicht ausmachen. Als unverrückbar bezeichnete Positionen– etwa die Nichtbeistandsklausel des Vertrages von Maastricht oder das Verbot der Finanzierung von Staaten durch die Europäische Zentralbank– werden aufgegeben und vertragliche Vereinbarungen wurden und werden ohne Zögern über Bord geworfen.287 Stets dient die schwere Krise als Begründung für juristisch und ordnungspolitisch gewagte Aktionen. »Not kennt kein Gebot« wird als Handlungsanleitung der europäischen Politik ausgegeben, und allzu oft wurde nicht hinreichend diskutiert, wem denn die sogenannten Rettungsaktionen eigentlich nutzten. Vielfach ging es vor allem darum, Finanzmarktakteure vor den Konsequenzen ihrer eigenen Handlungen zu schützen. Allerdings wäre es falsch, die einzelnen Krisen über einen Kamm zu scheren. Griechenland hat mit Spanien und Irland sehr wenig gemein, und noch einmal anders gelagert ist der Fall Italien. Deshalb ist es sinnvoll, die Entwicklung der einzelnen Krisen genauer zu betrachten. Zu beobachten ist keine Krise der Währung, sondern Krisen in einzelnen Mitgliedsstaaten der Währungsunion.


  7.2.1 Griechenland


  Das 1981 in die Europäische Gemeinschaft aufgenommene Griechenland hat in den vergangenen drei Jahrzehnten schon mehrfach eine turbulente wirtschaftliche Entwicklung erlebt. Schon vor der 2010 ausgebrochenen Krise war die griechische Wirtschaft in schlechter Verfassung. Zwar hatte das Land nach dem Beitritt zur Eurozone im Jahr 2001 eine Phase hohen Wachstums erlebt, doch diese Scheinblüte war mit ausländischen Krediten finanziert. Von 2001 bis 2007 betrug das durchschnittliche reale Wachstum in Griechenland 4,1Prozent, doch finanziert hat dies das Ausland: Von 2001 bis 2008 betrug das durchschnittliche Leistungsbilanzdefizit Griechenlands 9,1Prozent des BIP und erreichte den sehr hohen Wert von 14,9Prozent des BIP im Jahr 2008, nach Island (-24,6Prozent des BIP) der höchste Wert in der OECD. Das Kartenhaus brach allmählich, aber nicht schlagartig zusammen. Schon vor dem Auftritt der Troika war die Lage in Griechenland krisenhaft: Ende 2008 gab es in Athen massive, mehrtägige Streiks. Die Demonstrantinnen und Demonstranten kritisierten ausgebliebene Reformen von Universitäten und des Gesundheitssystems.288 Im Jahr 2010 ließen sich die Probleme Griechenlands nicht länger kaschieren: Europa und der IWF mussten Finanzhilfen gewähren.


  Betrachtet man die Entwicklung Griechenlands in den vergangenen knapp 200 Jahren, wird deutlich, dass wirtschaftliche und soziale Krisen das Land schon sehr häufig heimgesucht haben. Die Kritikerinnen und Kritiker der ausländischen Kreditgeber Griechenlands verweisen gerne auf den starken Einbruch der griechischen Wirtschaftsleistung seit 2010, vergessen dabei aber, dass die Jahre davor von kreditfinanzierten Übertreibungen geprägt waren. 2015 stellen sich sehr grundsätzliche Fragen über die Mitgliedschaft Griechenlands in der Eurozone, möglicherweise sogar in der EU.


  Der Entwicklungspfad Griechenlands unterscheidet sich deutlich von dem anderer europäischer Länder. Samuel Huntington ordnete Griechenland– wie im Übrigen auch die Ostukraine– nicht Westeuropa, sondern dem osteuropäischen Raum zu. In Huntingtons »Konflikt der Kulturen« gehört Griechenland zum Kulturkreis des orthodoxen Christentums und des Islam.289 Vermutlich war es eine Überschätzung der Bindungskraft der europäischen Idee, die zur Aufnahme Griechenlands in die EU und später in die Eurozone führte. Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble vertritt heute offen die Position, dass Griechenlands Gesellschaft und Regierung nicht die Voraussetzungen für eine Mitgliedschaft in der Eurozone mitbringen.290


  In einer längerfristigen Betrachtung wird deutlich, dass Griechenlands kurzer Boom nach dem Beitritt zur Eurozone ein kurzes, kreditfinanziertes Strohfeuer war. Zum Zeitpunkt des Beitritts betrug die Produktivität in Griechenland nur 54Prozent des Durchschnitts der anderen Länder der Eurozone– und anschließend stiegen die Reallöhne um 25Prozent. Finanziert wurden diese Erhöhungen mit ausländischen Krediten, was sich in Leistungsbilanzdefiziten von bis zu knapp 15Prozent des BIP (-14,6Prozent des BIP 2008) niederschlug. Von 2004 bis 2010 betrug die Summe der Leistungsbilanzdefizite 225,5 Milliarden Dollar.291 In diesen sieben Jahren wurde das heutige Überschuldungsproblem geschaffen.


  Griechische Bürgerinnen und Bürger wie auch Politikerinnen und Politiker verweisen gerne auf den scharfen Einbruch der Einkommen seit dem Jahr 2010 und führen dies auf das Handeln der Troika zurück. Betrachtet man indes die Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung seit dem Beitritt zur Währungsunion, verändert sich das Bild. 2015 lag die Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung real noch immer um 8Prozent über dem Wert beim Einstieg in die Eurozone.292 Die zwischenzeitliche Scheinblüte wurde von inkompetenten deutschen und französischen Banken finanziert, aber diese Phase hatte nichts mit einer Steigerung der Leistungsfähigkeit der griechischen Ökonomie zu tun.


  Zudem ist die gerne vorgetragene Kritik, die Rettungsmaßnahmen für Griechenland hätten eigentlich nur den Gläubigern des Landes geholfen, nicht überzeugend. Zutreffend ist, dass es ohne das erste Rettungspaket im Jahr 2010 Schieflagen bei einigen Banken gegeben hätte. Allerdings belief sich das Engagement deutscher Banken damals nur auf etwa 25 Milliarden Euro, während der deutsche Staat im Juni 2015– also vor dem dritten Rettungspaket– mit insgesamt rund 85 Milliarden Euro engagiert war. Zudem haben nicht die ausländischen Banken, sondern der griechische Staat die Kredite der Gläubiger konsumiert und sie eben nicht investiert.


  Ebenso unangemessen erscheinen die Klagen über eine zu hohe Belastung durch den Schuldendienst. In den 1990er Jahren musste der griechische Staat bis zu 12Prozent der Wirtschaftsleistung für den Schuldendienst aufwenden– und heute weniger als ein Drittel dieses Anteils: 1994 betrugen die Zinszahlungen (ohne Tilgung) des griechischen Staates 11,8Prozent der Wirtschaftsleistung– und 20 Jahre später nur noch 3,7Prozent des BIP. Dabei sind die Schulden von rund 100Prozent des BIP (1994) auf 180Prozent (2014) gestiegen. Wie hat es Griechenland geschafft, die Schulden fast zu verdoppeln und gleichzeitig den Zinsdienst so drastisch zu reduzieren?


  Erreicht wurde dies durch die Ausschaltung des Marktes. Die viel gescholtenen staatlichen Gläubiger Griechenlands subventionieren den Zinsdient ganz massiv. 2014 zahlte Griechenland einen insgesamt geringeren durchschnittlichen Zinssatz (2,4Prozent) als der Musterknabe Deutschland (2,7Prozent). Während sich Deutschland am Markt finanzieren muss, ist der Zinssatz für Griechenland Verhandlungssache– zwischen Athen und den staatlichen Gläubigern. Im Ergebnis zahlte Griechenland 2014 mit 3,7Prozent des BIP weniger als Italien (4,5Prozent des BIP) oder Portugal (4,4Prozent des BIP), obwohl die nominelle Schuldenlast in diesen beiden Ländern deutlich geringer ist als in Griechenland.293


  Bemerkenswert ist nicht nur, dass es Athen gelang, den Eindruck untragbarer Schuldenlasten zu schaffen, sondern auch, dass Kommentatorinnen und Kommentatoren in Deutschland gerne auf die Härte der Gläubiger im Umgang mit Griechenland verwiesen. Betrachtet man die genannten Zahlen, drängt sich der gegenteilige Eindruck auf: Die Gläubiger lassen Griechenland nicht nur sehr viel Zeit für die Rückzahlung der Schulden, sondern subventionieren zudem noch die Zinssätze. Auch Länder, die ärmer sind als Griechenland, unterstützen mit diesen Zinssubventionen die griechische Gesellschaft.


  Im Jahr 2015 sprachen viele Bürgerinnen und Bürger wie auch Politikerinnen und Politiker Griechenlands über Stolz und Selbstbestimmung, aber der Beitrag Griechenlands zum Funktionieren der europäischen Zusammenarbeit spielte überhaupt keine Rolle.294 Aus Sicht vieler Beobachterinnen und Beobachter in Nordeuropa verfügt die griechische Gesellschaft über eine weitreichende Fähigkeit, die Regeln und Normen der europäischen Zusammenarbeit zu beugen oder vollständig zu ignorieren. Durchgesetzt werden indes griechische Interessen– und dies auf eine Art und Weise, die der Zusammenarbeit in Europa schaden. Die griechische Gesellschaft beansprucht, demokratisch zu handeln, aber aus Sicht des Harvard-Ökonomen Dani Rodrik handelt es sich dabei um verantwortungslosen Unilateralismus.295


  Als sich Griechenland im Frühjahr 2010 als neuer Krisenherd entpuppte, wurden alternative Lösungswege in Brüssel und anderen europäischen Hauptstädten zunächst verworfen.296 Als größter anzunehmender Risikofall galt die ordnungspolitisch konsequente Lösung der Entschuldung eines Staates bei teilweisem Forderungsverzicht der Gläubiger. Dies stellte sich als verkürzende und gefährliche Sichtweise heraus: Vielmehr haben die anschließenden Rettungsaktionen für Griechenland die grundsätzliche Frage nach der künftigen fiskalpolitischen Disziplin anderer EU-Länder aufgeworfen. Zudem wurden die Gläubiger erst spät– im Jahr 2012– beteiligt und damit eine zentrale Erkenntnis früherer Finanzkrisen ignoriert: Nachhaltig sind Hilfen in Kreditkrisen nur dann, wenn sowohl Schuldner als auch Gläubiger mit erheblichen Kosten belastet werden. Das zeigen die Schuldenkrisen der letzten drei Jahrzehnte. In den lateinamerikanischen Ländern Argentinien, Brasilien und Mexiko wurde die Schuldenkrise in den 1980er Jahren– nach mehreren Jahren– durch einen teilweisen Forderungsverzicht überwunden, ebenso wie die Russlandkrise 1998 oder die Argentinienkrise 2002. In Griechenland und anderen Krisenländern jedoch haben bisher die Hauptverantwortlichen für die Misere nicht die Hauptlast ihrer Bewältigung zu tragen.


  Griechenlands finanzielle Notlage hat die grundsätzliche Frage aufgeworfen, in welcher Form hoch verschuldeten Staaten in Europa Kredithilfe gewährt werden sollte. Als die Währungsunion geschaffen wurde, klammerte man den Krisenfall aus, weil man die fiskalpolitische Souveränität der Nationalstaaten für unverzichtbar hielt. Dennoch ist nun eine Überschuldungssituation eingetreten. Erfahrungen anderer hoch verschuldeter Entwicklungs- und Schwellenländer zeigen indes, welche Optionen zur Verfügung stehen, um Schuldenkrisen zu überwinden.


  Am einfachsten für Griechenland wäre es gewesen, wenn die Schulden in Höhe von rund 300 Milliarden Euro teilweise gestrichen worden wären. Entweder hätten Gläubiger auf Forderungen verzichten oder andere Staaten Verbindlichkeiten übernehmen müssen. Eine zweite Variante wäre gewesen, Griechenland Kredite zu gewähren. Damit hätten sich zwar temporäre Liquiditäts-, nicht aber die griechischen Solvenzprobleme lösen lassen.297 Mit neuen Krediten wären diese allenfalls vertagt worden, wenn Griechenland nicht entschuldet oder die Lage seines Staatshaushalts drastisch verbessert worden wäre, ob durch Ausgabensenkung oder Steigerung der Einnahmen.


  Welche Gefahren für die Stabilität des Euro gehen und gingen von der Notlage Griechenlands und anderer Länder aus? Hier galt und gilt es abzuwägen, ob Rettung oder Nicht-Rettung die gefährlichere Alternative ist. In der öffentlichen Diskussion wurde den unerwünschten Nebeneffekten der Rettung zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Bundeskanzlerin Merkel hatte mit ihrer vereinfachenden Position– die Rettung Griechenlands sei »alternativlos«– eine ernsthafte Debatte im Kern abzuwürgen versucht. Allerdings zeigt sich inzwischen sehr deutlich, dass die Folgen der Griechenland-Rettung weit über Griechenland hinaus reichen und die Frage nach dem Verhältnis von Solidarität und Eigenverantwortung in Europa betreffen. In anderen Staaten– vor allem Italien und Spanien– ist die Hoffnung genährt worden, Berlin und Brüssel wären bereit, jedes Mitgliedsland der Eurozone aus Kalamitäten zu befreien.


  In der Diskussion um die Notwendigkeit von Hilfsmaßnahmen wurde seit Beginn der Krise mit harten rhetorischen Bandagen gekämpft. Oft hieß es, die Zukunft Europas sei bei einem Bankrott Griechenlands gefährdet. Für diese Position liefern historische Erfahrungen jedenfalls keine stichhaltigen Argumente. Die Überschuldung einzelner Bundesländer innerhalb eines Staates, etwa des Saarlandes oder Kaliforniens, ist nach bisheriger Erfahrung kein Problem für die jeweiligen Währungen gewesen. Anlass zur Sorge gäbe es höchstens dann, wenn Regierungen die Notenpresse in Gang setzten, um die Schwierigkeiten von Teilen der Union zu überwinden.


  Ein Staatsbankrott Griechenlands hätte wohl nur wenig gravierendere Folgen gehabt als etwa die Insolvenz des weltgrößten Automobilherstellers General Motors 2009. GM hatte laut Insolvenzantrag Verbindlichkeiten in Höhe von 173 Milliarden Dollar. Besitzerinnen und Besitzer von GM-Anleihen mussten im von der Regierung unterstützten Umschuldungsverfahren auf 27 Milliarden Dollar verzichten. Dieser Konkurs hatte auf den amerikanischen Dollar keine ernsten Auswirkungen.


  Von der Nicht-Rettung Griechenlands wären vermutlich mittelfristig kaum negative Folgen für die Reputation des Euro zu befürchten gewesen. Der Bankrott Griechenlands hätte die privaten Gläubiger des Landes betroffen und einige Banken wären vermutlich in Schieflage geraten. Aber diese Geldinstitute hätten entweder gestützt oder verstaatlicht werden können. Diesen Weg hat man indes nicht beschritten, sondern die privaten Gläubiger Griechenlands vergleichsweise gering belastet. Die Rettung Griechenlands und die Vergemeinschaftung eines auf nationaler Ebene verursachten Problems haben dagegen den Euro nachhaltig beschädigt und bewirkt, dass die Stabilität der Währungsunion in den europäischen Gesellschaften immer wieder infrage gestellt wird. Werden Stützungsaktionen nicht mehr vorwiegend als Einzelfälle, sondern als die Regel wahrgenommen, setzt dies die falschen Anreize für die Mitgliedsländer. Aber nicht nur dort: Auch die Gläubigerländer werden über kurz oder lang den Nutzen der Währungsunion überprüfen. Vor allem die Nettozahler in der Eurozone werden sich die Frage stellen müssen, ob nicht die Kosten regelmäßiger Rettungsaktionen den Nutzen der Mitgliedschaft übersteigen. In diesem Fall wäre es denkbar, dass eigene, neue Währungsräume geschaffen werden und damit der Euro auseinanderbricht.


  All dies war Anfang 2010 auch den zahlreichen Befürworterinnen und Befürwortern einer finanziellen Unterstützung für Griechenland, etwa der Bundesregierung, klar. Deshalb schlugen sie vor, das Interesse an Hilfsmaßnahmen in anderen europäischen Ländern durch harte, streng kontrollierte Auflagen zu dämpfen. Die Rettung durch die Troika sollte möglichst unattraktiv sein. Allerdings war dieses Konzept gefährlich und blendete jahrelange Erfahrungen der Entwicklungspolitik völlig aus. Wird die Souveränität von Staaten beschnitten (nichts anderes geschah), beraubt man die betroffenen Gesellschaften der Chance, eigene Lösungsansätze zu entwickeln. Selbstbestimmung, im entwicklungspolitischen Diskurs als »ownership« bezeichnet, ist eine der wichtigsten Voraussetzungen für erfolgreiche Entwicklung. Die Oktroyierung von vermeintlich »alternativlosen« Reformprogrammen schweißt die betroffenen Gesellschaften nur enger zusammen und sorgt für eine Solidarisierung der Bürgerinnen und Bürger gegen vermeintliche ausländische Übeltäter. Im Falle Griechenlands waren und sind dies Deutschland und der IWF.


  Ein gravierender Fehler war es deshalb, den Fall Griechenland in erster Linie als europapolitisches Problem zu betrachten. Bei genauer Betrachtung wäre es angemessen gewesen, der entwicklungspolitischen Dimension des Problems sehr viel mehr Beachtung zu widmen. Griechenland war nahezu vier Jahrhunderte lang– von der Mitte des 15.Jahrhunderts bis zur Wiedererlangung der Unabhängigkeit im Jahr 1830– Teil des Osmanischen Reiches. In der griechischen Gesellschaft hat die Ablehnung von Fremdherrschaft daher einen besonders hohen Stellenwert. Die Troika aus Internationalem Währungsfonds, Europäischer Zentralbank und Europäischer Kommission hat alte Ressentiments wieder geweckt und die positiven Wirkungen, die eine Krise haben kann, im Keim erstickt. Mit anderen Worten: Die griechische Gesellschaft hat sich nur kurz mit der Frage beschäftigt, welche eigenen Versäumnisse zur Krise führten, und anschließend umso mehr Zeit darauf verwendet, die Politik der Troika zu kritisieren. Dies ist ein bekanntes, in der griechischen Gesellschaft tief verwurzeltes Muster. Der französische Schriftsteller Edmond About bereiste Griechenland 1858, knapp 30 Jahre nach der Unabhängigkeit, und stellte fest, dass die Nicht-Zahlung von Steuern in den 375 Jahren türkischer Besatzung zum festen Bestandteil der griechischen Gesellschaft geworden war. Während der Zugehörigkeit zum Osmanischen Reich galt die Steuerverweigerung als legitimer politischer Widerstand gegen die Besatzer.298


  Knapp 100 Jahre später, im Jahr 1947, entsandte der amerikanische Präsident Harry S. Truman den Sonderbotschafter Paul A. Porter nach Griechenland, um die Perspektiven des wirtschaftlichen Wiederaufbaus nach dem Zweiten Weltkrieg zu sondieren. Porter beschrieb in seinem Bericht eine korrupte und ineffiziente öffentliche Verwaltung als Hindernis für die wirtschaftliche Entwicklung des Landes. Die Regierung habe keine erkennbare Politik außer »der Forderung nach Hilfen aus dem Ausland um im Amt bleiben zu können«.299 Nutznießer dieser Politik sei eine kleine Gruppe, die die unsichtbare Macht in Griechenland darstellen würde.300


  Diese Rückblenden in die Geschichte der griechischen Gesellschaft erlauben, die heutigen Widerstände und Probleme zu verstehen. Es handelt sich in Griechenland nicht um die temporäre Wachstumsschwäche einer ansonsten gut organisierten Volkswirtschaft, sondern um ein entwicklungspolitisches Strukturproblem. Noch immer prägt eine oligarchische Elite die wirtschaftlichen Geschicke des Landes und verhindert erfolgreich dessen Modernisierung.301 Die Privatwirtschaft ist in den Händen einer wohlhabenden, kosmopolitischen Oberschicht, während der Staat die Domäne klientelistische Strukturen bedienender Parteien ist. Die Mitgliedschaft zunächst in der EU und später in der Eurozone hat diese Strukturen nicht verändert, sondern vor allem den Zugang zu neuen Fördermöglichkeiten eröffnet. Die Erwartung der griechischen Politik, das übrige Europa würde sich scheuen, Griechenland neue Mittel zu verweigern, hat sich bislang in vollem Umfang bestätigt.


  Sechs Jahre nach dem Beginn der Krise haben sich die Rituale zwischen den Gläubigern und Griechenland erkennbar verfestigt. Immer wieder verletzt Griechenland Auflagen der Troika, diese droht dann mit Sanktionen, aber nach dem Gelöbnis, die Auflagen einzuhalten, werden die neuen Kredite stets ausgezahlt. Eine glaubwürdige Alternative zur Fortsetzung des Rettungskurses hat die Troika nicht. Sie ist erpressbar.


  Die Beschlüsse vom Juli 2015 haben an dieser Situation grundsätzlich nichts geändert. Einige Beobachterinnen und Beobachter vertraten die Einschätzung, der griechische Premierminister Alexis Tsipras habe sich verkalkuliert und müsse nun schmerzhafte Reformen umsetzen. Dies ist aber nur eine Momentaufnahme. Tsipras hat Griechenland den Zugang zu neuer Liquidität geöffnet, und die Erpressbarkeit der Gläubiger ist gestiegen, weil die Forderungen an Griechenland weiter wachsen.


  Wie schon seit Jahren vermissen ausländische Beobachter eine genuin griechische Entwicklungsagenda. Die Anstrengungen richten sich gegen die Gläubiger und deren Auflagen. Das ist einerseits verständlich, andererseits aber halbherzig. Wo ist Tsipras’ Plan für Griechenlands wirtschaftlichen Aufstieg? Es ist zu befürchten, dass auch das dritte Hilfsprogramm scheitern wird, weil auch dieses Mal die griechische Regierung und Gesellschaft die verordneten Reformen nur widerwillig umsetzen oder gar verhindern werden. Selbstverständlich ist es legitim, die Auflagen der Gläubiger zu kritisieren. Zutreffend ist auch, dass die Gläubiger die bisherige Unwirksamkeit ihrer Medizin mit einer Verstärkung der Dosis anstatt mit einer Veränderung der Rezeptur beantworten. Aber ebenso eindeutig ist, dass die Staats- und Regierungschefs der übrigen 18 Euroländer nicht aus Überzeugung, sondern aus Verzweiflung Griechenland erneut neue Mittel zugesagt haben. Letztlich scheuten sich sowohl die Regierung Tsipras als auch die anderen Staats- und Regierungschefs der Eurozone, neue, aber unbekannte Wege zu beschreiten.


  Obwohl Bundesfinanzminister Schäuble im In- und Ausland zum Teil heftig für seinen Vorschlag eines zeitweiligen Ausscheidens Griechenlands aus der Eurozone kritisiert wurde, hat dieser Vorschlag die griechische Debatte möglicherweise strukturell verändert. Bis zur Veröffentlichung des Vorschlags Mitte Juli 2015 war die Diskussion von einem unaufgelösten Widerspruch geprägt: Einerseits wurde ein Ausstieg eines Landes aus der Eurozone grundsätzlich ausgeschlossen und die Mitgliedschaft für unumkehrbar erklärt. Andererseits fehlte genau deshalb ein wirksames Instrument zur Disziplinierung von Mitgliedsstaaten, die die von allen im Konsens beschlossenen Regeln immer wieder missachten. Der Vorschlag eines »Grexit« (dessen zeitliche Beschränkung eher Kosmetik war) bewirkte einen überraschenden Wandel der Mehrheiten in Griechenland: Stimmten im Referendum vom 5. Juli 2015 noch 60Prozent der Griechen gegen die (weniger scharfen) Auflagen aus dem bisherigen Rettungspaket, so stimmten nach Bekanntwerden dieser Idee in Umfragen plötzlich 70Prozent für die Annahme des sehr viel härteren dritten Maßnahmenbündels.


  Vermutlich haben die Kombination aus Schäubles Vorschlag, die Bankenschließungen und die Verhängung von Kapitalverkehrsbeschränkungen den (temporären?) Stimmungswandel in Griechenlands Regierung und Bevölkerung bewirkt. Allerdings glauben nur notorische Optimisten, dass mit den Entscheidungen vom Juli 2015 Griechenland und die Eurozone aus dem Schneider sind. Fast schon fatalistisch sehen die Deutschen die Situation: In einer Infratest-Umfrage im Juli 2015 sprachen sich 52Prozent für neue Hilfen für Griechenland aus, aber zugleich hatten 78Prozent der Befragten kein Vertrauen in die Umsetzung der vereinbarten Reformen durch die griechische Regierung.302


  7.2.2 Spanien nach der »El-Dorado-Dekade«


  Im Frühjahr und Sommer 2012 hatte sich die Krise in Europa aus den früheren Epizentren Griechenland, Portugal und Irland nach Spanien und Italien verlagert. In jenen Monaten hieß es, es sei unabdingbar, den spanischen Banken rasch Hilfe aus anderen europäischen Staaten zu gewähren. Doch vor der Therapie sollte die Analyse der Krankengeschichte stehen: Wie geriet Spanien, das mehr als eine Dekade lang wirtschaftlich erfolgreich zu sein schien, in die heutige schwere Krise?


  In der ersten Dekade des 21.Jahrhunderts galt Spanien als das neue El Dorado.303 Auf der Suche nach schnellem Geld und Wohlstand zog es viele Menschen auf die Iberische Halbinsel. Spaniens Bevölkerungszahl wuchs dramatisch, zwischen 2003 und 2010 von 42 auf 46 Millionen Menschen, ein Anstieg um nahezu 10Prozent. Da Spanien sehr niedrige Geburtenraten aufweist, beruhte diese Steigerung fast ausschließlich auf Zuwanderung. Damit stieg nicht nur der Bedarf an Wohnraum, sondern auch das Arbeitskräftepotenzial erheblich.


  Die konservative Regierung von José María Aznar, Premierminister von 1996 bis 2004, hat durch die Förderung von Immobilienboom und Zuwanderung einen bemerkenswerten wirtschaftlichen Aufschwung initiiert. Die Liberalisierung des Baurechts und die Tolerierung illegaler Immigration beflügelten die spanische Wirtschaft. Bis zum Jahr 2008 wies diese Wachstumsraten auf, die um einiges über dem Mittelwert der Eurozone lagen. Von 2001 bis 2007 betrug das durchschnittliche Wirtschaftswachstum in Spanien 3,6Prozent im Jahr, während sich der Mittelwert in den Ländern der Eurozone auf 2,0Prozent belief. Aber das vermeintliche Wirtschaftswunder sollte nicht von Dauer sein.


  Tab.27: Spaniens wirtschaftliche Entwicklung 2001–2014
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  Quelle: OECD Economic Outlook 97, Annex Tables, Tabellen 1, 31, 32, 51, 59.


  Die stark gestiegene Bautätigkeit in Spanien wurde wesentlich durch den Zufluss ausländischen Kapitals finanziert. Allein in den vier Jahren des stärksten Zustroms– von 2005 bis 2008– verzeichnete Spanien Kapitalzuflüsse von rund 365 Milliarden Euro. Andere Zutaten des Immobilienbooms waren hausgemacht: Rodrigo Rato, Wirtschaftsminister der Regierung Aznar, ermöglichte es Städten und Gemeinden, deutlich mehr Bauland auszuweisen. Diese ließen sich nicht zweimal bitten. Im ganzen Land entstanden neue Baugebiete. Von der positiven Stimmung getragen, zog auch der private Konsum in den Boomjahren spürbar an und sorgte für eine hohe Binnennachfrage.


  Die florierende Wirtschaft erwies sich bald als Magnet für ausländisches Kapital wie auch für Zuwanderinnen und Zuwanderer. Vor allem die Bauwirtschaft konnte jede helfende Hand gebrauchen. Im Jahr 2007, dem letzten Jahr vor Beginn der Krise, waren etwa 2,7 Millionen Menschen im Baugewerbe beschäftigt. Zum Vergleich: Im selben Jahr registrierte die deutsche Bauwirtschaft 170000 Stellen weniger– bei annähernd doppelt so großer Bevölkerung.


  Die stürmische Preisentwicklung auf dem spanischen Immobilienmarkt und die dadurch forcierte Bautätigkeit bildeten den wichtigsten Faktor für die Scheinblüte der spanischen Wirtschaft. Ähnliche Muster waren in jenem Jahrzehnt auch andernorts zu beobachten. Die Krisen in Irland, Großbritannien und den USA fußten ebenfalls auf Übertreibungen im Immobiliensektor. Auch in jenen Ländern wurden die exorbitanten Preise zum Teil durch den Zufluss ausländischen Kapitals finanziert.


  Nachdem die Immobilienblase geplatzt war, sind die alten, strukturellen Schwächen der spanischen Wirtschaft wieder sichtbar geworden. Spanien leidet gegenwärtig sowohl unter den Folgen der sinkenden Immobilienpreise als auch daran, dass im Boom überfällige Reformen auf die lange Bank geschoben worden waren. Anders als von zahlreichen Kommentatoren diagnostiziert, ist die sogenannte Austeritätspolitik, also eine harte Sparpolitik des Staates, nicht Kern des Problems. Die Staatsausgaben sind nämlich nach wie vor überraschend hoch.


  Zwischen 2006 und 2010 wuchsen die nominalen Ausgaben des Staates ohne Berücksichtigung der Geldentwertung um 28Prozent. Im Jahr 2006 machten die Aufwendungen des Staates einschließlich der Gebietskörperschaften 38,3Prozent der spanischen Wirtschaftsleistung aus. 2010 war dieser Wert auf 45,6Prozent gestiegen und lag etwas oberhalb des Mittelwertes aller OECD-Länder. Seitdem sinken die Staatsausgaben ein wenig, aber ein drastisches Sparprogramm sähe anders aus. 2014 machten die Staatsausgaben immer noch 43,6Prozent des spanischen BIP aus und lagen damit oberhalb des OECD-Mittelwertes von 41,4Prozent. Die zeitweiligen Probleme der spanischen Wirtschaft haben wenig mit der Fiskalpolitik, also den Staatsausgaben, zu tun, und schon gar nicht sind sie die Folge einer vom Ausland beziehungsweise von Deutschland diktierten Sparpolitik.


  Von den heutigen Arbeitslosen in Spanien kommt etwa ein Drittel aus der Bauwirtschaft. Diese Arbeitslosigkeit ist nicht auf die Sparpolitik zurückzuführen, sondern Ergebnis eines notwendigen Schrumpfungsprozesses im zuvor aufgeblähten Bausektor. Allerdings hat der Umgang der spanischen Politik mit illegaler Einwanderung wesentlich dazu beigetragen, dass sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt zuspitzte. Die sozialdemokratische Regierung von José Luis Zapatero trat im April 2004 an und begann unverzüglich, eine Amnestie für die zuvor illegal Eingewanderten vorzubereiten. Ab Februar 2005 wurde etwa einer Million Zugewanderten eine Aufenthaltsgenehmigung erteilt. Viele dieser Migrantinnen und Migranten arbeiteten in der Bauwirtschaft und sind heute ohne Beschäftigung.


  Die Proteste der Bundesregierung, etwa des damaligen Innenministers Otto Schily, wurden von der Regierung Zapatero ignoriert.304 Die Bundesregierung beklagte in erster Linie den nicht mit den anderen EU-Staaten abgesprochenen Alleingang Madrids. Jene umfassende Amnestie für illegal Eingewanderte ist ein klassischer Fall des Scheiterns guter Absichten. Aber zugleich basierte diese Maßnahme ebenso wie der Bauboom auf einer in der spanischen Politik und Gesellschaft jener Tage verbreiteten, überzogen optimistischen Einschätzung der wirtschaftlichen Perspektiven des Landes. Dies wäre kein Problem, wenn nun nicht andere europäische Staaten für die damaligen Fehleinschätzungen haften sollten.


  In den letzten Jahren ist in Spanien zu beobachten, wie sich die ökonomische Entwicklung nach einer Phase der Übertreibungen in der Immobilienwirtschaft normalisiert. 2014 war ein moderates reales Wachstum von 1,4Prozent zu verzeichnen– nur wenig unter dem Vergleichswert von 1,6Prozent in Deutschland. Die OECD rechnet für das Jahr 2015 mit einem starken Wachstum von 2,9Prozent und damit deutlich mehr als in Deutschland (1,6Prozent). Spanien hat sich erholt, wird aber noch immer durch die hohen Schulden von über 115Prozent des BIP belastet. Nach mehreren Jahren scheinen sich 2015 auch die Immobilienpreise auf einem niedrigeren Niveau zu stabilisieren. Spanien hat anders als Griechenland inzwischen die Talsohle durchschritten und knüpft an frühere Wachstumsphasen an– dieses Mal ohne Übertreibungen auf den Immobilienmärkten.


  In den Boomjahren hatten die spanischen Regierungen die enormen Preissteigerungen bei Immobilien zu lange als unproblematisch betrachtet. Über Jahre hinweg kannten die Preise nur eine Richtung: nach oben. In den dramatischsten Jahren von 2001 bis 2006 stiegen die Hauspreise um 11,2Prozent– pro Jahr und real, das heißt unter Berücksichtigung der Inflation. Warnungen anderer Länder vor den Gefahren zu hoher Kapitalzuflüsse und der damit verbundenen weiteren Anheizung des Immobilienmarktes, ob im Rat der Europäischen Zentralbank oder während anderer Debatten in Brüssel, wurden von den spanischen Regierungen nicht ernst genommen. Maßnahmen zur Dämpfung der Preisblase, etwa durch höhere Steuern auf Immobilienerwerb, wurden nicht ergriffen.


  Selbstverständlich traf die mehrjährige Korrektur der nicht-nachhaltigen früheren Entwicklungspfade viele spanische Bürgerinnen und Bürger sehr hart. Aber diese Anpassungen haben nichts mit den Vereinbarungen zum Fiskalpakt und sehr wenig mit der Eurozone zu tun. Der spanische Arbeitsmarkt ist allerdings nicht nur wegen der geplatzten Immobilienblase in Schwierigkeiten. Ähnlich wie Italien hat Spanien es in Phasen wirtschaftlichen Wachstums versäumt, die Arbeitsmärkte zu flexibilisieren. Zu lange waren diese von einem hohen Schutzniveau für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit unbefristeten Verträgen geprägt. Diese starren Arbeitsgesetze hielten Unternehmen davon ab, neue Arbeitsverträge zu schließen. Von 1997 bis 2008 belegte Spanien in der Eurozone den Spitzenplatz bei der sogenannten strukturellen, also langfristigen Arbeitslosigkeit. Deren Durchschnitt in der Eurozone lag in jenem Zeitraum bei 8,7Prozent des Arbeitskräftepotenzials, in Spanien hingegen bei 12,8Prozent. Sogar in den Boomjahren ist es Spanien also nicht gelungen, Arbeitslose in neue Beschäftigungsverhältnisse zu vermitteln. Die strukturellen Defizite der spanischen Ökonomie wurden lediglich kaschiert.


  Die Schwächen der spanischen Wirtschaft müssen also von der spanischen Politik beseitigt werden. Die Regierung von Mariano Rajoy hat die Arbeitsmärkte schon nennenswert flexibilisiert. Aber inmitten einer schweren Wirtschaftskrise, die stets auch mit eher pessimistischen Erwartungen an die künftige ökonomische Entwicklung einhergeht, greifen solche Maßnahmen nur langsam, inzwischen aber deutlich erkennbar. Unternehmen waren angesichts der Wirtschaftsflaute sehr zurückhaltend, neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einzustellen. Inzwischen tragen die in der Krise angelaufenen Flexibilisierungsmaßnahmen Früchte. Die Arbeitslosigkeit ist vom Rekordwert des Jahres 2013 (26,1Prozent) um immerhin 3,0Prozent gefallen. Im Jahr 2016 soll die Arbeitslosenrate nach Prognosen der OECD auf immer noch sehr hohe 21,9Prozent sinken.


  In der Gesamtschau ist die Situation in Spanien keineswegs hoffnungslos. Im Gegensatz zu Griechenland etwa verfügt Spanien in der Industrie, der Finanzwirtschaft und im Handel über produktive und international wettbewerbsfähige Unternehmen. Um nur zwei Beispiele zu nennen: Die spanische Großbank Santander hat in mehreren Ländern Lateinamerikas und Europas eine starke Marktposition und ist von den Turbulenzen im Heimatmarkt kaum betroffen. Die Modekette Zara gilt als eines der innovativsten Textilhandelsunternehmen der Welt, ist auf fünf Kontinenten präsent und lässt die Hälfte der selbst entworfenen Kleidung in Spanien fertigen.


  Spanien hat offensichtlich das Potenzial, sich aus eigener Kraft aus der Krise in eine neue Phase des Wachstums zu entwickeln. Allerdings wird das Land allem Anschein nach in den kommenden Jahren von Auswanderung geprägt bleiben. Junge Spanierinnen und Spanier können, ja sollten sich um Beschäftigung in anderen europäischen Ländern bemühen. In einem sich integrierenden Europa sollten solche zeitweiligen Wanderungsbewegungen nicht als Problem wahrgenommen werden. Diese Mobilität ist in einer Währungsunion notwendig. In den USA, die oft als Maßstab einer funktionierenden Union dargestellt werden, ist ein Umzug aus Jobgründen von Detroit nach Dallas nichts Ungewöhnliches. Die beiden Fälle Griechenland und Spanien sind sehr unterschiedlich gelagert, doch in beiden Ländern sind die Krisen weitgehend das Ergebnis einer fehlgeleiteten nationalen Politik. Daher müssen auch die Reformen auf der nationalen Ebene ansetzen. Deutschland und andere europäische Länder können die Erneuerung begleiten, aber Hilfen aus dem Ausland sind kein Ersatz für eine entschlossene Veränderung der nationalen Wirtschaftspolitik.


  7.2.3 Der italienische Patient: Schwach, aber nicht arm


  Diese Einschätzung gilt auch für ein weiteres südeuropäisches Krisenland, nämlich Italien. Die italienische Volkswirtschaft entwickelt sich schon seit einigen Jahren ausgesprochen schwach. Auch 2014 ging die Wirtschaftsleistung weiter zurück (-0,4Prozent). Trotz der lange anhaltenden Stagnation zeigte sich die italienische Politik lange nicht bereit, entschlossen Reformen umzusetzen. Es hatte den Anschein, als ob ein großer Teil der italienischen Gesellschaft auf Hilfe von anderen EU-Ländern hoffte, um die wirtschaftlichen Probleme des Landes zu überwinden. Italien hat, anders als Deutschland, die Herausforderungen der Globalisierung bislang nicht gut gemeistert. Deshalb steht das Land vor Richtungsentscheidungen: Entweder begnügt sich die italienische Gesellschaft mit weiter sinkenden Lebensstandards– oder Politik und Gesellschaft entscheiden sich für weitreichende Reformen.


  Premierminister Matteo Renzi hat die Überwindung der Schwächen der italienischen Wirtschaft zur Hauptaufgabe seiner Politik erklärt und setzt dabei auf Wirtschaftswachstum. Sollte es in der Eurozone nicht gelingen, Wachstum zu schaffen, sei der Euro am Ende, so Renzi.305 Die Schaffung von Wachstum erfordert in Renzis Logik eine Steigerung der ohnehin schon hohen Staatsschulden. Wenn es einen Zusammenhang zwischen höheren Staatsschulden und stärkerem Wachstum gäbe, hätte Italiens Wirtschaft schon in den letzten Jahren deutlich wachsen müssen: Von 2007 bis 2014 stieg die Staatsschuld von 111,7 auf 158,5Prozent des BIP. Im gleichen Zeitraum stiegen die deutschen Staatsschulden ebenfalls an, von 64,2 auf 82,3Prozent des BIP, aber Deutschland wies im Gegensatz zu Italien ein robustes Wachstum auf. Damit einher ging eine gesunkene Arbeitslosigkeit: Noch 2007 lag die Arbeitslosigkeit in Italien mit 6,1Prozent deutlich unter dem damaligen Wert für Deutschland (8,7Prozent). 2014 hingegen verzeichnet die OECD eine hohe Arbeitslosigkeit in Italien (12,4Prozent) und eine niedrige in Deutschland (5,1Prozent). Es besteht also, anders als von Renzi behauptet, kein Zusammenhang zwischen steigenden Schulden und realisiertem Wirtschaftswachstum.


  Es stellt sich die Frage, was die Ursachen für die italienische Wachstumsschwäche sind. In Italien wird dabei gerne auf Deutschland und dessen unangemessenes Beharren auf fiskalischer Stabilität verwiesen. Auch Premierminister Renzi bläst in dieses Horn. Dem damaligen Präsidenten der Europäischen Kommission, José Manuel Barroso, gingen diese Schuldzuweisungen zu weit. Er verwies im Oktober 2014 darauf, dass die Regeln der Währungsunion von allen Mitgliedsländern gemeinsam beschlossen worden seien. Weder Brüssel noch Berlin hätten Italien in die Währungsunion gezwungen, und die italienischen Staatsschulden seien nicht von Angela Merkel verursacht worden.306


  Jenseits dieser schlichten Schuldzuweisungen gibt es aber eine irritierende Asymmetrie in der Debatte. Einige Mitgliedsländer schreiben sich Erfolge auf die eigenen Fahnen, machen aber die EU (oder Deutschland) für Probleme verantwortlich. Kommissionspräsident Barroso mokierte sich über die »Europäisierung von Misserfolgen und die Nationalisierung von Erfolgen«.307 Bedauerlicherweise hat es den Anschein, als ob diese Perspektive in der EU an Verbreitung gewinnen würde.


  Irritierend ist die Besessenheit, mit der einige Kommentatorinnen und Kommentatoren in Italien die Währungsunion kritisieren. Dabei hatten italienische Regierungen in den 1990er Jahren ein großes Interesse an der Mitgliedschaft in der Währungsunion. Indes sind die heute so scharf verurteilten Kriterien des Vertrags von Maastricht keineswegs so irrational, wie die heutigen Kritikerinnen und Kritiker meinen. In einer Gruppe souveräner Staaten, die gemeinsam eine Währungsunion bilden, verbleibt die Fiskalpolitik in den Händen der jeweiligen Nationalstaaten. Die Kriterien von Maastricht hatten unter anderem das Ziel, Ansteckungseffekte von einem Land der Währungsunion auf die anderen zu verhindern. Um zu verhindern, dass eine nicht-nachhaltige Fiskalpolitik andere Länder schädigt, wurden die Schranken des Vertrages von Maastricht entwickelt. Heute ist die Missachtung des Regelwerkes das Problem und nicht das Regelwerk selbst, während die Eurozone von einer dauerhaften Lösung weit entfernt ist.


  Italiens wirtschaftliche Probleme haben aber ebenso wenig etwas mit dem Regelwerk der Eurozone zu tun wie diejenigen Griechenlands oder Spaniens. Der Schlüssel für das Verständnis der italienischen Misere liegt im Niedergang der verarbeitenden Industrie des Landes. Der Industrieverband »Confindustria« bezeichnet den Niedergang der Industrie seit dem Jahr 2000 als »beispiellos«. Während die Industrieproduktion seit 2000 weltweit um 36Prozent stieg, schrumpfte sie im gleichen Zeitraum in Italien um mehr als ein Viertel. 120000 Industriebetriebe wurden geschlossen, mehr als 1,2 Millionen Menschen verloren ihren Arbeitsplatz in der Industrie.308


  Sehr deutlich wird der Niedergang der Industrie bei Betrachtung der Automobilproduktion. In der Vergangenheit galt die italienische Autoindustrie als innovativ und wettbewerbsfähig. Anders als die deutsche Konkurrenz befindet sich Italiens Autoindustrie aber seit Jahren im Rückwärtsgang. Wurden im Jahr 1990 noch 2,1 Millionen Fahrzeuge in Italien produziert, sank diese Zahl bis 2014 auf ein Drittel des Ausgangswertes. Italien stellte 2014 nur noch 400000 Personenwagen her– und damit etwas mehr als 7Prozent des Vergleichswertes für Deutschland (5,6 Millionen Pkw). Im Iran, in Polen oder in Belgien lag die Pkw-Produktion 2014 jeweils über derjenigen Italiens. Völlig abgeschlagen ist Italien im Vergleich mit der Produktion in Großbritannien (1,5 Millionen Pkw), Frankreich (1,5 Millionen Pkw) und überraschenderweise in Spanien (1,9 Millionen Pkw), dem heute zweitgrößten Hersteller von Autos in der EU.309


  Gewiss spiegelt die Automobilindustrie nur einen Teil der italienischen Wirtschaftslage wider. Aber die italienische Politik und die Gewerkschaften des Landes müssen sich schon die Frage stellen, warum kein Automobilhersteller in Italien investiert, während dies in anderen europäischen Ländern geschieht. Selbst Fiat lässt seinen Kassenschlager, den Fiat 500, nicht in Italien, sondern in Polen produzieren. Eine Renaissance der italienischen Wirtschaft wird ohne ein Erstarken seines einstigen Rückgrates, der Industrie, nicht gelingen.


  Erkannt haben dies viele junge Menschen, die dem Land den Rücken kehren. Seit 2011 verlassen pro Jahr etwa 70000 von ihnen Italien, um in anderen Ländern eine Zukunft zu finden. Anders als früher sind die heutigen Auswanderinnen und Auswanderer häufig hoch qualifiziert: 70Prozent von ihnen haben einen Universitätsabschluss und sind häufig mehrsprachig. Ebenso neu ist, dass die jungen Migrantinnen und Migranten nicht aus dem armen Süden, sondern aus dem Norden des Landes stammen. Die drei wichtigsten Herkunftsregionen sind die Lombardei, Venetien und das Latium, Sizilien folgt erst auf Rang vier. Durch die Abwanderung von Hochqualifizierten wird die alternde italienische Gesellschaft an einer neuralgischen Stelle weiter geschwächt: In Italien schließt nur einer von fünf jungen Menschen die Hochschule erfolgreich ab, während dies im europäischen Mittel einer von dreien ist. Die italienischen Universitäten ziehen zudem kaum Studierende aus anderen Ländern an: Nur 2,3Prozent der Absolventen italienischer Hochschulen stammen aus dem Ausland, verglichen mit einem OECD-Mittel von 10,5Prozent.310


  Demgegenüber stehen die beachtlichen Vermögenspositionen italienischer Haushalte, die eine Untersuchung der italienischen Notenbank aus dem Jahr 2013 bestätigt. Ende 2012 betrug das Nettovermögen privater italienischer Haushalte 8542 Milliarden Euro, was etwa 140000 Euro pro Person und 360000 Euro pro Haushalt entspricht. 80Prozent der italienischen Haushalte verfügen über Immobilienbesitz– in Deutschland sind dies nur 48Prozent.311


  Noch bemerkenswerter ist die Betrachtung der Verschuldungsposition Italiens. Die hohen Schulden des italienischen Staates sind bekannt: Nach Japan und Griechenland liegt Italien hier auf Platz drei in der OECD. Bemerkenswert ist aber, dass die Gesamtverschuldung– staatliche und private Akteure ohne den Finanzsektor– relativ niedrig ist. 2013 lag dieser Wert bei 258Prozent der italienischen Wirtschaftsleistung– fast genau der Mittelwert der Eurozone (257Prozent). Einige Länder weisen eine unerwartet hohe Gesamtverschuldung auf: Schweden liegt bei 293Prozent, die Niederlande bei 295Prozent des BIP. Die Gesamtverschuldung der USA lag 2013 mit 265Prozent des BIP leicht über dem Wert Italiens, Deutschland mit 193Prozent indes deutlich darunter.


  Der Schlüssel zum Verständnis der relativ niedrigen Gesamtverschuldung Italiens liegt in der niedrigen Verschuldung der privaten Haushalte. Hier liegt Italien auf Platz eins. Der Verschuldungsgrad privater Haushalte lag 2013 bei 45Prozent des BIP, noch unter dem Wert Österreichs (53Prozent) und deutlich unter dem Wert Deutschlands (57Prozent), ganz zu schweigen von den Niederlanden (126Prozent) oder Australien (110Prozent).312 Italiens Bürgerinnen und Bürger sind also nicht nur wohlhabender als die Deutschen, sondern italienische Haushalte weisen auch den niedrigsten Verschuldungsgrad auf– und zwar unter allen Industrieländern.


  Mit anderen Worten: Italien hat einen armen Staat, aber reiche Bürgerinnen und Bürger. In Deutschland ist die Lage nahezu spiegelverkehrt: Der Staat ist (vergleichsweise) solide finanziert, die Bürgerinnen und Bürger indes relativ arm, zumindest im Vergleich mit Italien und Frankreich. Zu fragen ist, ob die öffentliche Verschuldung Italiens das Problem der anderen Länder in der Eurozone sein sollte. Die Antwort liegt auf der Hand: Die Armut des italienischen Staates ist das Resultat früherer fiskalpolitischer Entscheidungen, und die Lösung des Problems kann daher nur in Italien liegen.


  Dies ist eine einfache Frage der politischen Ökonomie: Wem nutzte die frühere Fiskalpolitik des italienischen Staates? Gewiss gibt es auch in Italien viele Menschen, die in ärmlichen Verhältnissen leben müssen. Aber in der Gesamtbetrachtung fallen die großen Vermögen der Bürgerinnen und Bürger auf. Eine Möglichkeit wäre also, den Besitz von Immobilien in Italien stärker zu besteuern als in der Vergangenheit. Absurd erscheint vor diesem Hintergrund der gelegentlich geäußerte Vorschlag, Brüssel oder gar Berlin müssten helfen, die Überschuldung des italienischen Staates zu überwinden. Der Schlüssel für die Überwindung von Italiens Stagnation liegt in Rom.


  7.2.4 Die Interessen der Finanzmärkte dominieren die Debatte


  Doch die Debatten der letzten Jahre waren von anderen Forderungen geprägt. Besonders in englischen und amerikanischen Zeitungen sowie von Seiten spanischer und italienischer Politikerinnen und Politiker wurde mit schrillen Worten vor einem drohenden Zusammenbruch südeuropäischer Volkswirtschaften gewarnt. Spanien etwa könne sich, so der Tenor, kaum noch selbst helfen. Bei genauer Betrachtung wirken die damaligen Forderungen spanischer Spitzenpolitikerinnen und -politiker nach Rettungsmaßnahmen durch andere europäische Staaten nicht gerechtfertigt. Bezeichnend waren die Äußerungen von Mitgliedern der spanischen Regierung im Laufe des Jahres 2012. Im Juni 2012 beklagte sich Finanzminister Cristóbal Montoro, dass »die Tür der Finanzmärkte für Spanien nicht offen« sei. Diese Interpretation phasenweiser hoher Zinssätze bei Auktionen spanischer Staatsanleihen wirft Fragen auf. Bislang konnte nämlich noch jede Versteigerung erfolgreich abgeschlossen werden. Was waren also Montoros Motive, in zugegeben nicht einfacher Lage, die Märkte noch nervöser zu machen?


  Montoro ist nicht zum ersten Mal spanischer Finanzminister, sondern übte dieses Amt bereits von 2000 bis 2004 aus. Deshalb trifft ihn für die heutige Schieflage, die ihre Ursache im kreditfinanzierten Boom der El-Dorado-Dekade hat, eine erhebliche Mitverantwortung. Anstatt aber anzuerkennen, dass eine spanische Regierung, der er selbst angehörte, krasse Fehler gemacht hat, geißelte Montoro die Märkte für ihr angeblich niederträchtiges Gebaren. Doch die Märkte waren 2012 weder irrational noch boshaft. Sie reagierten auf das Scheitern der bisherigen spanischen und europäischen Rettungsaktionen– und sie taten dies in rationaler Art und Weise.


  Vielmehr spricht einiges für die Auffassung, dass die Finanzmärkte in der Phase vor der heutigen Krise versagten und nicht ausreichend zwischen den unterschiedlichen Risiken der einzelnen Mitgliedsländer des Euro zu differenzieren verstanden. Seinerzeit schoren die Märkte alle Euro-Länder über einen Kamm, so dass die Zinssätze für Staatsanleihen innerhalb der Währungsunion nahezu identisch waren. Heute dagegen funktionieren die Märkte deutlich besser. Marktteilnehmer nehmen mit gutem Grund an, dass einzelne Mitgliedsländer der Eurozone ihren Zahlungsverpflichtungen möglicherweise nicht nachkommen werden, dass also ein Ausfallrisiko besteht. Die griechische Umschuldung vom März 2012 zeigte sehr anschaulich, dass die Kreditvergabe an Staaten riskant sein kann. Investoren erwarten hierfür völlig zu Recht eine Prämie, einen Risikoaufschlag.


  In einer Marktwirtschaft sollte es eigentlich selbstverständlich sein, dass die Haftung bei denjenigen liegt, die bewusst Risiken eingegangen sind. Banken, die ihr Geschäft nicht verstehen, sollten den Markt verlassen können und geschlossen werden. Vor allem müssen in einer Marktwirtschaft zunächst die Aktionärinnen und Aktionäre einer inkompetenten Bank ihr Kapital verlieren und die betroffene Bank muss vollständig verstaatlicht werden, wenn eine Schließung nicht infrage kommt. Nach den Aktionärinnen und Aktionären wären im zweiten Schritt die Anleihegläubigerinnen und -gläubiger heranzuziehen, um die Ausfälle zu decken und einen teilweisen Forderungsverzicht durchzusetzen.


  Die spanischen und europäischen Steuerzahlerinnen und -zahler, die zur Entstehung der wirtschaftlichen Schwierigkeiten wenig oder gar nichts beigetragen haben, sollten keine Verantwortung übernehmen müssen. Dieser Ansatz war in Spanien und in der Eurozone aber lange recht unpopulär. Warum war dies der Fall? Warum schlossen immer mehr Politikerinnen und Politiker– von Mario Draghi bis Cristóbal Montoro– und zahlreiche Journalistinnen und Journalisten die Abwicklung großer Banken kategorisch aus? Warum haben europäische Politikerinnen und Politiker so große Schwierigkeiten, akzeptierte Regeln einer kapitalistischen Ordnung anzuwenden? Mit anderen Worten: Warum haben gerade die Europäerinnen und Europäer vergessen, wie Marktwirtschaften funktionieren und welche Anreize gesetzt werden müssen?


  Betrachtet man die hinter diesen Forderungen nach staatlicher Hilfe stehenden Interessen, offenbart sich, dass der Finanzsektor in den vergangenen Jahrzehnten immer mehr Einfluss auf die Entscheidungsträgerinnen und -träger in Europa gewonnen hat. Selbstverständlich fordern Banken stets ihre eigene Rettung. Dieses Phänomen ist in der gesamten Wirtschaft verbreitet. Sowohl Management als auch Gewerkschaften scheiternder Unternehmen haben immer wieder Rettungsmaßnahmen verlangt, aber wenige waren dabei so erfolgreich wie die europäischen Banken. Mit dem Erfolg der Lobbyarbeit des Finanzsektors schwindet indes das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in das Funktionieren der Demokratie in Europa. Auch Wolfgang Streeck, Direktor des Max-Planck-Instituts für Gesellschaftsforschung, hat darauf hingewiesen:


  »Aber das Vertrauen und die fachliche Reputation, die Zentralbanken normalerweise genießen, und damit ihre politische Nutzbarkeit müssen leiden, wenn ihre Politik zu prinzipienlos improvisiertem Krisenmanagement, rechtsverdreherischer Gesetzesumgehung und klientelistischer Belohnung notleidender Banken für den Ankauf von Staatspapieren gegen Gewinngarantie degeneriert.«313


  Der Erfolg der Kampagne des Finanzsektors ist auch am inflationären Gebrauch des Begriffs »systemrelevant« abzulesen. Während es logisch erscheint, dass sich jede mittelgroße Bank für systemrelevant erklärt, wenn sie in Schwierigkeiten gerät, unterstreicht die häufige Benutzung des Attributs durch die Europäische Zentralbank den Einfluss der Finanzindustrie auf diese. EZB-Vizepräsident Vítor Constâncio behauptete im April 2012, es gebe 36 systemrelevante Banken in der Eurozone. Im gleichen Atemzug bekräftigte er, dass Maßnahmen zur Stabilisierung (also zur Rettung) dieser Institute entwickelt werden müssten, falls sie in Schieflage geraten sollten.314


  Diese öffentlich geschürte Angst vor dem Zusammenbruch von Banken nutzt vor allem den Banken selbst. Die inflationäre Nutzung des Begriffs »systemrelevant« ist nicht mehr als ein rhetorischer Kniff, um die Unterstützung der Steuerzahler für eine Industrie zu sichern, die nicht imstande ist, sich selbst zu zügeln. Marktwirtschaftliche Prinzipien werden den kurzfristigen Interessen des Finanzsektors untergeordnet.


  In angelsächsisch geprägten Gesellschaften ist man offenbar zumindest in Krisen eher in der Lage, die Mechanismen der Interessenvertretung des Finanzsektors zu verstehen. Ein bekanntes Beispiel für diesen nüchternen Ansatz ist die Nicht-Rettung der gestrauchelten Hypothekenbank Northern Rock, die von der britischen Regierung am 21.Februar 2008 verstaatlicht wurde. Die Aktionärinnen und Aktionäre verloren ihr Kapital und anschließend wurde die Bank aufgespalten in eine Sparkasse, eine Hypothekenbank (Northern Rock PLC) und eine sogenannte Bad Bank (Northern Rock Asset Management). Die Regierung hat noch die Verantwortung für die sich in Abwicklung befindenden Bestandteile der Bank, aber deren erhaltenswerte Teile wurden schon im Jahr 2011 an die Bank »Virgin Money« des Unternehmers Richard Branson verkauft. Der britische Rechnungshof schätzt, dass die gesamte Aktion die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler bis zu 2 Milliarden Pfund kosten könnte– eine bescheidene Summe, verglichen mit den Beträgen, die in der Eurozone bewegt werden.315


  Auch in den USA werden Aktionärinnen und Aktionäre von Banken viel schneller zur Rechenschaft gezogen als in Europa. Von 2008 bis 2012 hat die Federal Deposit Insurance Corporation (FDIC) 465 marode Banken geschlossen. In den fünf Jahren zuvor, von 2003 bis 2007, waren es dagegen gerade einmal zehn Banken.316 Gerät eine Bank in Schieflage, verlieren die Aktionärinnen und Aktionäre ihre Investitionen und die FDIC löst die Bank komplett auf oder verkauft vermarktbare Teile weiter. Stets sind jedoch die Einlagen der betroffenen Sparerinnen und Sparer bis zu einer Höhe von 250000 Dollar geschützt. Mit der entschlossenen Abwicklung auch größerer Banken, etwa der damals sechstgrößten Bank Washington Mutual im September 2008, trug die amerikanische Bankenaufsicht dazu bei, den Finanzsektor zu disziplinieren.317


  Wenn hingegen Regierungen und Organe der Europäischen Union, wie die Europäische Zentralbank, dem Finanzsektor regelmäßig zu Hilfe kommen, wird dies die Marktteilnehmer zu immer risikoreicherem Verhalten ermutigen. Falsch konzipierte Rettungsaktionen schaffen also neue Fehlanreize für den Finanzsektor. Die Notoperationen werden von Mal zu Mal umfangreicher, weil die Finanzmarktakteure immer größere Risiken eingehen– in Erwartung der nächsten Rettungsaktion.


  Es ist schon absonderlich, dass es dem Finanzsektor in Europa gelungen ist, die eigenen Interessen als die legitimen Interessen auch derjenigen darzustellen, die den europäischen Kooperations- und Integrationsprozess befürworten. Selbst vermeintlich linke Parteien intonierten lange den Sirenengesang der Retter gescheiterter Banken und vergaßen, wessen Melodie sie dabei anstimmten. Letztlich ist aber zu fragen, warum es einzelnen privatwirtschaftlich organisierten Akteuren gelingt, ihre Interessen durchzusetzen.


  So gesehen handelt es sich bei den gegenwärtigen Konflikten in Europa nicht um eine Auseinandersetzung zwischen Nationen, sondern zwischen Interessengruppen innerhalb der Eurozone. Die Hauptnutznießer der Rettungsaktionen, die europäischen Banken, haben ihren kommerziellen Interessen Vorrang vor denen der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler verschafft– eine geschickte Operation. Eine Europäische Union, die privilegierte Gruppen mit immer neuen Hilfsaktionen unterstützt, wird in der Weltwirtschaft des 21.Jahrhunderts kein erfolgreicher Akteur sein können.


  Diese Fehlentwicklung beschränkt sich keineswegs auf Europa. Der frühere Chefökonom des Internationalen Währungsfonds, Simon Johnson, hat im Jahr 2009 den überbordenden Einfluss des amerikanischen Finanzsektors auf die Wirtschafts- und Finanzpolitik der USA beklagt. Johnson ging so weit, dies als stillen Staatsstreich (»quiet coup«) zu bezeichnen, und forderte, die Macht der amerikanischen »Finanzoligarchie« zu brechen. Sollte dies nicht gelingen, so Johnson, sei eine Rückkehr der USA auf einen Pfad nachhaltigen Wachstums nur schwer vorstellbar.318 Allerdings hat es den Anschein, als ob die amerikanische Politik die Regulierung des Finanzsektors inzwischen entschlossen vorantreiben möchte. Die größten Banken werden sogar mehr Eigenkapital halten müssen, als dies die Regeln von Basel III vorsehen.


  7.3 Die Zukunft der Eurozone: Eigenverantwortung oder zentralisierte Kontrolle?


  Was heißt dies alles für Deutschland? Soll Deutschland den Krisenländern kurz- und mittelfristig mit Finanzhilfen unter die Arme greifen? Oder sind die Probleme– von Griechenland bis Portugal– nicht eher hausgemacht und kein Fall für europäische Solidaritätsforderungen und -bekundungen?


  Das Ergebnis der bisherigen Krisenpolitik ist wenig ermutigend. Die Probleme sind nicht gelöst, und vor allem hat es das Krisenmanagement in Europa nicht geschafft, die Menschen in den Krisenländern zu mobilisieren. Vielmehr hat sich mehr und mehr die Einschätzung verbreitet, Deutschland und die anderen nordeuropäischen Mitgliedsländer der Eurozone könnten allein durch Transfers die Probleme beseitigen. Die Ergebnisse der bisherigen »alternativlosen« Politik zeigen sich inzwischen sehr deutlich. Europa ist so gespalten wie seit Jahrzehnten nicht mehr. Die Rettungspolitik sorgt für anhaltende Verstimmung– in den Geber- und den Empfängerländern. In Deutschland und anderen nordeuropäischen Staaten zeigt sich die Bevölkerung überdrüssig, immer größere Risiken eingehen zu müssen und dafür kritisiert zu werden. In den Ländern Südeuropas– allen voran in Italien und Spanien– wächst einerseits die Kritik an Deutschland, andererseits wird mehr Solidarität gefordert.


  Diese besorgniserregenden Entwicklungen zeigen sich sehr deutlich in Meinungsumfragen. In einer im Dezember 2012 veröffentlichten Umfrage sagten 83Prozent der befragten Bürgerinnen und Bürger in Italien und Spanien, dass der Einfluss Deutschlands in Europa zu groß sei. Diese Einschätzung wurde von lediglich 16Prozent der Befragten in Deutschland geteilt. Dagegen war eine deutliche Mehrheit der befragten Deutschen (55Prozent) der Ansicht, ihr Land zeige zu viel Solidarität mit den Krisenländern. Hingegen sprachen 74Prozent der Italienerinnen und Italiener und 71Prozent der Spanierinnen und Spanier die Einschätzung aus, Deutschland zeige zu wenig Solidarität mit den übrigen Ländern der Eurozone. In Deutschland waren 7Prozent dieser Ansicht.319


  Diese Umfragen bestätigen eindrucksvoll, dass die europäische Rettungspolitik in einer Sackgasse gelandet ist. Die Beharrungskräfte in den Krisenökonomien wurden unterschätzt. Gebetsmühlenartig wiederholten Berlin und Brüssel, zu den Reformen gäbe es keine Alternative. Aber die Verliererinnen und Verlierer von Veränderungen– etwa diejenigen, die bislang von unkündbaren Arbeitsplätzen in Italien und Spanien profitierten– hatten und haben kein Interesse, ihre Privilegien aufzugeben. Ebenso unterschätzt wurde die politische Seite des Reformprozesses. Der die technokratische Dimension dieses Konzepts verkörpernde Ökonom Mario Monti wurde bei den Wahlen in Italien im Februar 2013 gnadenlos abgestraft. Es zeigt sich einmal mehr, dass eine Debatte über den sinnvollsten Weg für Reformen in demokratischen Gesellschaften unersetzbar ist. Eine Verordnung von außen muss und wird scheitern. Die Trümmer des bisherigen, die Präferenzen der Gesellschaften ignorierenden Politikmodells können im Süden Europas besichtigt werden.


  Doch was folgt daraus? Keine Alternative kann es sein, das Füllhorn über Griechenland, Italien und Spanien auszuschütten und etwa mit üppigen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen die Zustimmung zu Reformen und deren extern vorgegebenen Inhalten zu erkaufen. Die Länder Europas müssen in den kommenden Jahren einen Weg finden, den Wünschen der Mitgliedsländer gerecht zu werden, ohne stets den Zusammenbruch des Abendlandes zu beschwören. Anders gesagt: Europa muss lernen, mit den Entscheidungen der Wählerinnen und Wähler zu leben. Diese allerdings umgekehrt auch: Wenn einzelne Gesellschaften es vorziehen, Reformen zu unterlassen, dann ist das ihr legitimes Recht. Die Erwartung, die übrigen Länder der Eurozone würden dann aber die Lasten im Rahmen einer vermeintlich solidarischen, letztlich jedoch Partikularinteressen schützenden Umverteilung tragen, muss aber enttäuscht werden. Respekt vor den Völkern Europas heißt auch, deren (Fehl-)Entscheidungen zu akzeptieren.


  Doch diese Einschätzung findet bei vielen Beobachterinnen und Beobachtern keine Zustimmung. In den Köpfen zahlreicher Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler wie auch europäischer Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger ist das Streben nach tieferer Integration in Europa fest verankert. »Mehr Europa« wird als Lösung für die heutige Situation angeboten. Dabei spielt es keine Rolle, dass »mehr Europa« für das Entstehen der Kalamitäten Griechenlands und anderer Krisenländer mitverantwortlich ist. Die Liberalisierung des Kapitalverkehrs und das relativ einheitliche Zinsniveau in Europa haben die Fehlentwicklungen in den Krisenländern begünstigt, weil sie Übertreibungen ermöglichten, die ohne Kapitalzuflüsse nicht möglich gewesen wären. Für die boomenden Ökonomien Irland und Spanien war das Zinsniveau zu niedrig und beflügelte so die Immobilienblasen, deren Beseitigung heute so viel Mühe und Geld kostet.


  Ebenso wenig wird diskutiert, ob denn die Zentralisierung einzelner Politikfelder– etwa der Finanzmarktpolitik– überhaupt die angemessene Reaktion auf die Krise ist. Die Zentralisierung gilt als Allheilmittel. Sie ist zum Fetisch geworden.


  Ein prominenter Befürworter weiterer Zentralisierung ist der Frankfurter Philosoph und Soziologe Jürgen Habermas, der im August 2012 zusammen mit dem Ökonomen und Wirtschaftsweisen Peter Bofinger und dem früheren Kulturstaatsminister Julian Nida-Rümelin die Vertiefung der EU forderte. Nur mit einer »deutlichen Vertiefung der Integration« ließe sich die gemeinsame Währung aufrechterhalten.


  Ohne die Übertragung von Souveränität auf die supranationale Ebene drohe »eine nicht endende Kette von Hilfsmaßnahmen«, die die Solidarität der »europäischen Staatsvölker« überfordern würde. Habermas und seine Mitstreiter vertreten eine bipolare Position und sprechen davon, dass es nur »zwei stimmige Strategien zur Überwindung der aktuellen Krise« gäbe: Vertiefung oder Zerschlagung. Ziel der Integration solle vor allem sein, die »Handlungsfähigkeit der Politik gegenüber den Imperativen des Marktes auf transnationale[r] Ebene wiederzugewinnen«.320


  In einem späteren Text hat Habermas diese bipolare Position wiederholt. Entweder müsse der Euro »defensiv rückabgewickelt werden«, oder die Währungsgemeinschaft müsse »offensiv zu einer supranationalen Demokratie« ausgebaut werden.321


  Habermas’ Argumentation ist aber nicht stichhaltig. Die Politik wird sich von den Finanzmärkten auch durch europäische Integration nicht vollständig emanzipieren können. Wenn man die Finanzmärkte mit Erfolg regulieren möchte und Sorge vor der Umgehung nationaler Regulierung hat, dann genügt es nicht, auf europaweite Regulierung zu setzen. Vielmehr wäre es dann notwendig, auf globaler Ebene– etwa im Rahmen der G-20– eine schärfere Regulierung durchzusetzen. Habermas sieht dies freilich anders:


  »Offensichtlich reicht die politische Handlungsfähigkeit von Nationalstaaten […] nicht aus, um sich den Imperativen eines überdimensional aufgeblähten und dysfunktionalen Bankensektors zu entziehen. Staaten, die sich nicht zu supranationalen Einheiten assoziieren […], versagen vor der politischen Herausforderung, diesen Sektor […] auf das funktional gebotene Maß zu reduzieren.«322


  Jürgen Habermas übersieht bei seiner Kritik zum einen, dass es gerade die Abschaffung von nationalen Finanzmärkten und die Internationalisierung der Finanzmärkte war, die die Politik teilweise entmachtete. Zum anderen, und dies ist kein Widerspruch, gibt es heute einige Beispiele für die Wiedererlangung von Macht der nationalen Politik. Die Schweiz und Brasilien sind Volkswirtschaften, die sich der lange verbreiteten Logik einheitlicher Regulierung widersetzen und trotz der vermeintlichen Sachzwänge die Finanzmärkte an eine deutlich kürzere Leine nehmen.323


  Berücksichtigt man die wegen ungerechtfertigter Käufe von Staatsanleihen jenseits ihres Mandats operierende Europäische Zentralbank, erscheinen die Empfehlungen von Habermas blauäugig. Er blendet aus, dass zentralisierte Bankenaufsicht und damit »mehr Europa« zu schweren Fehlentwicklungen führen kann. Ein Blick in die Wirtschafts- und Finanzgeschichte anderer Staaten belegt dies sehr deutlich. Die Befürworterinnen und Befürworter zentralisierter Finanzaufsicht müssten erklären, warum die USA 2008 in die schwerste Finanzkrise seit den 1930er Jahren gerutscht sind. Ohnehin weisen die USAmit einem hohen Maß an Zentralisierung der Finanzmarktregulierung vergleichsweise viele Turbulenzen auf den Finanzmärkten auf. Die Sparkassenkrise der 1980er Jahre, aber auch die Übertreibungen an den neuen Märkten– erinnert sei an die ungebremste Börsenblase vor dem Jahr 2000– fanden unter den Augen einer zentralisierten Bankenaufsicht statt. Die Schaffung einer gesamteuropäischen Bankenaufsicht führt also keineswegs automatisch zu stabileren Finanzmärkten. Eine zentralisierte Aufsicht ist keineswegs davor gefeit, die gleichen Fehler zu machen wie nationale Behörden. Entscheidend ist die Unabhängigkeit der Politik, ob national oder supranational, von den Einflüsterungen und der Lobbyarbeit des Finanzsektors, und auf diesem Gebiet ist Europa den USA vermutlich nicht weit voraus.


  Doch die Befürworterinnen und Befürworter von weitreichender Zentralisierung setzen unverdrossen auf die vermeintliche Problemlösung durch eine Vertiefung der Europäischen Union. Habermas fordert »eine gemeinsame politische Rahmenplanung, entsprechende Transferzahlungen und eine wechselseitige Haftung der Mitgliedsstaaten«.324 Keine der drei Kernforderungen erscheint bei Lichte betrachtet sinnvoll.


  Die erste Forderung ist besonders brisant. Was ist denn »eine gemeinsame politische Rahmenplanung«? Wohlwollend könnte man diese Idee noch als Forderung nach einer einheitlichen Wirtschafts- und Sozialpolitik interpretieren. Letztlich würde dies auf eine fundamentale Reduzierung der Autonomie der Mitgliedsstaaten der EU hinauslaufen. Ein Wettbewerb zwischen den Staaten, aber auch national unterschiedliche Wirtschafts- und Sozialpolitik wären nicht mehr möglich. Abgesehen von den ökonomischen Nachteilen dieser Homogenisierungsversuche überzeugt die Idee aus politischen Gründen nicht. Sie lässt keinen Raum für die Entwicklung von unterschiedlichen Präferenzen der einzelnen Gesellschaften der EU. Eine noch zu definierende ökonomische Zwangsjacke würde die Spielräume der einzelnen Gesellschaften verkleinern und sie letztlich entmündigen. Ein supranationales wirtschaftspolitisches Diktat wäre die Folge. Gesellschaften, die dies ablehnen, hätten nur noch eine einzige Alternative: den Austritt aus der Europäischen Union gemäß den Bestimmungen des Vertrages von Lissabon.


  Ohne die Forderung nach gemeinsamer politischer Rahmenplanung haben aber die anderen beiden Forderungen keinen Sinn. Transfers und gemeinsame Haftung kann es bei divergierenden Wirtschafts- und Sozialpolitiken nicht geben, ohne dass die Legitimität von Transfers und Haftung ständig infrage gestellt werden. Die Eigenverantwortung würde geschwächt und der Ruf nach Hilfe zum Normalfall. Europa würde in einem Sumpf von Kontrolle und Sanktionen versinken.


  Die Stimmen, die sich mehr oder weniger vehement gegen die vermeintlich unaufhaltsame weitere Vertiefung der Europäischen Union aussprechen, sind deutlich vernehmbar. M. Rainer Lepsius, emeritierter Soziologe an der Universität Heidelberg, sprach sich in feiner Ironie gegen »ein neues Versailles« aus.325 Damit meint er– in Anlehnung an die Gründung des Deutschen Reiches 1871 im Spiegelsaal von Versailles– die von den Befürworterinnen und Befürwortern der Vertiefung angemahnte Schaffung eines europäischen Staates. Möglicherweise hat Lepsius aber auch auf die mit dem Namen Versailles verbundenen Reparationszahlungen des Deutschen Reiches nach dem Ersten Weltkrieg angespielt. Schon der Historiker Arnulf Baring hatte vom Euro als »Versailles ohne Krieg« gesprochen.326


  Auch Wolfgang Streeck wendet sich gegen eine Homogenisierung der europäischen Länder, die historische Traditionen ignoriert und divergierende Wirtschaftspolitik angeblich unmöglich macht. Streeck betont die Notwendigkeit der Verschiedenheit:


  »Gesellschaftliche Heterogenität in Europa wird auf absehbare Zeit auch Heterogenität zwischen unterschiedlichen lokalen, regionalen und nationalen Lebens- und Wirtschaftsweisen sein.«327


  Viele der wirtschaftlichen Probleme, die die Anhängerinnen und Anhänger eines europäischen Zentralstaates mit dessen Schaffung lösen wollen, könnten problemlos auf nationaler Ebene gelöst werden. Eine europäische Bankenaufsicht etwa ist keineswegs nötig, um die Finanzmärkte an die kürzere Leine zu nehmen. Dies wäre mühelos auf der nationalen Ebene zu organisieren– wenn der politische Wille zur Kontrolle der Finanzmärkte hinreichend wäre. Umgekehrt zeigt das Beispiel der USA, dass eine den gesamten Finanzmarkt kontrollierende Aufsicht kein Garant für Finanzmarktstabilität ist.


  Lepsius weist völlig zu Recht darauf hin, dass Europa ein Sammelbecken unterschiedlicher Völker mit unterschiedlichen Präferenzen ist. Eine gemeinsame europäische Identität, die Basis einer europäischen Demokratie sein müsste, ist (noch?) nicht vorhanden.


  »Europa ist ein Vielvölkerstaat, es hat kein Volk von ›postnationalen‹ Staatsbürgern. Dafür fehlen die sozialen und politischen Voraussetzungen, die sprachliche Einheit, die historische Tradition, die gleichartigen Lebensbedingungen. Ein zentral organisierter europäischer Staat träfe vermutlich auf mehr Vorbehalte als ein föderatives Staatsgebilde. Für die Binnenintegration und damit auch für die Selbstlegitimation einer politischen Union sind die tradierten Nationalstaaten unerlässlich.«328


  Allerdings sind die Nationalstaaten auch aus anderer Perspektive unverzichtbar. Nur in Nationalstaaten kann es gelingen, für unterschiedliche Gesellschaften spezifische Normen und Muster wirtschaftlich nutzbar zu machen. Die Idee, europa- oder gar weltweit eine einheitliche Wirtschaftspolitik mit Erfolg betreiben zu können, ist abwegig. Gesellschaften haben divergierende Präferenzen, und die Wirtschaftspolitik muss diesem Umstand Rechnung tragen (können). Selbst hartgesottene Verfechterinnen und Verfechter der Idee einheitlicher wirtschaftspolitischer Leitlinien räumen dies inzwischen ein: Der britische »Economist« etwa resümierte in einer Untersuchung Deutschlands, dass andere Länder zwar von Deutschland lernen könnten, eine simple Kopie des »deutschen Modells« aber gefährlich und vermutlich zum Scheitern verurteilt wäre.329


  Europa wird bis auf Weiteres eine Gemeinschaft von Staaten und kein entstehender Staat sein. Der amerikanische Politikwissenschaftler Robert Jackson betonte vor der Schaffung der Währungsunion, die Europäische Union sei ein Kind, nicht etwa ein Elternteil der Mitgliedsstaaten. Die EU ist weiterhin eine Gemeinschaft souveräner Staaten.330 Jeglicher Souveränitätstransfer innerhalb der EU– möglicherweise nur temporär– muss von allen Mitgliedsstaaten gebilligt werden und kann dementsprechend zurückgenommen werden. Dieses Recht des Mitgliedsstaates ist in Artikel 50 des Lissabonner Vertrages festgeschrieben: Letztendlich können die souveränen Mitgliedsstaaten der EU entscheiden, ob sie die Europäische Union verlassen. Das Niveau und die Intensität der internationalen Kooperation können sich ändern, aber der Nationalstaat bleibt auch in Europa die Institution, die entscheidet, ob er Mitglied in der EU bleibt oder austritt.


  Europa stolpert in der Krise in Richtung einer Wirtschaftsordnung, die planwirtschaftliche Züge trägt. Die Mechanismen des Marktes sollen– durch die administrative Festlegung von Zinsobergrenzen für Unternehmen– auf Dauer ausgeschaltet werden331, und eine demokratisch sehr schwach legitimierte Institution, die Europäische Zentralbank mit ihrem Präsidenten, wird mit bislang für unvorstellbar gehaltenen Kompetenzen ausgestattet. Die schleichende Selbstentmachtung der nationalstaatlichen Regierungen und Parlamente durch die EZB ist nicht nur aus (deutscher) verfassungsrechtlicher Sicht bedenklich, sondern dürfte auch zu einer weiteren Verstärkung der europakritischen Einschätzungen führen. Der Schriftsteller Hans Magnus Enzensberger hat diesen Prozess als Entmündigung der Bürgerinnen und Bürger Europas bezeichnet und eindringlich vor diesen Risiken gewarnt.332


  Es gibt aber Alternativen zu dieser Art der Gestaltung des europäischen Integrationsprozesses. Europa kann den Integrationsweg anders gestalten und ist nicht gezwungen, entweder den großen Sprung nach vorne zu machen oder aber die Eurozone aufzulösen. Zur weiteren Vertiefung gibt es Alternativen.333 Ziel der Reformen muss sein, die Übertragung von Souveränität auf die supranationale Ebene auf ein Mindestmaß zu beschränken, auf die Einhaltung geschlossener Verträge zu pochen und die Eigenverantwortung der Mitgliedsländer der Union wieder zu stärken.334


  Doch nicht nur die weitere Entwicklung der Europäischen Union ist ungewiss. In Deutschland wurde in den vergangenen Jahren intensiv diskutiert, ob die Wirtschaft des Landes im internationalen Wettbewerb gut aufgestellt ist und ob die Unternehmen eine nachhaltige Strategie verfolgen. Auch wenn diese Debatte infolge der Krise in Europa in den Hintergrund getreten ist, lohnt die Untersuchung dieses Themas. Im Kern geht es nämlich um die Frage, wie internationale Arbeitsteilung funktioniert und welche Strategie für die deutsche Volkswirtschaft künftig sinnvoll ist.
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  8 Internationale Arbeitsteilung oder Basar-Ökonomie?


  Die deutsche Wirtschaft hat in den vergangenen Jahren einen wachsenden Anteil an Vorprodukten aus dem Ausland bezogen. Wie ist dies zu bewerten? Nutzen deutsche Unternehmen die Möglichkeiten der internationalen Arbeitsteilung, oder verliert Deutschland Know-how ans Ausland? Hans-Werner Sinn, bis 2016 Präsident des Münchener ifo-Instituts, hat seit dem Ausbruch der Eurokrise in zahlreichen Publikationen und Medienbeiträgen auf die Risiken der Europäischen Währungsunion hingewiesen. Vor einigen Jahren noch bewegte ihn aber ein anderes Thema: Die von ihm konstatierte Schwächung des Standortes Deutschland. Vor allem im Anschluss an die Veröffentlichung seines Buches zur vermeintlichen »Basar-Ökonomie« in Deutschland im Jahr 2005 entwickelte sich eine lebhafte Debatte über die Zukunft der Industrieproduktion in Deutschland.335 Die Fertigung, so Sinn, würde in Niedriglohnländern erfolgen, während in Deutschland nur noch der Verkauf und der Vertrieb– wie auf einem Basar– stattfinden würden.


  Diese Debatte ist für die Position Deutschlands in der Weltwirtschaft nach wie vor von Bedeutung, da sie die großen Vor- und weniger schwerwiegenden Nachteile internationaler Arbeitsteilung deutlich macht. Die Basar-Hypothese geht nämlich von einem tradierten Verständnis von Produktion aus und unterstellt, dass die Entwicklung internationaler Produktionsnetzwerke einzelnen Volkswirtschaften Schaden zufügt. Bei genauer Betrachtung ist diese These gerade aus deutscher Perspektive unsinnig, ja sogar gefährlich. Sie verkennt zum einen den Nutzen des Imports von im Ausland kostengünstig hergestellten Vorprodukten, zum anderen unterschlägt die Basar-Hypothese den Nutzen, den Deutschland aus der erfolgreichen Entwicklung anderer Ökonomien hat: Die Exportprodukte deutscher Unternehmen müssen im Ausland auch auf kaufkräftige Nachfrage stoßen.


  8.1 Eine irreführende Debatte


  Hans-Werner Sinn konstatierte, dass die Verlagerung von Industrieproduktion in andere Länder zu einer Aushöhlung der industriellen Kompetenz in Deutschland geführt habe. Infolge mangelnder Wettbewerbsfähigkeit hiesiger Unternehmen würden immer mehr Produktionsprozesse in Länder mit Wettbewerbsvorteilen verlagert, das heißt in erster Linie mit niedrigeren Arbeitskosten.336 Sinn war bei seiner Analyse anno 2006 nicht zurückhaltend:


  »Deutschland ist seit langem auf der schiefen Bahn, nur nähert sich das Land seit der Beteiligung der ex-kommunistischen Länder am Welthandel allmählich dem Punkt, wo es kein Halten mehr gibt. Der Rückblick auf das vergangene Jahrzehnt müsste dem Letzten klarmachen, dass sich der bisherige Weg nicht fortsetzen lässt.«337


  Sinn konstatierte in zahlreichen Publikationen aber nicht nur den langsamen Abstieg Deutschlands, sondern stellte die These auf, das Land entwickle sich zu einer Basar-Ökonomie. Mit den Worten von Hans-Werner Sinn:


  »Deutschland entwickelt sich schleichend zu einer Basar-Ökonomie, die die Welt mit ihrer breiten Produktpalette beliefert, doch einen wachsenden Wertanteil ihrer Produkte in ihrem osteuropäischen Hinterland produzieren lässt.«338


  Die hohen Investitionen deutscher Firmen in Osteuropa scheinen Sinns These zu stützen. Von 1990 bis 2004 stiegen die Investitionen deutscher Unternehmen in den zehn Beitrittsländern der Europäischen Union von 350 Millionen Euro auf 41,4 Milliarden Euro (= 41400 Millionen), während die Zahl der Mitarbeiter deutscher Unternehmen in diesen Ländern im gleichen Zeitraum nahezu um den Faktor 25 wuchs: In Osteuropa stieg die Zahl der Mitarbeiter deutscher Unternehmen zwischen 1990 und 2004 von 31000 auf 757000.339


  Die Phase der Verlagerung von Produktionskapazitäten ins Ausland, insbesondere nach Osteuropa, steht aber in ursächlichem Zusammenhang mit dem Zusammenbruch der sozialistischen Ordnung. Es handelt sich also um einen Vorgang, der im Kalten Krieg unterbrochene Wirtschaftsbeziehungen zwischen West- und Osteuropa wiederhergestellt hat. Sehr deutlich wird dies bei der Betrachtung der Intensität der Verlagerungsprozesse. Während 1997 noch 26Prozent der Betriebe der Metall- und Elektroindustrie in den beiden Jahren zuvor Kapazitäten verlagert hatten, waren es 2010 nur noch 9Prozent. Die Quote der Rückverlagerungen blieb relativ konstant und schwankte zwischen 4Prozent der Unternehmen 1997 und 3Prozent im Jahr 2010.340


  Zugleich ging die Wertschöpfungsquote des verarbeitenden Gewerbes in Deutschland zurück.341 Innerhalb von nur zwei Jahren, von 1999 bis 2001, sank die sektoreigene Wertschöpfung von 40 auf 33Prozent.342 Dies bedeutet, dass in der verarbeitenden Industrie ein steigender Anteil von Vorleistungen zu verzeichnen war. Doch stellt sich natürlich die Frage, inwieweit dies ein problematischer oder gar schädlicher Prozess ist. Im Kern handelt es sich um eine Vertiefung der nationalen wie internationalen Arbeitsteilung, je nachdem, von wo die Vorprodukte bezogen werden. Und die Vertiefung der Arbeitsteilung war und ist der Motor der wirtschaftlichen Entwicklung. Warum also wurde dieser Trend von einem Ökonomen wie Hans-Werner Sinn infrage gestellt? Sinn selbst sah vielmehr den Industriestandort Deutschland in Gefahr:


  »Die deutsche Wirtschaft wird quasi zu einem Durchlauferhitzer für Industrieprodukte, die auf ihrem Weg von der Slowakei nach Amerika die deutschen Statistiken passieren.«343


  Sinns These wurde von zahlreichen Beobachterinnen und Beobachtern angezweifelt. Die Ökonomen Gustav A. Horn und Stefanie Behncke betonen, dass die Nutzung von Faktorpreisunterschieden durch Unternehmen, also unterschiedlich hoher Kosten der Produktionsfaktoren, vor allem des Faktors Arbeit, nicht überraschen kann.344 Warum sollten deutsche Unternehmen auf die Nutzung von konkurrenzfähigen Standorten in Osteuropa verzichten? Unternehmen, die im globalen Wettbewerb stehen, haben letztlich keine Alternative zur anhaltenden Stärkung ihrer Wettbewerbsfähigkeit. Dazu gehört auch die Nutzung von Vorprodukten aus dem Ausland.345


  Hans-Werner Sinn hingegen hat immer wieder auf die geringe Wertschöpfung, die Porsche bei der Montage des Geländewagens Cayenne in Leipzig realisiert, verwiesen. Zunächst behauptete er, lediglich 12Prozent der Wertschöpfung für den Cayenne stammten aus Deutschland:


  »Der Audi, der von Ingolstadt nach Amerika geliefert wird, kommt grossenteils [sic!] aus Ungarn, wird aber mit seinem vollen Wert in der deutschen Exportstatistik erfasst. Ähnlich ist es mit dem Porsche Cayenne, der von Leipzig aus exportiert wird. 88% der Wertschöpfung dieses Wagens liegt [sic!] gar nicht in Leipzig. Der Wagen kommt vielmehr schon ziemlich fertig aus Bratislava. In Leipzig wird nur noch das Getriebe und die Lenkung eingebaut. Dennoch steht er zu 100% in der deutschen Exportstatistik.«346


  Doch die Rechnung von Sinn war voller Widersprüche, um nicht zu sagen falsch. Die Endmontage in Leipzig verwendet selbstverständlich nicht nur die in Bratislava gefertigte Karosserie, sondern auch die in Stuttgart gebauten Motoren, Lenkungen, Getriebe und vieles andere mehr. Porsche selbst spricht von einer Wertschöpfung in Deutschland von 55Prozent.347 Sinn musste sich korrigieren:


  »Der Porsche Cayenne kommt scheinbar aus Leipzig, doch in Wahrheit steht das Band bei VW in Bratislava. In Leipzig wird noch der Antriebsstrang hinzugefügt. Wahrscheinlich kommt noch nicht einmal die Hälfte der Wertschöpfung aus Deutschland.«348


  Das zentrale Problem der Argumentation Sinns, jenseits der ungenauen und zum Teil irreführenden Aussagen hinsichtlich der tatsächlichen Wertschöpfung in Deutschland, ist die Fehlinterpretation der Außenhandelsstatistik. Wenn Sinn davon spricht, ein nach Amerika gelieferter Audi käme »grossenteils aus Ungarn, [werde] aber mit seinem vollen Wert in der deutschen Exportstatistik erfasst«, dann suggeriert er eine statistische Erhebung, die die Einfuhr von Vorprodukten unterschlägt. Davon kann selbstverständlich überhaupt nicht die Rede sein. Vorprodukte sind Importe, etwa die aus Ungarn importierten Motoren von Audi. Ergäbe sich eine Schieflage, müsste die deutsche Außenhandelsbilanz erhebliche Fehlbeträge aufweisen. Dies ist bekanntlich nicht der Fall: Deutschland produziert seit Jahren Handelsbilanzüberschüsse.


  Der Präsident des Statistischen Bundesamtes, Johann Hahlen, hat sich ebenfalls dem Thema Basar-Ökonomie gewidmet. Hahlen betont die positiven Effekte des Exports. Der sogenannte Außenbeitrag– die Differenz zwischen Exporten und Importen von Waren und Dienstleistungen in einer Volkswirtschaft– war in Deutschland seit 1994 positiv, das heißt, die Ausfuhren übertrafen die Einfuhren. Der Außenbeitrag hat jährlich zwischen 1,1 und 1,9Prozent zum realen Wachstum des Bruttoinlandsprodukts beigetragen.349 Daraus ergibt sich eindeutig, dass die deutsche Volkswirtschaft per Saldo von der internationalen Arbeitsteilung profitiert.


  Es ist zweifellos richtig, dass die deutsche Wirtschaft in den vergangenen Jahrzehnten einen größeren Teil von Vorprodukten nicht mehr im Lande selbst produziert, sondern aus dem Ausland bezieht. Dies ist aber– in volkswirtschaftlicher Betrachtung– kein Nachteil. Die deutsche Wirtschaft hat vielmehr sehr geschickt die neuen Chancen genutzt, die aus der Öffnung Osteuropas und der Integration Chinas in die Weltwirtschaft resultieren. Höhere Einfuhren ermöglichten noch höhere Ausfuhren, wie Hahlen resümiert:


  »Auch wenn sich der gesunkene inländische Wertschöpfungsanteil an den Exporten von 1995 bis 2002 auf das Bruttoinlandsprodukt dämpfend ausgewirkt hat, wurde dies überkompensiert vom positiven Mengeneffekt der kräftig gestiegenen Exporte aus inländischer Produktion.«350


  Zudem muss man fragen, welche Fertigungstiefe Hans-Werner Sinn als angemessen betrachten würde.351 In der Vergangenheit gab es immer wieder Versuche, in einer einzigen Fabrik nahezu alle Einzelteile selbst herzustellen und eine extrem hohe Fertigungstiefe zu erreichen. Vereinfacht gesagt: Am einen Ende der Fabrik wurden Rohstoffe (keine Vorprodukte) angeliefert, am anderen Ende rollte das Auto aus den Werkshallen. Dieser Typ Fabrik fand sich besonders häufig in den Staaten des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe, der vor allem aus den sozialistischen Ökonomien Osteuropas bestand, und ist idealtypisch für ein sowjetisches Kombinat.


  Freilich gab es auch in westlichen Industrieländern Fabriken mit sehr hoher Fertigungstiefe. Ein Beispiel dafür ist die im amerikanischen Dearborn (Michigan) am Fluss Rouge gelegene Fabrik des Ford-Konzerns. Im Rouge-Werk wurde die erste Massenfertigung von Automobilen realisiert. Die 1928 fertiggestellte Fabrik war seinerzeit die größte der Welt und diente den Nationalsozialisten als Vorbild für die Fabrikationsanlagen des KDF-Wagens in Wolfsburg. Nahezu alle Komponenten wurden in Dearborn hergestellt, und dementsprechend hoch war die Beschäftigung. In der Spitze arbeiteten dort 100000 Arbeiter und stellten 1200 Fahrzeuge pro Tag her. Dies hat sich deutlich gewandelt: Am Standort arbeiten nur noch 3000 Menschen, die 800 Fahrzeuge am Tag bauen.352 Diese Effizienzsteigerung basierte wesentlich auf einer Reduzierung der Fertigungstiefe und einer Zunahme der Arbeitsteilung.


  Im Flugzeugbau war es noch länger als im Fahrzeugbau üblich, Komponenten selbst zu fertigen. Der amerikanische Flugzeughersteller Boeing etwa hat lange mit sehr hohen Fertigungstiefen produziert. Die Boeing 737, Ende der 1960er Jahre entwickelt, wurde zu Beginn der Produktion zu 90Prozent von Boeing selbst hergestellt. Die große 747 wurde zu Beginn der Produktion zu 80Prozent von Boeing gebaut. Dann aber zeigte der europäische Konkurrent Airbus Boeing, welche Vorteile auf Arbeitsteilung basierende Spezialisierung haben kann. Beim neuesten Boeing-Projekt, dem Langstreckenflugzeug 787, wurde das europäische Modell noch weiter entwickelt. Die 787 wird in den USA montiert, aber 80Prozent der Wertschöpfung werden von Zulieferern, oft aus anderen Ländern, erbracht.353 Insbesondere japanische Zulieferer spielen eine Rolle. Volle 35Prozent der 787-Komponenten stammen aus Japan, unter anderem vom japanischen Hersteller Mitsubishi Heavy Industries, der die Tragflächen liefert.354


  In Deutschland führte die Kombination von weiter steigender Produktivität und geringen Lohnsteigerungen zu deutlich sinkenden Lohnstückkosten und zu einer Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit deutscher Produktionsstätten. Von 2000 bis 2007 sanken die Lohnstückkosten in Deutschland um durchschnittlich 2,2Prozent pro Jahr.355 Auch deshalb verwarf der Wirtschaftsjournalist Nikolaus Piper die Thesen Hans-Werner Sinns:


  »Einen pathologischen Exportboom gibt es nicht. Der Boom und die Basar-Ökonomie sind nicht das Problem, sondern Teil der Lösung für die deutsche Wirtschaftsmisere.«356


  Von dieser noch 2006 von Piper konstatierten Situation, einer wirtschaftlichen Misere, hat sich Deutschland im zweiten Jahrzehnt des 21.Jahrhunderts deutlich entfernt. Im letzten Jahrzehnt hat die deutsche Wirtschaft, wie bereits in Kapitel 4 ausführlich erörtert, ihre Stärken im internationalen Wettbewerb unter Beweis gestellt. Allenfalls ist zu befürchten, dass die gegenwärtige Phase der wirtschaftlichen Stärke zur Ausblendung von Risiken und zu Selbstzufriedenheit führt.


  8.2 Entwicklungen im 21.Jahrhundert: WerdenProduktionslinien rückverlagert?


  Über viele Jahre prägten die Perspektiven und Modelle angelsächsisch geprägter Managerinnen und Manager sowie Unternehmensberatungen die betriebswirtschaftliche Debatte um geeignete Produktionsstandorte. Dabei stand die kurzfristige Kostensenkung stets im Vordergrund. Der langjährige Vorstandsvorsitzende des amerikanischen Mischkonzerns General Electric, Jack Welsh, betonte immer wieder den Nutzen rascher Verlagerung von Produktion. Welsh, ein für seine rüden Managementmethoden bekannter Mann, beschrieb die aus seiner Sicht ideale Fabrik als vollkommen losgelöst von territorialen Bindungen. Welsh stellte sich die idealtypische Fabrik in der Globalisierung als eine auf einem Schiffsponton montierte Halle vor, die je nach Veränderung von Arbeitskosten und Wechselkursen an einen neuen »Standort« gebracht werden könnte.357


  Diese brutale, die Volkswirtschaften der Welt einem gnadenlosen Wettbewerb aussetzende Perspektive gilt heute indes als überholt und als Irrweg. Nicht die kurzfristige Senkung von Kosten, sondern die Orientierung an längerfristigen Perspektiven prägt die Debatte. So wird heute kaum noch angenommen, dass ausreichend qualifizierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer überall und jederzeit zur Verfügung stehen. Zudem haben Unternehmen, die in stark materialistisch geprägten Ländern produzieren, auch die Schattenseiten von Arbeitnehmermobilität kennengelernt. Zahlt das Unternehmen am anderen Ende der Stadt einen 5Prozent höheren Lohn, wechseln chinesische Beschäftige ansatzlos auf die besser dotierte Stelle.358


  Auch die Wahrnehmung Deutschlands hat sich geändert. Nicht nur in der akademischen Diskussion wurden Zweifel laut an der These, Deutschland sei auf Dauer kein konkurrenzfähiger Standort für die Industrieproduktion. Dafür sorgten auch unerfreuliche Erfahrungen an ausländischen Standorten. Gerade für mittelständische Unternehmen war der Ausflug ins Ausland oftmals wenig erfolgreich. Wurden seit Beginn der 1990er Jahre zahlreiche Produktionsstätten nach Osteuropa oder Ostasien, dort vor allem nach China, verlagert, ist eine deutliche Trendwende zu erkennen: Schon von der Jahrtausendwende bis 2007 hatten 3500 Firmen aus den Branchen Metall und Chemie Produktionsstätten nach Deutschland rückverlagert.359


  Die Gründe für diese Rückverlagerungsprozesse sind auf vier Ebenen zu suchen. Erstens stellten zahlreiche Unternehmen fest, dass die Verlagerung von Produktion mit einem Verlust von Flexibilität einhergehen kann. Für 72Prozent der rückverlagernden Unternehmen war dies der wichtigste Grund für die Rückverlagerung.360 Zweitens mussten viele Firmen erkennen, dass niedrige Arbeitskosten und geringe Steuersätze allein noch keinen wettbewerbsfähigen Produktionsstandort ausmachen. Drittens war die Qualität der hergestellten Produkte häufig mangelhaft. 61Prozent der rückverlagernden Unternehmen gaben dies als Grund für die Aufgabe des ausländischen Produktionsstandortes an.361 Viertens sind die Reallöhne in osteuropäischen Ländern, aber auch in China, schneller als von vielen erwartet gestiegen. In Verbindung mit einer in der Regel niedrigeren Produktivität stellten sich die Vorteile der ausländischen Standorte in einer nennenswerten Zahl von Fällen als vernachlässigbar heraus.362


  Der Trend zu Rückverlagerungen ist deutlich erkennbar. Zwar wäre es voreilig, ein generelles Ende der Verlagerung von Produktion ins Ausland zu konstatieren, aber es gibt einige wichtige Industriezweige, bei denen dies zutrifft. Dieter Brucklacher, Präsident des Verbandes Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA), sah schon 2007 in seinem Verband ein Ende des Trends zur Verlagerung ins Ausland.363 Kinkel et al. stellten in ihrer Studie zu Verlagerung und Rückverlagerung in mehreren europäischen Ländern fest, dass je nach Land auf jeden zweiten bis sechsten Verlagerer von Produktion ein Rückverlagerer kommt.364


  Das Handelsblatt vermeldete Ende 2007, die »Arbeit kehre heim«. Gleich mehrere Gründe werden hierfür genannt: In erster Linie sind die hohen Energiekosten, die entsprechend hohe Transportkosten nach sich ziehen, für diese Entwicklung verantwortlich. Aber gerade in kleineren Unternehmen reicht die Managementkapazität, so das Handelsblatt, oft nicht aus, um eine Produktion in Asien erfolgreich aufzubauen. Zudem hätten viele Unternehmen die Erfahrung machen müssen, dass die Bindung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an das Unternehmen in Schwellenländern oft gering ist. Nach erfolgreicher Weiterbildung im Betrieb wechseln sie rascher als in Deutschland zu einem anderen, höhere Löhne zahlenden Unternehmen.365


  Neuere Untersuchungen des Fraunhofer-Instituts bestätigen den Trend rückläufiger Verlagerungen. Im Jahr 2012 haben nur noch 8Prozent der Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes Produktionskapazitäten ins Ausland verlagert. Von den gesamten Produktionskapazitäten des deutschen verarbeitenden Gewerbes befinden sich etwa 21Prozent im Ausland. Dies heißt im Umkehrschluss, dass fast vier Fünftel der Produktionskapazität im Inland sind.366 Es besteht kein Grund zu der Annahme, Deutschland würde als Produktionsstandort im internationalen Wettbewerb nicht mehr bestehen können.


  Bei diesem Trend ist Deutschland kein Einzelfall. Im Februar 2013 wurde in den USA eine neue Fabrik zur Herstellung von Computern eröffnet. Noch 2008 und 2010 hatte der Hersteller Dell zwei Fabriken in den USA geschlossen. 30 Jahre lang schien es, dass die Herstellung von Computern in den USA keine Perspektive haben würde. Nicht nur die Tatsache, dass eine neue Fabrik gebaut wurde, überrascht: Ausgerechnet der chinesische Hersteller Lenovo war es, der in den USA investiert hat. Lenovo markiert einen Trend, der in den USA schon als »reshoring« gefeiert wird.367 Selbst einfache Produktionslinien wie Waschmaschinen und Kühlschränke wurden im Jahr 2012 vom amerikanischen General-Electric-Konzern von China nach Kentucky rückverlagert.368


  Ursachen für diese Entwicklung gibt es viele. Ein Grund sind die stark gestiegenen Lohnkosten in China und anderen Schwellenländern, die zu einem Abbau des Lohnkostenvorteils dieser Volkswirtschaften beigetragen haben. Von 2000 bis 2005 stiegen die Lohn- und Lohnnebenkosten für chinesische Fabrikarbeiter um 10Prozent im Jahr. Zwischen 2005 und 2010 betrug der Zuwachs sogar 19Prozent jährlich, während die Reallöhne in der verarbeitenden Industrie in den USA seit 2005 um 2,2Prozent sanken (vgl. hierzu Abschnitt2.5).369


  Inzwischen werden die noch immer höheren Lohnkosten in den USA durch den Wegfall der Transportkosten soweit kompensiert, dass eine Fertigung in den USA einigen Unternehmen wieder lohnend erscheint. Ein amerikanischer Hersteller von Bewässerungssystemen hat berechnet, dass die Kosten der Produktion an seinem Standort in Kalifornien– berücksichtigt man Transportkosten, Zölle und Gebühren– nur 10Prozent höher sind als die Produktion in seinen Fertigungsstätten in China.370 Zudem können Güter und Dienstleistungen zielgenauer auf die sich rasch ändernden Präferenzen der amerikanischen Kunden zugeschnitten werden und müssten nicht erst, wie beispielsweise ein in China hergestellter Computer, sechs Wochen per Schiff transportiert werden.371


  Auch die amerikanische Energiewende begünstigt die Rückverlagerung von Produktionslinien. Wegen der niedrigen Energiekosten wird damit gerechnet, dass künftig bis zu eine Million Arbeitsplätze pro Jahr in den USA geschaffen werden.372 Schließlich begünstigen neue Produktionstechnologien die Rückverlagerung. Ein gegenwärtig in den USA mit großer Begeisterung diskutiertes Thema sind sogenannte 3D-Drucker, also Geräte, die computergesteuert dreidimensionale Werkstücke produzieren können. Sollte diese Art der Produktion weite Verbreitung finden, könnte dies den alten Industrieländern nutzen, da diese Geräte rund um die Uhr ohne menschliche Aufsicht drucken können.


  Zusammenfassend lässt sich konstatieren, dass deutsche Unternehmen häufig mit großem Geschick die Herausforderungen der Globalisierung meistern. Oft wurde die Wettbewerbsfähigkeit durch kluge Internationalisierung gestärkt. Zahlreiche Unternehmen schufen in den vergangenen Jahrzehnten transnationale Produktionsnetzwerke. Die These von Hans-Werner Sinn, Deutschland würde zu einer Basar-Ökonomie verkommen, hat sich nicht bestätigt.


  Am Beispiel von Unternehmen der Automobil- und Stahlindustrie wird im Anschluss untersucht, welche Chancen bestehen und welche Risiken bei der Integration in den Weltmarkt zu beachten sind.
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  9 Erfolgreiche und gescheiterte Strategien: Die deutsche Automobil- und Stahlindustrie, neue Produktionsstätten und Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt


  Für die deutsche Volkswirtschaft hat die Automobilindustrie noch immer enorme Bedeutung. Im Jahr 2014 betrug der Anteil des Fahrzeugbaus an der Gesamtausfuhr 18,0Prozent, der damit vor der chemischen Industrie (15,2Prozent) und dem Maschinenbau (14,9Prozent) lag. Die Entwicklungen in der Automobilindustrie sind aber auch deshalb von besonderem Interesse, da an ihnen die Veränderungen der Produktionsprozesse anschaulich aufgezeigt werden können. In diesem Sinne kann die Automobilindustrie als Inbegriff einer globalen Industrie gelten.


  Gerade die deutsche Automobilindustrie hat in den letzten zwei Jahrzehnten auf den Weltmarkt gesetzt– mit wachsendem Erfolg. Im Jahr 2010 bauten deutsche Hersteller erstmals mehr Autos im Ausland als in Deutschland. Diese Tendenz hat sich seitdem verstärkt: Im Jahr 2014 wurden schon 8,6 Millionen Autos von BMW, Mercedes und VW im Ausland gebaut, verglichen mit 5,4 Millionen im Inland.373 Die deutschen Hersteller bauen immer neue Kapazitäten auf– aber ausschließlich im Ausland, vorwiegend in Asien und Nordamerika.


  Allerdings hat die Globalisierung bislang nicht zu einer Angleichung der Produkte und Produktionsprozesse geführt.374 Diese Vielfalt mag das Resultat historischer Entwicklungen sein, die in naher Zukunft überholt sein könnten. Es gibt jedoch andererseits keinen hinreichenden Grund zur Annahme, dass die Globalisierung zu gleichartigen Produkten führte.


  Beispielsweise entwickelte Ford in den 1990er Jahren ein globales Plattformkonzept, bei dem ein weltweit einheitliches Produkt– der so treffend benannte Typ Mondeo– weltweit in mehreren Fabriken produziert wurde.375 Das Plattformprojekt wurde jedoch mangels wirtschaftlichen Erfolgs wieder abgebrochen und durch regionale Strategien ersetzt, wie beispielsweise die Re-Etablierung der europäischen Tochterfirma Ford Europe. Der Versuch, ein Produkt und seinen Herstellungsprozess zu globalisieren, ist offensichtlich gescheitert. Heute differenzieren Hersteller nach Märkten und verfolgen keine globale Produktstrategie mehr.376


  Auch deutsche Hersteller haben sich von der Idee verabschiedet, für alle Märkte ein mehr oder weniger identisches Produkt anzubieten. Jüngstes Beispiel ist der VW-Konzern, der für den wichtigen nordamerikanischen Markt eine technisch abgespeckte Version des VW Passat anbietet. Der amerikanische Wagen ist größer, aber im US-Werk Chattanooga billiger zu produzieren als die europäische Version. In Europa wäre die US-Version– behäbiger und deutlich mehr Kraftstoff verbrauchend– vermutlich schwer zu verkaufen. In den USA wiederum legen die Käufer– die Grundversion kostet etwa 15000 Euro und damit weniger als in Deutschland der einfachste VW Golf– Wert auf Komfort und weniger auf Höchstgeschwindigkeit und neueste Technologien.377 In der Autoindustrie zeigen sich Chancen und Risiken der Globalisierung sehr deutlich, weshalb im Folgenden einige Unternehmen und ihre Internationalisierungsstrategien genauer betrachtet werden. Gerade in den letzten zwei Jahrzehnten hat die deutsche Automobilindustrie sowohl Produktionskapazitäten im Ausland aufgebaut als auch im Inland massiv investiert und damit auch Arbeitsplätze in Deutschland gesichert. Die Automobilindustrie liefert Kritikerinnen und Kritikern wie auch Befürworterinnen und Befürwortern einer vertieften internationalen Arbeitsteilung viele Argumente.


  9.1 Verlagerung nach Osteuropa: Audi und Mercedes


  Nach dem Zusammenbruch des sozialistischen Systems in Osteuropa etablierten die großen Automobilhersteller dort neue transnationale Produktionsnetzwerke. Die Integration Osteuropas in die alten Produktionsstrukturen hat die Autoindustrie in Europa strukturell verändert. Polen, Ungarn, Rumänien, Tschechien und die Slowakei entwickelten sich zu erfolgreichen Standorten sowohl in der Herstellung von Vorprodukten als auch in der Endmontage von Fahrzeugen. Osteuropa war seit den frühen 1990er Jahren sowohl Bedrohung als auch Chance für die etablierten Standorte in Westeuropa.


  Die Handelspolitik spielte hierbei eine aktive Rolle. In Europa hat– neben der Erweiterung der EU im Jahr 2004– auch die Schaffung einer größeren Zone für den Bezug von Vorprodukten im Jahr 1997 europäische Autohersteller in die Lage versetzt, die intraregionale Arbeitsteilung zu intensivieren: Die sogenannte pan-europäische Ursprungskumulierung (PANEURO), an der neben der EU und der Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA) auch die zentral- und osteuropäischen Länder sowie seit 1999 die Türkei teilnehmen, deckt bis zu 50 Freihandelszonen ab.378 Damit ermöglicht das PANEURO-Regime, Vorprodukte vom billigsten Anbieter zu beziehen, ohne dadurch Zollpräferenzen aufs Spiel zu setzen. Diese Ursprungskumulierung ermöglicht, dass Zollpräferenzen nicht beschränkt bleiben auf die Länder der Europäischen Union, sondern für Produzenten in einem erweiterten europäischen Handelsraum gelten.379


  Was waren die Gründe für diesen Trend hin zu transnationaler Arbeitsteilung? Vor allem regionale Produktionsnetzwerke haben bedeutende Vorteile gegenüber den kleineren nationalen wie auch den größeren globalen Netzwerken: Erstens tendieren regionale Produktionsnetzwerke dazu, Kostenersparnisse durch Massenproduktion zu generieren und verfügen damit über einen Vorteil gegenüber nationalen Netzwerken. Arbeitsintensive Produktionsschritte können in der Region dort erledigt werden, wo Arbeitskosten niedrig sind. Zweitens führt regionale Produktion zu einer Senkung von Transportkosten und ermöglicht schnellere Auslieferung. Drittens erlauben regionale Ansätze, Produkte zielgerichteter auf Kundenbedürfnisse zuzuschneiden und Lagerbestände kleiner zu halten als im Fall von globalen Produktionsnetzwerken.380


  Zwar ist es an dieser Stelle nicht nötig, alle Phasen des europäischen Integrationsprozesses nachzuvollziehen, doch sollen bedeutende Veränderungen im Bereich der Automobilindustrie dargelegt werden. 1973 wurde Großbritannien Mitglied der EWG– zusammen mit Dänemark und Irland. Die britische Automobilindustrie hatte zu jenem Zeitpunkt ihre führende Stellung schon verloren, und weder in Dänemark noch in Irland wurden Fahrzeuge in nennenswertem Umfang hergestellt. Auch die Aufnahme Griechenlands 1981 war für die Autoindustrie unwichtig. Relevanter war hingegen der Beitritt Spaniens und Portugals im Jahr 1986. Mit der deutschen Wiedervereinigung im Jahr 1990 sowie den Beitritten Schwedens, Österreichs und Finnlands im Jahr 1995 vergrößerte sich die Region, in der Automobile produziert wurden, ein weiteres Mal. In Ostdeutschland wurden beträchtliche Neuinvestitionen im Automobilsektor getätigt. Neben Schweden, das über eine große eigene Autoindustrie verfügte, spielten Österreich und Finnland als Zuliefer- und Montageländer rasch eine wichtige Rolle. Der Beitritt der osteuropäischen Länder in den Jahren 2004 und 2007 wirkte sich ebenfalls erheblich auf die Autoindustrie aus. Neue bzw. modernisierte Produktionsstätten nahmen in Polen, Ungarn, Tschechien, der Slowakei sowie in Slowenien ihren Betrieb auf. Rumänien ist ein weiteres osteuropäisches Land, welches in das europäische Netzwerk der Automobilproduktion integriert wurde.


  Der westeuropäische Integrationsprozess war bereits im Jahr 1968 vergleichsweise weit vorangeschritten, als die Zollunion zwischen den sechs Gründungsmitgliedern vollendet wurde. Seit 1974 liegt der gemeinsame Außenzoll der EG/EU bei 10Prozent.381 Für Pkw bedeutet dies im Vergleich zum amerikanischen Einfuhrregime einen vergleichsweise hohen Protektionsgrad; dort liegt der Zoll für Autos bei 2,5Prozent. Im Vergleich zum Zoll auf leichte Lastwagen, der in den USA 25Prozent beträgt und mit dem ein Marktsegment von etwa 8 Millionen Fahrzeugen pro Jahr geschützt wird, ist das Schutzniveau jedoch relativ gering.382


  Während europäische Unternehmen die Erweiterung der EU in den 1990er und 2000er Jahren gut nutzen konnten, war dies in der Frühphase der EWG nicht der Fall. In den 1960er Jahren stellte sich die Situation so dar, dass die damaligen Mitglieder der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zwar einen gemeinsamen Wirtschaftsraum geschaffen hatten, aber hauptsächlich ausländische Firmen davon profitierten. 1967 veröffentlichte der französische Journalist Jean-Jacques Servan-Schreiber seinen Bestseller »The American Challenge«, in dem er kritisierte, dass in erster Linie amerikanische– statt europäische– transnationale Unternehmen Nutznießer des integrierten europäischen Marktes seien. Europa werde von US-Konzernen angegriffen. Den meisten europäischen Herstellern fehlte sowohl das Kapital als auch die Vision zur Entwicklung globaler Produktion.383 Die heute so erfolgreichen Hersteller kämpften in den 1960er Jahren entweder mit dem wirtschaftlichen Überleben (BMW) oder hatten lediglich im außereuropäischen Ausland einige wenige Produktionsstätten, wie Mercedes-Benz oder Volkswagen.


  Seitdem haben europäische Firmen jedoch die Vorteile der europäischen Integration zu nutzen gelernt. Tatsächlich hat der Integrationsprozess eine grundlegende Neuorganisation existierender Produktionsnetzwerke sowie die Schaffung eines paneuropäischen Netzwerks aus bestehenden und neuen transnationalen Unternehmen ausgelöst.384 Es lässt sich sogar argumentieren, dass die gesamte EU als gigantischer internationaler Produktionskomplex gesehen werden kann, bestehend aus grenzüberschreitenden Firmennetzwerken, die ihre eigenen Handelsnetzwerke formen.385 In vergleichender Perspektive wird deutlich, dass die Modernisierung des Produktionssystems in Europa weiter fortgeschritten ist als in allen anderen Regionen der Welt.386


  Der Zusammenbruch der sozialistischen Regime in Osteuropa hat westeuropäischen Herstellern also neue Möglichkeiten eröffnet. Tatsächlich ist Osteuropa heute zu einem Anziehungspunkt für Automobilhersteller geworden und hat somit die Rolle der iberischen Halbinsel übernommen, die diese in den 1970er und 1980er Jahren innehatte.387 Die Bedeutung dieser handelspolitischen Umwälzungen sollte nicht unterschätzt werden. Bereits 1992 wurden Freihandelsabkommen zwischen der EU und Osteuropa umgesetzt. Die Schaffung des Zentraleuropäischen Freihandelsabkommens (CEFTA) hatte zwei Auswirkungen. Zum einen wurden die Zölle zwischen CEFTA- und EU-Ländern abgeschafft und zum anderen wurden die Zölle für die restlichen Länder der Welt angehoben.388 Auf diesen Prozess folgte die weitere Harmonisierung technischer Erfordernisse. Seit 1993 gelten EU-weit einheitliche technische Bestimmungen: Autos bekommen seitdem eine Typenzulassung, die in der gesamten EU gilt. Spezielle Regeln– etwa das in Frankreich früher übliche gelbe Licht der Scheinwerfer– sind seitdem nicht mehr erlaubt.


  Ein zentrales Merkmal der europäischen Automobilindustrie ist der massive Wandel von Produktionsmethoden, der durch eine Reihe von Faktoren vorangetrieben wurde: die sich verändernde geografische Nachfragestruktur, sich wandelnde Wettbewerbsbedingungen sowie Veränderungen der institutionellen Rahmenbedingungen. Unternehmen streben kontinuierlich danach, diese Veränderungen in Wettbewerbsvorteile umzumünzen. Insbesondere die Integration der europäischen Peripherie in das europäische Automobilsystem sowie die Fähigkeit der Autohersteller, die transnationale Arbeitsteilung zu intensivieren, haben die Wettbewerbsposition der europäischen Produzenten verbessert.389


  Europäische Hersteller profitierten nach der Öffnung Osteuropas von flexiblen, gut ausgebildeten und vergleichsweise billigen Arbeitskräften. Allerdings sind diese Vorteile vermutlich nur vorübergehend von Bedeutung. Auf mittlere und lange Sicht werden die Löhne in Osteuropa signifikant steigen, wenn auch nicht notwendigerweise auf westeuropäisches Niveau. Ein ähnliches Phänomen war auf der iberischen Halbinsel zu beobachten, deren Wettbewerbsposition sich aufgrund beträchtlicher Lohnsteigerungen verschlechterte. Allerdings gibt es auch in den alten Ländern der EG– etwa zwischen Italien und Deutschland– noch immer ein nennenswertes Lohngefälle.


  Diese Transformation der zentral- und osteuropäischen Automobilregion ist die wohl dramatischste Veränderung der letzten 20 Jahre in der europäischen Autoindustrie. Die industrielle Entwicklung in Osteuropa, insbesondere in der Autoindustrie, war durch einen Prozess geprägt, den der niederländische Ökonom Rob van Tulder als »peripheren Regionalismus« bezeichnete.390 Damit ist gemeint, dass der Prozess der regionalen Integration in Europa zugleich die Unterentwicklung der neu integrierten Regionen zementiert. Es wird keine eigene Industrie geschaffen, sondern Montagewerke ausländischer Hersteller. Zwar haben osteuropäische Staaten in den letzten 25 Jahren an politischer Autonomie gewonnen; in wirtschaftlicher Hinsicht jedoch ist ihre Handlungsfreiheit weit weniger gewachsen, da sie von den Produktionsnetzwerken westeuropäischer Hersteller abhängig sind.391


  Für die Automobilkonzerne aus Westeuropa ist das Ergebnis der Entwicklung transnationaler Produktionsnetzwerke natürlich sehr viel positiver. Am Beispiel der Automobilindustrie zeigt sich sehr deutlich, dass die Verlagerung von einzelnen Produktionsschritten nicht zur Schwächung des Standortes Deutschland beigetragen hat. Im Gegenteil: Durch die Verlagerung von Produktionsschritten konnte in vielen Fällen die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen gesteigert werden. Ein prominentes Beispiel hierfür ist Audi.


  Audi Hungaria Motor Kft. in Györ ist einer der wichtigsten Motorenzulieferer für Audi und den Rest der Volkswagen-Gruppe. Die ungarische Tochterfirma stellt Vier-, Sechs- und Achtzylinder-Motoren her und montiert in Kooperation mit dem Ingolstädter Werk die Modelle TT Coupé und TT Roadster.


  Das Unternehmen wurde nach einem europaweiten Wettbewerb– geprüft wurden 1800 potenzielle Produktionsstätten– im Februar 1993 gegründet.392 Innerhalb weniger Monate wurde ein Betriebsgelände von 250000 Quadratmetern erworben und mit dem Bau der Produktionshallen mit einer Gesamtfläche von 100000 Quadratmetern begonnen. Ungarn war im Bereich der Komponentenproduktion besonders gut positioniert, da das Land jahrzehntelang als Zulieferer der sowjetischen Autoindustrie fungiert hatte.393 Nach der Inbetriebnahme im Jahr 1994 wurde in Györ rund um die Uhr an sieben Wochentagen produziert.394


  Das Betriebsgelände ist bis heute auf fast 1660000 Quadratmeter erweitert worden und die Belegschaft auf 10954 Mitarbeiter (2014) angewachsen. Das Werk ist seit einigen Jahren Ungarns größter Exporteur und eine der profitabelsten Firmen des Landes. Im Jahr 2014 wurden sämtliche von Audi hergestellten Motoren– knapp 2 Millionen Einheiten– im Werk Györ hergestellt.395 Die Verlagerung nach Ungarn führte im Jahr 2000 zur Einstellung des Motorenbaus in Ingolstadt.396


  Für einen bedeutenden deutschen Automobilhersteller wie Audi stellte die Verlagerung der gesamten Motorenproduktion nach Ungarn einen bedeutsamen Schritt dar. Audi war bis dato einer der am wenigsten internationalisierten Hersteller in Deutschland. Die Produktionsstätten verteilten sich auf zwei deutsche Bundesländer– Bayern und Baden-Württemberg.


  Schon rasch zeigte sich, dass die strategische Entscheidung, die gesamte Motorenproduktion nach Ungarn zu verlagern, zu einem erheblichen Effizienzgewinn führte. Die Verlagerung eines arbeitsintensiven Produktionsabschnitts in ein Land mit hochqualifizierten Arbeitskräften und einem moderaten Lohnniveau hatte– zumindest aus betriebswirtschaftlicher Perspektive– durchaus Sinn.


  Tab.28: Personalentwicklung der Audi Gruppe 2005–2014
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  Quelle: Audi Geschäftsbericht 2006, S.135, sowie http://www.audi.com/content/dam/com/DE/investor-relations/financial_reports/annual-reports/audi_gb_2014_de_finanz.pdf (eingesehen am 28.7.2015).


  Es überrascht nicht, dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und auch die Gewerkschaften in Deutschland zunächst wenig begeistert waren von der Idee einer vollständigen Verlagerung der Motorenproduktion. Das Argument der Audi-Manager für die Verlagerung war jedoch, dass durch die Verringerung der Produktionskosten für eine Hauptfahrzeugkomponente die Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens gestärkt und dadurch wiederum Arbeitsplätze in Deutschland gesichert werden würden. In der Tat florieren Audis Geschäfte fast zwei Jahrzehnte nach dem Bau seiner bislang einzigen Produktionsstätte außerhalb Deutschlands.397 Die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber anderen, vor allem asiatischen Konkurrenten ist gestiegen. Dies wäre ohne die Verlagerung der Motorenproduktion schwieriger gewesen. Die Beschäftigtenzahlen in Deutschland sind nach wie vor hoch: 2014 waren 72,3Prozent der Audi-Mitarbeiter in Deutschland angestellt.


  Dies ist ein Beleg für die These, dass die Auslagerung einzelner Produktionsschritte auch für die Arbeitsplatzsituation in Deutschland vorteilhaft sein kann. Von 1997 bis 2014 stiegen die Umsätze der Audi AG von 11,5 Milliarden Euro auf 53,8 Milliarden Euro, ein Anstieg auf nahezu das Fünffache des Umsatzes von 1997. Das Betriebsergebnis (vor Steuern) stieg noch stärker, von 569 Millionen Euro auf 5991 Millionen Euro und hat sich damit mehr als verzehnfacht. Die Beschäftigung in Deutschland ist zwar nicht annähernd so stark gewachsen wie Umsatz und Gewinn, aber der Zuwachs an Arbeitsplätzen in Deutschland ist gleichwohl beachtlich: Von 1997 bis 2014 stieg die Zahl der Audi-Mitarbeiter von 37761 auf 52132.398


  Das Beispiel Audi macht auch deutlich, dass Deutschland nicht Gefahr läuft, zu einer »Basar-Ökonomie« zu verkommen. Die Motorenproduktion bleibt auf die Zulieferung von Komponenten aus Deutschland angewiesen. In Ungarn werden nur 15 bis 20Prozent der Wertschöpfung in der Motorenfertigung realisiert. Mit anderen Worten: Der Aufbau der Motorenfertigung in Ungarn führte zu einem Anstieg der Komponentenexporte aus Deutschland.399


  Auch Mercedes-Benz hat begonnen, in Osteuropa zu produzieren. Allerdings folgte der Stuttgarter Konzern dem bayerischen Wettbewerber Audi mit fast 20 Jahren Verspätung. Mercedes hat sich ebenfalls für Ungarn entschieden und produziert seit März 2012 am Standort Kecskemét einen Kleinwagen, die B-Klasse.400 Die Investition in Ungarn war die erste neue Fabrik von Daimler nach dem Bau der neuen Produktionsstätte in Tuscaloosa in den USA in den 1990er Jahren. Angesichts der Überkapazitäten, die die Automobilindustrie insbesondere in Westeuropa aufweist, war dies vermutlich der letzte Neubau einer Automobilfabrik in Europa. 4000 Mitarbeiter fertigen in Ungarn seit Januar 2013 neben der B-Klasse auf der gleichen Plattform den Typ CLA und seit 2015 auch die Kombiversion dieses Wagens. 2014 wurden im ungarischen Werk gut 150000 Fahrzeuge hergestellt. Mercedes verspricht sich vom Produktionsverbund mit dem deutschen Standort Rastatt, wo ebenfalls die B-Klasse montiert wird, vor allem eine »erheblich erhöhte Flexibilität« in der Produktion.401


  Doch dies ist natürlich nicht die ganze Wahrheit. Mercedes produziert vor allem deshalb in Ungarn, weil dort das Lohnniveau deutlich unter jenem in Deutschland liegt. 2012 wurden für den ungarischen Produktionsstandort Lohnkosten (einschließlich der Sozialleistungen) von 8,61 Euro pro Stunde veranschlagt– ein Bruchteil des Niveaus in Deutschland, das im Daimler-Konzern bei 45,66 Euro pro Stunde liegt.402 Die Differenz von 37 Euro pro Arbeitsstunde ist– jenseits des von Daimler angegebenen Flexibilisierungsmotivs– der wichtigste Faktor, der für Ungarn als Produktionsstandort spricht. Eine kurze Kalkulation verdeutlicht den wirtschaftlichen Nutzen: Mercedes braucht etwa 40 Stunden, um ein Auto herzustellen. Bei gleicher Produktivität in Rastatt und in Kecskemét wäre der in Ungarn hergestellte Wagen 1480 Euro billiger in der Produktion als das identische Auto aus einer deutschen Fabrik.403


  Damit liegen auch die strategischen Vorteile der Produktion in Ungarn klar auf der Hand. Mercedes wird die Gewerkschaften in Deutschland bei künftigen Verhandlungen über Lohnsteigerungen an die unterschiedlichen Kostenniveaus beider Produktionsstandorte erinnern. Der Fall Daimler unterscheidet sich daher deutlich vom Fall Audi: Während Daimler miteinander konkurrierende Fabriken gebaut hat, wurde von Audi ein Produktionsverbund errichtet, bei dem keine unmittelbare Konkurrenzsituation zwischen einzelnen Standorten geschaffen wurde.404


  2015 hat Daimler hohe Investitionen in das Werk Rastatt angekündigt. Dort wurden 2014 von 6500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern knapp 300000 Pkw produziert. Die Gewerkschaft IG Metall musste dem Unternehmen Zugeständnisse machen, um die Investitionen von einer Milliarde Euro zu sichern. Daimler setzte flexiblere Arbeitszeiten und die Auslagerung von Teilen der Produktion durch. Damit sollen jährliche Einsparungen in dreistelliger Millionenhöhe möglich werden.405 Die Verhandlungsposition von Daimler wurde durch den Wink mit dem osteuropäischen Alternativstandort gestärkt.


  Die Erweiterung der Produktionsnetzwerke in der Automobilindustrie hat gleichwohl– anders als von Kritikerinnen und Kritikern erwartet– bislang nicht zu einem brutalen Verdrängungswettbewerb der einzelnen Standorte und ihrer Beschäftigten geführt. Ihren Arbeitsplatz verloren haben nur die Geringqualifizierten an teuren Standorten wie Deutschland.406 Sollte das Beispiel von Mercedes Schule machen, könnte sich dies aber ändern. Insgesamt ist die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Automobilhersteller gegenüber ihrer Konkurrenz aus Asien und Nordamerika durch diese Strategie gestiegen.


  Doch für weltweit operierende Unternehmen hat die Produktion in Osteuropa einen entscheidenden Nachteil: Die Abhängigkeit von Schwankungen des Wechselkurses zwischen Euro und Dollar wird nicht verringert. Und da wichtige Währungen Asiens– etwa der chinesische Yuan– noch immer relativ fest an den Dollar gebunden sind, sind die Risiken aus Wechselkursschwankungen keineswegs auf den Handel mit den USA beschränkt. Für im internationalen Wettbewerb stehende Unternehmen stellt sich damit die Frage, wie sie sich gegen Wechselkursschwankungen absichern können. Wechselkurssicherungsgeschäfte– der Kauf einer Art Versicherung– bieten bestenfalls mittelfristig einen gewissen, wenn auch teuren Schutz. Wie die Beispiele BMW, Mercedes und VW zeigen, sorgt auf Dauer nur die Produktion im Dollarraum für Planungssicherheit.


  9.2 Verlagerung in den Dollarraum: BMW, Mercedes und Volkswagen


  Alle deutschen Automobilhersteller sind auf dem amerikanischen Markt, dem nach China zweitgrößten Automobilmarkt der Welt, seit Jahrzehnten vertreten. Immer wieder haben jedoch Schwankungen des Dollarkurses das Amerika-Geschäft beeinträchtigt. In den Phasen eines relativ schwachen Dollar (1973 bis 1980; 1987 bis Mitte der 1990er; seit 2005) wurde bzw. wird über die Verlagerung von Produktion in den Dollarraum nachgedacht, um eine natürliche Absicherung gegen Wechselkursschwankungen zu schaffen.407


  Die Daimler-Benz AG verkündete im April 1993, dass die erste Produktionsstätte für Personenwagen in den USA gebaut werden würde und im September 1993 fiel die Entscheidung, in Tuscaloosa im Bundesstaat Alabama eine neue Fabrik zu errichten. Dort werden seit Anfang 1997 die Geländewagen der M-Klasse und der GL-Klasse gebaut. Von Alabama aus werden diese Wagen in 135 Länder exportiert. Die Jahreskapazität beträgt rund 180000 Fahrzeuge, die Zahl der Beschäftigten liegt bei rund 2800 und die in Nordamerika erzielte Wertschöpfung bei 65Prozent.408


  BMW hatte neun Monate vor Mercedes den Plan zur Schaffung einer Produktionsstätte in den USA angekündigt. In Spartanburg im Bundesstaat South Carolina produziert das Unternehmen seit September 1994. Die Modellpalette zielt, wie bei Daimler, in erster Linie auf den amerikanischen Markt. Hergestellt werden in Spartanburg inzwischen ausschließlich die Geländewagen X3, X5 und X6. Im Jahr 2012 haben die über 7000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mehr als 300000 Fahrzeuge hergestellt, von denen 70Prozent in 120 Länder exportiert wurden.409


  Im Vergleich zu Daimler und BMW verfügt Volkswagen über einen umfassenderen Erfahrungsschatz bei der Produktion im außereuropäischen Ausland. VW produziert seit 1957 in Brasilien und seit 1967 in Mexiko. Auch in den USA hatte Volkswagen schon einmal eine Fabrik: Im Werk Westmoreland (Pennsylvania) wurden von 1978 bis 1988 rund 1,2 Millionen Fahrzeuge hergestellt. 1988 wurde das Werk– nach jahrelangen Verlusten, Qualitätsproblemen und Streit mit den Arbeitnehmern– geschlossen.410


  Im Juli 2008 fiel die Entscheidung des VW-Vorstands, ein neues Werk in Chattanooga (Tennessee) zu bauen. Zwei Jahre später verließ das erste Fahrzeug die Produktionsanlagen. Im Jahr 2012 wurden etwa 150000 US-Versionen des VW Passat von 3200 Mitarbeitern hergestellt.411 Volkswagen hat seine Entscheidung aus dem Jahr 1987 rund 20 Jahre später revidiert und folgt BMW und Mercedes in die USA.412


  Heute sind also alle deutschen Konzerne mit Produktionsstätten in den USA vertreten. Ähnlich wie bei der Verlagerung von Teilen der Produktion nach Osteuropa stellt sich die Frage, was die Konsequenzen für den Standort Deutschland sind: Ist der Bau von Fabriken in den USA aus unternehmerischer Sicht sinnvoll oder nicht? Was sind die Konsequenzen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Deutschland?


  Zunächst ist festzuhalten, dass sich die Motive für die Verlagerung von Produktion in die USA strukturell von denen unterscheiden, die Audi und Daimler zum Bau von Fabriken in Osteuropa veranlasst haben. Die USA, selbst die Südstaaten, in denen sich die Fabriken der drei Unternehmen befinden, sind kein Niedriglohnland, sondern einer der teuersten Standorte der Welt. Anders als bei der Verlagerung nach Osteuropa sind es also weniger niedrigere Produktionskosten, die hier zu Buche schlagen; vielmehr sind zwei andere Faktoren zentral: Erstens ist auf Dauer nur die Wertschöpfung im Dollarraum geeignet, um Wechselkursschwankungen aufzufangen. Da mit einer grundlegenden Stabilisierung der Wechselkurse zwischen Dollar, Euro und den asiatischen Währungen aus heutiger Sicht nicht zu rechnen ist, haben langfristig kalkulierende Unternehmen kaum Alternativen zu dieser Vorgehensweise. Zweitens sichert die Produktion in den USA den zollfreien Zugang zum amerikanischen Markt selbst für den Fall einer protektionistischen Entwicklung, die es in der Vergangenheit in Amerika immer wieder gegeben hat.413


  Insbesondere gilt dies für das Segment der sogenannten leichten Lastwagen, auf die seit Anfang der 1960er Jahre ein sehr hoher Einfuhrzoll von 25Prozent erhoben wird. Zwar gehören Geländewagen mit mehr als zwei Sitzen eigentlich nicht zu dieser Zollposition, aber Ende der 1980er Jahre waren Versuche zu beobachten, auch diese mit dem höheren Zoll– auf Pkw wird nur ein Zoll von 2,5Prozent erhoben– zu belegen. Von 1989 an wurden zweitürige Geländewagen tatsächlich vom amerikanischen Zoll als »leichte Lastwagen« klassifiziert. Erst 1994 wurde per Gerichtsentscheid festgestellt, dass diese Maßnahme zurückzunehmen ist und zweitürige Geländewagen nur mit dem Pkw-Zoll von 2,5Prozent zu belasten sind. Von 1989 bis zu diesem Richterspruch im Jahr 1994 haben amerikanische Hersteller und die Automobilarbeitergewerkschaft sogar gefordert, sämtliche Kleinbusse und Geländewagen zu Lastwagen zu erklären, um sich den höheren Zollschutz zu sichern.414


  Die Verlagerung der Produktion in den Dollarraum hat sich aus Sicht der Automobilhersteller insgesamt als lohnendes Unterfangen erwiesen. BMW, Mercedes und VW produzieren mit großem Erfolg in den USA und exportieren von dort in andere Märkte, auch nach Europa. Für die Unternehmen waren die Investitionen in den USA auch deshalb so sinnvoll, weil durch Produktion sowohl in der Eurozone als auch im Dollarraum Wechselkursschwankungen keine großen Probleme verursachen. Audi hat wegen eines handelspolitischen Vorteils im Mai 2013 den Grundstein für eine neues Werk in Mexiko gelegt: Von dort aus können sowohl die nordamerikanische Freihandelszone als auch die EU zollfrei beliefert werden.415 Das neue Werk soll 2016 fertiggestellt werden. Auch Daimler und BMW bauen im NAFTA-Land Mexiko neue Produktionsstätten.416


  Aber nicht in allen Branchen hat sich das Wagnis Globalisierung als sinnvoll erwiesen. Deutschlands großer Stahlhersteller Thyssen-Krupp etwa ist an der Herausforderung Globalisierung gescheitert. Die Misserfolge in den USA und Brasilien haben im Ergebnis dazu geführt, dass das Unternehmen heute in seiner Substanz bedroht ist und nur durch tief greifende Sanierungsmaßnahmen vor dem Zusammenbruch gerettet werden kann. Doch wie konnte eine solch gigantische Fehlinvestition getätigt werden? Was führte zu einem kollektiven Versagen von Management und Aufsichtsrat?


  9.3 Gescheiterte Träume: Die amerikanische Expansion von Thyssen-Krupp


  In den Jahren der Hochkonjunktur im Stahlsektor, etwa ab dem Jahr 2004, erzielte der Thyssen-Krupp-Konzern hohe Gewinne. Die Stahlpreise waren seit den zyklischen Tiefs um die Jahrtausendwende, als eine Tonne Stahl weniger als 200 Dollar kostete, stark gestiegen. Im Jahr 2005 wurden bereits Preise von 650 Dollar pro Tonne Stahl erzielt, und in der damals verbreiteten Euphorie wurde von vielen Beobachterinnen und Beobachtern und Marktteilnehmern unterstellt, dass die Preise auch in Zukunft weiter steigen würden. Zunächst traf dies auch zu: Bis zum Februar 2009 stiegen sie auf das Rekordniveau von 1000 Dollar pro Tonne, mithin eine Verfünffachung innerhalb eines Jahrzehnts.


  In der Thyssen-Krupp-Konzernzentrale in Essen wurde die gute Geschäftsentwicklung zum Anlass genommen, über neue Investitionen in Übersee nachzudenken. Das Konzept erschien anfänglich einfach und stimmig: In Brasilien sollte ein neuer Hochofen und im amerikanischen Bundesstaat Alabama ein neues Stahlwerk gebaut werden. Brasilien galt als vorteilhafter Standort, weil Erzbergwerk, Hochofen und Hafen zum Weitertransport nahe beieinander lagen. In Brasilien gefördertes Erz sollte vor Ort zu Stahl verarbeitet, per Schiff in die USA gebracht und in einem modernen Stahlwerk veredelt werden. Die mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragten Unternehmensberater von McKinsey errechneten, dass das Werk in Brasilien 1,9 Milliarden Euro kosten würde. Der dort produzierte Stahl sollte 55 Dollar pro Tonne billiger sein als der in Duisburg hergestellte. McKinsey lag nicht nur bei der Berechnung der Baukosten daneben: Im Jahr 2012 kostete die Tonne brasilianischen Stahls volle 170 Dollar mehr als die aus Duisburg.417


  Brasilien schien alles zu bieten, wovon ein Stahlhersteller träumen kann: Die Erzminen von Minas Gerais liegen nur wenige Kilometer vom Standort des Hochofens entfernt, die Logistik schien perfekt und zudem lockte Brasilien sowohl mit niedrigen Lohnkosten als auch mit einem wachsenden Binnenmarkt.418 Das Ziel der Produktion in den USA war, im amerikanischen Automobilmarkt den Marktanteil bei hochfesten Qualitätsstählen von 1 auf 5Prozent zu steigern. Die vermehrt in den USA produzierenden europäischen und asiatischen Autohersteller verlangten zunehmend hochwertige Stahlsorten, für die es in den USA ein nur geringes Angebot gegeben haben soll.419


  Selbst aus heutiger Sicht gab es zunächst keinen Anhaltspunkt dafür, dass die Investitionen in Brasilien und den USA das Management von Thyssen-Krupp überfordern würden. Es war letztlich nichts anderes als eine Erweiterungsinvestition: Thyssen produzierte seit den 1890er Jahren Stahl, und die Annahme, der Konzern würde den Bau und Betrieb von Hochöfen und Stahlwerken beherrschen, erschien nicht gewagt. Doch schon bald nach der Grundsteinlegung am 26.September 2006 erwiesen sich die Pläne des Unternehmens aus dem Ruhrgebiet als unrealistisch: Die Risiken der Produktion an einem unbekannten Standort waren unterschätzt worden.


  Im Grunde war schon die Entscheidung für den Bau der beiden Werke eine Notlösung: Ursprünglich hatte Thyssen-Krupp den kanadischen Stahlhersteller Dofasco übernehmen wollen, war mit diesem Projekt aber Anfang 2006 gescheitert.420 Deshalb wurde der Plan entwickelt, zusätzlich zur brasilianischen Stahlhütte kurzerhand ein Werk in den USA für die Weiterverarbeitung zu bauen. Zum ersten Mal seit dem Zweiten Weltkrieg wurde von Thyssen-Krupp ein Hüttenwerk komplett neu gebaut: Hochöfen, Kokerei, Konverter, Kraftwerk und Tiefseehafen. Übertriebenes Selbstbewusstsein und mangelndes Risikomanagement, wie es in jenen Jahren insbesondere die Finanzbranche charakterisierte, prägte auch die Vorstandsetagen der Stahlkocher aus dem Ruhrgebiet. »Es regierte die blanke Gier« kommentierte ein Manager die damaligen Verhältnisse.421


  Bereits im Jahr 2009 wurden die Probleme in Brasilien deutlich. Thyssen-Krupp hatte mit dem Bau der Kokerei nicht den konzerneigenen Anlagenbauer Uhde, sondern einen chinesischen Anbieter, den Mischkonzern Citic, beauftragt und für den Bau 269 Millionen Euro veranschlagt. Scharfe Kritik an dieser Vorstandsentscheidung hatte der Thyssen-Krupp-Betriebsrat geäußert.422 Die Arbeitnehmervertretung hatte zwar in erster Linie wegen der Folgen für deutsche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer protestiert, aber auch aus betriebswirtschaftlicher Perspektive war die Vergabe an chinesische Anlagenbauer ein Fehler: Das beauftragte Unternehmen lieferte mangelhafte Qualität. Thyssen-Krupp bekam aus China nur zweitklassiges Material, zusammengebaut von unzureichend qualifizierten Arbeitskräften, denn seine besten Arbeiterinnen und Arbeiter setzte Citic beim Bau des Olympiastadions in Peking ein.423 Die Kostenersparnis von 32 Millionen Euro gegenüber dem Angebot der Konzerntochter Uhde resultierte letztlich in zusätzlichen Kosten von 1,5 Milliarden Euro.424


  Auch andere Probleme belegen die bemerkenswert voreilige Standortwahl. Gebaut wurde das brasilianische Werk in einem Sumpfgebiet. Gestützt werden musste die Anlage mit 1200 Stahlpfählen, das Dreifache der ursprünglich kalkulierten Zahl. Dennoch sackte ein Hochofen um einen halben Meter ab und musste unter hohen Kosten stabilisiert werden.


  Aus solchen und weiteren Fehlkalkulationen resultierten Kostensteigerungen, die weit über die bei Großprojekten als unvermeidlich geltenden Dimensionen hinausreichten. Der ursprüngliche Finanzrahmen belief sich auf 3 Milliarden Euro, am Ende aber kosteten die beiden Werke mehr als 12 Milliarden Euro– eine glatte Vervierfachung der Kosten.425 Doch nicht nur die Versäumnisse bei der Planung und Ausführung der beiden Werke haben die Kalkulationen von Thyssen-Krupp über den Haufen geworfen. Auch die Aufwertung des brasilianischen Real und die deutlich gestiegenen Lohnkosten in Brasilien reduzierten die Rentabilität des vermeintlich idealen Standortes beträchtlich.426


  Gerade die Nicht-Berücksichtigung einer möglichen Aufwertung des Real zeigt, wie blauäugig die Managerinnen und Manager vorgingen. Tatsächlich war die brasilianische Währung in der Vergangenheit eher von Abwertung als von Aufwertung betroffen. Doch die beiden Finanzkrisen in den USA und in Europa haben die Rolle mehrerer Schwellenländer verändert: Als Folge der Krisen galten plötzlich nicht mehr Europa und die USA, sondern Brasilien und andere Rohstoffexporteure wie Australien als sogenannte sichere Häfen und ihre jeweiligen Landeswährungen waren zeitweise einer deutlichen Aufwertung ausgesetzt.


  Am Ende des Ausflugs in die Globalisierung steht für Thyssen-Krupp ein gigantischer Verlust an Reputation und Kapital. Die Abschreibungen auf die überteuert gebauten Werke in Übersee belaufen sich auf etwa 9 Milliarden Euro. Noch im Jahr 2008 war ein Ausstieg aus dem Projekt ins Auge gefasst worden. Der Aufsichtsrat erwog den Abbruch der Bauvorhaben, scheute aber die damit verbundenen Abschreibungen von 3 Milliarden Euro– aus heutiger Sicht die deutlich preiswertere Variante.427


  Zur Deckung der Verluste musste der von Siemens geholte neue Vorstandsvorsitzende Heinrich Hiesinger Tochterunternehmen im Wert von 10 Milliarden Euro verkaufen. Dazu gehörte auch die traditionsreiche Edelstahlsparte, die für 2,7 Milliarden Euro an den finnischen Anbieter Outukumpu ging.428


  Thyssen-Krupp scheiterte massiv bei dem Versuch, die Globalisierung für die Unternehmensentwicklung zu nutzen. Eine der größten Auslandsinvestitionen eines deutschen Unternehmens entpuppte sich als »Symbol für Fehlplanung, Gier und Verantwortungslosigkeit«.429


  Der Spiegel mokierte sich im Rückblick vor allem über die fehlende Kommunikationskultur bei Thyssen-Krupp. Die jährlichen Treffen der Führungskräfte seien inszeniert gewesen »wie Parteitage der SED«.430 Die personellen Konsequenzen des Debakels hielten sich dennoch in engen Grenzen. Der langjährige Vorstandschef Ekkehard Schulz verließ nach 40-jähriger Tätigkeit das Unternehmen im Dezember 2011, ohne– wie sonst üblich– in den Aufsichtsrat zu wechseln. Auch Aufsichtsratschef Gerhard Cromme wurde im März 2013 gezwungen, das Unternehmen zu verlassen. Konsequenzen hatte das Desaster in erster Linie für die Beschäftigten des Unternehmens und die Aktionärinnen und Aktionäre.431 Diejenigen aber, die die Fehlentscheidungen gefällt hatten, kamen ungeschoren davon und hafteten nicht für ihre Fehler.


  Anmerkungen


  
    373 Vgl. Verband der Automobilindustrie, im Internet unter https://www.vda.de/de/themen/automobilindustrie-und-maerkte/produktion/inlandsproduktion-bis-auslandsfertigung.html (eingesehen am 31.7.2015).

  


  
    374 Michel Freyssenet/Yannick Lung, Multinational Carmakers’ Regional Strategies, in: Jorge Carillo/Yannick Lung/Rob van Tulder (Hrsg.), Cars, Carriers of Regionalism?, Houndmills/Basingstoke/New York 2004, S.23–41, hier: S.42.

  


  
    375 Die »Plattform« eines Autos bezeichnet die Technik (u.a. Fahrwerk, Motor, Getriebe) ohne die äußere Hülle, d.h. die Karosserie.

  


  
    376 Freyssenet/Lung (Anm. 374), S.52. Dieses Auto– wenngleich erfolgreich in Asien und Europa– war vermutlich einfach zu klein für den amerikanischen Markt, zumindest in den Jahren vor dem drastischen Anstieg des Ölpreises.

  


  
    377 Vgl. zum Produkt den Bericht des Stern, im Internet unter http://www.stern.de/auto/test/vw-passat-25-sel-8211-us-modell-so-gut-und-billig-ist-der-ami-passat-1738277.html (eingesehen am 8.3.2013).

  


  
    378 Diese Zahl sank mit der Aufnahme der osteuropäischen Länder und Maltas im Jahr 2004. Antoni Estevadeordal/Kati Suominen, Rules of Origin: A World Map and Trade Effects, Workshop »The Origin of Goods: A Conceptual and Empirical Assessment Rules of Origin in PTAs«, Paris (23.-24.5.2003), S.16, http://www.inra.fr/Internet/Departments/ESR/UR/lea/actualities/ROO2003/articles/estevadeordal.pdf (eingesehen am 4.12.2006).

  


  
    379 Für eine ausführliche Diskussion vgl. Dieter (Anm. 210).

  


  
    380 Peter Dicken, Tangled Webs: Transnational Production Networks and Regional Integration, SPACES (Spatial Aspects Concerning Economic Structures), Marburg: Philipps-Universität Marburg, Geographische Fakultät, 2005, S.12, im Internet unter http://www.geographie.uni-marburg.de/spaces/SPACES%202005–04%20Dicken.pdf (eingesehen am 8.8.2008).

  


  
    381 Denis Audet/Rob van Tulder, The Faster Lane of Regionalism, in: Jorge Carillo/Yannick Lung/Rob van Tulder (Hrsg.), Cars, Carriers of Regionalism?, Houndmills/Basingstoke/New York 2004, S.23–41, hier: S.32.

  


  
    382 Vgl. zur Geschichte der hohen Schutzzolls auf leichte Lastwagen Heribert Dieter, Amerikas Laster, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 19.2.2003, S.9.

  


  
    383 Jean-Jacques Servan-Schreiber, The American Challenge. 6.Auflage, New York 1969, S.1–46.

  


  
    384 Dicken (Anm. 380), S.14.

  


  
    385 Ash Amin, The European Union as More than a Triad Market for National Economic Spaces, in: Gordon L. Clark/Maryann P. Feldmann/Meric S. Gertler (Hrsg.), The Oxford Handbook of Economic Geography, Oxford 2000, S.671–685, hier: S.675.

  


  
    386 Yannik Lung/Rob van Tulder, Introduction. In Search of Viable Automobile Space, in: Jorge Carillo/Yannick Lung/Rob van Tulder (Hrsg.), Cars, Carriers of Regionalism?, Houndmills/Basingstoke/New York 2004, S.1–22, hier: S.16.

  


  
    387 Freyssenet/Lung (Anm. 374), S.43.

  


  
    388 Rob van Tulder, Peripheral Regionalism: The Consequences of Integrating Central and Eastern Europe in the European Automobile Space, in: Jorge Carillo/Yannick Lung/Rob van Tulder (Hrsg.), Cars, Carriers of Regionalism?, Houndmills/Basingstoke/New York 2004, S.75–90, hier: S.84.

  


  
    389 Jean-Bernard Layan/Yannick Lung, The Dynamics of Regional Integration in the European Car Industry, in: Jorge Carillo/Yannick Lung/Rob van Tulder (Hrsg.), Cars, Carriers of Regionalism?, Houndmills/Basingstoke/New York 2004, S.57–74, hier: S.70 sowie Oliver Heneric/Georg Licht/Wolfgang Sofka (Hrsg.), Europe’s Automotive Industry on the Move. Competitiveness in a Changing World, Heidelberg/New York 2005.

  


  
    390 van Tulder (Anm. 388), S.75.

  


  
    391 Ebd. Die Einschätzung van Tulders stellt einen Widerspruch zu den Einschätzungen von Hans-Werner Sinn dar. Van Tulder sieht die osteuropäischen Produktionsstätten in Abhängigkeit von westeuropäischen Konzernen, während Sinn eine Verlagerung der technologischen Expertise zu den osteuropäischen Produzenten diagnostiziert.

  


  
    392 Stefan Schmidt, Strategien der Internationalisierung. Fallstudien und Fallbeispiele, 3.Auflage, München 2013, S.98.

  


  
    393 Rob van Tulder/Winfried Ruigrok, European Cross-National Production Networks in the Auto Industry. Eastern Europe as the Low End of European Car Complex, Kreisky Forum and BRIE Policy Conference: Foreign Direct Investment and Trade in Eastern Europe: The Creation of a Unified European Economy, Wien (5./6.6.1998), S.1–76, hier: S.44.

  


  
    394 Schmidt (Anm. 392), S.100.

  


  
    395 Vgl. die Internetseite des Herstellers unter https://audi.hu/de/profil (eingesehen am 31.7.2015).

  


  
    396 Ulrich Jürgens/Martin Krzywdzinski, Verlagerung nach Mittelosteuropa und Wandel der Arbeitsmodelle in der Automobilindustrie, Frankfurt: Otto-Brenner-Stiftung, Arbeitsheft 57, 2009, S.20.

  


  
    397 Allerdings wird der Audi-Geländewagen Q7 im VW-Werk Bratislava (Slowakei) gefertigt. http://www.volkswagen-media-services.com/medias_publish/ms/content/de/pressemitteilungen/2007/06/30/das_volkswagen_werk_in_bratislava__martin.standard.gid-oeffentlichkeit.html (eingesehen am 23.7.2012).

  


  
    398 Audi Geschäftsbericht 2006, S.209, sowie http://www.audi.com/content/dam/com/DE/investor-relations/financial_reports/annual-reports/audi_gb_2014_de_finanz.pdf (eingesehen am 28.7.2015).

  


  
    399 Jürgens/Krzywdzinski (Anm. 396), S.22.

  


  
    400 Daimler Geschäftsbericht 2012, S.146, im Internet unter: http://www.daimler.de/Projects/c2c/channel/documents/2287151_Daimler_Geschaeftsbericht_2012.pdf (eingesehen am 5.8.2013).

  


  
    401 Ebd.

  


  
    402 Vgl. Bloomberg, Mercedes Attacks BMW from Hungary with Europe’s Last Plant, 29.3.2012, im Internet unter http://www.bloomberg.com/news/2012–03–28/mercedes-attacks-bmw-from-hungary-with-europe-s-last-plant-cars.html (eingesehen am 30.4.2013).

  


  
    403 Allerdings erscheint die Annahme gleich hoher Produktivität in beiden Werken nicht plausibel, auch deshalb, weil in Ungarn weniger Roboter eingesetzt werden als in Deutschland. Die tatsächliche Kostenersparnis liegt daher deutlich niedriger als der genannte rechnerische Wert von 1480 Euro pro Fahrzeug.

  


  
    404 Erich Klemm, Betriebsratsvorsitzender im Daimler-Konzern, hat dem Bau der Fabrik in Ungarn auch nur unter der Auflage zugestimmt, dass der Standort Rastatt mit seinen 6000 Mitarbeitern auch künftig als Produktionsstandort erhalten bleiben würde. Die dort Beschäftigten wurden per Flugblatt als Erste über den Bau des Konkurrenzwerkes informiert (vgl. Handelsblatt, Das Wunder von Kecskemét, 23.6.2008, im Internet unter http://www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/das-wunder-von-kecskemet-seite-4/2976748–4.html (eingesehen am 30.4.2013).

  


  
    405 Vgl. Automobilproduktion, 30.6.2015, im Internet unter http://www.automobil-produktion.de/2015/06/daimler-investiert-eine-milliarde-euro-in-rastatter-werk/ (eingesehen am 28.7.2015).

  


  
    406 Jürgens/Krzywdzinski (Anm. 396), S.45–47.

  


  
    407 Der englische Begriff hierfür ist »natural hedging«.

  


  
    408 Dies bedeutet, dass die Summe aus Wertschöpfung in der Daimler-Produktionsstätte (etwa 25Prozent) zuzüglich der aus dem NAFTA-Raum bezogenen Vorprodukte bei 65Prozent liegt. Es werden also etwa 35Prozent der Wertschöpfung außerhalb des NAFTA-Raumes eingekauft. Vgl. hierzu die Internetseite von Daimler http://www.mbusi.com/about-us/info-aboutus/corporate/facts-and-figures (eingesehen am 11.3.2013).

  


  
    409 Von 2006 bis 2008 wurden auch zweisitzige Sportwagen in Spartanburg hergestellt. Vgl. die Internetseite von BMW https://www.bmwusfactory.com/news-center/factory-milestones/ (eingesehen am 11.3.2013).

  


  
    410 Vgl. New York Times, 21.11.1987, im Internet unter http://www.nytimes.com/1987/11/21/business/volkswagen-to-shut-us-plant.html?src=pm (eingesehen am 12.3.2013).

  


  
    411 Vgl. die Internetseite des Unternehmens unter http://www.volkswagengroupamerica.com/chattanooga/docs/Volkswagen_Chattanooga_Fact_Sheet_01_23_2013.pdf (eingesehen am 12.3.2013).

  


  
    412 Frankfurter Allgemeine Zeitung, 31.10.2007, S.28.

  


  
    413 Das gravierendste Beispiel für amerikanischen Protektionismus war die Reaktion der amerikanischen Politik auf die Weltwirtschaftskrise 1929. Im Jahr darauf, am 17. Juni 1930, verabschiedete der Kongress den sogenannten Hawley-Smoot-Zolltarif, der eine Erhöhung der Einfuhrzölle für mehr als 21000 Warengruppen auf Rekordniveau vorsah und der die weltweite Wirtschaftskrise verschärfte. Insgesamt 34 Länder legten gegen die protektionistische Politik der USA offiziellen Protest beim amerikanischen Außenministerium ein– ohne Erfolg. Vgl. Harold James, The End of Globalisation. Lessons from the Great Depression, London/Cambridge (Mass.) 2001, S.29.

  


  
    414 Dan Ikenson, Ending the »Chicken War«. The Case for Abolishing the 25 Percent Truck Tariff, Washington, D.C.: Cato Institute, Center for Trade Policy Studies, Trade Briefing Paper, No.17, 2003, S.4. Die Tarifposition 8703 sieht für »motor cars primarily designed for the transport of persons, including station wagons« einen Zoll von 2,5Prozent vor; die Position 8704 für »motor cars primarily designed for the transportation of goods« hingegen 25Prozent.

  


  
    415 Vgl. Handelsblatt, 6.5.2013, S.26.

  


  
    416 Vgl. Manager-Magazin, 12.12.2014, im Internet unter http://www.manager-magazin.de/unternehmen/autoindustrie/autoproduktion-warum-hersteller-laufend-fabriken-in-mexiko-hochziehen-a-1008179.html (eingesehen am 31.7.2015).

  


  
    417 Marian Blasberg/Martin Kotynek, Die versenkten Milliarden, Die Zeit, Dossier, 5.7.2012, S.13–15, hier: S.13.

  


  
    418 Vgl. Financial Times Deutschland, 14.10.2007, im Internet verfügbar unter http://www.ftd.de/unternehmen/industrie/:stahlmarkt-zuckerhut-im-stahlnetz/263390.html (eingesehen am 2.5.2013).

  


  
    419 Vgl. Handelsblatt, 5.4.2007, im Internet verfügbar unter http://www.handelsblatt.com/unternehmen/ industrie/neues-stahlwerk-thyssen-krupp-treibt-expansion-in-den-usa-voran/2792298.html (eingesehen am 2.5.2013).

  


  
    420 Vgl. Handelsblatt, 6.6.2007, im Internet verfügbar unter http://www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/neubau-eines-stahlwerks-alabama-aendert-verfassung-fuer-thyssen/2817360.html (eingesehen am 2.5.2013).

  


  
    421 Vgl. Financial Times Deutschland, 25.5.2012, S.25.

  


  
    422 Vgl. Handelsblatt, 8.7.2009, im Internet verfügbar unter http://www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/stahlbranche-thyssen-krupp-bekommt-brasilien-nicht-in-griff/3215538.html (eingesehen am 2.5.2013).

  


  
    423 Blasberg/Kotynek (Anm. 417), S.14.

  


  
    424 Vgl. Financial Times Deutschland, 25.5.2012, S.25.

  


  
    425 Ebd.

  


  
    426 Vgl. das Gespräch mit dem Vorstandsvorsitzenden von Thyssen-Krupp in: Die Zeit, 19.12.2012, S.26.

  


  
    427 Vgl. Financial Times, Europaausgabe, 11.12.2012, S.18.

  


  
    428 Ebd.

  


  
    429 Blasberg/Kotynek (Anm. 417), S.13.

  


  
    430 Der Spiegel, Ein Konzern erfindet sich neu, 13.1.2014, S.70f.

  


  
    431 Die IG Metall kritisierte im Februar 2013 den Abbau von 2000 Arbeitsplätzen im Stammgeschäft von Thyssen-Krupp. Vgl. Handelsblatt, 8.2.2013, im Internet verfügbar unter http://www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/thyssen-krupp-hiesinger-kehrt-mit-eisernem-besen/7755814.html (eingesehen am 2.5.2013). Der Kurs der Thyssen-Krupp Aktie ist seit 2008 um etwa 70Prozent gefallen.

  


  10 Schlussbemerkungen: Deutschland in der Weltwirtschaft des 21.Jahrhunderts


  Die deutsche Wirtschaft ist aus heutiger Perspektive für die Herausforderungen des 21.Jahrhunderts sehr gut positioniert. Deutsche Unternehmen haben es in den vergangenen Jahrzehnten verstanden, die Chancen der Globalisierung zu nutzen. Sie haben ihre Stellung auf dem Weltmarkt erfolgreich behauptet, zum Teil sogar ausgebaut. Es gibt aber keine Garantie, dass dies künftig so bleiben wird, wie das Beispiel der britischen Industrie nach 1945 zeigt.432 Zu Beginn der 1950er Jahre war Großbritannien der führende Automobilexporteur der Welt, das heißt vor den USA, Deutschland und Japan. Im Jahr 1950 stammten volle 52Prozent der Weltexporte von Kraftfahrzeugen aus Großbritannien. Heute gibt es dort keinen einzigen unabhängigen Hersteller von Großserienfahrzeugen mehr. Zwar werden auf den britischen Inseln noch immer Fahrzeuge hergestellt, aber nur noch von ausländischen Unternehmen wie Toyota, Ford, Nissan, General Motors/Vauxhall und Tata/Jaguar. BMW und Volkswagen fertigen in kleinen Stückzahlen Luxusfahrzeuge (Rolls-Royce und Bentley). Großbritannien ist auf der Liste der Fahrzeugproduzenten im Jahr 2014 mit 1,53 Millionen produzierten Fahrzeugen auf den 14.Rang abgerutscht, hinter Länder wie Spanien, Kanada, Mexiko oder Thailand. Der Niedergang einer Schlüsselindustrie ist indes kein Privileg der Briten: In Italien, einst Heimat einer stolzen Automobilindustrie, wurden im Jahr 2014 nur noch 400000 Pkw und 300000 Nutzfahrzeuge gebaut, weniger als im Iran, der Slowakei oder der Türkei.433


  Vor diesem Hintergrund ist zu fragen, an welchen Stellen in Deutschland Reformen und ein verstärktes Engagement von Politik und Wirtschaft besonders notwendig erscheinen. Es sind vor allem drei Gebiete, auf denen Handlungsbedarf besteht: Bildung und Ausbildung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die internationale Handelspolitik sowie die internationale Finanzordnung.


  10.1 Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik


  Eine zentrale Bedeutung für die Fortsetzung der erfolgreichen wirtschaftlichen Entwicklung haben fraglos Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik. Die Innovationsfähigkeit der deutschen Wirtschaft hängt davon ab, ob hierzulande erstklassige Arbeitskräfte zur Verfügung stehen. Deutschlands Bildungspolitik ist hier gefordert, neue Anstrengungen zu unternehmen. Die aufstrebenden Akteure in der Weltwirtschaft haben den Wert der Bildungspolitik längst erkannt, beispielsweise verlassen in China jährlich über 7 Millionen Menschen die dortigen Universitäten mit einem Abschluss. Immerhin gut 10Prozent dieser Absolventinnen und Absolventen (also rund 700000) sind Ingenieure. Auch in Indien verlassen jedes Jahr etwa 500000 Ingenieurinnen und Ingenieure die Hochschulen.434 Vermutlich werden einige der Hochschulabsolventinnen und -absolventen in China und Indien eine vergleichsweise oberflächliche Ausbildung genossen haben. Aber bei insgesamt mehr als einer Million junger Ingenieurinnen und Ingenieure pro Jahr in beiden Ländern drängt sich die Vermutung auf, dass dabei auch eine ausreichende Zahl von Hochqualifizierten zu finden sein wird. Bildung und erstklassiges Humankapital bleiben die Schlüssel für wirtschaftlichen Erfolg, gerade in der heutigen Phase der Globalisierung, die durch die erstarkende Konkurrenz chinesischer und indischer Anbieter gekennzeichnet ist.


  In Deutschland schlossen im Jahr 2012 etwa 78000 Frauen und Männer ein Ingenieursstudium ab, ein deutlicher Anstieg gegenüber dem Jahr 2005, als lediglich 35000 Ingenieurinnen und Ingenieure ausgebildet wurden.435 Von 2005 bis 2011 stieg die Zahl der beschäftigten Ingenieurinnen und Ingenieure in Deutschland um 19Prozent auf 1,66 Millionen an. Besonders stark wuchs die Zahl der weiblichen Ingenieure, von 205000 auf 275000 und damit um 34Prozent.


  Schon heute ist deutlich zu erkennen, dass die verarbeitende Industrie gut ausgebildete Arbeitskräfte sucht. Weltweit hatten im Jahr 2011 drei der fünf am schwersten zu besetzenden Arbeitsplätze– Techniker, ausgebildete Handwerker und Ingenieure– einen unmittelbaren Bezug zur verarbeitenden Industrie. Die demografische Entwicklung– nicht nur, aber auch in Deutschland– wird diese Entwicklung künftig noch verstärken.436


  Deshalb wird auch der Arbeitsmarktpolitik künftig eine wichtigere Rolle zufallen. Die Vorzeichen werden sich ändern: Künftig wird es nicht um die Verteilung knapper Arbeitsplätze, sondern um die Verteilung der (zu) wenigen Arbeitskräfte gehen. Allerdings ist Panik nicht angebracht. Mit einem Bündel an Maßnahmen wird diese Knappheit zu bewältigen sein. Sinnvoll erscheinen folgende Veränderungen:


  
    	• Die fiskalischen Fehlanreize im Steuersystem, die einer Erwerbstätigkeit von Frauen im Wege stehen, sollten beseitigt werden. Abgeschafft werden sollte zum einen die beitragsfreie Mitversicherung von nicht-erwerbstätigen Ehepartnerinnen oder -partnern in der Krankenversicherung. Zum anderen erscheint der OECD die Reduzierung der Vorteile aus dem sogenannten Ehegattensplitting sinnvoll.437


    	• Die Betreuungsangebote für Kinder sollten deutlich ausgebaut werden. Zugleich empfiehlt die OECD dem Staat, Familien, die keine Betreuungsangebote wahrnehmen möchten, keine Leistungen anzubieten.438


    	• Der längere Verbleib im Erwerbsleben sollte erleichtert werden. Die Abschläge bei Vorruhestandsregelungen sollten erhöht werden. Starre Ruhestandsregelungen sollten flexiblen Regelungen weichen. Das heutige System der Zwangsverrentung sollte ersetzt werden durch ein System, das Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die dies wünschen, die Teilnahme am Erwerbsleben auch weit über das 65.Lebensjahr hinaus ermöglicht. Eine einheitliche Regelung wird sich hier kaum finden lassen, aber außerhalb sicherheitsrelevanter Bereiche (Pilot, Busfahrer) gibt es zahlreiche Beispiele für erfolgreiche Berufstätigkeit bis weit ins achte Lebensjahrzehnt.


    	• In der Bildungspolitik sollten die traditionellen Stärken Deutschlands nicht vergessen werden. Dies ist zum einen das sehr erfolgreiche Modell der dualen Berufsausbildung. Zum anderen erscheint es sinnvoll, nach Phasen der Reformeuphorie– genannt sei der sogenannte Bologna-Prozess und die damit verbundene Abschaffung der Diplomstudiengänge etwa in technischen Disziplinen– eine Phase der Reflektion und Rückbesinnung einzulegen. Werden Ingenieurinnen und Ingenieure, die ein nur dreijähriges Bachelor-Studium absolviert haben, den Anforderungen des Arbeitsmarktes im 21.Jahrhundert tatsächlich gerecht? Die Antwort der Wirtschaft ist »nein«, und deshalb sollte die Rückkehr zum Diplom-Ingenieur an deutschen Hochschulen angestrebt werden.439


    	• Der Erhalt der Flexibilität am deutschen Arbeitsmarkt bleibt ein wichtiges Thema. Deutschland nimmt heute einen Mittelplatz zwischen den rigiden Arbeitsmarktregulierungen etwa der südeuropäischen Krisenländer Italien und Spanien auf der einen und den angelsächsisch geprägten Ländern USA und Großbritannien auf der anderen Seite ein. Dieser mittlere Weg, der Unternehmen nicht übermäßig einschränkt, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aber keine zu großen Risiken zumutet, hat sich als sinnvoll erwiesen. Er hat zudem dafür gesorgt, dass Deutschland bei der Jugendarbeitslosigkeit den geringsten Wert in Europa vorweisen kann.


    	• Ohne die Förderung von Zuwanderung wird es schwer werden, das heutige Wohlstandsniveau zu halten. Anders als in der Vergangenheit ist es aber notwendig, detaillierte Kriterien für die Zuwanderung zu entwickeln.440 Die deutsche Politik muss definieren, welche Zuwanderinnen und Zuwanderer gebraucht werden. Die weitere Einwanderung gering Qualifizierter ist nicht sinnvoll, weil es schwer fällt, diese Personen in den Arbeitsmarkt zu integrieren. In der Folge sind Integrationsprobleme dann sehr wahrscheinlich. Bei der Entwicklung von Kriterien zur Auswahl von Zuwanderinnen und Zuwanderern kann Deutschland von den Erfahrungen anderer Einwanderungsländer, etwa Australien, profitieren.441 Im Jahr 2015 ist eine Vermengung von regulärer und irregulärer Migration zu beobachten. Klassische Einwanderungsländer trennen hier strikt, und auch in Deutschland sollte künftig unterschieden werden zwischen der Zuwanderung aus humanitären Gründen (Asyl) und der Zuwanderung aus wirtschaftlichen Gründen. Bei letzterer wählt das Aufnahmeland die Zuwanderinnen und Zuwanderer vor der Einreise aus.

  


  In der Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik kann also mit einer Vielzahl von Maßnahmen der drohenden Arbeitskräfteknappheit begegnet werden. Ein altes, aber noch ungelöstes Thema ist dabei die Unterfinanzierung der Hochschulen. Nach der Abschaffung der zeitweilig erhobenen Studiengebühren ist die Mittelknappheit in der Lehre an staatlichen Hochschulen größer geworden. Die deutsche Gesellschaft ist einerseits nicht bereit, zusätzliche Mittel für die Hochschulen bereitzustellen und hofft andererseits auf ausreichend gebildeten Nachwuchs. Die Auflösung dieses Konfliktes bleibt eine wichtige Aufgabe der Politik.


  10.2 Handelspolitik


  Der zweite wichtige Aspekt ist die Handelspolitik. Gerade für die stark von mittelgroßen Unternehmen geprägte deutsche Exportwirtschaft ist eine transparente multilaterale Handelsordnung von herausragender Bedeutung. In der Handelspolitik sorgt das globale Regelwerk für gleiche Wettbewerbschancen. Bedauerlich ist, dass die europäische Handelspolitik in den letzten Jahren sehr stark auf die Ausweitung der bilateralen Verträge der EU mit anderen Staaten gesetzt hat.442 Aus ökonomischer und politischer Sicht wäre es indes sehr viel effektiver, die multilaterale Handelsordnung weiterzuentwickeln. Präferenzabkommen mit einzelnen oder mehreren Staaten führen unweigerlich zur Herausbildung paralleler Regulierungswelten, und dies ist vor allem für die in Deutschland wichtige mittelständische Industrie administrativ kaum zu beherrschen.


  Die Welthandelsorganisation hat in den letzten Jahren deutlich an Unterstützung verloren. Dabei gibt es in der Wissenschaft einen geradezu überwältigenden Konsens zur Nützlichkeit der WTO. Diese ist zwar nicht perfekt, aber sie erlaubt den Mitgliedsländern die Schaffung eines Regelwerkes, das kleinen wie großen Unternehmen (und Ländern) die Teilnahme am internationalen Warenhandel und der internationalen Arbeitsteilung ermöglicht. Deutschland sollte ein überdurchschnittlich großes Interesse daran haben, die multilaterale Ordnung mit neuem Leben zu erfüllen und wieder in den Mittelpunkt der Außenwirtschaftspolitik zu stellen.


  Die existierende multilaterale Ordnung hat die Aufgabe, die Interessen aller Staaten– gerade auch der weniger mächtigen– in der unübersichtlichen Welt des 21.Jahrhunderts zu schützen.443 Vor allem die Europäische Union, die immer wieder die Relevanz multilateraler Regelwerke betont und insbesondere deren Bedeutung für Entwicklungsländer hervorhebt, hat mit ihrer Außenwirtschaftspolitik in den letzten Jahren die Handelsordnung geschwächt. Insbesondere die gegenwärtig verhandelte transatlantische Freihandelszone zwischen der EU und den USA würde die Welthandelsorganisation ihrer wichtigsten Unterstützer berauben.


  Mit der Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) würden die historischen Erfolge der multilateralen Regulierung des Welthandels leichtfertig aufs Spiel gesetzt. Ob die Einbindung der Entwicklungsländer in das multilaterale Regelwerk oder die Schaffung eines sehr erfolgreichen Streitschlichtungsmechanismus in der WTO: In bilateralen und anderen Präferenzabkommen können die Vorteile dieses transparenten und einheitlichen Regelwerkes nicht erreicht werden. TTIP würde die WTO in die Irrelevanz abgleiten lassen, auch wenn die Befürworter diese Gefahr nicht zu erkennen vermögen. Für die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der transatlantischen Volkswirtschaften ist ein solches Abkommen nicht notwendig, weil die Reformen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit auf nationaler Ebene implementiert werden können. Der ökonomische Nutzen von TTIP bliebe begrenzt, aber die politischen Kollateralschäden wären erheblich. Handelspolitische Präferenzabkommen sind kein Königsweg, sondern allenfalls die zweitbeste Lösung und führen politisch wie ökonomisch in eine Sackgasse. Deutschland wäre von dieser Fehlentwicklung besonders betroffen.


  Die in den vergangenen Jahren häufig beschworene neue Verantwortung Deutschlands in der internationalen Politik könnte sich besonders in der Handelspolitik nutzbringend niederschlagen. Obwohl Deutschland in der Handelspolitik auf die anderen europäischen Partner angewiesen ist, könnte Berlin den Abschluss der Doha-Runde zu einer Priorität der deutschen Außenpolitik machen. Mit einer Weiterentwicklung der WTO wäre nicht nur den Industrieländern, sondern auch den Entwicklungsländern einschließlich der afrikanischen Volkswirtschaften sehr gedient.


  10.3 Finanzpolitik und Investitionen


  Drittens schließlich haben die Finanzkrisen der letzten Jahre sehr deutlich gezeigt, dass die Annahme, den Herausforderungen der Globalisierung könnte man ausschließlich auf der betriebswirtschaftlichen Ebene begegnen, blauäugig ist. Die Vernachlässigung der Finanzpolitik in den Jahren vor den Krisen war ein Fehler.


  Ein zukunftsfähiges Deutschland muss der nationalen und internationalen Finanzpolitik deutlich mehr Aufmerksamkeit zukommen lassen. Die lange gehegte Hoffnung, Finanzmärkte seien selbstregulierend und bedürften keiner harten Aufsicht, hat sich als falsch erwiesen. Staaten haften für ihre Banken, und deshalb ist es sinnvoll, auch und gerade global operierende Banken streng zu beaufsichtigen. Der Verweis des Finanzsektors, bei zu strikten Auflagen drohe die Abwanderung in andere Finanzmärkte, reflektiert die Präferenz von Banken für möglichst laxe Auflagen, aber diese interessengeleiteten Kampagnen gegen strenge Regulierung sollten von der Politik ignoriert werden. Die Bankenaufsicht hat nicht die Aufgabe, die Gewinnaussichten des Finanzsektors zu verbessern, sondern sie muss in erster Linie die Haftungsrisiken für die Gesellschaft so niedrig wie möglich halten.


  Vernachlässigt hat Deutschland die Investitionen im Inland. Seit gut einem Jahrzehnt liegen die Investitionen unter dem Mittelwert der übrigen G-7-Staaten. Vor dem Hintergrund der hohen inländischen Ersparnis führen niedrige Investitionen saldenmechanisch automatisch zu einem Abfluss von Kapital ins Ausland, da die Banken die Ersparnis dort investieren. Mit diesem Konzept ist die deutsche Volkswirtschaft in den letzten Jahren nicht gut gefahren. Auf die Investitionen im Ausland mussten hohe Abschreibungen vorgenommen werden. Je nach Berechnungsmodus verlor Deutschland zwischen knapp 300 und 650 Milliarden Euro. Dieses Geschäftsmodell nutzte den Menschen hierzulande nur wenig, und es ist kein Modell für die nächsten Jahrzehnte. Deutschland lieferte dem Ausland Waren und finanzierte diese gleich mit. Ein Teil der deutschen Exporte wurde gleichsam verschenkt. Ein stimmiges Konzept sieht anders aus.


  Deshalb steht Deutschland vor entscheidenden Weichenstellungen. Will man enorme Abschreibungen wie in der Vergangenheit vermeiden, gibt es zwei Optionen. Die erste wäre eine Verbesserung der Kompetenz der Bankiers, die mit ihren früheren Investitionen oft kläglich gescheitert sind. Besser wäre es hingegen, die Investitionstätigkeit in Deutschland deutlich anzuheben. Dies müssen keine neuen Fabriken sein, sondern es würde auch helfen, wenn in Deutschland wieder mehr Geld in den Bau von Wohnungen und Häusern fließen würde. Ein vergleichsweise kleiner steuerlicher Anreiz könnte schon genügen, um hier ein Umsteuern zu bewirken.


  Falls damit auch der Abbau der Leistungsbilanzüberschüsse gelingen würde, wäre Deutschland einen wesentlichen Schritt weitergekommen bei der Entwicklung eines nachhaltigen Wirtschaftsmodells. Die heutigen Überschüsse nutzen Deutschland nur wenig, aber sie schaden den Partnerländern, die Leistungsbilanzdefizite in Kauf nehmen und diese finanzieren müssen. Gerade in Europa haben die Ungleichgewichte wesentlich dazu beigetragen, nicht-nachhaltige Entwicklungen in den heutigen Krisenländern zu ermöglichen. Aus eigenem Interesse sollte die deutsche Gesellschaft sich an die Vorgaben des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes von 1967 erinnern und ein »außenwirtschaftliches Gleichgewicht« anstreben.


  Zugleich wäre es falsch, auf die von angelsächsischen Ökonominnen und Ökonomen gerne verbreitete Forderung einzugehen und die deutschen Exporte zu dämpfen. Die Herausforderung besteht vielmehr darin, klüger als in der Vergangenheit im Ausland zu investieren und zugleich die Investitionen im Inland zu steigern. Dabei hat die deutsche Industrie mit ihren Direktinvestitionen mehr Geschick bewiesen als der Finanzsektor. Auch in den kommenden Jahren wird der Ausbau von Produktionsstätten im Ausland wichtig bleiben, um die Zukunft der deutschen Wirtschaft zu sichern.


  Diese Untersuchung hat gezeigt, dass Deutschland auf die Herausforderungen der Globalisierung im 21.Jahrhundert insgesamt gut vorbereitet ist. Natürlich gibt es auf einigen Ebenen noch sehr viel Raum für Verbesserungen, aber im Vergleich mit anderen Industrienationen und auch mit Schwellenländern wie China oder Brasilien sind Deutschlands Wirtschaft und Gesellschaft gut gerüstet für den künftigen Wettbewerb. Unbefriedigend bleibt die einseitige Fixierung des Landes auf den Export bei gleichzeitiger Vernachlässigung von Investitionen im Inland. Zudem kümmert sich Deutschland zu wenig um die Stärkung der multilateralen Handelsordnung und vor allem der Welthandelsorganisation. Die Zukunftsfähigkeit Deutschlands entscheidet sich nicht nur auf der betriebswirtschaftlichen Ebene, sondern ganz wesentlich in der internationalen Politik.
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  11 Glossar


  Aktiva


  Ein Teil der → Bankbilanz. Die Aktivseite umfasst das Barvermögen (einschließlich der Mindestreserven bei der Zentralbank), Kredite an andere Banken (gehandelt auf dem Interbankenmarkt), Kredite an Nicht-Banken (Kundenkredite) und Wertpapiere. Sie ist nach abnehmender Liquidität geordnet.


  Asienkrise


  Der Begriff beschreibt eine tiefgehende finanzielle und ökonomische Krise in mehreren südostasiatischen Ländern, die am 2.Juli 1997 in Thailand begann und innerhalb weniger Monate nahezu die gesamte Region erfasste. Die Ursachen der Krise waren hohe Inlands- und Auslandsschulden, Zuflüsse großer Mengen an volatilem ausländischem Kapital, überbewertete Landeswährungen und eine ungenügende Regulierung des Finanzsektors. Über die enge Verknüpfung der Volkswirtschaften in Südostasien entwickelte sich ein Ansteckungsprozess, der die ganze Region erfasste. Indonesien, Südkorea und Malaysia mussten mit Finanzhilfen des Internationalen Währungsfonds gestützt werden. Die harten Auflagen des IWF sorgten in den betroffenen Ländern für erhebliche Kritik.


  Außenbeitrag


  Ein Begriff aus der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung bzw. der → Zahlungsbilanz. Der Außenbeitrag ist die Differenz aus den Erlösen aus Exporten und Importen eines Staates. Ein positiver Außenbeitrag bedeutet, dass die Erlöse aus dem Export von Waren und Dienstleistungen die Kosten für den Import übertreffen. Umgekehrt gibt ein Land mit einem negativen Außenbeitrag mehr Geld für den Import von Waren und Dienstleistungen aus, als es mit dem Export inländisch produzierter Ware verdient. Am Außenbeitrag wird häufig die ökonomische Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft gemessen.


  Bankbilanz


  Eine Bilanz ist die systematische Gegenüberstellung von Aktiva und Passiva zu einem bestimmten Zeitpunkt. In einer Bankbilanz gibt die Aktivseite Auskunft über die Kapitalverwendung und die Passivseite über die Kapitalherkunft. Die Bankbilanz gibt Aufschluss über die Liquiditätslage und die Risikosituation eines Kreditinstituts.


  Basel I-III


  Basel I-III sind drei nicht-bindende Regulierungsvorgaben für Banken, die vom Basler Ausschuss für Bankenaufsicht 1988, 2004 und 2010 veröffentlicht wurden. Sie enthalten Vorschläge zu Eigenkapitalvorschriften für Banken, um Kreditausfälle und Zahlungsschwierigkeiten besser abfedern zu können. Das Ziel der Baseler Vereinbarungen ist die Erhöhung der Stabilität der internationalen Finanzmärkte und die Schaffung gleicher Wettbewerbsbedingungen für alle Banken. Der Basler Ausschuss setzt sich zusammen aus Vertretern der Zentralbanken und Bankaufsichten von 27 Industrie- und Schwellenländern.


  BIP– Bruttoinlandsprodukt


  Das BIP gibt den Gesamtwert aller Waren und Dienstleistungen an, die innerhalb eines Jahres in einer Volkswirtschaft hergestellt werden. Es ist die gängigste Kennzahl für die wirtschaftliche Entwicklung einer Volkswirtschaft innerhalb einer Periode.


  BRIC-Staaten


  Der Begriff ist aus den Anfangsbuchstaben der vier Schwellenländer Brasilien, Russland, Indien und China zusammengesetzt. Sie werden von Wirtschaftsanalysten in einer Gruppe zusammengefasst, da sie vor allem in den ersten zehn Jahren des 21.Jahrhunderts durch ein starkes Wirtschaftswachstum, hohe Bevölkerungszahlen (die BRIC-Staaten repräsentieren gemeinsam rund 40Prozent der Weltbevölkerung) sowie ein zunehmendes Gewicht in der Weltwirtschaft gekennzeichnet waren.


  Bruttoanlageinvestitionen


  Die Kategorie »Bruttoanlageinvestitionen« der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung erfasst Investitionen in Anlagen, Maschinen und Ausrüstungen ebenso wie Infrastrukturinvestitionen (Straßen, Brücken, Eisenbahnen) und den Bau von öffentlichen (Schulen, Krankenhäuser) und privaten Gebäuden (Wohnhäuser, Gewerbeimmobilien). Der Erwerb von Grund und Boden wird nicht berücksichtigt, wohl aber Investitionen zur Verbesserung der Bodennutzbarkeit (etwa Entwässerungsgräben).


  Bundesstaat


  Ein Bundesstaat ist ein Zusammenschluss von Gliedstaaten zu einem Gesamtstaat mit eigenen Organen, eigener Verfassung und Souveränität. Die Gliedstaaten verfügen über verfassungsmäßig gesicherte eigenständige und nicht beschränkbare Kompetenzbereiche und sind an der Bildung des Bundeswillens institutionell und verfassungsmäßig beteiligt. Sie geben jedoch einen Teil ihrer Souveränität an die zentralen Institutionen des Bundesstaates ab. Deutschland ist ein föderal organisierter Bundesstaat. Der Bundesstaat lässt sich abgrenzen vom → Staatenbund.


  Direktinvestitionen


  Direktinvestitionen sind eine Form der Auslandsinvestition und stehen für Kapitalexport durch einen inländischen Investor mit dem Ziel, im Zielland Immobilien zu erwerben, Betriebsstätten oder Tochterunternehmen zu errichten, ausländische Unternehmen zu erwerben oder sich mit einem Einfluss sichernden Anteil an ihnen zu beteiligen. Entscheidend für die Definition einer Direktinvestition ist, dass nicht nur Kapital als Geldanlage exportiert wird, sondern Einfluss auf die Geschäftstätigkeit im Ausland genommen wird. Ausländische Direktinvestitionen sind in Deutschland meldepflichtig. Die Statistik wird von der Deutschen Bundesbank geführt.


  Doha-Runde


  Die Doha-Runde bezeichnet die aktuelle Verhandlungsrunde der Welthandelsorganisation (WTO). Das Ziel der Doha-Runde ist, die internationalen Handelsbeziehungen weiter zu liberalisieren und die Entwicklungsländer besser in die Weltwirtschaft zu integrieren. Die Verhandlungen begannen 2001 in Doha (Katar) und sollten ursprünglich bis Ende 2004 abgeschlossen sein. Ein Grund für die massive Verzögerung ist, dass die WTO-Handelsrunde erst dann abgeschlossen ist, wenn Konsens zu allen Verhandlungsgegenständen besteht. Ein Abschluss in Teilbereichen ist nicht möglich. Da die WTO-Mitglieder in entscheidenden Punkten der Doha-Runde noch keine Einigung erzielt haben, konnte sie bislang nicht zum Abschluss gebracht werden.


  Eigenheimzulage


  Die Eigenheimzulage war ein staatliches Subventionsprogramm zur Förderung von selbstgenutztem Wohneigentum für Steuerpflichtige in Deutschland, das von 1996 bis 2005 bestand. Zuvor war mit unterschiedlichen Programmen seit 1949 der private Wohnungsbau gefördert worden. Die Förderung erfolgte als einkommens­abhängige Zulage, die das Finanzamt direkt an Eigenheimerwerber für maximal acht Jahre auszahlte. Die Eigenheimzulage setzte sich aus den Komponenten Grundförderung, Baukinderzulage sowie Anreizen für ökologische Baumaßnahmen zusammen.


  Eigenkapital


  Das Eigenkapital einer Bank soll dazu dienen, im Krisenfall den Zusammenbruch des Instituts zu verhindern. Je höher das Eigenkapital im Verhältnis zu den Aktiva einer Bank, desto krisenfester ist sie. Die Bankenaufsicht legt fest, welches Maß an Eigenkapital eine Bank halten muss. Unterschieden wird in Kernkapital, Ergänzungskapital und Drittrangmittel.


  Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)


  Die 1957 in Rom gegründete EWG war die wichtigste der drei Europäischen Gemeinschaften (EWG, Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl und Europäische Atomgemeinschaft) und legte den Grundstein für die heutige Europäische Union. Das Ziel der EWG war der Aufbau eines gemeinsamen Marktes, die Verbesserung der Lebensbedingungen in den sechs Gründerstaaten sowie die sukzessive Angleichung von deren Wirtschaftspolitiken. Weiter sollte die Zusammenarbeit unter den Mitgliedern gestärkt und die Koordination mit anderen Staaten gefördert werden. 1993 wurde die EWG angesichts ihres mittlerweile erweiterten Aufgabengebiets in Europäische Gemeinschaft (EG) umbenannt. Mit dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon 2009 übernahm die Europäische Union die Rechtspersönlichkeit der EG und letztere wurde aufgelöst.


  Eurozone


  Als Eurozone (auch Euro-Währungsgebiet oder Euroraum) wird die Gruppe der EU-Staaten bezeichnet, die den Euro als offizielle Währung eingeführt haben. Die Eurozone besteht derzeit aus 19 EU-Staaten. Für die Geldpolitik der Eurozone ist die Europäische Zentralbank verantwortlich. Zusammen mit den nationalen Zentralbanken der Staaten der Eurozone bildet sie das Eurosystem. Von den übrigen neun EU-Staaten sind sieben verpflichtet, den Euro einzuführen, sobald sie die vereinbarten Konvergenzkriterien erfüllen. Dänemark und Großbritannien haben eine Ausstiegsoption (Opt-out) und behalten ihre eigenen Landeswährungen.


  Freihandel


  Der Begriff Freihandel bezeichnet internationalen Handel, der nicht durch Handelshemmnisse wie Zölle oder Importkontingente eingeschränkt ist. Die Außenwirtschaftstheorie sieht in einer durch Freihandel gekennzeichneten Weltwirtschaft Chancen zur Wohlfahrtsvermehrung für alle in den Weltmarkt integrierten Volkswirtschaften. Jede nationale Ökonomie spezialisiert sich auf jene Produkte, die sie am kostengünstigsten herstellen kann (Theorem der komparativen Kostenvorteile nach David Ricardo, 1772 – 1823). Durch internationale Arbeitsteilung und Tauschprozesse erreichen alle Länder einen höheren Wohlstand. Eine dem Freihandel entgegengesetzte Politik bezeichnet man als Protektionismus.


  General Agreement on Tariffs and Trade (GATT)


  Das GATT (Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen) entstand als Ergebnis der Konferenz von Bretton Woods 1944 und bestimmt seitdem die Regeln für den internationalen Handel. Die in Bretton Woods vorgesehene Schaffung einer Internationalen Handelsorganisation scheiterte in den frühen 1950er Jahren am Widerstand der USA. Zu unterscheiden ist das Abkommen, der GATT-Vertrag, und die Organisation, das GATT-Sekretariat. Ziel des multilateralen Abkommens war die Förderung der weltwirtschaftlichen Entwicklung und des Wohlstands durch den Abbau von Handelshemmnissen und die Schlichtung von Handelskonflikten. In insgesamt acht mehrjährigen Verhandlungsrunden wurden schrittweise Zölle gesenkt und Importkontingente aufgehoben. 1995 wurde schließlich das GATT-Sekretariat durch die → Welthandelsorganisation (WTO) abgelöst. Der GATT-Vertrag blieb jedoch als wichtiges Vertragswerk für den internationalen Handel innerhalb der WTO bestehen und wird seitdem weiterentwickelt.


  Große Depression


  Mit dem Begriff Große Depression wird die schwere ökonomische Krise bezeichnet, die am 24.Oktober 1929 mit dem »Schwarzen Donnerstag« an der New Yorker Börse begann und sich rasch nach Europa und in die übrige Welt ­ausbreitete. Die Krise setzte den »Goldenen Zwanzigern« ein Ende und dauerte fast zehn Jahre. Die Konsequenzen der Großen Depression waren ein schwerer Rückgang der Wirtschaftsleistung in zahlreichen Ländern, Arbeitslosigkeit, Deflation, Hunger und soziale Unruhen.


  Investitionskapital


  Der Begriff Investitionskapital umschreibt alle Gelder, die eingesetzt werden, um die Expansion eines Unternehmens zu finanzieren. Es wird verwendet, um die in einem Betrieb längerfristig eingesetzten Wirtschaftsgüter, wie Maschinen oder Fuhrparks (das sogenannte Anlagevermögen), anzuschaffen oder zu erneuern.


  Investitionsquote


  Die Investitionsquote gibt das Verhältnis der in einem Unternehmen in einem Geschäftsjahr getätigten Investitionen in das Anlagevermögen im Verhältnis zum gesamten Anlagevermögen an. Eine hohe Investitionsquote deutet darauf hin, dass das Anlagevermögen entsprechend erneuert und damit auf dem aktuellen Stand der Technik gehalten wird oder dass Erweiterungsinvestitionen getätigt werden. Bei der Interpretation der Investitionsquote sind der Branchenhintergrund, die Finanzierungspolitik und die angewandte Bilanzierung des Unternehmens zu beachten.


  Leistungsbilanz


  Die Leistungsbilanz umfasst Güterströme zwischen In- und Ausland im Rahmen der volkswirtschaftlichen → Zahlungsbilanz. Sie setzt sich zusammen aus der Handelsbilanz (Ex- und Importe von Waren), der Dienstleistungsbilanz (Austausch von Dienstleistungen), der Bilanz der Erwerbs- und Vermögenseinkommen (zum Beispiel Arbeitserträge und Kapitalentgelte) sowie der Bilanz der laufenden Übertragungen (zum Beispiel Heimatüberweisungen ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Entwicklungshilfezahlungen). Die Leistungsbilanz wird auch als Bilanz der laufenden Posten bezeichnet.


  Meistbegünstigung


  Das Meistbegünstigungsprinzip verpflichtet einen Staat, alle handelspolitischen Vergünstigungen, die einem Vertragspartner gewährt werden, im Zuge der Gleichbehandlung auch allen anderen Vertragspartnern zu gewähren. Damit soll verhindert werden, dass einzelne Länder von Handelsvergünstigungen ausgeschlossen werden. Das Prinzip der Meistbegünstigung ist zusammen mit der Inländerbehandlung die wichtigste Grundlage aller Vertragswerke der → WTO. Die Meistbegünstigungsklausel ist der Artikel 1 des GATT-Vertrages von 1947. Ausnahmen gibt es für regionale Integrationsabkommen wie die EU, die nordamerikanische Freihandelszone NAFTA oder die südostasiatische Gemeinschaft ASEAN.


  No-bailout-clause/Nichtbeistandsklausel


  Die Nichtbeistandsklausel bezeichnet eine Regelung der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion, die in Artikel 125 des Vertrages über die Arbeitsweise der EU festgelegt ist. Sie schließt die Haftung der EU sowie aller Mitgliedsstaaten für Verbindlichkeiten anderer Mitgliedsstaaten aus. In Konflikt gerät die Nichtbeistandsklausel zum einen mit dem Solidaritätsprinzip der EU, wonach finanzielle Hilfsmaßnahmen in Notsituationen, die allerdings nicht genau definiert wurden, erlaubt sind. Zum anderen wurde mit der Schaffung des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) im Jahr 2012 das Bailout-Verbot eingeschränkt.


  Präferenzabkommen (Freihandelszone, Zollunion)


  Präferenzabkommen regeln zwischenstaatliche Handelsbeziehungen durch die Gewährung von Vergünstigungen (zum Beispiel Zollbefreiung bei Importen). Es kann unterschieden werden zwischen einseitigen Präferenzen, bei denen ein Partner dem anderen unter Verzicht auf Gegenseitigkeit Vergünstigungen gewährt, und zweiseitigen Abkommen, bei denen dies gegenseitig gilt. Beide Formen stellen Ausnahmeregelungen von dem WTO-Prinzip der → Meistbegünstigung dar. Die Bedingungen für ein WTO-konformes Präferenzabkommen finden sich in Artikel 24 des GATT-Vertrages.


  Rating-Agentur


  Rating-Agenturen sind private, gewinnorientierte Unternehmen, welche Bewertungen für Schuldinstrumente (zum Beispiel Anleihen) sowie für deren Emittenten (Unternehmen und Staaten) erstellen. Die Rating-Agenturen betrachten dabei unter anderem das Ausfallrisiko sowie die Widerstandsfähigkeit gegenüber Konjunkturschwankungen. Das Ergebnis der Beurteilung wird in einer Buchstabenkombination ausgedrückt, die in der Regel von AAA (beste Note, kein Risiko) bis D (zahlungsunfähig) reicht.


  Spekulative Blasen


  Eine spekulative Blase beschreibt eine Marktsituation, in der der Preis eines Gutes weit über seinen »eigentlichen« Wert (Fundamentalwert) steigt. Dabei muss einem Preisanstieg nicht immer eine spekulative Blase zugrunde liegen. Entscheidend ist der Korrekturbedarf der Preise. Eine spekulative Blase liegt vor, wenn Investoren daran glauben, dass der Preis eines Gutes weiter steigt und durch ihr Kaufverhalten den Preis selbst in die Höhe treiben. Märkte zeigen bei spekulativen Blasen ein wiederkehrendes Muster von bei hohen Umsätzen stark steigenden und dann einbrechenden Preisen bis hin zum Börsencrash. Dieses Preisbewegungsmuster ist nicht auf die heutigen, stark vernetzten internationalen Finanzmärkte beschränkt, sondern wurde beispielsweise schon im 17.Jahrhundert als Folge der sogenannten Tulpenmanie dokumentiert.


  Staatenbund


  Ein Staatenbund ist ein Zusammenschluss unabhängiger, souveräner Staaten in einer losen Gemeinschaft. Die in einem Staatenbund zusammenarbeitenden Staaten bleiben selbstständig und geben Souveränität nur in Teilbereichen ab. Vor allem können die teilnehmenden Staaten aus dem Staatenbund wieder austreten und vereinbarte Zusammenarbeit wieder beenden. Sie schließen aber einen völkerrechtlichen Vertrag, um in bestimmten Aufgabenfeldern (zum Beispiel Außenpolitik, Wirtschaft oder Verteidigung) zu kooperieren. Zu diesem Zweck gründen sie gemeinsame Organisationen und Institutionen. Der Staatenbund lässt sich abgrenzen vom → Bundesstaat.


  Staatsanleihen


  Staatsanleihen sind festverzinsliche Wertpapiere, die Staaten herausgeben, um durch das eingenommene Geld öffentliche Ausgaben zu finanzieren. Im Prinzip unterscheiden sich Staatsanleihen nicht von Anleihen großer Unternehmen: Der Käufer einer Anleihe gibt dem Staat einen Kredit, den er nach einer vereinbarten Laufzeit zuzüglich Zinsen– der Rendite für den Käufer– zurückerhält. Lange galten Staatsanleihen als praktisch risikolos, da ein Ausfall des Emittenten (Staatsbankrott) ausgeschlossen wurde. Im Zuge der Eurokrise musste jedoch das Ausfallrisiko neu bewertet werden und im Ergebnis stiegen die Zinsen auf Staatsanleihen der gefährdeten Staaten. Die hohen Zinsen belasten die herausgebenden Staaten und erschweren ihnen die Refinanzierung an den Finanzmärkten.


  Staatsfonds


  Staatsfonds sind Investmentfonds für staatliche Gelder, die von Regierungen oder Regierungsagenturen verwaltet werden. Vor allem für Staaten mit großen Fremdwährungsreserven und eher kleinen, unbedeutenden nationalen Finanzmärkten sind Staatsfonds attraktiv, um weltweit staatliches Geld in Unternehmen, Investmentbanken und Staatsanleihen anzulegen. Bekannt sind zum Beispiel die Staatsfonds von Norwegen und den Vereinigten Arabischen Emiraten, die die Erlöse aus dem Ölexport der Länder verwalten.


  Strukturelle Arbeitslosigkeit


  Strukturelle Arbeitslosigkeit entsteht, wenn das Arbeitsangebot und die Arbeitsnachfrage in vermittlungsrelevanten Merkmalen wie Alter, Qualifikation, Beschäftigungsgrad, Wohnsitz oder Produktionsstandort nicht übereinstimmen und der Arbeitsmarkt zu wenig flexibel ist, um dies auszugleichen. Gründe dafür können nachhaltige Veränderungen in einzelnen Wirtschaftszweigen durch den Einsatz neuer Technologien oder auf dem Weltmarkt sein. Solche strukturellen Veränderungen erfordern in der Regel einen langen Anpassungs- und Umstellungsprozess, weshalb strukturelle Arbeitslosigkeit meist langfristig ist.


  Subprime-Anleihen


  Subprime-Anleihen sind zu komplexen Wertpapieren gebündelte und verbriefte Immobilienkredite, die in den USA an Schuldner mit niedriger Bonität vergeben werden. Der Name »Subprime« grenzt das Kreditsegment vom Prime-Bereich mit Kunden mit besserer Bonität ab. Da Subprime-Kredite schlechter gesichert sind, liegt ihre Verzinsung höher als bei normalen Immobilienkrediten. Entsprechend kann mit ihnen eine höhere Rendite erzielt werden, jedoch ist auch das Ausfallrisiko höher.


  Supranationalität


  Der Begriff Supranationalität bezeichnet eine organisatorische Ebene oberhalb des Nationalstaats. Supranationalität bedeutet die Verlagerung rechtlicher Zuständigkeiten von der nationalstaatlichen auf eine höherstehende Ebene, welche auch ohne Zustimmung aller Mitgliedsstaaten verbindliche Beschlüsse fassen kann. Die Organe der supranationalen Organisation sind von Weisungen der Mitgliedsstaaten weitgehend unabhängig und können die ihnen übertragenen Hoheitsrechte selbstständig gegenüber den Bewohnern der Mitgliedsstaaten ausüben (zum Beispiel in der Rechtsprechung). Die EU besteht zu Teilen aus supranationalen Institutionen.


  Transferzahlungen


  Transferzahlungen sind Zahlungen des Staates an private Haushalte (Renten, Pensionen, Wohngeld, Sozialhilfe), an Unternehmen (Subventionen) und an Gliedstaaten (Finanzausgleich in Deutschland, Kohäsionspolitik der EU), ohne dass von den Empfängern eine wirtschaftliche Gegenleistung erwartet wird. Die Idee der Transferzahlungen beruht auf dem Gedanken der Solidarität, wonach weniger Wohlhabende von wirtschaftlich Stärkeren unterstützt werden sollen.


  Wechselkurssicherungsgeschäft/Hedging


  Mit einem Wechselkurssicherungsgeschäft sollen Finanzgeschäfte gegen Wertverluste in Folge von Wechselkursschwankungen abgesichert werden. Dies kann mithilfe von Derivaten, insbesondere Options- und Termingeschäften, geschehen. Die Derivate sind an die zugrundeliegende Transaktion gekoppelt. Wechselkurssicherungsgeschäfte werden auch als Hedging bezeichnet.


  WTO (World Trade Organization, Welthandelsorganisation)


  Die WTO ist neben dem Internationalen Währungsfonds und der Weltbank eine der zentralen Organisationen, die Handels- und Wirtschaftspolitiken mit globaler Reichweite verhandeln. Sie ging 1994 aus dem → GATT-Sekretariat hervor. Die Aufgabe der WTO ist, ihre Mitgliedsstaaten bei deren Handelspolitik zu beraten und anschließend die Politik der einzelnen Länder zu koordinieren. Dies geschieht zumeist im Rahmen multilateraler Verhandlungen. Die Streitschlichtungsfunktion der WTO ist im Dispute Settlement Body (DSB) realisiert. Der DSB hat selbst keine Befugnis zur Durchsetzung der von ihm getroffenen Entscheidungen. Er kann allerdings Staaten, die sich durch einen Rechtsbruch eines Mitgliedsstaates geschädigt sehen, dazu autorisieren, mit Handelssanktionen zu reagieren.


  Zahlungsbilanz


  Die Zahlungsbilanz einer Volkswirtschaft erfasst alle ökonomischen Transaktionen zwischen Inländern und der übrigen Welt während eines bestimmten Zeitraums. Als Inländer gilt jede Person mit einem festen Wohnsitz im Land für das die Zahlungsbilanz erstellt wird und darüber hinaus auch jede Wirtschaftseinheit, die den Hauptteil ihrer wirtschaftlichen Aktivitäten im Inland ausübt. Die Zahlungsbilanz enthält Leistungstransaktionen und Kapitaltransaktionen als Stromgrößen. Die Transaktionen werden in Einnahmen und Ausgaben dargestellt. Die deutsche Zahlungsbilanz wird monatlich von der Bundesbank veröffentlicht und gibt Auskunft über die wirtschaftliche Verflechtung Deutschlands mit dem Ausland.
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